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Vorwort. 


In dem vorliegenden Werk ſoll in einer Zuſammenſtellung all 
das vor Augen geführt werden, was unſer Führer in den wenigen 
Wochen ſeit ſeiner Machtergreifung für das deutſche Volk geleiſtet 
hat trotz der großen Schwierigkeiten, die ſich ſeinem ehrlichen Wollen 
überall entgegenſtellten. Insbeſondere ſoll gezeigt werden, wie der 
übermächtige Wille des Führers die Volksgenoſſen wachgerüttelt 
und aus dem Chaos marxiſtiſchen Bonzentums zum Triumph des 
Dritten Reiches geführt hat. 

Das Buch ſoll eine bleibende Erinnerung an die Zeit ſein, in der 
es unferem Volkskanzler Adolf Hitler gelang, das deutſche Volk 
nach den 14 Jahren einer beiſpielloſen Mißwirtſchaft, Korruption 
und Zerſplitterung auf politiſchem und völkiſchem Gebiet zu einen. 

Möge der Himmel unſerem verehrten Führer zu ſeiner weiteren 
ſchweren Aufgabe ſeinen reichen Segen geben. 

Berlin, den 1. Juli 1933. 

Dr. Roſten. 
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I. Kapitel. 
Programmrede und Ermächtigungsgeſetz. 


Als Reichspräſident von Hindenburg am 30. Jannar 1933 
den Führer der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
Adolf Hitler zum Reichskanzler berief, war es jedem Kämpfer der 
N. S. D. A. P. klar, daß dieſer Tag zum Wendepunkt im Buche 
der deutſchen Geſchichte werden würde. Alle Bemühungen, eine 
Regierung zu bilden, die die Beibehaltung des innen⸗ und außen⸗ 
politiſchen Kurſes zum Ziel hatte, waren fehlgeſchlagen. So blieb 
den derantwortlichen Männern kein anderer Weg, als der, den das 
Schickſal vorſchrieb. Adolf Hitler übernahm das Steuer des 
Staates. 

Wie das deutſche Volk über die Neuordnung dachte, zeigte der 
5. März 1933. Die auf lange Zeit hinaus letzte Reichstagswahl 
war eine große Vertrauenskundgebung für den Nationalſozialismus. 
Der Einfluß der Parteien des Weimarer Syſtems wurde zur Be⸗ 
deutungsloſigkeit verurteilt. 

Die Weimarer Flagge, die vierzehn Jahre hindurch Zuſammen⸗ 
bruch, Entwürdigung, Entmachtung und Not geſehen hatte, wurde 
geſtrichen. Die neue Flagge ſtieg jubelnd begrüßt an den Maſten 
empor. 

Am 21. März, am Tage von Potsdam, wurde mit dem alten 
Regime endgültig Schluß gemacht. 


Hatte bisher der Parteiführer Adolf Hitler zum deutſchen Volke 
geſprochen, ſo ſprach jetzt der Staatsmann Adolf Hitler. 

Am 23. März 1933 unterbreitete er der geſamten Welt fein 
großes Aufbauprogramm. 

Unauslöſchlich iſt dieſer Tag im Buche der Weltgeſchichte ein⸗ 
getragen, an dem Adolf Hitler der Welt die Wege aufzeigte, die er 
zu gehen feſt entſchloſſen war, die Wege, die nicht allein zur Geſun⸗ 
dung unſeres deutſchen Vaterlandes, ſondern ganz Europas führen 
ſollen und werden. 

Um 2 Uhr nachmittags beſtieg der Volkskanzler die Redner⸗ 
tribüne, um ſeine große Programmrede vor dem neuen Reichstag 
zu halten. 

„Männer und Frauen des Deutſchen Reichstages! 

Im Einvernehmen mit der Reichsregierung haben die National⸗ 
ſozialiſtiſche und die Deutſchnationale Volkspartei Ihnen durch 
einen Initiativantrag ein Geſetz zur Behebung der Not von Volk 
und Reich zur Beſchlußfaſſung unterbreitet. Die Gründe für dieſen 
außerordentlichen Vorgang ſind folgende: 

Im November 1918 riſſen marxiſtiſche Organiſationen durch 
eine Revolution die vollziehende Gewalt an ſich. Die Monarchen 
wurden entthront, die Reichs⸗ und Landesbehörden abgeſetzt und 
damit die Verfaſſung gebrochen. Das Gelingen der Revolution im 
materiellen Sinne ſicherte die Attentäter vor dem Zugriff der Juſtiz. 
Die moraliſche Legitimierung ſuchten ſie in der Behauptung, 
Deutſchland bzw. ſeine Regierung trügen die Schuld am Ausbruch 
des Krieges. 

Dieſe Behauptung war wiſſentlich falſch. In der Folge führten 
aber dieſe im Intereſſe unſerer damaligen Feinde liegenden un⸗ 


wahren Anſchuldigungen zu ſchärfſten Unterdrückungen des ge- 
ſamten deutſchen Volkes, und der Bruch der uns in den 14 Punkten 
Wilſons gemachten Zuſicherungen dann für Deutſchland, d. h. für 
das ſchaffende deutſche Volk, zu einer Zeit grenzenloſen Unglücks. 

Alle die don den Männern des Novbembers 1918 gemachten Ver⸗ 
ſprechungen erwieſen ſich, wenn ſchon nicht als bewußte Irre⸗ 
führungen, ſo doch als nicht minder verdammenswerte Illuſionen. 
Die „Errungenſchaften der Revolution“ waren, im geſamten ge⸗ 
nommen, nur für kleinſte Teile unſeres Volkes angenehme. Für 
die überwältigende Mehrheit aber, zumindeſt ſoweit ſich dieſe durch 
ihre redliche Arbeit das tägliche Brot verdienen mußte, unendlich 
traurige. Daß hierfür der Selbſterhaltungstrieb der an dieſer Ent⸗ 
wicklung ſchuldigen Parteien und Männer tauſend Beſchönigungen 
und Ausreden findet, iſt verſtändlich. Der nüchterne Vergleich der 
durchſchnittlichen Ergebniſſe der letzten 14 Jahre mit den einſt 
proklamierten Verſprechungen fällt für die verantwortlichen 
Regiſſeure dieſes in der deutſchen Geſchichte beiſpielloſen Ver⸗ 
brechens vernichtend aus. 

Unſer Volk hat im Verlaufe der letzten 14 Jahre auf allen 
Gebieten des Lebens einen Verfall erlitten, der größer kaum vor⸗ 
ſtellbar iſt. Die Frage, was überhaupt in dieſer Zeit noch ſchlimmer 
hätte kommen können, iſt unter Berückſichtigung der Grundwerte 
unſeres deutſchen Volkes ſoweit der einſt vorhanden geweſenen poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Erbmaſſe nicht zu beantworten. 

Das deutſche Volk hat trotz ſeiner ſchweren Beweglichkeit in 
politiſchen Empfindungen und Stellungnahmen ſich ſteigend von 
den in feinen Augen für dieſe Zuſtände verantwortlichen Auf- 
faſſungen, Parteien und Verbänden abgewendet. 


Die Zahl der innerlich auf dem Boden der Weimarer Ver: 
faſſung ſtehenden Deutſchen war trotz der ſuggeſtiven Bedeutung 
und rückſichtsloſen Ausnutzung der Regierungsgewalt am Ende nur 
mehr ein Bruchteil der geſamten Nation. 

Es iſt weiter das charakteriſtiſche Merkmal dieſer 14 Jahre ge⸗ 
weſen, daß — abgeſehen von natürlichen Schwankungen — die 
Linie der Entwicklung konſtant nach unten führte. Dieſe depri⸗ 
mierende Erkenntnis war mit eine der Urſachen der allgemeien 
Verzweiflung. Sie förderte die Einſicht über die Notwendigkeit 
einer gründlichen Abkehr von den Ideen, Organiſationen und 
Männern, in denen man mit Recht allmählich die tieferen Ur⸗ 
ſachen unſeres Verfalls zu erkennen glaubte. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung vermochte daher trotz furcht⸗ 
barſter Unterdrückung immer mehr Deutſche geiſtes⸗ und willens⸗ 
mäßig zum Abwehrkampf zu erfaſſen. Sie hat im Verein mit den 
anderen nationalen Verbänden nunmehr innerhalb weniger Wochen 
die ſeit dem November 1918 herrſchenden Mächte beſeitigt und 
in einer Revolution die öffentliche Gewalt in die Hände der natio⸗ 
nalen Regierung gelegt. Am 5. März hat das deutſche Volk 
dieſem Akt ſeine Zuſtimmung erteilt. 

Das Programm des Wiederaufbaus von Volk und Reich ergibt 
ſich aus der Größe der Not unſeres politiſchen, moraliſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens. Erfüllt von der Überzeugung, daß dieſer Zu— 
ſammenbruch ſeine Urſachen in inneren Schäden unſeres Volks⸗ 
körpers hat, iſt es das Ziel der Regierung der nationalen Revo⸗ 
lution, diejenigen Gebrechen aus unſerem völkiſchen Leben zu be⸗ 
ſeitigen, die auch in Zukunft jeden tatſächlichen Wiederaufſtieg ver⸗ 
hindern würden. Der durch marxiſtiſche Irrlehre ſyſtematiſch her⸗ 


Reichskanzler Hitler gibt in der erſten Arbeitsſitzung des neuen Reichstags 
die Programmerklärung ab und begründet das Ermächtigungsgeſetz. 
(23. März 1933.) 


Minifterpräfident Hermann Göring, 
Reichsluftfahrtminifter und Preußiſcher Innenminiſter. 


beigeführte Verfall der Nation in weltanſchaulich unvereinbare 
Gegenſätze bedeutet die Vernichtung der Baſis eines möglichen 
Gemeinſchaftslebens. 

Die Auflöſung ergreift alle Grundlagen der Geſellſchafts— 
ordnung. Die völlig gegenſätzliche Einſtellung der einzelnen zu den 
Begriffen Staat, Geſellſchaft, Religion, Moral, Familie, Wirt⸗ 
ſchaft reißt Differenzen auf, die zum Krieg aller gegen alle führen. 

Ausgehend vom Liberalismus des vergangenen Jahrhunderts 
findet dieſe Entwicklung naturgeſetzlich ihr Ende im kommuniſtiſchen 
Chaos. 

Die Mobiliſierung primitioſter Inſtinkte führt zu einer Verbin⸗ 
dung zwiſchen den Auffaſſungen einer politiſchen Idee und den 
Handlungen wirklicher Verbrecher. Angefangen von Plünde⸗ 
rungen, Brandſtiftungen, Eiſenbahnanſchlägen, Attentaten und ſo 
fort erhält alles in der kommuniſtiſchen Idee ſeine moraliſche 
Sanktion. Allein die Methode des individuellen Maſſenterrors hat 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung im Laufe weniger Jahre über 
300 Tote und Zehntauſende von Verletzten gekoſtet. 

Die Brandſtiftung im Reichstag als mißglückter Verſuch einer 
großangelegten Aktion iſt nur ein Zeichen deſſen, was Europa vom 
Siege dieſer teufliſchen Lehre zu erwarten hätte. Wenn eine be⸗ 
ſtimmte Preſſe, beſonders außerhalb Deutſchlands, heute verſucht, 
entſprechend der durch den Kommunismus zum Prinzip erhobenen 
politiſchen Unwahrheit die nationale Erhebung Deutſchlands mit 
dieſer Schandtat zu identifizieren, ſo kann mich das nur in meinem 
Beſchluſſe beſtärken, nichts unverſucht zu laſſen, um in kürzeſter 
Zeit dieſes Verbrechen durch die öffentliche Hinrichtung des ſchul⸗ 
digen Brandſtifters und ſeiner Komplizen zu ſühnen! 


Der ganze Umfang der beabſichtigten Aktionen dieſer Organi⸗ 
ſation iſt weder dem deutſchen Volk noch der übrigen Welt genügend 
zum Bewußtſein gekommen. Nur durch ihr blitzſchnelles Zu⸗ 
ſchlagen hat die Regierung eine Entwicklung verhindert, die bei 
einem kataſtrophalen Ausgang ganz Europa erſchüttert haben 
würde. Manche von denen, die ſich heute aus Haß gegen die | 
nationale Erhebung innerhalb und außerhalb Deutſchlands mit den 
Intereſſen des Kommunismus verbrüdern, würden ſelbſt die Opfer 
einer ſolchen Entwicklung geworden ſein. 

Es wird die oberſte Aufgabe der nationalen Regierung ſein, dieſe 
Erſcheinung nicht nur im Intereſſe Deutſchlands, ſondern im 
Intereſſe des übrigen Europas in unſerem Lande reſtlos auszurotten 
und zu beſeitigen. 

Sie wird nicht die Erkenntnis aus dem Auge verlieren, daß es 
ſich dabei nicht um das negative Problem dieſer Organiſationen 
handelt, ſondern um die Durchführung der poſitiven Aufgabe der 
Gewinnung des deutſchen Arbeiters für den nationalen Staat. Nur 
die Herſtellung einer wirklichen Volksgemeinſchaft, die ſich über die 
Intereſſen und Gegenſätze der Stände und Klaſſen erhebt, vermag 
allein auf die Dauer dieſen Verirrungen des menſchlichen Geiſtes 
den Nährboden zu entziehen. Die Errichtung einer ſolchen welt⸗ 
anſchaulichen Geſchloſſenheit des deutſchen Volkskörpers iſt um ſo 
wichtiger, als nur durch ſie die Möglichkeit der Aufrechterhaltung 
freundſchaftlicher Beziehungen zu den außerdeutſchen Mächten ohne 
Rückſicht auf die fie beherrſchenden Tendenzen oder weltanſchaulichen 
Grundſätze gegeben iſt, denn die Beſeitigung des Kommunismus in 
Deutſchland iſt nur eine innerdeutſche Angelegenheit. Die übrige 
Welt mag daran ebenſoſehr intereſſiert ſein, da der Ausbruch eines 
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kommuniſtiſchen Chaos in dem dicht beſiedelten Deutſchen Reiche zu 
politiſchen und wirtſchaftlichen Folgeerſcheinungen beſonders im 
übrigen weſtlichen Europa führen würde, deren Ausmaße unvorftell- 
bar ſind. Der innere Zerfall unſerer Volksgemeinſchaft führte 
zwangsläufig zu einer immer bedenklicher werdenden Schwächung 
der Autorität der oberſten Staatsführung. Das Sinken des An⸗ 
ſehens der Reichsregierung, das ſich aus ſolchen unſicheren inneren 
Verhältniſſen zwangsläufig ergeben mußte, führte bei verſchiedenen 
Parteien in einzelnen Ländern zu Vorſtellungen, die mit der Einheit 
des Reiches unverträglich ſind. Alle Rückſichtnahme auf die Tra⸗ 
ditionen der Länder kann die bittere Erkenntnis nicht beſeitigen, daß 
das Ausmaß der Zerſplitterung des ſtaatlichen Lebens in der Ver⸗ 
gangenheit der Welt⸗ und Lebensſtellung unſeres Volkes nicht nur 
nicht nützlich, ſondern wahrhaft abträglich war. 
Es iſt nicht die Aufgabe einer überlegenen Staatsführung, nach⸗ 
träglich das organiſch Gewachſene nun dem theoretiſchen Prinzip 
einer zügelloſen Unitariſierung auszuliefern. Es iſt aber die Pflicht, 
dieſe geiſtige willensmäßige Einheit der Führung der Nation und 
damit den Reichsgedanken an ſich über jeden Zweifel zu erheben. 
Die Wohlfahrt unſerer Kommunen und Länder bedarf genau ſo 
wie die Exiſtenz des einzelnen deutſchen Menſchen des ſtaatlichen 
Schutzes. Die Reichsregierung beabſichtigt daher nicht durch Er— 
mächtigungsgeſetz die Länder aufzuheben. Wohl aber wird ſie die⸗ 
jenigen Maßnahmen treffen, die von nun ab und für immer eine 
Gleichmäßigkeit der politiſchen Intentionen in Reich und Ländern 
gewährleiſten. Je größer die geiſtige und willensmäßige Überein- 
ſtimmung iſt, um ſo weniger Intereſſe kann für alle Zukunft für 
das Reich beſtehen, das kulturelle und das wirtſchaftliche Eigenleben 
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der einzelnen Länder zu vergewaltigen. Vollends unmöglich ift der 
in letzter Zeit eingeriſſene Zuſtand einer gegenſeitigen Herabſetzung 
von Länder⸗ und Reichsregierungen unter Zuhilfenahme der modernen 
Mittel der Volkspropaganda. Ich werde unter keinen Umſtänden 
hinnehmen, und die Reichsregierung wird alle Maßnahmen dagegen 
treffen, daß in Zukunft jemals noch Miniſter deutſcher Regierungen 
vor der Welt in öffentlichen Maſſenverſammlungen, ja ſogar unter 
Verwendung des Rundfunks, ſich gegenſeitig anklagen oder her⸗ 
unterſetzen. 

Es führt weiter zu einer völligen Entwertung der geſetzgebenden 
Körperſchaften in den Augen des Volkes, wenn ſelbſt unter An⸗ 
nahme normaler Zeiten innerhalb von vier Jahren entweder im 
Reich oder in den einzelnen Ländern das Volk an die zwanzig Mal 
an die Wahlurne getrieben wird. Die Reichsregierung wird den 
Weg dazu finden, der das Ziel erreicht, daß die einmal gegebene 
Willensäußerung der Nation für Reich und Länder zu einheitlichen 
Konſequenzen führt. 

Eine weitergehende Reform des Reiches wird ſich aus der leben⸗ 
digen Entwicklung ergeben können. Ihr Ziel muß die Konſtruktion 
einer Verfaſſung ſein, die den Willen des Volkes mit der Autorität 
einer wirklichen Führung verbindet. Die geſetzliche Legaliſierung 
einer ſolchen Verfaſſungsreform wird dem Volke ſelbſt zugebilligt. 

Die Regierung der nationalen Revolution ſieht es grundſätzlich 
als ihre Pflicht an, entſprechend dem Sinne des ihr gegebenen Ver⸗ 
trauensvotums des Volkes diejenigen Elemente von der Einfluß⸗ 
nahme auf die Geſtaltung des Lebens der Nation fernzuhalten, die 
bewußt und mit Abſicht dieſes Leben negieren. Die theoretiſche 
Gleichheit vor dem Geſetz kann nicht dazu führen, grundſätzliche Ver⸗ 
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Reichs propagandaminiſter Dr. Joſeph Goebbels mit feiner Gattin beim 
Beſuch des italieniſchen Luftfahrtminiſters Balbo in Rom auf dem Flugplatz 
Ciampino. 

(Rechts vorn: Minifterialrat Hanke, der Adjutant des Reichspropaganda⸗ 
miniſters.) 


Alfred Roſenberg, der Chef des außenpolitiſchen Amts der N. S. D. A. P. 


ächter der Geſetze unter Gleichheit zu tolerieren, ja aus demokratiſchen 
Doktrinen heraus die Freiheit der Mation ihnen auszuliefern. Die 
Regierung wird die Gleichheit vor dem Geſetz aber allen denen zu- 
billigen, die in der Frontrichtung unſeres Volkes vor dieſer Gefahr 
ſich hinter die nationalen Intereſſen ſtellen und der Regierung ihre 
Unterſtützung nicht verſagen. 

Überhaupt ſoll unſere nächſte Aufgabe ſein, die geiſtigen Führer 
dieſer Vernichtungstendenzen zur Verantwortung zu ziehen, die ver⸗ 
führten Opfer aber zu retten. 

Sie ſieht insbeſondere in den Millionen deutſcher Arbeiter, die 
dieſen Ideen des Wahnſinns und der Gelbftvernichtung huldigen, 
nur die Ergebniſſe einer unverzeihlichen Schwäche der früheren 
Regierungen, die die Verbreitung der Ideen nicht verhinderten, deren 
praktiſche Verwirklichung ſie ſelbſt unter Strafe ſtellen mußten. 
Die Regierung wird ſich in dem Entſchluß, dieſe Frage zu löſen, von 
niemanden beirren laſſen. Jetzt iſt es Sache des Reichstags, ſeiner⸗ 
ſeits eine klare Stellung einzunehmen. Am Schickſal des Kommu⸗ 
nismus und der ſich mit ihm verbrüdernden anderen Organiſationen 
ändert dies nichts. Die nationale Regierung trifft dabei ihre Maß⸗ 
nahmen unter keinem anderen Geſichtspunkt als dem, das deutſche 
Volk und insbeſondere die Millionenmaſſen ſeiner arbeitenden 
Menſchen vor namenloſem Elend zu bewahren. 

Sie ſieht daher die Frage einer monarchiſchen Reſtauration ſchon 
aus dem Grunde des Vorhandenſeins dieſer Zuſtände zur Zeit als 
undiskutabel an. Sie würde den Verſuch einer Löſung dieſes Pro⸗ 
blems auf eigene Fauſt in einzelnen Ländern als Angriff gegen die 
Reichseinheit anſehen müſſen und demgemäß ihr Verhalten einrichten. 
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Gleichlaufend mit diefer politiſchen Entgiftung unſeres öffent: 
lichen Lebens wird die Reichsregierung eine durchgreifende moraliſche 
Sanierung des Volkskörpers vornehmen. Das geſamte Erziehungs⸗ 
weſen, Theater, Film, Literatur, Preſſe, Rundfunk, ſie werden alle 
Mittel zu dieſem Zweck ſein und demgemäß gewürdigt. Sie haben 
alle der Erhaltung der im Weſen unſeres Volkstums lebenden 
Ewigkeitswerte zu dienen. Die Kunſt wird ſtets Ausdruck und 
Spiegel der Sehnſucht und der Wirklichkeit einer Zeit ſein. Die 
weltbürgerliche Beſchaulichkeit iſt im raſchen Entſchwinden begriffen. 
Der Heroismus erhebt ſich leidenſchaftlich als kommender Geſtalter 
und Führer politiſcher Schickſale. Es iſt Aufgabe der Kunſt, Aus⸗ 
druck dieſes beſtimmenden Zeitgeiſtes zu ſein. Blut und Raſſe werden 
wieder zur Quelle der künſtleriſchen Intuition werden. Es iſt Auf⸗ 
gabe der Regierung, dafür zu ſorgen, daß gerade in einer Zeit be⸗ 
ſchränkter politiſcher Macht der innere Lebenswert und der Lebens⸗ 
wille der Nation einen um ſo gewaltigeren kulturellen Ausdruck 
finden. Dieſer Entſchluß verpflichtet zur dankbaren Bewunderung 
unſerer großen Vergangenheit. Auf allen Gebieten unſeres geſchicht⸗ 
lichen und kulturellen Lebens muß die Brücke von dieſer Vergangen⸗ 
heit zur Zukunft geſchlagen werden. Die Ehrfurcht vor den großen 
Männern muß der deutſchen Jugend wieder als heiliges Vermächt⸗ 
nis eingehämmert werden. Indem die Regierung entſchloſſen iſt, die 
politiſche und moraliſche Entgiftung unſeres öffentlichen Lebens ſich 
vorzunehmen, ſchafft und ſichert fie die Vorausſetzungen für eine 
wirklich tiefe Einkehr religiöſen Lebens. Die Vorteile perſonal⸗ 
politiſcher Art, die ſich aus Kompromiſſen mit atheiſtiſchen Organi⸗ 
ſationen ergeben mögen, wiegen nicht annähernd die Folgen auf, die 


in der Zerſtörung allgemeiner ſittlicher Grundwerte ſichtbar werden. 
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Die nationale Regierung ſieht in den beiden chriftlichen Kon- 
feſſionen die wichtigſten Faktoren zur Erhaltung unſeres Volkstums. 
Sie wird die zwiſchen ihnen und den Ländern abgeſchloſſenen Ver⸗ 
träge reſpektieren. 

Ihre Rechte ſollen nicht angetaſtet werden. Sie erwartet aber 
und hofft, daß die Arbeit an der nationalen und ſittlichen Erneuerung 
unſeres Volkes, die ſich die Regierung zur Aufgabe geſtellt hat, um⸗ 
gekehrt die gleiche Würdigung erfährt. Sie wird allen anderen 
Konfeſſionen in objektiver Gerechtigkeit gegenübertreten. Sie kann 
aber nicht dulden, daß die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Kon⸗ 
feſſion oder einer beſtimmten Raſſe eine Entbindung von allgemeinen 
geſetzlichen Verpflichtungen ſein könnte oder gar ein Freibrief für 

ſtrafloſe Begehung oder Tolerierung von Verbrechen. Die Sorge 
der Regierung gilt dem aufrichtigen Zuſammenleben zwiſchen Kirche 
und Staat, der Kampf gegen eine materialiſtiſche Weltanſchauung, 
für eine wirkliche Volksgemeinſchaft, dient ebenſo den Intereſſen der 
deutſchen Mation wie dem Wohl unſeres chriſtlichen Glaubens. 

Unſer Rechtsweſen muß in erſter Linie für Erhaltung dieſer 
Volksgemeinſchaft dienen. Der Unabſetzbarkeit der Richter auf der 
einen Seite muß eine Elaſtizität der Urteilsfindung zum Zweck der 
Geſellſchaft entſprechen. Nicht das Individuum kann Mittelpunkt 
der geſetzlichen Sorge fein, fondern das Volk. Landes⸗ und Volks⸗ 
verrat ſollen künftig mit barbariſcher Rückſichtsloſigkeit ausgetilgt 
werden. Der Boden der Exiſtenz der Juſtiz kann kein anderer ſein 
als der Boden der Exiſtenz der Nation. Möge dieſe daher auch ſtets 
die Schwere der Entſchließung derer berückſichtigen, die unter dem 
harten Zwang der Wirklichkeit das Leben der Nation verantwort⸗ 
lich zu geſtalten haben. 
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Groß find die Aufgaben der nationalen Regierung auf dem Ge⸗ 
biete des wirtſchaftlichen Lebens. Hier wird ein Geſetz alles Handeln 
beſtimmen; das Volk lebt nicht für die Wirtſchaft, und die Wirt⸗ 
ſchaft exiſtiert nicht für das Kapital, ſondern das Kapital dient der 


Wirtſchaft und die Wirtſchaft dem Volk. Grundſätzlich wird die 


Regierung die Wahrnehmung der wirtſchaftlichen Intereſſen des 
deutſchen Volkes nicht über den Umweg einer ſtaatlich zu organi⸗ 
ſierenden Wirtſchaftsbürokratie betreiben, ſondern durch die ſtärkſte 
Förderung der Privatinitiative und durch die Anerkennung des 
Eigentums. 

Zwiſchen der produktiven Intention einerſeits und der produktiven 
Arbeit andererſeits muß ein gerechter Ausgleich hergeſtellt werden. 
Die Verwaltung ſoll die Ergebniſſe der Fähigkeit, des Fleißes und 
der Arbeit durch Sparſamkeit reſpektieren. Auch das Problem 
unſerer öffentlichen Finanzen iſt nicht zuletzt das Problem einer ſpar⸗ 
ſamen Verwaltung. Die in Ausſicht genommene Reform unſeres 
Steuerweſens muß zu einer Vereinfachung der Veranlagung und 
damit zu einer Verminderung der Koſten und der Laſten führen. 
Grundſätzlich ſoll die Steuermühle an den Strom und nicht an die 
Quellen gebaut werden. Im Zuge dieſer Maßregeln muß eine Ver⸗ 
minderung der Laſten durch Vereinfachung der Verwaltung ein⸗ 
treten. Dieſe im Reich und in den Ländern durchzuführende Reform 
des Steuerweſens iſt aber nicht eine Frage des Augenblicks, ſondern 
einer nach den Erforderniſſen zu bemeſſenden Zeit. 

Die Regierung wird grundſätzlich Währungsexperimente ver⸗ 
meiden. Vor allem aber ſtehen zwei Wirtſchaftsaufgaben erſter 
Ordnung vor uns, die Rettung des deutſchen Banern muß unter 
allen Umſtänden durchgeführt werden. 
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Pg. Dr. Ley, der Präſtdent des Staatsrats und Führer der Deutfchen 
Arbeitsfront. 


Der Reichsleiter der N. S. B. O. Pg. Walter Schuhmann ſpricht im 
Luſtgarten über den Sinn der Gleichſchaltung der Gewerkſchaften. 


Die Vernichtung dieſes Standes in unferem Volke würde zu den 
denkbar ſchärfſten Konſequenzen führen. Die Wiederherſtellung der 
Rentabilität der landwirtſchaftlichen Betriebe mag für den Kon⸗ 
ſumenten hart ſein. Das Schickſal aber, das das ganze Volk träfe, 
wenn der deutſche Bauer zugrunde ginge, wäre mit dieſen Härten 
gar nicht zu vergleichen. Nur im Zuſammenhang mit der unter 
allen Umſtänden zu erreichenden Rentabilität unſerer Landwirtſchaft 
kann die Frage eines Vollſtreckungsſchutzes bzw. einer Entſchuldung 
gelöſt werden. Würde dieſe nicht gelingen, ſo müßte die Vernichtung 
unſerer Bauern nicht nur zum Zuſammenbruch der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft überhanpt, ſondern vor allem zum Zuſammenbruch des deut⸗ 
ſchen Volkskörpers führen. Seine Geſunderhaltung iſt aber auch 
die erſte Vorausſetzung für das Blühen und Gedeihen unſerer Indu⸗ 
ſtrie, des deutſchen Binnenhandels und des deutſchen Exports. Ohne 
das Gegengewicht des deutſchen Bauerntums hätte der kommuniſtiſche 
Wahnſinn ſchon jetzt Deutſchland überrannt und damit die deutſche 
Wirtſchaft endgültig vernichtet. Was die Geſamtwirtſchaft ein⸗ 
ſchließlich unſerer Exportinduſtrie dem geſunden Sinn des deutſchen 
Bauern verdankt, kann überhaupt durch kein Opfer geſchäftlicher 
Art abgegolten werden. Es muß daher auch der weiteren Beſiedlung 
des deutſchen Bodens in Zukunft unſere größte Sorge gelten. 

Im übrigen iſt ſich die nationale Regierung darüber im klaren, daß 
die endgültige Behebung der Not ſowohl der bäuerlichen wie der 
ſtädtiſchen Wirtſchaft abhängt von der Eingliederung der Arbeits⸗ 
loſenarmee in den Produktionsprozeß. Hierin liegt die zweite, ge⸗ 
waltigſte wirtſchaftliche Aufgabe. Sie kann nur gelöſt werden durch 
eine allgemeine Befriedung unter Durchſetzung geſunder, natürlicher, 
wirtſchaftlicher Grundſätze und aller Maßnahmen, die notwendig 
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find, auch wenn fie, im Augenblick geſehen, auf keine Popularität 
rechnen können. Arbeitsbeſchaffung und Arbeitsdienſtpflicht ſind 
hierbei nur Einzelmaßnahmen im Rahmen des Geſamtangriffs. 

Ahnlich wie zu den deutſchen Bauern iſt die Einſtellung der natio⸗ 
nalen Regierung zum Mittelſtand. Seine Rettung kann nur im 
Zuge der allgemeinen Wirtſchaftspolitik erfolgen. Die nationale 
Regierung iſt entſchloſſen, dieſe Frage durchgreifend zu löſen. Sie 
erkennt es als ihre geſchichtliche Aufgabe, die Millionen deutſcher 
Arbeiter im Kampfe um ihre Daſeinsrechte zu ſtützen und zu fördern. 
Als Kanzler und Nationalſozialiſt fühle ich mich ihnen als den 
einſtigen Gefährten meiner Jugend verbunden. Die Steigerung der 
Konſumkraft dieſer Maſſen wird ein weſentliches Mittel der wirt⸗ 
ſchaftlichen Belebung ſein. 

Unter Aufrechterhaltung unſerer Sozialgeſetzgebung wird ein 
erſter Schritt zu einer Reform ſtattfinden müſſen. Grundſätzlich ſoll 
aber die Nutzbarmachung jeder Arbeitskraft im Dienſte der All⸗ 
gemeinheit erfolgen. Das Brachliegenlaſſen von Millionen menſch⸗ 
licher Arbeitsſtunden iſt ein Wahnſinn und ein Verbrechen, das zur 
Verarmung aller führen muß. Ganz gleich, welche Werte durch 
eine Verwendung unſerer überſchüſſigen Arbeitskraft geſchaffen 
worden wären, ſie würden für Millionen Menſchen, die heute in 
Not und Elend verkommen, unentbehrliche Lebensgüter darſtellen 
können. Es muß und wird der organiſatoriſchen Fähigkeit unſeres 
Volkes gelingen, dieſe Frage zu löſen. 

Wir wiſſen, daß die geographiſche Lage des rohſtoffarmen 
Deutſchlands eine Autarkie für unſer Reich nicht vollkommen zuläßt. 
Es muß immer wieder betont werden, daß der Reichsregierung nichts 
ferner liegt als Exportfeindlichkeit. Wir wiſſen, daß wir die Ver⸗ 
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bindung mit der Welt nötig haben und daß der Abſatz deutſcher 
Ware in der Welt viele Millionen deutſcher Volksgenoſſen ernährt. 

Wir wiſſen aber auch, welches die Vorausſetzungen für einen 
geſunden Leiſtungsaustauſch zwiſchen den Völkern der Erde ſind. 
Denn Deutſchland iſt jahrelang gezwungen geweſen zu Leiſtungen 
ohne Gegenleiſtungen. Daraus ergibt ſich, daß die Aufgabe, Deutſch⸗ 
land als ein tätiges Glied des Warenaustauſches zu erhalten, weniger 
eine handelspolitiſche und eine finanzpolitiſche iſt. Solange man uus 
eine ſachgemäße und unſerer Kraft entſprechende Regelung uuſerer 
Auslandsſchulden nicht zugebilligt hat, ſind wir leider zur Aufrecht⸗ 
erhaltung unſerer Deviſenzwangswirtſchaft gezwungen. Die Reichs⸗ 
regierung iſt anch um deswillen verpflichtet, den gegen den Abfluß 
des Kapitals über die Grenzen errichteten Damm aufrechtzuerhalten. 
Wenn die Reichsregierung ſich von dieſen Grundſätzen leiten läßt, 
iſt beſtimmt zu erwarten, daß wachſendes Verſtändnis des Auslandes 
die Eingliederung unſeres Reiches in den friedlichen Wettbewerb der 
Nationen erleichtert. 

Die Förderung des Verkehrs bis zu einem vernünftigen Ausgleich 
aller Verkehrsintereſſen zu führen, wird ſchon zu Beginn des 
kommenden Monats durch eine Reform der Kraftfahrzeugſteuer der 
erſte Schritt getan. Die Erhaltung der Reichsbahn und ihre mög⸗ 
lichſt ſchnelle Zurückführung in die Macht des Reiches iſt eine Auf: 
gabe, die uns nicht nur wirtſchaftlich, ſondern auch moraliſch ver⸗ 
pflichtet. Die Entwicklung des Luftverkehrs als eines Mittels der 
friedlichen Verbindung der Völker untereinander wird die nationale 
Regierung mit Eifer pflegen. 

Bei all dieſer Tätigkeit bedarf die Regierung der Unterſtützung 
nicht nur der allgemeinen Kräfte in unſerem Volk, die in weiteſtem 
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Umfang fie heranzuziehen entſchloſſen iſt, fondern auch der hin: 
gebenden Treue und Arbeit des Berufsbeamtentums. Nur bei 
zwingendſter Not der öffentlichen Finanzen ſollen Eingriffe ſtatt⸗ 
finden, allein auch dann wird ſtrenge Gerechtigkeit das oberſte Geſetz 
unſeres Handelns fein. 

Der Schutz der Grenzen unſeres Reiches und damit des Lebens 
unſeres Volkes und der Exiſtenz uuſerer Wirtſchaft liegt heute bei 
unſerer Reichswehr, die entſprechend den uns im Verſailler Vertrag 
auferlegten Beſtimmungen als einzige wirklich abgerüſtete Armee in 
der Welt anzuſehen iſt. Trotz der dadurch bedingten Kleinheit und 
gänzlich ungenügenden Bewaffnung darf das deutſche Volk in ſtolzer 
Befriedigung auf ſeine Reichswehr ſehen. Unter ſchwerſten Ver⸗ 
hältniſſen iſt dieſes kleine Inſtrument unſerer nationalen Selbſtver⸗ 
teidigung entſtanden. In dieſem Geiſte iſt es der Träger unſerer 
beſten ſoldatiſchen Traditionen. In peinlicher Gewiſſenhaftigkeit hat 
das deutſche Volk aber damit ſeine ihm im Friedensvertrag auf⸗ 
erlegten Pflichten erfüllt, ja, ſelbſt der uns damals genehmigte Erſatz 
der Schiffe unſerer Flotte iſt — ich darf wohl ſagen: leider — nur 
zu einem kleinen Teil durchgeführt worden. 

Deutſchland wartet ſeit Jahren vergebens auf die Einlöſung des 
uns gegebenen Abrüſtungsverſprechens der anderen. Es iſt der auf: 
richtige Wunſch der nationalen Regierung, von einer Vermehrung 
des deutſchen Heeres und unſerer Waffen abſehen zu können, ſofern 
endlich auch die übrige Welt geneigt iſt, ihre Verpflichtung zu einer 
radikalen Abrüſtung zu vollziehen. Denn Deutſchland will nichts 
als gleiche Lebensrechte und gleiche Freiheit. 

In dieſem Geiſt des Friedenswillens allerdings will die nationale 
Regierung das deutſche Volk erziehen. Die Ehre der Nation, die 
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Pg. Schmeer, M. d. R., der Vorſitzende des Kongreſſes der Arbeitsfront. 


Walther Darré, Landwirtſchaftsminiſter. 


Ehre uuſerer Armee, das Ideal der Freiheit, fie müſſen dem deutſchen 
Volke wieder heilig werden! Das deutſche Volk will mit der 
Welt in Frieden leben. Die Reichsregierung wird aber gerade 
deshalb mit allen Mitteln für die endgültige Beſeitigung der 
Trennung der Völker der Erde in zwei Kategorien eintreten. Die 
Offenhaltung dieſer Wunde führt den einen zum Mißtrauen, den 
anderen zum Haß und damit zu einer allgemeinen Unſicherheit. Die 
nationale Regierung iſt bereit, jedem Volk die Hand zu aufrichtiger 
Verſtändigung zu reichen, das gewillt iſt, die traurige Vergangenheit 
einmal grundſätzlich abzuſchließen. Die Not der Welt kann nur 
vergehen, wenn durch ſtabile politiſche Verhältniſſe die Grundlage 
geſchaffen wird und wenn die Völker untereinander wieder Vertrauen 
gewinnen. 

Zur Behebung der Wirtſchaftskataſtrophe iſt notwendig: 

1. eine unbedingt autoritäre Führung im Innern zur Herſtellung 
des Vertrauens in die Stabilität der Verhältniſſe, 

2. eine Sicherſtellung des Friedens durch die großen Nationen auf 
lange Sicht zur Wiederherſtellung des Vertrauens der Völker 
untereinander, 

3. der endgültige Sieg der Grundſätze der Vernunft in der 
Organiſation und Führung der Wirtſchaft ſowie eine allgemeine 
Entlaſtung von Reparationen und unmöglichen Schuld- und Zins⸗ 
derpflichtungen. 

Leider ſtehen wir vor der Tatſache, daß die Genfer Konferenz 
trotz langer Verhandlungen bisher kein praktiſches Ergebnis erzielt 
hat. Die Entſcheidung über die Herbeiführung einer wirklichen 
Abrüſtungsmaßnahme iſt immer wieder durch das Aufwerfen tech⸗ 
niſcher Einzelfragen und durch das Hineinziehen von Problemen, die 
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mit der Abrüſtung nichts zu tun haben, verzögert worden. Dieſes 
Verfahren iſt untauglich. 

Der rechtswidrige Zuſtand der einſeitigen Abrüſtung und der 
daraus reſultierenden nationalen Unſicherheit in Deutſchland kann 
nicht länger dauern. 

Als ein Zeichen der Verantwortung und des guten Willens 
erkennen wir es an, daß die britiſche Regierung durch ihren Ab⸗ 
rüſtungsvorſchlag den Verſuch gemacht hat, die Konferenz endlich zu 
ſchnellen Entſcheidungen zu bringen. Die Reichsregierung wird jede 
Bemühung unterſtützen, die darauf gerichtet iſt, die allgemeine Ab⸗ 
rüſtung wirkſam durchzuführen und den längſt fälligen Anſpruch 
Deutſchlands auf Abrüſtung ſicherzuſtellen. Seit vierzehn Jahren 
find wir abgerüſtet, und ſeit vierzehn Monaten warten wir auf das 
Ergebnis der Abrüſtungskonferenz. Umfaſſender noch iſt der Plan 
des Chefs der italieniſchen Regierung, der großzügig und weitblickend 
derſucht, der geſamteuropäiſchen Politik eine ruhige und folgerichtige 
Entwicklung zu ſichern. Wir meſſen dieſem Plane ernſteſte Be⸗ 
deutung bei, wir ſind bereit, auf ſeiner Grundlage in voller Auf⸗ 
richtigkeit mitzuarbeiten, um die vier großen Mächte, England, 
Frankreich, Italien und Deutſchland, zu einer friedlichen Zuſammen⸗ 
arbeit zuſammenzuſchließen, die mutig und entſchloſſen an die Auf⸗ 
gaben herangeht, von deren Löſung das Schickſal Europas abhängt. 

Aus dieſem Anlaß empfinden wir beſonders dankbar die verſtänd⸗ 
nisvolle Herzlichkeit, mit der in Italien die nationale Erhebung 
Deutſchlands begrüßt worden iſt. Wir wünſchen und hoffen, daß 
die Gleichheit der geiſtigen Ideale die Grundlage für eine ſtetige Ver⸗ 
tiefung der freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den beiden 
Ländern ſein wird. 
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Ebenſo legt die Reichsregierung, die im Chriſtentum die un⸗ 
erſchütterlichen Fundamente der Moral und Sittlichkeit des Volkes 
ſieht, größten Wert auf freundſchaftliche Beziehungen zum Heiligen 
Stuhl und ſucht ſie auszugeſtalten. Gegenüber unſerem Brudervolk 
in Öfterreich empfinden wir das Gefühl der Anteilnahme an feinen 
Sorgen und Nöten. Die Reichsregierung iſt ſich in ihrem Tun und 
Handeln der Verbundenheit des Schickſals aller deutſchen Stämme 
bewußt. Die Einſtellung zu den übrigen einzelnen fremden Mächten 
ergibt ſich aus dem bereits Erwähnten. Aber auch da, wo die gegen- 
ſeitigen Beziehungen ſchon mit Schwierigkeiten behaftet ſind, werden 
wir uns um einen Ausgleich bemühen. Allerdings kann die Grund⸗ 
lage einer Verſtändigung niemals die Unterſcheidung in Sieger und 
Beſiegte ſein. 

Wir ſind aber der Überzeugung, daß ein ſolcher Ausgleich in 
unſerem Verhältnis zu Frankreich möglich iſt, wenn die Regierungen 
die ſie betreffenden Probleme beiderſeits wirklich weitſchauend in An⸗ 
griff nehmen. Gegenüber der Sowjetunion iſt die Reichsregierung 
gewillt, freundſchaftliche, für beide Teile nutzbringende Beziehungen 
zu pflegen. Gerade die Regierung der nationalen Revolution ſieht 
ſich zu einer ſolchen poſitiven Politik gegenüber Sowjetrußland in der 
Lage. Der Kampf gegen den Kommunismus in Deutſchland iſt 
umfere innere Angelegenheit, in den wir Einmiſchungen von außen 
niemals dulden werden. Die ſtaatspolitiſchen Beziehungen zu 
anderen Mächten, mit denen uns wichtige gemeinſame Intereſſen 
derbinden, werden davon nicht berührt. 


Das Verhältnis zu den übrigen Ländern verdient auch in der Zu⸗ 
kunft unſere ernſteſte Aufmerkſamkeit. Insbeſondere die großen 
überſeeiſchen Staaten, mit denen Deutſchland ſeit langem durch 
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Freundſchaft und wichtigſte wirtſchaftliche Intereſſen verbunden ift. 
Das Schickſal der Deutſchen außerhalb der Grenzen des Reiches, 
die als beſondere Volksgruppen innerhalb fremder Völker um die 
Wahrung ihrer Sprache, Kultur, Sitte und Religion kämpfen, 
wird uns ſtets bewegen, mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln für 
die den deutſchen Minderheiten garantierten internationalen Rechte 
einzutreten. 

Wir begrüßen den Plan einer Weltwirtſchaftskonferenz und ſind 
mit ihrem baldigen Zuſammentritt einverſtanden. Die Reichs⸗ 
regierung iſt bereit, mitzuarbeiten, um endlich poſitive Ergebniſſe zu 
erlangen. Die wichtigſte Frage iſt das Problem unſerer privaten 
kurzfriſtigen und langfriſtigen äußeren Verſchuldung. Die völlige 
Veränderung des Verhältniſſes der Warenwerte erfordert eine An⸗ 
paſſung der privaten Schulden an dieſe veränderten Verhältniſſe im 
Intereſſe der Gläubiger ſowohl als der Schuldner. Nur ans einer 
vertrauensvollen Zuſammenarbeit kann eine wirkliche Behebung der 
allgemeinen Sorgen erwachſen. 

Zehn Jahre eines aufrichtigen Friedens werden für die Wohl⸗ 
fahrt aller Nationen nützlicher ſein als eine dreißig Jahre lange 
Verrennung in die Begriffe von Sieger und beſiegten Nationen. 

Um die Regierung in die Lage zu verſetzen, die Aufgaben zu 
erfüllen, die innerhalb dieſes allgemein gekennzeichneten Rahmens 
liegen, hat ſie im Reichstag durch die beiden Parteien der National⸗ 
ſozialiſten und der Deutſchnationalen das Ermächtigungsgeſetz ein⸗ 
bringen laſſen. Ein Teil der beabſichtigten Maßnahmen erfordert 
die verfaſſungsändernde Mehrheit. Die Durchführung diefer Auf: 
gaben bzw. ihre Löſung iſt notwendig. Es würde dem Sinn der 
nationalen Erhebung widerſprechen und dem beabſichtigten Zweck 
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nicht genügen, wollte die Regierung ſich für ihre Maßnahmen von 
Fall zu Fall die Genehmigung des Reichstages erhandeln und 
erbitten. 

Die Regierung wird dabei nicht von der Abſicht getrieben, den 
Reichstag als ſolchen aufzuheben. Im Gegenteil, ſie behält ſich auch 
für die Zukunft vor, ihn von Zeit zu Zeit über ihre Maßnahmen zu 
unterrichten oder aus beſtimmten Gründen, wenn zweckmäßig, auch 
ſeine Zuſtimmung einzuholen. 

Die Autorität und damit die Erfüllung der Aufgaben der Re⸗ 
gierung würden aber leiden, wenn im Volke Zweifel an der Sta⸗ 
bilität des neuen Regiments entſtehen könnten. Sie hält vor allem 
eine weitere Tagung des Reichstages im heutigen Zuſtande der tief⸗ 
gehenden Erregung der Nation für unmöglich. 

Es iſt kaum eine Revolution von ſo großem Ausmaß ſo diſzipli⸗ 
niert und unblutig verlaufen, wie die der Erhebung des deutſchen 
Volkes in dieſen Wochen. Es iſt meine feſte Abſicht, für dieſe ruhige 
Entwicklung auch in Zukunft zu ſorgen. Allein um ſo nötiger iſt es, 
daß der nationalen Regierung jene ſouderäne Stellung gegeben 
wird, die in einer ſolchen Zeit allein geeignet iſt, eine andere Entwick⸗ 
lung zu verhindern. Die Regierung beabſichtigt dabei, von dieſem 
Geſetz nur iuſoweit Gebrauch zu machen, als es zur Durchführung 
der lebeusnotwendigen Maßnahmen erforderlich iſt. Weder die 
Exiſtenz des Reichstages noch des Reichsrats ſoll dadurch bedroht 
ſein. Die Stellung und die Rechte des Herru Reichspräſidenten 
bleiben unberührt. Die innere Ubereinſtimmung mit feinem Willen 
herbeizuführen wird ſtets die oberſte Aufgabe der Regierung ſein. 
Der Beſtand der Länder wird nicht beſeitigt, die Rechte der Kirchen 
nicht geſchmälert, ihre Stellung zum Staate nicht geändert. 
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Da die Regierung an ſich über eine klare Mehrheit verfügt, iſt 
die Zahl der Fälle, in denen eine innere Notwendigkeit vorliegt, zu 
einem ſolchen Geſetze die Zuflucht zu nehmen, an ſich begrenzt. 

Um ſo mehr aber beſteht die Regierung der nationalen Erhebung 
auf der Verabſchiedung dieſes Geſetzes. Sie zieht in jedem Falle 
eine klare Entſcheidung vor. 

Sie bietet den Parteien des Reichstages die Möglichkeit einer 
ruhigen deutſchen Entwicklung und einer ſich daraus in der Zukunft 
anbahnenden Verſtändigung, und ſie iſt aber ebenſo entſchloſſen und 
bereit, die Bekundung der Ablehnung und damit die Anſage des 
Widerſtandes entgegenzunehmen. 

Mögen Sie, meine Herren Abgeordneten, nunmehr ſelbſt die 
Entſcheidung treffen über Frieden oder Krieg.“ 


Stürmiſche „Heil“ ⸗Rufe, die ſich in immer neuen Ovationen fort⸗ 
ſetzten, folgten der Rede des Reichskanzlers. 

Aus dem Sitzungsſaal bis anf den Vorplatz, vom Vorplatz bis in 
die Straßen pflanzte ſich der Ruf fort: „Wir fordern Annahme des 
Ermächtigungsgeſetzes!“ 

Der Sozialdemokrat Wels verſuchte in einer Rede gegen das Er⸗ 
mächtigungsgefeg Stellung zu nehmen. Die nationalfozialiftifche 
Fraktion hörte mit vorbildlicher Gelaſſenheit den Ausführungen zu. 

Der junge Volkskanzler machte ſich lachend kleine Notizen. 
Kaum war der Sozialdemokrat auf ſeinen Platz zurückgekehrt, be⸗ 
trat der Führer abermals das Podium. Der größte Redner unferes 
Volkes übertraf ſich in der ſchlagartigen Erwiderung anf die Aus⸗ 
führungen des Sozialdemokraten Wels ſelbſt. Alle Regiſter wurden 
gezogen, die eine Verſammlung in Bann zu ſchlagen vermöchte. Die 
Wirkung war überwältigend. Jetzt hat der Führer Gelegenheit, 
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den Gegner vernichtend zu treffen. Der Führer des nenen Deutſch⸗ 
land rechnete mit dem verfloſſenen Syſtem ab. — 

„Spät kommt ihr, doch ihr kommt! Die ſchönen Theorien, die 
Sie, Herr Abgeordneter, ſoeben hier verkündeten, ſind der Welt⸗ 
geſchichte etwas zu ſpät mitgeteilt worden. Vielleicht hätten Ihre 
Erkenntniſſe, praktiſch angewendet, vor Jahren die heutige Klage 
don Ihnen erſpart. Sie erklären, daß die Sozialdemokratie unſer 
außenpolitiſches Programm unterſchreibt, daß ſie die Kriegsſchuld⸗ 
lüge ablehnt, daß ſie ſich gegen die Reparationen wendet. Und unn 
erhebt ſich nur die Frage: 

Wo war dieſer Kampf in der Zeit, in der Sie die Macht in 
Händen hatten? 

Sie hatten einſt die Möglichkeit, dem deutſchen Volke das Geſetz 
des inneren Handelns vorzuſchreiben. Sie haben es ja auch auf 
anderen Gebieten gekonnt. Es wäre genau ſo möglich geweſen, der 
deutſchen Revolution, die von Ihnen ausging, denſelben Schwung 
und dieſelbe Richtung zu geben, die einſt Frankreich ſeiner Erhebung 
1870 gegeben hat. Es wäre in Ihrem Ermeſſen geweſen, die 
deutſche Erhebung zu einer wirklich nationalen zu geſtalten, und Sie 
hätten dann das Recht gehabt, wenn die Fahnen der neuen Republik 
dann nicht ſiegreich zurückgekommen wären, immerhin zu erklären: 
„Wir haben das Außerſte getan, um dieſe Kataſtrophe durch den 
Appell an die Kraft des deutſchen Volkes abzuwenden. Zu der Zeit 
mieden Sie den Kampf, den Sie heute plötzlich in Worten der Mit⸗ 
welt mitteilen wollen. 

Sie ſagen, daß wehrlos nicht ehrlos iſt. Nein! Das braucht es 
nicht zu ſein. Auch wenn wir wehrlos ſein müſſen, ich weiß, wir 
würden nicht ehrlos ſein! 
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Unſere Bewegung war dank der Unterdrückung durch Ihre 
Partei jahrelang wehrlos gemacht worden — ehrlos iſt ſie nie 
geweſen! 

Ich bin der Überzeugung, daß wir den Geiſt dem deutſchen Volke 
einimpfen werden, der es, auch bei feiner heutigen Wehrloſigkeit, 
ſicherlich, Herr Abgeordneter, nicht ehrlos ſein laſſen wird. Auch 
hier lag es ja an Ihnen, dafür zu ſorgen, daß dieſes deutſche Volk 
der Welt das Beiſpiel einer Ehre gegeben hätte. Es lag an Ihnen, 
dafür zu ſorgen, daß, wenn ſchon die äußere Welt uns unterdrückt, 
die Art, in der das Volk das entgegennimmt, wenigſtens eine 
würdige iſt. 

Sie hatten Gelegenheit, gegen alle Erſcheinungen der Entwürdi⸗ 
gung unſeres Volkes aufzutreten. Der Landesverrat — er konnte 
don Ihnen genau ſo gut beſeitigt werden, wie er von uns beſeitigt 
werden wird! Sie haben kein Recht, dieſen Spruch überhaupt auf 
ſich zu beziehen, denn dann hätten Sie damals in einer Stunde, in 
der jede Revolution ein Hochverrat war, nicht zu dieſer Handlung 
auch nur indirekt Ihre Hand bieten dürfen. 

Sie hätten vermeiden müſſen, daß man dem deutſchen Volk auf 
Wunſch und Befehl des Auslandes eine neue Verfaſſung auf⸗ 
oktroyierte. Denn das iſt nicht ehrenvoll, ſich vom Feind ſeine innere 
Geſtaltung aufdrängen zu laſſen. 

Sie hätten ſich weiter damals zur deutſchen Trikolore bekennen 
müſſen und nicht zu Farben, die der Feind in Flugblättern herunter⸗ 
warf. Gerade in einer Zeit der Not und der Unterdrückung durch 
den Gegner muß man ſich erſt recht zu ſeinem Volk und zu ſeinen 
Symbolen bekennen. Sie hätten dann die Gelegenheit gehabt, ſelbſt 
wenn die Umwelt uns gezwungen hätte, das alles preiszugeben, was 
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uns früher hoch und heilig war, in der inneren Ausführung die 
nationale Ehre der Welt gegenüber in Erſcheinung treten zu laſſen. 
Sie haben dafür kein Verſtändnis gehabt. 

Sie ſagen: Gleiches Recht! So wie wir es nach außen wünſchen, 
fo wünſchen wir es auch nach innen. 

Nun, für dieſes gleiche Recht, Herr Abgeordneter, haben wir 
vierzehn Jahre gekämpft. Für dieſes gleiche Recht ſtand das natio⸗ 
nale Deutſchland Ihnen gegenüber. Reden Sie heute nicht von 
gleichem Recht! 

Sie fagen: „Man ſoll nicht einen Beſiegten vogelfrei erklären.“ 

Nun, Herr Abgeordneter, vogelfrei ſind wir geweſen, ſolange Sie 
die Macht hatten! Sie reden von Verfolgungen. Ich glaube, es 
ſind wenige nur unter uns, die nicht die Verfolgungen Ihrer 
Seite im Gefängnis büßen mußten. Es ſind wenige unter uns, die 
nicht die Verfolgungen don Ihrer Seite in den tauſendfältigen 
Schikanen und in tauſendfältiger Unterdrückung zu ſpüren be⸗ 
kommen haben. Und außer uns hier, da weiß ich eine Schar von 
Hunderttauſenden, die einem Syſtem der Verfolgung ausgeſetzt 
waren, das entwürdigend, geradezu niederträchtig ſich oft an ihnen 
ausließ. Sie ſcheinen ganz vergeſſen zu haben, daß man uns jahre⸗ 
lang die Hemden ſogar herunterriß, weil die Farbe braun war. 
Bleiben Sie jetzt nur im Bereich der Wirklichkeit. Aus Ihren 
Verfolgungen ſind wir gewachſen. 

Sie ſagen weiter, daß die Kritik heilſam ſei. 

Gewiß, wer Deutſchland liebt, mag uns Eritifieren. Wer eine 
Internationale anbetet, kann uns nicht kritiſieren. 

Die Heilſamkeit der Kritik hätten Sie in der Zeit erkennen 
müſſen, als wir in Oppoſition waren. Da ſind Ihnen dieſe Zitate 
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noch nicht zu Geſicht gekommen, ſondern damals hat man unfere 
Preſſe verboten und immer wieder verboten. Unſere Verſammlungen 
verboten, man hat uns und auch mir das Reden verboten, und jetzt 
ſagt man, Kritik ſei heilſam. 

Sie beklagen, daß die Welt am Ende auch unwirkliche Tatſachen 
erfahre über die Zuſtände in Deutſchland, wie beiſpielsweiſe die Be⸗ 
hauptung, daß etwa jeden Tag an den iſraelitiſchen Friedhöfen in 
Berlin zerſtückelte Leichname abgeliefert würden. Sie beklagen das, 
und Sie möchten ſo gern der Wahrheit die Ehre geben. Oh, Herr 
Abgeordneter, Ihrer Partei mit ihren internationalen Beziehungen 
ſollte es ſpielend leicht ſein, die Wahrheit feſtzuſtellen. Leſen Sie in 
dieſen Tagen die Zeitungen Ihrer eigenen ſozialdemokratiſchen 
Bruderpartei in Deutſch⸗Oſterreich. Niemand hindert Sie, dorthin 
Ihre Erkenntnis der Wahrheit zu verbreiten. Ich werde neugierig 
ſein, inwieweit die Kräfte Ihrer internationalen Bindungen auch hier 
wirkſam werden. Ich habe Ihre Zeitung im Saargebiet geleſen, und 
dieſes Blatt treibt nichts anderes als danernden Landesverrat. Es 
verfucht dauernd, dem Auslaud gegenüber Deutſchland zu belaften, 
mit Lügen, um uns vor der Welt in eine ſchiefe Lage zu bringen. 

Sie ſprechen von mangelnder Rechtsſicherheit. 

Ich habe die Revolution im Jahre 1918 auch geſehen und muß 
ſchon wirklich ſagen: Wenn wir nicht das Gefühl für das Recht 
hätten, dann wären wir nicht hier, und Sie ſäßen auch nicht da. Sie 
haben ſich im Jahre 1918 gegen die gewandt, die Ihnen nichts getan 
hatten. Wir beherrſchen uns, gegen die uns zu wenden, die uns 
vierzehn Jahre lang gequält und gepeinigt haben. 

Sie ſagen, die nationalſozialiſtiſche Revolution habe nichts mit 
Sozialismus zu tun, ſondern der Sozialismus beſtünde nur darin, 
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daß man die einzige Trägerin des Sozialismus in Deutſchland, die 
S. P. D., verfolge. Sie ſind wehleidig und nicht für dieſe heutige 
Zeit beſtimmt, wenn Sie jetzt ſchon von Verfolgungen ſprechen. 
Was iſt Ihnen geſchehen? Sie ſitzen hier, geduldig hört man Ihre 
Reden an; Sie reden von Verfolgungen, und wer hat Sie denn bis⸗ 
her verfolgt? Sie ſagen, Sie ſeien die Träger des Sczialismus. 
Sie find die Träger jenes geheimnisvollen Sozialismus geweſen, den 
das deutſche Volk in der Wirklichkeit niemals zu ſehen erhielt. Von 
Ihren Leiſtungen und von Ihren Taten erzählen Sie, was alles Sie 
beabſichtigten. An den Früchten ſoll man auch Sie erkennen! Und 
die Früchte zeugen gegen Sie. Wenn das Deutſchland, das Sie in 
vierzehn Jahren zeugten, das Spiegelbild Ihres fozialiftifchen 
Wollens iſt, dann geben Sie uns gefälligſt vier Jahre Zeit, um 
Ihnen das Spiegelbild unſeres Wollens zu zeigen. 

Sie fagen, wir wollten unn den Reichstag ausſchalten, um die 
Revolution fortzuſetzen. 

Meine Herren, dazu hätten wir es wirklich nicht nötig gehabt, 
weder zu einer Wahl zu ſchreiten, noch dieſen Reichstag heute ein⸗ 
zuberufen, noch dieſe Vorlage hier einbringen zu laſſen. Den Mut, 
uns auch anders mit Ihnen auseinanderzuſetzen, den hätten wir 
wahrhaftigen Gott gehabt. 

Sie ſagen weiter, daß die Sozialdemokratie auch von uus nicht 
hinweggedacht werden könne, weil ſie die erſte geweſen ſei, die dieſe 
Plätze hier freigemacht hätte für das Volk, für die arbeitenden 
Menſchen, und nicht nur für Barone oder Grafen. 

In allem, Herr Abgeordneter, kommen Sie zu ſpät. Warum 
haben Sie über dieſe Geſmnung nicht beizeiten Ihren Freund 
Grzeſinski und Ihre anderen Freunde Braun und Gevering belehrt, 
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die mir jahrelang vorwarfen, ich fei doch nur Anſtreichergeſelle? 
Jahrelang iſt das auf Plakaten geſchehen, und ſchließlich hat man 
mir ſogar angeboten, mich mit der Hundepeitſche aus Deutſchland 
zu vertreiben. 

Dem deutſchen Arbeiter werden wir Nationalſozialiſten von jetzt 
ab die Bahn freimachen zu dem, was er fordern und verlangen 
kann. Wir Nationalſozialiſten werden ſeine Fürſprecher ſein. Sie, 
meine Herren, ſind nicht mehr benötigt. 

Sie ſprachen weiter davon, daß nicht die Macht entſcheidend ſei, 
ſondern das Rechtsbewußtſein. Dieſes Rechtsbewußtſein haben wir 
vierzehn Jahre lang in unſerem Volk zu erwecken verſucht, und es iſt 
durchaus erweckt worden Allerdings glaube ich nun einmal aus den 
eigenen politiſchen Erfahrungen, die ich mit Ihnen gemacht habe, daß 
das Recht allein leider noch nicht genügt, man muß auch die Macht 
beſitzen. Verwechſeln Sie uns nicht mit einer bürgerlichen Welt! 

Sie meinen, daß Ihr Stern wieder aufgehen könnte. 

Meine Herren, der Stern Deutſchlands will aufgehen, und 
Ihrer wird ſinken! 

Sie ſagen, daß Ihre Bewegung nicht gebrochen worden ſei wäh⸗ 
rend der Zeit der Sozialiſtengeſetzgebung. Das war die Zeit, in der 
die deutſche Arbeiterſchaft in Ihnen noch etwas anderes ſah, als Sie 
heute ſind. Warum haben Sie denn aber dieſe Erkenntnis vergeſſen 
uns gegenüber? Was im Völkerleben morſch, alt und gebrechlich 
wird, das vergeht und kommt nicht wieder. Auch Ihre Stunde hat 
geſchlagen, und nur, weil wir Deutſchland ſehen und ſeine Not und 
die Notwendigkeit des nationalen Lebens, appellieren wir in dieſer 
Stunde an den Deutſchen Reichstag, uns zu genehmigen, was wir 
auch ohnedem hätten nehmen können. Ich möchte es, nicht weil wir 
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die Macht überfchägen, ſondern weil wir am Ende mit denen, die 
heute vielleicht von uns getrennt ſind, aber doch auch an Deutſchland 
glauben, uns zuſammenfinden können. Ich möchte nicht in den 
Fehler verfallen, Gegner bloß zu reizen, ſtatt ſie entweder zu ver⸗ 
nichten oder zu verſöhnen. Ich möchte denen, die vielleicht auf anderen 
Wegen auch für ihr Volk empfinden, die Hand reichen, und möchte 
nicht einen ewigen Krieg anſagen; nicht aus Schwäche, ſondern aus 
Liebe zu meinem Volk und um dieſem Volk all das zu erſparen, was 
in dieſer Zeit der Kämpfe mit zugrundegeht. 

Sie wollen mich da aber niemals mißverſtehen. Die Hand gebe 
ich jedem, der ſich für Deutſchland verpflichtet, und ich erkenne nicht 
an das Gebot einer Internationale. Ich glaube, daß Sie für dieſes 
Geſetz nicht ſtimmen, weil Ihrer innerſten Mentalität nach die 
Abſicht Ihnen unbegreiflich iſt, die uns dabei beſeelt. Ich glaube 
aber, daß Sie das nicht tun würden, wenn wir das wären, was heute 
Ihre Preſſe im Ausland über uns verbreitet, und ich kann Ihnen 
nur ſagen: Ich will auch gar nicht, daß Sie dafür ſtimmen. 

Deutſchland ſoll frei werden, aber nicht durch Sie!“ 

Nachdem der Führer geendet hatte, gab der Prälat Kaas für 
das Zentrum die Erklärung ab, daß das Zentrum für das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz ſtimme und ſich damit der Sache der nationalen 
Regierung zur Verfügung ſtelle. 

Man wäre nach dem 8. März auch ohne die 52 . an der 
Macht geblieben, man hätte die Reformvollmachten auch ohne das 
Parlament in Anwendung gebracht, und doch iſt es von beſonderer 
Bedeutung, daß ſich die wichtigſten Phaſen dieſer Revolution legal 
und verfaſſungsmäßig abſpielten. 
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In der darauffolgenden Abſtimmung wurde das Ermächtigungs⸗ 
geſetz vom Reichstag mit überwiegender Mehrheit angenommen. 

Das Geſetz, das den Führer mit faſt diktatoriſchen Vollmachten 
ausſtattet und das Führerprinzip wieder zur Geltung bringt. 

Der geſchichtlichen Entwicklung des deutſchen Volkes und der 
deutſchen Stämme entſpricht einzig die Unterordnung unter den 
Führer, mag er ſich Hauptmann, Herzog, Fürſt, König oder ſonſt⸗ 
wie nennen, unter den Führer, der körperlich oder geiſtig, durch 
Tatkraft oder Organiſationstalent die Maſſe überragt. 

Auch unſere Bewegung ergibt ſich reſtlos dieſem Prinzip, durch 
Unterordnung unter ihren Schöpfer und die von ihm beſtimmten 
Unterführer. Das volksfremde demokratiſche Abſtimmungsprinzip, 
bei dem nur parteipolitiſche Eigenintereſſen meiſt ſachfremder Per⸗ 
ſonen Geltung haben, gehört durch Annahme des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes vergangenen Zeiten an. Jetzt befiehlt einer, der Führer, zum 
Wohle des Ganzen! Die Gleichſchaltung auf politiſchem und wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiet, deren weltgeſchichtliche Bedeutung ich in den 
nächſten Kapiteln klarlegen werde, iſt durch die Annahme des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes legaliſiert. 

Der Wortlaut des Ermächtigungsgeſetzes iſt folgender: 


Entwurf des Geſetzes zur Behebung der Not don Volk und Reich. 

Der Reichstag hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsrats hiermit derkündet wird, nachdem feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß die Erforderniſſe verfaſſungsändernder Geſetzgebung 
erfüllt ſind. 

Artikel 1 

Reichsgeſetze können außer in dem in der Reichsberfaſſung vor⸗ 

geſehenen Verfahren auch durch die Reichsregierung beſchloſſen 
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werden. Dies gilt auch für die in den Artikeln 88 Abſ. 2 und 87 
der Reichsverfaſſung bezeichneten Geſetze. 


Artikel 2 
Die von der Reichsregierung beſchloſſenen Reichsgeſetze können 
von der Reichsverfaſſung abweichen, ſoweit fie nicht die Einrichtung 
des Reichstages und des Reichsrates als ſolche zum Gegenſtand 
haben. Die Rechte des Reichspräſidenten bleiben unberührt. 


Artikel 3 
Die von der Reichsregierung beſchloſſenen Reichsgeſetze werden 
dom Reichskanzler ausgefertigt und im Reichsgeſetzblatt verkündet. 
Sie treten, ſoweit ſie nichts anderes beſtimmen, mit dem auf die 
Verkündigung folgenden Tage in Kraft. Die Artikel 68 bis 77 
der Reichsverfaſſung finden auf die von der Reichsregierung be⸗ 
ſchloſſenen Geſetze keine Anwendung. 


Artikel 4 
Verträge des Reiches mit fremden Staaten, die ſich auf Gegen⸗ 
ſtände der Reichsgeſetzgebung beziehen, bedürfen für die Dauer der 
Geltung dieſes Geſetzes nicht der Zuſtimmung der an der Geſetz⸗ 
gebung beteiligten Körperſchaften. Die Reichsregierung erläßt die 
zur Durchführung dieſer Verträge erforderlichen Vorſchriften. 
Artikel 5 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Es tritt mit dem 1. April 1937 außer Kraft; es tritt ferner außer 
Kraft, wenn die gegenwärtige Reichsregierung durch eine andere 
abgelöft wird. 
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II. Kapitel. 
Die Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich. 


Durch das Ermächtigungsgeſetz erhielt der junge Reichskanzler 
die Machtbefugniſſe, die ſein ſchöpferiſcher überragender Geiſt 
brauchte, um ſeine Ideen zum Wohle unſeres deutſchen Vaterlandes 
durchzuführen. 

Seine erſte Großtat war die Gleichſchaltung der Länder mit dem 
Reich oder mit anderen Worten, die Erſchaffung des deutſchen 
Nationalſtaates. Mit dieſer Tat hat Adolf Hitler die Sehnſucht 
der Deutſchen vieler Jahrhunderte erfüllt und der inneren ſtaat⸗ 
lichen Zerriſſenheit ein Ende gemacht. Selbſt ein Bismarck iſt an 
dieſer Aufgabe geſcheitert. Er hat wohl ein Deutſches Reich ge⸗ 
ſchaffen, aber nur in Form eines föderativen Staates, d. h. das 
Deutſche Reich war nicht auch zugleich der deutſche Staat. Es 
gab deshalb auch im alten Bismarck⸗Reiche keinen deutſchen Staats⸗ 
bürger, ſondern einen preußiſchen, einen bayeriſchen, ſächſiſchen uſw. 

Deutſchland iſt nun ein Land, ein Volk! 

Mit einem Federſtrich hat der Führer erreicht, was Kaiſer und 
Könige, was die größten Staatsmänner vor ihm vergeblich er⸗ 
ſtrebten. Eine Großtat, wie ſie in der Geſchichte des Deutſchen 
Reiches ſeit Jahrhunderten nicht verzeichnet iſt. Der alte Staat 
konnte ſeine Kraft nicht für eine machtvolle Außenpolitik verwenden, 
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da er die Kraft in innerpolitiſchen Streitigkeiten zwiſchen den 
Ländern verbrauchte. Heute wird das ganze Reich einheitlich regiert, 
und doch bleibt jedem deutſchen Stamm ſeine Stammeseigentümlich⸗ 
keit erhalten. 

Aus den germaniſchen Stämmen mit ihrer echten, wehrhaften 
und freien Volksherrſchaft, bei denen der Herzog „primus inter- 
pares“ war, entwickelte ſich ein mächtiges deutſches Königtum. 
Deutſchland wurde damals, wie man heute ſagen würde, ein ganz 
und gar zentraliſtiſch regiertes Einheitsreich. Die Macht dieſes 
Reiches wurde nach und nach geſchwächt durch die Italienzüge und 
kriege des mittelalterlichen Kaiſertums. Die Kämpfe mit den 
Päpſten und italieniſchen Städten dezimierten die kaiſerliche Macht. 
In Deutſchland gewannen die Vaſallen der Kaiſer, die deutſchen 
Fürſten, von Jahrzehnt zu Jahrzehnt mehr Hausmacht und 
Selbſtändigkeit; es entſtanden die Territorial⸗ und Partikularſtaaten 
auf Koſten des Reiches. Das führte ſchließlich zum Ruin und 
völligen Zerfall des „Heiligen Römiſchen Reiches Deutſcher 
Nation“. Daß die Fürſten auf anderen Gebieten Großes leiſteten, 
iſt unbeſtritten. Die alten Reſidenzſtädte der Länder geben Zeugnis 
davon. Der Zerfall in Dutzende von größeren und kleineren 
Staaten und Duodezfürſtentümer war ſchließlich auch die Haupt⸗ 
urſache der Entſtehung des deutſchen Spießertyps, des guten deut⸗ 
ſchen Michels, deſſen Horizont nicht mehr über die Zollbarriere des 
Heimatſtädtchens hinausreichte, eine geiſtige Spezie, die uns übrigens 
bis heute noch zu ſchaffen macht. Es gab nicht mehr Deutſche, 
ſondern Preußen, Sachſen, Bayern, Heſſen, Badenſer uſw., die 
ſich gegenſeitig als Ausländer anſahen und behandelten. Jedes 
Ländchen hatte ſeine eigenen Intereſſen, kam ſich ſehr wichtig vor, 
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und es wurde ihm kaum klar, welche lächerliche Rolle es dem einigen 
ſtarken Auslande gegenüber ſpielte. Der Partikularismus und die 
dadurch bedingte Machtloſigkeit trägt die Hauptſchuld an der Not 
und dem Elend der deutſchen Menſchen verfloſſener Jahrhunderte. 

Durch die Staatskunſt Friedrichs des Großen war Preußen 
zu einer Großmacht geworden, und mancher erhoffte damals 
ſchon von Preußen die Einigung und nationale Wiedergeburt des 
Deutſchen Reiches. 

Aber auch anderen, beſonders kleinen Fürſten ſchmeichelte die 
Idee, fi) zum Herrſcher der dentſchen Nation aufzuſchwingen. 
Doch der Neid der deutſchen Fürſten untereinander lähmte jeden 
Fortſchritt auf dem Wege der Einheit des Reiches. Ein Unglück 
für jeden Deutſchen war, daß er zwei Vaterläuder hatte. Er fühlte 
ſich zwar als Deutſcher, aber vor allen Dingen war er Preuße, 
Bayer, Sachſe uſw. — Erſt dem Führer der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution ſollte es vorbehalten bleiben, durch die Gleichſchaltung 
dieſen Dualismus zu beſeitigen. 

Man braucht gewiß nicht bei der Schilderung des ſtaatlichen 
Lebens im achtzehnten Jahrhundert allein auf die Verſaillesſpielerei 
deutſcher Duodezfürſten mit allen ihren lächerlichen, oft noch 
ſchlimmeren Konſequenzen hinzuweiſen; man kann gut und gern 
anerkennen, was im achtzehnten Jahrhundert in manchen dieſer 
deutſchen Einzelſtaaten geleiſtet worden iſt, bei Fürſt und Volk, 
und doch, wenn man das Ganze nimmt, dann kann man nie den 
Zug von Tragik hinwegwiſchen, der darin liegt, daß, je ehrlicher 
und ernſter in dieſen Staaten der Gedanke ſtaatlicher Arbeit auf⸗ 
gegriffen wurde, um ſo gründlicher alle die Bande zerſchnitten 
wurden oder zerſchnitten zu werden drohten, die früher das ganze 
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deutſche Land einten. Alle die großen Fortſchritte, die in anderen 
Ländern Abſolutismus und Merkantilismus für die nationale 
Einigung gebracht haben, ſie wandten ſich in Deutſchland um⸗ 
gekehrt gegen die letzten immer durchſcheinender werdenden Reſte 
der alten Einheit, die bei den Deutſchen, das kann nicht ſcharf 
genug betont werden, doch einmal bereits vorhanden war. 


Das Jahr 1806 bedeutet den tiefſten Stand deutſcher Ver⸗ 
faſſungsentwicklung vom Geſichtspunkte der nationalen Einheit aus. 
Wie dieſer Tiefſtand bedingt war durch die Napoleoniſchen Siege, 
ſo hat umgekehrt der Sieg der Verbündeten über Napoleon zum 
erſtenmal einen ſtarken Drang nach nationaler Einigung hervor⸗ 
gerufen, dem das Verfaſſungswerk von 1815, alſo der Deutſche 
Bund, nur in ſehr unvollkommeuer Weiſe entſprach. Doch ſtellte 
der Deutſche Bund trotz aller Unvollkommenheit den erſten Schritt 
auf dem Wege nach einer wirklichen Zuſammenfaſſung der 
inzwiſchen tatſächlich und formell fonverän gewordenen Staaten 
dar, und deshalb gehört ſeine Behandlung in die Vorgeſchichte der 
Gründung des neuen Deutſchen Reiches. Hier iſt nur auf eines 
hinzuweiſen, weil ſich darin eine Folge der allmählichen Vernichtung 
der ſtaatlichen Einheit der Nation offenbart: Die 1813 fo nahe⸗ 
liegende Wiedergewinnung des Elſaß unterblieb, weil keine ſtaat⸗ 
liche Macht da war, die von der hohen und unangreifbaren Warte 
des nationalen Staates aus dieſe Forderung an Frankreich hätte 
ſtellen können; denn ein nationaler Staat war weder der Deutſche 
Bund, noch waren es ſeine Glieder. Und damit hat der ſtaatliche 
Partikularismus noch 1815 die ſchmerzliche Kette der Verluſte 
deutſchen Landes, an der er urſächlich ſo ſtark beteiligt iſt, vielleicht 
um das ſchmerzlichſte Glied vermehrt. 
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Wie groß die Sehnſucht nach einem großen einigen Reich ſchon 
damals war, geht aus einem Brief des Freiherrn vom Stein vom 
1. Dezember 1812 hervor: 

„Ich habe nur ein Vaterland, das heißt Deutſchland ... ich 
bin nur ihm und nicht einem Teile desſelben von ganzem Herzen 
ergeben. Mir ſind die Dynaſtien in dieſem Augenblick großer 
Entwicklung vollkommen gleichgültig, es ſind bloß Werkzeuge. 
Mein Wunſch iſt, daß Deutſchland groß und ſtark werde, um 
ſeine Selbſtändigkeit, Unabhängigkeit und Nationalität wieder zu 
erlangen und beides in ſeiner Lage zwiſchen Frankreich und England 
zu behaupten, das iſt das Intereſſe der Mation und ganz Europas. 
Mein Glaubensbekenntnis ... iſt: Einheit.“ 

Die große Sehnſucht des neunzehnten Jahrhunderts nach dem 
einigen Deutſchen Reich klingt aus den Liedern unſerer Freiheits— 
dichter. Dieſer begeiſterten Stimmung des Volkes ſtand aber 
immer das klar begrenzte Intereſſe der einzelnen Fürſten entgegen. 
Der Deutſche Bund iſt das erſte klare völkerrechtliche Gebilde, das 
die elementarſten Vorausſetzungen für ein deutſches Gemeinſchafts— 
leben ſchafft. Er umgrenzt das deutſche Gebiet klar und ein— 
deutig und ſichert die gemeinſame Verteidigungsflucht. Das, was 
dem alten Reich und ſeinen Verteidigungskriegen gegen das Aus⸗ 
land bis zum Ende, bis zum Frieden von Baſel das bezeichnende 
Gepräge gibt, die gleichgültige Neutralität vieler und die offene 
Verbindung einzelner Staaten mit dem Reichsfeind, iſt durch die 
Bundesakte endgültig ausgeſchloſſen. 

Und ſo bedeutet die Bundesakte gewiß einen Fortſchritt gegen⸗ 
über den troſtloſen ſtaatlichen Zuſtänden des ſiebzehnten und 
achtzehnten Jahrhunderts, aber ſie blieb zurück hinter den großen 
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Erwartungen, mit denen gerade die geiſtig führenden Schichten des 
deutſchen Volkes den Freiheitskrieg erlebt hatten. 

Infolgedeſſen beherrſcht der Gegenſatz zwiſchen den Einzelſtaaten 
und den nach Freiheit und Einheit ringenden, führenden geiſtigen 
Schichten des deutſchen Volkes die nächſten Jahrzehnte. Die 
Länderregierungen gingen gegen dieſe freiheitlichen Regungen mit 
reaktionärſten Geſetzen vor. 

Als Friedrich Liſt noch im Jahre 1819 beim Deutſchen Bundes⸗ 
tag eine Eingabe einbrachte, im Namen des Vereins deutſcher 
Kaufleute, mit dem Wunſche, die Zollſchranken zwiſchen den 
einzelnen Staaten aufzuheben, da bekam er zur Antwort, daß es 
keine deutſchen, ſondern nur öſterreichiſche, preußiſche, bayeriſche uſw. 
Kaufleute gebe. 

Der Staat, alſo die Einzelſtaaten, geſtützt vor allem durch das 
Oſterreich Metternichs, dem ſich Preußen bedingungslos anſchloß, 
war ſtark genug, alle Äußerungen dieſer Einheitsbewegung nieder⸗ 
zuhalten. 

Aber der Gedanke ließ ſich nicht unterdrücken, und gerade in 
dieſer ſtillen Zeit beſchäftigten ſich die politiſch am weiteſten 
blickenden Köpfe mit der Frage, wie denn dieſer erhoffte deutſche 
Einheitsſtaat geſtaltet werden könnte. 

J. G. Fiſcher ruft im Jahre 1849 nach „Dem antiken ganzen 
Mann, der ohn Anſehen und Erbarmen zu Hauf uns treibt im 
Schlachtenſchweiß und dann mit unbeugſamen Armen die deutſche 
Mark zu runden weiß.“ 

Dieſe Sehnſucht ging in Erfüllung. Bismarck, der eiſerne 
Kanzler, erſtand dem deutſchen Volke. 
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Als Bundesgefandter Preußens in Frankfurt a. M. wurde ihm 
klar, daß zwiſchen Preußen und Öfterreich ein außenpolitiſcher 
Gegenſatz beſtand, den keine innerpolitiſche Intereſſengemeinſchaft 
überbrücken konnte. Hier lernte er die öſterreichiſche Politik kennen, 
die ſich überall Preußen in den Weg ſtellte, hier erkannte er, daß 
der Gedanke einer nationalen Einheit nur durch Ausſchaltung 
Oſterreichs Wirklichkeit werden konnte. 

Durch den Krieg 1866 erreichte er dieſe Ansſchaltung Oſter⸗ 
reichs, um dann im Jahre 1871 den Traum aller Deutſchen durch 
die Gründung des Deutſchen Reiches zu erfüllen. 

Mit dieſer Gründung des Deutſchen Reiches und ſeiner Ver⸗ 
faſſung, die aber ſchon einen Fehler in den Reſervatrechten der 
Länder hatte, ſchien das Ziel des neunzehnten Jahrhunderts erreicht, 
und ſo hat damals Hermann Baumgarten eine Schrift verfaßt mit 
dem Titel: „Wie wir wieder ein Volk geworden ſind.“ Dieſe 
Schrift ſchildert in kurzen knappen Zügen die Verſöhnung von Idee 
und Staat, ſie zeigt, wie aus dem geiſtigen Deutſchland des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts der Gedanke eines politiſchen Deutſchlands 
entſtanden iſt. Wie dieſer Gedanke ſich gerieben hat an der realen 
Exiſtenz der einzelnen Staaten, und wie dann das Bismarckſche 
Reich die Verſöhnung gebracht hat. 

In dem Glauben, daß die Verſöhnung erreicht ſei, daß in der Ver⸗ 
bindung von Volk und Staat das Deutſche Reich feſt und ſicher für 
alle Zeiten gegründet ſei, ſind Generationen dahingegangen. Aber 
der alte Reichsgründer ſelbſt kannte die Schwächen ſeines Werkes, 
er wußte, daß wir noch nicht ein Volk waren. Manche ſchlafloſe 
Nacht hatte ihm dieſe Erkenntnis bereitet, daß er ſein Titanenwerk 
nicht bis zur letzten Konſeqnenz durchführen konnte. 
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Die große Belaſtungsprobe für das Werk Bismarcks kam im 
Jahre 1914. Oft genug war es in Gefahr zu verfallen. Die Ge⸗ 
fahr wuchs noch nach Beendigung des Krieges. 

Nach dem Zuſammenbruch 1918 ſetzten ſich mehrere, unterein- 
ander ſehr verſchieden geartete politiſche Parteien in den ſtaatlichen 
Rahmen der früheren Monarchien des Deutſchen Reiches feſt. So 
wurde das Reich zu einem Partei⸗Bundesſtaat, der für die Reichs⸗ 
einheit noch größere Gefahren brachte. Die Parteiregierungen der 
einzelnen Länder hielten es für ihr gutes Recht, anders zu regieren, 
als die Parteiregierung des Reiches und ſich möglichſt in offenen 
Gegenſatz zur Reichsregierung zu ſtellen. Das Bonzentum war bei 
den Regierungen der einzelnen Länder in Reinkultur vorhanden und 
trieb unſer deutſches Vaterland mit Macht der vollſtändigen Auf⸗ 
löſung und dem Chaos entgegen. Die innerpolitiſche Treuepflicht 
gegen das Reich wurde verneint und verhöhnt. 

Das neue Reichsſtatthaltergeſetz ſtellt das Verhältnis von Reich 
und Ländern auf eine vollſtändig neue verfaſſungsrechtliche Grund⸗ 
lage. Die Richtlinien für die Politik gibt von jetzt ab der Reichs⸗ 
kanzler an. Die Statthalter ſind ſeine Vertreter in den einzelnen 
Ländern. Ein politiſcher Konflikt zwiſchen Reich und Ländern iſt 
nun nicht mehr möglich. Pg. Gerhard Binz ſchreibt im V. B. 
über die ſtaatspolitiſche Stellung der Reichsſtatthalter: 

Die ſtaatspolitiſche Stellung des Statthalters entſpricht ſeiner 
Amtsbezeichnung: Er ſoll innerhalb eines Gebietes anſtatt der 
Zentralgewalt beſtimmte Machtbefugniſſe ausüben, die von dieſer 
ſelbſt nicht wahrgenommen werden können. Dabei handelt es ſich 
nicht um eine bloß kommiſſariſche, alſo behelfsmäßige Funktion, 
ſondern um einen dauernden Auftrag, die Landesregierung nach dem 
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Willen der Reichszentrale zu geftalten und die Einheit des politifchen 
Handelns im Sinne der Reichsgewalt zu ſichern. 

Die neuen Reichsſtatthalter ſind aber nicht nur die Vertreter der 
übergeordneten Reichsgewalt, in deren Namen ſie handeln, ſondern 
find in wichtigen Fällen auch Mitträger der Landesgewalt. Damit 
iſt das Verhältnis der Länder zum Reich in einer Weiſe neu geregelt, 
die eine ganze Reihe bisher künſtlich aufrechterhaltener Begriffe des 
deutſchen Bundesſtaatsrechtes von Grund auf ändert. Das morſche 
Gebäude unfruchtbarer Konſtruktionen, in denen die Staatsrechts⸗ 
lehrer des Liberalismus unter jüdiſchem Einfluß den Gipfelpunkt 
einer weiſen Staatsführung ſahen, iſt zuſammengebrochen. Die 
Lehre von einer möglichſt ausgeklügelten Abgrenzung der Kompe⸗ 
tenzen des Reiches und der Länder hat ihre Grundlage verloren. 
Eine ſtaatsrechtliche Literatur von rieſigem Umfang iſt nahezu 
entwertet. 

Deshalb iſt auch die Streitfrage: „Bundesſtaat oder Einheits⸗ 
ſtaat“ heute nur noch eine hiſtoriſche Angelegenheit. 

Zwiſchen Reich und Land beſteht alſo eine funktionelle Wechſel⸗ 
wirkung in der Perſon des Reichsſtatthalters, der ſichtbar verkörpert, 
daß es keine Spaltung der deutſchen Staatspolitik mehr gibt. Dieſe 
Eigenſchaft des Statthalters als Stellvertreter des Reichswillens 
und gleichzeitiger Mitträger der Landesgewalt erhebt das neue Amt 
zu ſeiner eigentlichen Bedeutung und gibt ihm eine Doppelſtellung, 
die, wie der Kölner Univerſitätsprofeſſor Schmitt (wohl der erſte 
Kommentator des Statthaltergeſetzes), feſtſtellt, dem ſtaatsrechtlichen 
Begriff der Realunion entſpricht. Sie beendet die unheilvolle 
Gewaltentrennung zwiſchen Reich und Land, die ihre Wurzel gleich⸗ 
falls in der Fiktion einer in Wahrheit längſt nicht mehr beſtehenden 
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Länderſuveränität hatte. Sie befeitigt damit das bisherige Neben⸗ 
einanderherlaufen gegenſätzlicher Intereſſen, die oft genug zu einem 
Ausſpielen der Landesgewalt gegen die Reichsgewalt geführt haben. 
Der nationalſozialiſtiſche Staat anerkennt nur noch eine Reichs⸗ 
hoheit, aber dieſe Reichshoheit ſtrömt auch auf die Länder über, weil 
unter den beteiligten Machtträgern der Gleichklang des politiſchen 
Willens beſteht. Es iſt nicht nur die landsmannſchaftliche Eigen⸗ 
ſchaft des Statthalters, die dafür bürgt, daß dem Lande ſein Recht 
wird, ſondern es liegt im gewollten Zweck ſeines Amtes begründet, 
daß er von Reichs wegen für die Entfaltung und für den Schutz des 
Eigenlebens ſeines Landes zu ſorgen hat, weil nur ſo das Reich ſich 
auf die tragende Mitarbeit feiner Länder zu ſtützen vermag. 


Das Statthaltergeſetz hat ſtaatspolitiſch nachgeholt, was in der 
nationalſozialiſtiſchen Volksbewegung bereits Wirklichkeit geworden 
war: Die organiſche Eingliederung der Länderaufgaben in die große 
Aufgabe des Reiches. Fortan kann es keine Länderfronde, keine 
„Konflikte“, kein Anrufen des Staatsgerichtshofes mehr geben. In 
der Perſon des Reichsſtatthalters liegt die Gewähr dafür, daß ein 
geſunder Ausgleich aller Intereſſen ſtattfindet. Am allerwenigſten 
aber iſt zu beſorgen, daß der Statthalter ſelbſt in einen inneren Wi⸗ 
derſtreit ſeiner Pflichten geraten wird: Denn hier erweiſt ſich die 
Großartigkeit des nationalſozialiſtiſchen organiſchen Denkens, das 
in allen ſeinen Trägern die gleiche weltanſchauliche Grundlage und 
damit auch den Einklang des politiſchen Fühlens und Handelns be⸗ 
gründet. In aller Klarheit muß deshalb feſtgeſtellt werden: Die 
nunmehr vollzogene formale Gleichſchaltung der heutigen Träger 
der Staatsführung im Reich und in den Ländern iſt die Krönung 
der durch Adolf Hitlers Arbeit geſchaffenen neuen Geſinnung, ohne 
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die wiederum die durch das Statthaltergeſetz zum Heile des deutſchen 
Volkes getroffene ſtaatsrechtliche Regelung unmöglich geweſen wäre. 

Es mag ſein, daß die Anbeter ſtaatsrechtlicher Konſtruktionen im 
Erlaß des Statthaltergeſetzes ſo etwas wie eine juriſtiſche Kata⸗ 
ſtrophe erblicken. Das ändert nichts an der Tatſache, daß dieſes 
Geſetz volkspolitiſch eiuer Erlöſung gleichkommt. Die deutſchen 
Stämme haben keinen Grund, dem Phantom einer Länderſtaatlich⸗ 
keit nachzutrauern, die es tatſächlich längſt nicht mehr gab, ſeitdem 
durch zahlreiche Querverbindungen verfilzte Reichsparteizentralen 
die Politik in den Ländern machten. Und das Volk ſieht in den 
Reichsſtatthaltern nicht Zwingherren einer fremden Gewalt, ſondern 
willkommene Landeshauptleute als Garanten einer Reichsgewalt, 
die nunmehr befähigt iſt, unbeſchwert von derworrenen Zuſtändig⸗ 
keitsfragen die notwendigen Befehle zur Rettung des Ganzen über⸗ 
all in reibungsloſer Geſchloſſenheit durchzuſetzen 

Die deutſchen Länder bleiben erhalten, aber die geſamte Landes⸗ 
gewalt ſteht unter der Vorausſetzung, daß ſie vom Reich her politiſch 
gleichgeſchaltet iſt. 

Durch das Gleichſchaltungs⸗ und Statthaltergeſetz vollendete der 
überragende Staatsmann Adolf Hitler das Werk, an dem ſelbſt ein 
Bismarck geſcheitert iſt, die politiſche Einheit des Reiches. 

Von jetzt ab wird nicht mehr preußiſche, bayeriſche oder ſächſiſche, 
ſondern deutſche Politik gemacht. | 

Die alten deutſchen Stämme leben noch heute und find die wahren 
Kraftſpender der Nation. Aber eine wirkliche Heimatliebe, ein 
wirkliches, kulturelles, blühendes Leben kann ſich in Deutſchland 
nur unter einer ſtarken politiſchen Reichsgewalt entfalten, die ſich 
auf die großen politiſchen Aufgaben der Nation beſchränkt, als in 
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einem föderativen Staatsgebilde ihre Kraft in innerpolitiſchen 
Reibereien zu verzehren. 

Der tauſendjährige Traum deutſcher Menſchen iſt durch unſeren 
Führer in Erfüllung gegangen. 

Deutſchland iſt ein Land — ein Volk! 

Das erſte Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich 
iſt am 31. März 1933 erlaſſen. Es hat folgenden Wortlaut: 


Vorläufiges Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich. 
Vom 31. März 1933 (RGBl. 1 S. 183). 

Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das 
hiermit verkündet wird: 

Vereinfachung der Landesgeſetzgebung. 

8 . 

(1) Die Landesregierungen ſind ermächtigt, außer in den in den 
Landesderfaſſungen vorgeſehenen Verfahren Landesgeſetze zu be⸗ 
ſchließen. Dies gilt anch für Geſetze, die den in Artikel 8; Abſ. 2 
und 87 der Reichsbverfaſſung bezeichneten Geſetzen entſprechen. 

(2) Über Ausfertigung und Verkündung der von den Landes⸗ 
regierungen beſchloſſenen Geſetze treffen die Landesregierungen Be⸗ 
ſtimmung. 

8 2 

(1) Zur Neuordnung der Verwaltung, einſchließlich der ge⸗ 
meindlichen Verwaltung, und zur Nenregelung der Zuſtändigkeiten 
können die von den Landesregierungen beſchloſſenen Landesgeſetze 
don den Landesverfaffungen abweichen. 

(2) Die Einrichtung der geſetzgebenden Körperſchaften als ſolche 
darf nicht berührt werden. 
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9 3 
Staatsverträge, die ſich auf Gegenſtände der Landesgeſetzgebung 
beziehen, bedürfen nicht der Zuſtimmung der an der Geſetzgebung be⸗ 
teiligten Körperſchaften. Die Landesregierungen erlaſſen die zur 
Durchführung dieſer Verträge erforderlichen Vorſchriften. 


Volks vertretungen der Länder. 
94 
(1) Die Volksbvertretungen der Länder (Landtage, Bürger: 
ſchaften) werden mit Ausnahme des am 5. März 1933 gewählten 
Preußiſchen Landtags hiermit aufgelöſt, ſoweit dies nicht bereits 
nach Landesrecht geſchehen iſt. 

(2) Sie werden neu gebildet nach den Stimmenzahlen, die bei 
der Wahl zum Deutſchen Reichstag am 8. März 1933 innerhalb 
eines jeden Landes auf die Wahlsoorſchläge entfallen find. Hierbei 
werden die auf Wahlvoorſchläge der Kommuniſtiſchen Partei ent⸗ 
fallenden Sitze nicht zugeteilt. Dasſelbe gilt für Wahlsoorſchläge 
von Wählergruppen, die als Erſatz von Wahlvorſchlägen der 
Kommuniſtiſchen Partei anzuſehen ſind. 


9 5 

(1) In den Ländern Bayern, Sachſen, Württemberg und 
Baden werden den Wählergruppen ſo viele Sitze zugewieſen, als 
die Verteilungszahl in der Geſamtzahl der für ihre Wahlvborſchläge 
abgegebenen Stimmen enthalten if. Dabei wird ein Reſt von“ 
mehr als der Hälfte der Verteilungszahl der vollen Verteilungszahl 
gleichgeachtet. 

(2) Die Verteilungszahl wird feſtgeſetzt für Bayern und 
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Miniſterpräſident Hermann Göring ſpricht in den Ausſtellungshallen 
am Kaiſerdamm. 


Hitler: Jugend (Bund deutſcher Mädel) bei der Maifeier in Finkenkrug 
am 1. Mai 1933. 


Sachſen auf je 40 000, für Württemberg auf 25 000 und * 
Baden auf 21 000. 
8 6 

(1) In den Ländern Thüringen, Heſſen, Hamburg, Meecklen⸗ 
burg⸗Schwerin, Oldenburg, Braunſchweig, Auhalt, Bremen, 
Lippe, Lübeck, Mecklenburg⸗Strelitz und Schaumburg⸗Lippe darf 
die Zahl der Mitglieder der neu zu bildenden Landtage (Bürger⸗ 
ſchaften) die folgenden Höchſtziffern nicht überſchreiten: 
Thüringen 359 Auhalt. 30 
Heſſenn 50 Bremen 96 
Hamburg . 128 Lippen 18 
Mecklenburg⸗Schwerin 48 Lübeck 64 
Oldenburg.. . 39 Mecklenburg⸗ Skrelig . > 15 
Braunfchweig . . . 36 Schaumburg⸗Lippfe . ı2 

(2) Die den Wählergruppen nach Abſ. 1 zuſtehenden Ab⸗ 
geordnetenſitze werden nach dem geltenden Landeswahlrecht ermittelt. 
Nach Landeswahlrecht feſtgeſetzte Verteilungszahlen werden indeſſen 
ſo erhöht, daß die durch Abſ. 1 beſtimmte Höchſtzahl von Mit⸗ 
gliedern nicht überſchritten wird. 


9 7 
(1) Die Sitze werden den Bewerbern anf Grund von Wahlsvor⸗ 


ſchlägen zugewieſen, die die Wählergruppen bis ſpäteſtens 13. April 
1933 einzureichen haben. Zur Einreichung don Wahlsorſchlägen 
find alle Wählergruppen befugt, auf deren Wahloorſchlag am 
5. März 1933 Stimmen entfallen find; dies gilt nicht für die 
Kommuniſtiſche Partei und ſolche Wählergruppen, deren Wahl⸗ 
vorfchläge als Erſatz von WSahlvorfchlägen der Kommuniſtiſchen 
Partei anzuſehen ſind. 
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(2) Verbindungen und Anſchlüſſe find nur inſoweit zuläffig, als 
fie bei der Reichstagswahl am 5. März 1933 getätigt waren. 

(3) Wahlbewerbern, die bis zum 8. März 1933 zur Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei gehörten, werden Sitze nicht zugewieſen. 


8 8 
Die neuen Landtage (Bürgerſchaften) gelten mit dem 8. März 
1933 als auf dier Jahre gewählt. Eine vorzeitige Auflöſung iſt 
unzuläſſig. Dies gilt auch für den am 8. März 1933 gewählten 
Preußiſchen Landtag. 
9 9 
Die Neubildung der Landtage (Bürgerſchaften) nach dieſem Ge⸗ 
ſetz muß bis zum 1. April 1933 durchgeführt fein. 
8 10 
Die Zuteilung von Sitzen auf Wahloorſchläge der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei für den Reichstag und den Preußiſchen Landtag auf 
Grund des Wahlergebniſſes vom 8. März 1933 iſt unwirkſam. 
Erſatzzuteilung findet nicht ſtatt. 
811 
Eine Auflöſung des Reichstags bewirkt ohne weiteres die Auf⸗ 
löſung der Volksbvertretungen der Länder. 


Gemeindliche Selbſtverwaltungskörper. 
812 
(1) Die gemeindlichen Selbſtoerwaltungskörper (Kreistage, Be: 
zirkstage, Bezirksräte, Amtsverſammlungen, Stadträte, Stadtver⸗ 
ordnetenderſammlungen, Gemeinderäte uſw.), auf welche die Grund⸗ 
ſätze nach Artikel 17 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung Anwendung 
finden, werden hiermit aufgelöſt. 


50 


(2) Sie werden neu gebildet uach der Zahl der gültigen Stimmen, 
die bei der Wahl zum Deutſchen Reichstag am 8. März 1933 im 
Gebiet der Wahlkörperſchaft abgegeben worden ſind. Dabei bleiben 
Stimmen unberückſichtigt, die auf Wahlvporſchläge der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei oder ſolche entfallen ſind, die als Erſatz von Wahl⸗ 
vorfchlägen der Kommuniſtiſchen Partei anzuſehen find. 


9 13 
(1) Bei den Vertretungskörperſchaften in der unteren Gelbftver: 
waltung (Gemeinde⸗, Stadträte uſw.) darf die Zahl der Mitglieder 
die folgenden Höchſtziffern nicht überſchreiten: 


in Gemeinden bis zu 1000 Einwohnern 9 


L 7 rn 2 000 77 3 10 
70 7 rn 5 000 n a 0 
7 7 5 7 10 000 7 . . . 16 
IL L 7 „ 15 000 77 ren 20 
77 7 „ „„ 25 000 A ee 
7 7 „ „ 30 000 7 . 26 
7 7 „ „ 40 000 77 . . . 29 
7 7 „ „„ 50 000 7 — . . 31 
TI 1 „ „ 60 000 „ 0.33 
L 77 ro 80 000 m . . 35 
L T 5 „ 100 000 5 . . 37 
L L m „ 200 000 7 2 . 45 
L L „ „ 300 000 7 2. . 53 
„ „ „ „ 400 000 N ni 
7 7 „ „ 500 000 7 . . 63 
7 L „ „ 600 000 M . . . 68 
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in Gemeinden bis zu 700 000 Einwohnern. . 73 

Pr „von mehr als 700 000 5 . 77 
(2) Die übrigen Vertretungskörperſchaften der 8 
Selbſtverwaltung ſind gegenüber ihrem Beſtand vor der Auflöſung 
($ 12) möglichſt um fünfundzwanzig dom Hundert zu verkleinern. 


9 14 

(1) Die den Wählergruppen nach $ 12 Abſ. 2 zuſtehenden Sitze 
werden nach dem geltenden Landesrecht ermittelt. Nach Landesrecht 
beſtehende Verteilungszahlen ſind entſprechend feſtzuſetzen. Die Sitze 
werden den Bewerbern auf Grund von Wahloorſchlägen zugewieſen, 
die die Wählergruppen einzureichen haben. Auch hier gilt 8 7 
Abſ. 3. 

(2) Zur Einreichung don Wahldorſchlägen find alle Wähler⸗ 
gruppen befugt, auf deren Wahlvorſchlag im Gebiet der Wahl⸗ 
körperſchaft am 5. März 1933 Stimmen entfallen find; dies gilt 
nicht für die Kommuniſtiſche Partei und ſolche Wählergruppen, 
deren Wahlvorſchläge als Erſatz von Wahldorſchlägen der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei anzuſehen ſind. 

(3) Eine zur Einreichung don Wahloorſchlägen berechtigte 
Wählergruppe (Abſ. 2) kann ſich mit anderen oder allen Wähler⸗ 
gruppen zur Einreichung eines gemeinſamen Wahlsorſchlags ver⸗ 
binden. 

9 15 

Die neuen gemeindlichen Selbſtoerwaltungskörper gelten mit dem 

5. März 1933 als auf vier Jahre gewählt. 


8 16 
Die Neubildung der gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper nach 
dieſem Geſetz muß bis zum 30. April 1933 durchgeführt ſein. 
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817 
Die 88 12 bis 16 finden auf die gemeindlichen Selbſtberwal⸗ 
tungskörper in Preußen keine Anwendung. Indeſſen gilt $ 10 für 
ſie entſprechend. 


Gemeinſame Beſtimmungen. 
818 

Der Reichsminiſter des Innern wird ermächtigt, Beſtimmungen 
zur Ergänzung und Ausführung dieſes Geſetzes zu erlaſſen. Im 
übrigen obliegt die Ausführung des Geſetzes, ſoweit es ſich um An⸗ 
gelegenheiten des Reichs handelt, dem Reichsminiſter des Innern, ſo⸗ 
weit es ſich um Angelegenheiten der Länder handelt, den Landes⸗ 
regierungen. Der Reichsminiſter des Innern kann allgemeine An⸗ 
weiſungen erlaſſen und auf Antrag einer Landesregierumg Aus⸗ 
nahmen von dem Geſetz zulaſſen. 

8 19 

Die Vorſchriften der 88 1 bis 3 und des $ 18 finden anch auf 
ſolche Regierungen in den Ländern Anwendung, die aus Kom⸗ 
miſſaren oder Beauftragten des Reichs beſtehen. 

Berlin, den 31. März 1933. 

Der Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 

In ſeinen programmatiſchen Erklärungen hatte der junge Reichs⸗ 
kanzler bereits am 23. März 1933 Maßnahmen angekündigt, die 
für eine Gleichmäßigkeit der politiſchen Intentionen im Reich und 
in den Ländern Gewähr leiſteten. 

Der erſte Schritt auf dieſem Wege war dies oben angeführte 
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Geſetz, durch das zum erſtenmal die innerſtaatliche Zerriſſenheit in 
nuſerem deutſchen Vaterlande überwunden wurde. 

Der weitere und entſcheidende Schritt auf dieſem Wege war der 
Erlaß des Reichsſtatthaltergeſetzes vom 7. April 1933. Ohne große 
Vorbereitungen iſt dieſes Geſetz erlaſſen, durch das ſchlagartig der 
innerſtaatlichen Zerriſſenheit ein Ende gemacht worden iſt. 


Das zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder. 
Das Statthaltergeſetz. 

Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hier⸗ 
mit verkündet wird: 

81 

In den deutſchen Ländern, mit Ausnahme von Preußen, ernennt 
der Reichspräſident auf Vorſchlag des Reichskanzlers Reichs⸗ 
ſtatthalter. Der Reichsſtatthalter hat die Aufgabe, für die Beob⸗ 
achtung der vom Reichskanzler aufgeſtellten Richtlinien der Politik 
zu ſorgen. Ihm ſtehen folgende Befugniſſe der Landesgewalt zu: 

1. Eruennung und Entlaſſung des Vorſitzenden der Landesregie⸗ 
rung und auf deſſen Vorſchlag der übrigen Mitglieder der Landes⸗ 
regierung; 

2. Auflöſung des Landtags und Anordnung der Neuwahl vor⸗ 
behaltlich der Regelung des $ 8 des Vorläufigen Gleichſchaltungs⸗ 
geſetzes vom 31. März 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 183); 

3. Ausfertigung und Verkündung der Landesgeſetze einſchließlich 
der Geſetze, die von der Landesregierung gemäß $ 1 des Vorläufigen 
Gleichſchaltungsgeſetzes vom 31. März 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 153) beſchloſſen werden. Artikel 70 der Reichsverfaffung vom 
11. Auguſt 1919 findet ſinngemäß Anwendung; 
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4. auf Vorſchlag der Landesregierung Ernennung und Ent: 
laſſung der unmittelbaren Staatsbeamten und Richter, ſoweit ſie 
bisher durch die oberſte Landesbehörde erfolgte; 

5. das Begnadigungsrecht. 

Der Reichsſtatthalter kann in den Sitzungen der Landesregierung 
den Vorſitz übernehmen. | 

Artikel 63 der Reichsderfaſſung vom 11. Auguſt 1919 bleibt 
unberührt. 

| 828 


Der Reichsſtatthalter darf nicht gleichzeitig Mitglied einer 
Landesregierung ſein. Er ſoll dem Lande angehören, deſſen Staats⸗ 
gewalt er ausübt. Er hat ſeinen Amtsſitz am Sitze der Landes⸗ 
regierung. 

Für mehrere Länder, deren jedes weniger als 2 Millionen Ein⸗ 
wohner hat, kann ein gemeinſamer Reichsſtatthalter, der An⸗ 
gehöriger eines dieſer Länder ſein ſoll, ernannt werden. Den Amts⸗ 
ſitz beſtimmt der Reichspräſident. 

93 

Der Reichsſtatthalter wird für die Dauer einer Landtagsperiode 
ernannt. Er kann auf Vorſchlag des Reichskanzlers vom Reichs⸗ 
prãſidenten jederzeit abberufen werden. 

Auf das Amt des Reichsſtatthalters finden die Vorſchriften des 
Reichsminiſtergeſetzes vom 27. März 1930 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 96) ſinngemäß Anwendung. Die Dienſtbezüge gehen zu Laſten 
des Reichs, die Feſtſetzung ihrer Höhe bleibt vorbehalten. 

8 4 

Mißtrauensanträge des Landtages gegen Vorſitzende und Mit⸗ 

glieder von Landesregierungen find unzuläſſig. 
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9 5 
In Preußen übt der Reichskanzler die im § 1 genannten Rechte 
aus. Er kann die im § 1 unter Ziffer 4 und 5 genannten Rechte auf 
die Landesregierung übertragen. 
Mitglieder der Reichsregierung können gleichzeitig Mitglieder der 
Preußiſchen Landesregierung ſein. 


8 6 
Dieſes Geſetz tritt am Tage nach ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Entgegenſtehende Beſtimmungen der Reichsverfaffung dom 11. Au⸗ 
guſt 1919 und der Landesderfaſſungen find aufgehoben. Soweit 
Landesderfaſſungen das Amt eines Staatspräſidenten vorſehen, 
treten dieſe Beſtimmungen mit der Ernennung eines Reichsſtatt⸗ 
halters außer Kraft. 
Berlin, den 7. April 1933. 
Der Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 


So hat Adolf Hitler durch dieſe Geſetze die politiſche Einheit des 
Reiches hergeſtellt. 

Das nächſte Kapitel wird uns zeigen, wie er durch die Gleich⸗ 
ſchaltung der großen Verbände, insbeſondere der Gewerkſchaften, 
die Klaſſengegenſätze im Volke überbrückte und auch die volkliche 
Einheit in unſerem deutſchen Vaterlande hergeſtellt hat. 

Der deutſche Nationalſtaat marſchiert. 


III. Kapitel. 
Die Gleichſchaltung der Gewerkſchaften. 


Vorgeſchichte. 

Am 5. und 12. März 1933 hat ſich das deutſche Volk mit 
großer Mehrheit für Adolf Hitlers Führung erklärt. Reich, Länder 
und Gemeindevertretungen find inzwiſchen durch Geſetz gleichgeſchaltet 
worden. Zahlreiche wirtſchaftliche Verbände der Wirtſchaft, des 
Bauernſtandes, des Handwerks haben erkannt, daß die Zeit gekom⸗ 
men iſt, ſich unter nationalſozialiſtiſcher Führung zuſammenzuſchlie⸗ 
ßen, um die Intereſſen der von ihnen vertretenen Berufsſchichten im 
gemeinſamen Zuſammenarbeiten aller Beteiligten wirkungsvoll 
fördern zu können. Auch die Organiſationen der Angeſtellten und 
Arbeiter, die Gewerkſchaften, durften zum Wohle dieſer Berufs⸗ 
ſchichten, wie zum Wohle des geſamten Volkes keine Ausnahme 
bilden. 

Die Gewerkſchaften, urſprünglich Gewerksvereine, find beruflich 
gegliederte Vereinigungen don Arbeitnehmern, zwecks Erzielung 
günſtiger Arbeitsbedingungen. Die Gewerkſchaften waren alſo ur⸗ 
ſprünglich gegründet worden, um die Intereſſen ihrer Mitglieder 
einzelnen Arbeitgebern, wie auch Arbeitgeberverbänden gegenüber, zu 
dertreten. Als Machtmittel ſtanden den Gewerkſchaften Streik und 
Boykott zur Verfügung. Weitere Aufgaben der Gewerkſchaften 
beſtanden auch auf ſozialpolitiſchem Gebiet, in der Unterſtützung 
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bedürftiger Mitglieder, Unterſtützung bei Arbeitsloſigkeit, Krank⸗ 
heit uſw. Eine politiſche Betätigung ſollte urſprünglich nicht von 
den Gewerkſchaften ausgeführt werden, iſt aber allmählich Haupt⸗ 
zweck der Gewerkſchaften geworden. Eine geſetzliche Regelung des 
Gewerkſchaftsweſens beſteht in Deutſchland nicht, ſie ſind faſt aus⸗ 
ſchließlich nichteingetragene Vereine und haften laut Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung für Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen 
mit dem Vereinsvermögen, nicht aber für unerlaubte Handlungen. 

Die Gewerkſchaften können mit den Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
geberverbänden verbindliche Tarifabkommen abſchließen. In 
Deutſchland entſtanden die erſten Gewerkſchaften im Jahre 
1864/5. Laſſalle und Bebel find die Gründer der fozialiftifchen 
Gewerkſchaftshbewegung. Dieſe freien Gewerkſchaften bekennen 
ſich zwar nicht offiziell zum ſozialiſtiſchen Parteiprogramm, wohl 
aber zum Klaſſenkampfgedanken. Den Klaſſenkampfgedanken hat 

Karl Marx in die Gewerkſchaften hereingebracht, dadurch ſind 
die Gewerkſchaften nicht mehr die Vertreter der Arbeiter in wirt⸗ 
ſchaftlichen Forderungen, ſondern ſie ſind zu einer politiſchen Haus⸗ 
macht der Juden geworden, die mit Hilfe der Gewerkſchaften ihre 
eigenen Zwecke, d. h. die Weltherrſchaft erreichen wollen. 

Im Jahre 1891 entſtand eine Spitzenorganiſation, die General⸗ 
kommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands. 1919 ſchloſſen ſich 
die Freien Gewerkſchaftsverbände zum „Allgemeinen dentſchen 
Gewerkſchaftsbund“ zuſammen. 

Zu gleicher Zeit mit den freien, entſtanden die freiheitlich natio⸗ 
nalen Gewerkſchaften, durch Hirſch⸗Duncker gegründet, und Mitte 
der neunziger Jahre die chriftlich-nationalen Gewerkſchaften. 

1907 wurden die wirtſchaftsfriedlichen, von Arbeitgebern ge⸗ 
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förderten Werkvereine, die ſogenannten „gelben“ Gewerkſchaften, 
gegründet. 

Die Angeſtellten waren urſprünglich entweder gar nicht, oder in 
wirtſchaftsfriedlichen Verbänden organiſiert. 

Nach 1890 entſtanden freie Angeſtellten⸗Verbände ſowie chriſt⸗ 
lich⸗nationale und freiheitlich nationale Gewerkſchafts⸗Verbände. 

Die drei großen Spitzenverbände in der Gewerkſchaftsbewegung 
waren: 

1. Allgemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund (ſozialiſtiſch), 

2. Deutſcher Gewerkſchaftsbund (chriſtlich⸗national), 

3. Der Gewerkſchaftsring deutſcher Arbeiter⸗, Angeſtellten⸗ und 
Beamten⸗Verbände (Hirſch⸗Duncker). 

Der weitaus bedeutendſte Spitzenverband iſt der Allgemeine 
Deutſche Gewerkſchaftsbund, dem etwa ſieben Zehntel der organi⸗ 
ſierten Arbeitnehmer angehören. 

In Deutſchland find die Arbeiter faſt ansſchließlich in den freien 
Gewerkſchaften, hingegen die Angeſtellten zum größten Teil in den 
chriſtlich⸗ nationalen und freiheitlich⸗ nationalen Gewerkſchaften orga⸗ 
niſiert. 


Die ſozialdemokratiſchen Gewerk ſchaftsbonzen verraten den Arbeiter. 

Die Gewerkſchaften waren alſo urſprünglich nur ein Zuſammen⸗ 
ſchluß der Arbeiter, deſſen Ziele die Vertretung wirtſchaftlicher 
Forderungen ſein ſollten, ſtatt deſſen ſind die Gewerkſchaften zu einem 
Rekrutendepot und einer Hochburg der international⸗ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Parteiführerſchaft geworden. 

Die Gewerkſchafts⸗ und die Krankenkaſſenpaläſte wurden zu 
Brutſtätten der roten Volksverhetzung. 


59 


Die Beiträge, die man ans den Taſchen der Arbeiter herauszog, 
wurden nicht dazu benutzt, dem Arbeiter eine beſſere wirtſchaftliche 
Lage zu ſchaffen, ſondern dienten zur Bekämpfung und Unter⸗ 
wühlung des Staates. 

Sozialdemokratiſche Gewerkſchaftsbonzen fielen unſerem Heer in 
den Rücken, ſozialdemokratiſche Gewerkſchaftsbonzen waren die 
Führer der Revolte von 1918, ſozialdemokratiſche Gewerkſchafts⸗ 
bonzen entblödeten ſich nicht, ſich mit den Feinden Deutſchlands zu 
verbünden. 

Der engliſche Militärſachverſtändige, Major Ball, ſchrieb im 
Mai 1925 in der „Times“: 

„Es darf angenommen werden, daß militäriſche Anlagen nicht 
don neuem errichtet werden, ohne daß ſolche Anlagen den Verbands⸗ 
ſtaaten durch die deutſche Sozialdemokratiſche Partei bekannt 
würden.“ 

Der bekannte franzöſiſche Deutſchenhaſſer Leon Daudet ſagte 
einmal: 

„Ich liebe die deutſchen Sozialdemokraten, weil ich Deutſchland 
die Peſt wünſche.“ 

Der franzöſiſche Hiſtoriker Bainville ſagte im Nodember 1924, 
kurze Zeit vor den Reichstagswahlen, folgendes: 

„Wer Deutſchlands Auferſtehung wünſcht, kann nicht wünſchen, 
daß die Sozialdemokratie mächtig wird. Wir wünſchen die Auf⸗ 
erſtehung Deutſchlands nicht und hoffen daher für die nächſten 
deutſchen Wahlen auf den Sieg der zerſetzenden Sozialdemokratie.“ 


Am 1. Februar 1927 ſchrieb der Londoner „Daily Telegraph“ 
den deutſchen Marxiſten ins Stammbuch: 
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„Nicht zu vergeſſen feien bei der Betrachtung der Eutwaff⸗ 
nungsfrage die Millionen deutſcher Kommuniſten und Sozialdemo⸗ 
kraten in deutſchen Arſenalen und Fabriken, die, wie Scheidemann 
und die deutſche Linkspreſſe verſichern, nicht zögern würden, jede 
geheime Kriegsrüſtung bloßzulegen. Keine Verſchleierung könne der 
Wachſamkeit dieſer Spione entgehen.“ 

Das franzöſiſche Chauviniſteublatt „Action frangaise“ war 
über den Wahlſieg der Sozialdemokraten im Jahre 1928 ſo erfreut, 
daß es in feiner Ausgabe vom 22. Mai 1928 folgendes ſchrieb: 

„Heil und Gruß den Siegern bei der Reichstagswahl! Schon 
einmal haben fie von 1918 — 1923 das Reich in das Chaos geſtürzt. 
Möchten ſie doch von vorne wieder anfangen und wieder ſiegen. 
O altes Deutſchland, wir weben dein Leichentuch! Heil und Gruß 
dieſen Totengräbern des alten Deutſchland!“ 

Ein engliſcher Offizier, der während des Krieges britiſcher Nach— 
richtenoffizier war, hat in einem Brief folgendes geſchrieben: 

„Kein Land iſt fo großzügig im praktiſcher Betätigung feines 
Dankes wie England. Es iſt des engliſchen Volkes nnwürdig, den 
Eifer zu vergeſſen, mit dem die ſozialdemokratiſchen Parteien in 
Dentſchland im Kriege für uns gearbeitet haben. Wir haben ja 
damals freilich für ihre Dienſte bezahlt, aber das genügt nicht. Ich 
ſchlage dor, daß man an einem geeigneten, zentral gelegenen Platze 
der Reichshauptſtadt ein Denkmal errichten möge mit folgender 
Inſchrift: Dieſes Denkmal iſt vom britiſchen Volk errichtet worden 
als ein Zeichen ſeines bleibenden Dankes gegen die republikaniſchen 
Parteien des Deutſchen Reiches, die im großen Krieg der Sache 
der Verbündeten ſo wertvolle Dienſte geleiſtet haben.“ 
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Das find nur einige ansländiſche Stimmen über die Gozial- 
demokratie und Gewerkſchaftsbonzen. 

Seit mehr als zwei Menſchenaltern machten die Gewerkſchaften 
Verſprechungen und Hoffnungen auf ein Paradies auf Erden, 
jedoch wieder und immer wieder iſt der deutſche Werktätige belogen 
und betrogen worden. 

Der Marxiſt Kautsky ſchrieb 1904: 

„Die Arbeiter werden einſt im eigenen Wagen fahren, mit eigenen 
Schiffen die Meere durchkreuzen, in Alpenregiouen klettern und 
wonnetrunken die Schönheiten des Südens und der Tropen ſchauen. 
Fragt ihr aber, wer euch ſolches bringen wird? Allein der ſozialiſtiſche 
Zukunftsſtaat! Er bringt die Erfüllung eurer kühnſten Träume, 
und was je euer Herz erſehnt, was ener Mund erwartungsſchauernd 
in ſtammelnde Worte gekleidet hat, er bringt das leibhaftige Evan⸗ 
gelium des Menſchenglücks auf Erden!“ 


Noch in aller Erinnerung iſt das Verſprechen jenes berühmten, 
ja man möchte beinahe ſagen, berüchtigten Rats der Volksbeauf⸗ 
tragten, don dem noch heute niemand weiß, wer ihn eigentlich beanf- 
tragt hat, das er am g. Nodember 1918 gab. Darin kann man 
leſen, daß Deutſchland die freieſte Republik ſei, das deutſche Volk 
auf der ganzen Linie geſiegt habe, Amerika einen Frieden ohne 
Annektionen und Entſchädigungen zugeſagt habe, der Weltfriede 
für die Zukunft geſichert ſei, die allgemeine Abrüſtung gewährleiſtet, 
die Weltrevolution im Anmarſche und die Geheimdiplomatie ab⸗ 
geſchafft ſei, das Recht herrſche, jeder Werktätige gerechte Ent⸗ 
lohnung haben ſolle, die Republik Arbeit und Brot garantiere, die 
Lebensmittelpreiſe herabgeſetzt werden, die Vollſozialiſierung be⸗ 
ginnen werde, Schieber und Wucherer ihre gerechte Strafen haben 
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follen, in der neuen Republik kein Platz für Korruption fei, die 
Bürokratie beſeitigt ſei, das Volk ſich jetzt ſelbſt regiere, ein wirt⸗ 
ſchaftlicher und politiſcher Aufſchwung folge, daß der Zuſtand einer 
wahren Freiheit, Schönheit und Würde folgen werde. 

Ein anderes Verſprechen findet man in der angeblich beſten und 
freieſten Verfaſſung der Welt, in der Weimarer Verfaſſung, und 
zwar ſpricht dieſe jedem Deutſchen das Recht auf Arbeit zu. 

Gerade das Recht auf Arbeit haben die roten Gewerkſchafts⸗ 
bonzen dem deutſchen Arbeiter aber geſtohlen, und nur die Macht⸗ 
ergreifung durch den Nationalſozialismus hat es verhindert, daß 
vielleicht fchon im nächſten Jahre an Stelle der acht Millionen 
Erwerbsloſen das geſamte Volk zu Bettlern gemacht worden wäre. 

Die marxiſtiſchen Gewerkſchaftsbonzen verſprachen: 

„Eine Volksregierung der Freiheit, Schönheit und Würde.“ 
Ihre Herrſchaft brachte aber Knechtſchaft, Unheil und Maſſenelend! 

„Dem deutſchen Volke Arbeit, Brot und ſoziale Gerechtigkeit.“ 
Ihre Herrſchaft brachte die Geißel der Erwerbsloſigkeit, den Hunger 
und ein Paradies für Ausbeuter, Kapitaliſten und Großſchieber. 

„Den ſozialen Schutz für die Kriegsopfer, Kleinrentner, In⸗ 
validen, Erwerbsloſen und Wohlfahrtsempfänger, und den Aus⸗ 
ban aller ſozialen Errungenſchaften.“ 

Ihre Herrſchaft brachte die Kürzung der Kriegsrenten, die 
Kürzung der Kleinrenten, die Kürzung der Arbeitsloſen⸗ und 
Wohlfahrtsunterſtützungen, die Kürzung der Beamtengehälter, 
Kürzungen, wo überhaupt zu kürzen möglich war. 

Ihre Herrſchaft brachte den Ruin der Gozialverficherung, deren 
Millionen zur Verſorgung marxiſtiſcher Bonzen verfchleudert 
wurden. 
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Sie verſprach die Beſeitigung aller ungerechten Steuern. Ihre 
Herrſchaft brachte eine Flut unſozialer Steuern, die den ſchaffenden 
Volksgenoſſen, den Mittelſtändler und kleinen Gewerbetreibenden und 
die Armſten der Armen in den Abgrund der Verelendung hinabriß. 

Sie verſprach Freiheit und internationale Verbrüderung aller 
Arbeiter der Welt, ihre Herrſchaft brachte die Feſſeln von Dawes, 
Locarno und Young, die auf dem deutſchen Arbeitertum am 
ſchwerſten laſten. 

Marx und ſeine Propheten verkündeten: 

„Proletarier, ihr habt nur Ketten zu verlieren, aber eine ganze 
Welt zu gewinnen.“ Der Proletarier hat ſeine alten Ketten ver⸗ 
loren und eine Welt gewonnen. Eine Welt voll Ketten aus Arbeits⸗ 
loſigkeit, Elend, Hunger und Verzweiflung. 

14 Jahre hatten die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsbonzen 
Zeit, ihre Verſprechungen zu erfüllen. Sie haben ſie nicht erfüllt. 
Sie dachten nur an ſich, galt doch das rote Parteibuch als Be⸗ 
fähigungsnachweis. Sachkeuntniſſe waren nicht erforderlich. 

Das Volk im Dreck, der Bonze im Speck! 

Nachſtehend bringe ich einige Angaben über Poſten, die zeigen, wie 
rote Gewerkſchaftler gepraßt haben. Ich entnehme dieſe Angaben 
einer Broſchüre des Pg. Gien: 

„Der Hafenarbeiter Schüning wurde in Berlin Direktor der 
Berliner Hafen- und Lagerhallen⸗Geſellſchaft mit einem Jahres⸗ 
gehalt von 80 ooo RM. Der frühere Schmiedegeſelle Brolat 
brachte es laut Parteibuch zum Direktor der Berliner Verkehrs⸗ 
Aktiengeſellſchaft mit einem Jahresgehalt von 8o ooo RM. und 
einer jährlichen Tantieme don 132 000 RM. 
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Die Jugend rückt am Tage der nationalen Arbeit im Sturmſchritt zu ihrer 
Sammelſtelle. (1. Mai 1933.) 
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Das Auto mit dem Reichspräſidenten und dem Reichskanzler fährt durch das 


Spalier der deutſchen Jugend zur Kundgebung im Luſtgarten am 1. Mai 1933. 


Ein anderer Parteibuchbonze, der frühere gewerbsmäßige Leichen: 
redner Stimming, konnte ftellvertretender Bürgermeiſter von Berlin⸗ 
Lichtenberg mit einem Jahresgehalt von 22 00 RM. werden. 

Man kann ganze Bücher mit ſolchen Revolutionsgrößen an⸗ 
füllen. Es erübrigt ſich, Namen zu nennen, jedoch ſoll nicht un⸗ 
erwähnt bleiben, wie man die höchſten Stellen im Staate nicht nach 
Leiſtungsfähigkeit, ſondern lediglich auf Grund der Parteizugehörig⸗ 
keit beſetzt hatte. So wurden u. a.: 


Ein Maurer Polizeipräſident 

ein Schmied Oberpräſident 

ein Maler Oberbürgermeiſter 

ein Bauarbeiter Polizeipräſident 

ein Friſeur Landrat 

ein Former Landrat 

ein Zimmermann Landrat 

ein Schloſſer Landrat 

ein Feilenhauer Regierungspräſident 

ein Eiſenträger Eruährungsminiſter 

ein Hilfsarbeiter Landrat 

ein Montenr Polizeipräſident 

ein Schloſſer Amtshauptmann 
n. d. a. m. Ä 


Und nicht nur, daß ſich dieſe Bonzen nicht nur alle Fettpöſtchen 
aneigneten, fie ſicherten ſich auch die entſprechenden Ruhegehälter, 
ohne allerdings damit gerechnet zu haben, daß einmal die National⸗ 
ſozialiſten kommen und ihnen dieſe Hoffnung auf einen behaglichen 
Lebensabend auf Koſten des darbenden Volkes nehmen werden. 
Auch hier ſeien einige Beiſpiele genannt, um dem Arbeiter die 
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Augen zu öffnen, wem fie jahrelang ihre ſauren Arbeitsgroſchen 
geopfert haben. 

Da iſt der ehemalige Buchdrucker, die verfloſſene kaiſerliche 
Exzellenz und Oberbürgermeiſter von Kaſſel, der ſich als Proletarier 
gemüßigt ſah, ſeine Wohnung mit Möbeln aus dem ehemaligen 
kaiſerlichen Schloß auszuſtatten, Herr Scheidemann, deſſen Hand 
trotz Unterzeichnung des Schandvertrages von Verſailles nicht der⸗ 
dorrt iſt, der ſich nach ſeinem Rücktritt mit dem kleinen Ruhegehalt 
von 16 500 RM. begnügen mußte. 

Der frühere Malergehilfe und Oberbürgermeiſter von Hannover, 
Herr Leinert, durfte mit einem Ruhegehalt don 20 000 RM. über 
den Wert des Beſitzes eines roten Parteibuches mit Muße über 
den Lohnraub an ſeinen Genoſſen nachdenken. 

Genoſſe Wiſſell, republikaniſcher Arbeitsminiſter a. D., brauchte 
mit feinem Ruhegehalt von 13 800 RM. und Nebenentnahmen 
als Schlichter auch nicht allzu ſehr die Nöte des täglichen Lebens 
zu verſpüren. 

Seiten über Seiten könnte man mit der Aufführung ſolcher 
Revolutionsgrößen anfüllen. 

Während man ſich ſ. Zt. darüber aufregte, daß der Begründer 
des Deutſchen Reiches, Bismarck, ein Ruhegehalt von 
18 000 RM. erhielt, findet man heute, da der Staat bankrott iſt, 
nichts dabei, wenn man für kurze Tätigkeit ſolche Rieſengehälter 
oder Penſionen aus dem Volke herauspreßt. 

Ein Bismarck hatte nicht einmal ein Dienſtfuhrwerk! Brauchte 
er einen Wagen, ſo wurde ihm ein ſolcher entweder vom Hofe ge⸗ 
ſtellt, oder er lieh ſich von einem der Berliner Regimenter einen 
Krümperwagen. Heute kann ſich beinahe jeder Landrat jährlich 
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einen neuen Mercedeswagen kaufen. Und das findet man völlig in 
Ordnung. 

Die Nationalſozialiſten haben gezeigt, wie man ſparen kann. 
Als ſie in Thüringen den erſten Miniſter ſtellten, beantragten ſie 
als erſtes, deſſen Gehalt ſofort auf jährlich 12 oo RM. herab: 
zuſetzen, das dann ſogar freiwillig auf 6000 RM. verringert 
wurde. Ebenſo machten fie es in Brannfchweig. Und als Miniſter 
Dr. Frick ſein Amt wieder niederlegte, verzichtete er ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auf jegliches Ruhegehalt. Denn welcher Arbeiter, Gewerbe⸗ 
treibende oder kleine Beamte kann jemals daran denken, nur Bruch⸗ 
teile der Bezüge der hohen Parteibuchbonzen für feinen Lebensabend 
geſichert zu haben. 

Man bedenke, Deutſchland, völlig derarmt, leiſtete ſich 
mehr als 200 Miniſter a. D., die durchſchnittlich mindeſtens 
13 000 RM. Ruhegehalt bezogen, während in England und 
Fraukreich an ansfcheidende Miniſter überhaupt keinerlei Ent: 
ſchädigungen gezahlt werden. Gerade dieſe, wie die allgemeine 
Geldverſchwendung überhaupt, mußten im Auslande den Eindruck 
erwecken, als wenn wir im Golde wühlten. Auch hierfür ſeien 
noch einige Angaben gemacht. Während z. B. die berühmte Rede⸗ 
bedürfuisanſtalt, der Reichstag, im Frieden etwa 3 Millionen 
Reichsmark erforderte, mußten einſchließlich Reiſeentſchädigungen 
für die hohen Volksbertreter beinahe 18 Millionen RM. anf: 
gebracht werden. 

Um dem Volke die Annahme des berüchtigten Moungplanues 
ſchmackhaft zu machen, veransgabte die Regierung allein 650 000 
Reichsmark Propagandagelder, und damit dieſes hochwichtige 
Dokument auch ſicher heimgebracht wurde, verbrauchten unſere 
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Vertreter in Paris und im Haag die Kleinigkeit von 2,7 Millionen 
Reichsmark. 

Für Verfaſſungsfeierlichkeiten, Verteilung don Fahnen in den 
neuen und doch nicht beliebter gewordenen Reichsfarben, für Staats⸗ 
begräbniſſe, Ehrenmale uſw. uſw. hatte man Hunderttauſende übrig, 
nur nichts für die hungernden Volksgenoſſen. 

Als z. B. vor einiger Zeit in Köln die neue Rheinbrücke ein⸗ 
geweiht wurde, hatte man für die Feierlichkeiten 100 000 RM. 
übrig, dagegen brachte man nur 1600 RM. auf, als es galt, die 
Hinterbliebenen von dier während des Baues tödlich verunglückter 
Arbeiter ſicherzuſtellen. 

Wie konnte f. Zt. der „Vorwärts“ höhnen, als König Gch-la- 
long⸗Korn Wilhelm II. beſuchte und auf deſſen Koften im Schloß 
mit Rieſengenuß die Talglichter verſpeiſte. Heute leiſtet man ſich 
nicht nur den Beſuch von Herrn Aman⸗Ullah, ſchenkt dieſem ein 
Flugzeug und opfert für die hohe Ehre des Beſuches 2,3 Millionen 
Reichsmark, heimſt allerdings dafür einige rote Herzogsmäntel ein, 
nein, man begrüßt mit Stolz und Freude Herrn König Fuad aus 
dem Morgenlande, wofür man ebenfalls die Kleinigkeit von 
1,3 Millionen RM. übrig hat. 


Und weil wir es hatten, leiſteten wir uns nicht nur 
577 Reichstagsabgeordnete und 12 Miniſter, fondern die Länder 
im befonderen mußten ebenfalls über die Kleinigkeit von 1495 Ab⸗ 
geordneten und weiteren 49 Miniſtern verfügen. Welche Summen 
fo verpulbert wurden, kann man ſich leicht errechnen, wenn man 
bedenkt, daß ein Abgeordneter im Durchſchnitt etwa 6000 bis 
7000 RM. und ein Reichsminiſter bis vor kurzem 58 ooo, ſowie 
ein Staatsminiſter 46 500 RM. bezogen. 
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Ein kleines Sparſamkeitsbeiſpiel fei zum Schluß noch erwähnt: 

Der frühere Juſtizminiſter Schmidt fühlte ſich bei Dienſtantritt 
des Herrn Reichspräſidenten veranlaßt, zu verfügen, daß in den 
Amtsräumen der Gerichte das Bild des Herrn von Hindenburg 
aufzuhängen ſei. Und damit Herr Ebert ſich nicht im Grabe um⸗ 
drehte, mußte ſelbſtverſtändlich deſſen Bildnis ebenfalls daneben 
hängen. Gelegentlich einer Dienſtreiſe ſtellte man dann feſt, daß die 
angeſchafften Gemälde zu klein waren, und ſo folgte ein neuer Be⸗ 
fehl, der anordnete, daß ſofort neue und größere Bilder anzuſchaffen 
ſeien, beſtimmt nicht zum Arger der beteiligten Lieferanten! 

Wie im Großen, fo verpulverte man die Gelder auch im 
Kleinen. Was früher verhöhnt wurde, ahmten ſie in noch viel 
ſchlimmerem Maße nach. Alll die früher ſo verlachten bürgerlichen 
Formen nahm der Bonze an. Ein früherer Buchdrucker, der ſich 
nicht genug über die Großgrundbeſitzer aufregen konnte, wurde plög- 
lich großer Weidmann, baute ſich kaiſerliche Jagdſchlöſſer aus, ſetzte 
ſich ſogar über Jagdgeſetze hinweg. Ein anderer, früherer Schloſſer, 
ließ ſich täglich die Fingernägel polieren. Genoſſe Grimme lädt zu 
einer Sitzung in das ehemalige kaiſerliche Schloß mit Frackzwang. 
Obergenoſſe Boeß mit ſeinem „kleinen Gehalt“ war darauf an⸗ 
gewieſen, ſich von jüdiſchen Schiebern billig Pelze beſorgen zu laſſen! 
In Wien ſaß der Sparkommiſſar, Genoſſe Breitner, der verftand 
fein Handwerk fo gut, daß feine Ehehälfte in der Lage iſt, alljährlich 
an die Riviera fahren zu können. Und hier, wo nur die Reichſten 
der Reichen ſchmarotzen, fällt die gute Genoſſin durch den Beſtitz 
ihrer Brillanten und eleganten Toiletten derartig auf, daß man ſie 
zur Modekönigin wählt. 

Und wie ging es dem Proletarier? Er war nicht einmal mehr in 
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der Lage, fi) einen Sklarekanzug oder ein Paar Stiefel von der 
Stange kaufen zu können. Geduldig harrte er auf dem Arbeits⸗ 
amt auf den Augenblick, da ihm vielleicht ein Krankenſchein zum 
Schneiden der Haare verabfolgt werden könnte. 

Man ſoll aber auch gerecht ſein!!! Sparen konnten die Herren 
Bonzen, aber leider, leider nicht fürs Volk, ſondern nur für ſich. 
Denn ſonſt hätten ſich dieſe mehr oder weniger die ſchönen Lnxus⸗ 
villen nicht kaufen können. So konnte der frühere Matroſe und 
Polizeipräſident, Herr Zörrgiebel, ſich im Grunewald bei Berlin 
ein Landhaus für 125 000 RM., Herr Grzeſinski ein ähnliches 
kaufen. Genoſſe Criſpien nennt zwar nicht ein Vaterland, aber ein 
ſehr nettes Hans ſein eigen. Daniel Stücklein braucht Raum für 
ſeine Größe und kaufte eine Villa mit 22 Zimmern und ſo fort. 

Dagegen wohnen die Arbeiter in unheizbaren Holzlauben, in 
Kellern und Bodenkammern. Die Bonzen hatten ganz vergeffen, 
wozu ſie eigentlich da waren. 

Vergleicht man die heutigen Löhne mit den Gehältern der 
Gewerkſchaftsbonzen, ſo muß man ſich fragen, wie war es möglich, 
daß der ſonſt ſo aufgeklärte deutſche Arbeiter eine ſolche Ausbeutung 
dulden konnte. 

Hier einige Beiſpiele: 

Der Transportarbeiter⸗Verband, welcher von ſich behauptete, an 
ſiebzehnter Stelle der Gewerkſchaften in bezug auf Gehaltshöhe zu 
ſtehen, hatte ſieben Gehaltsklaſſen. In Klaſſe 1 erhielt der Sekretär 
monatlich 300 RM., nach 5 Jahren bereits 360 RM., in 
Klaſſe 7 bezog er ſchon 860 RM., um nach 5 Jahren 620 RM. 
einzuſtreichen. Hierzu kamen für alle Ortszuſchläge zwiſchen 
60 und 260 RM., je nach Größe der Stadt. Außerdem 
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ſtanden den arbeitsüberlafteten Herren (111) noch Tagegelder von 
20 RM. zu. Bedenkt man weiter, daß fie auf Grund ihrer Befähi⸗ 
gung und Tüchtigkeit meiſtens noch Stadt⸗, Kreis⸗, Land⸗ und 
Reichstagsabgeordnete waren, fo kann man leicht erkennen, wie gut 
es ſich auf Koſten des gutgläubigen Arbeitsgenoſſen leben ließ. Daß 
auch dieſe Herren Anſpruch auf Ruhegehälter hatten, verſteht ſich 
don ſelbſt. 

Ein anderer Verband, der der Nahrungsmittel⸗Arbeiter, welche 
bekanntlich nach dem Landarbeiter das niedrigſte Bareinkommen 
bezogen, zahlte mit Rückſicht auf die Schwere der Zeit im Jahre 
1930 nur 1400 RM. Unterſtützungen, konnte es ſich aber gleich⸗ 
zeitig leiſten, die Geſchichte des Verbandes ſchreiben zu laſſen, was 
die Kleinigkeit von bloß 88 ooo RM. koſtete. Und da ſchämten 
ſie ſich nicht einmal, ſo etwas zu veröffentlichen. 

Im Jahre 1923, in der ſchwerſten Inflationszeit, wo der 
Arbeiter ſich für ſein vieles Papiergeld kaum Brot und Margarine 
kaufen konnte, ſchenkten die Gewerkſchaftsbonzen engliſchen Berg⸗ 
arbeitern 2½ Millionen Goldmark. Es wäre nie einem aus⸗ 
ländiſchen Gewerkſchaftler eingefallen, für den deutſchen Arbeiter 
etwas zu ſpenden. 

Wie mit dem Geld der Arbeiter gewirtſchaftet wurde, zeigte ſich 
bei den Reichstagswahlen im Jahre 1930. Zu dieſer Wahl 
ſchenkten die Gewerkſchaftsbonzen der Sozialdemokratiſchen Partei 
1 Million Mark Gewerkſchaftsgelder zu Propagandazwecken. 

Alle Räder ſtehen ſtill, wenn dein ſtarker Arm es will! gröhlten 
die roten Führer bei den Maifeiern. Nun ſtehen die Räder ſtill, 
aber nicht durch den Arm des deutſchen Arbeiters, ſondern weil uns 
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der internationale Kapitalismus den letzten Reſt von Betriebs: 
kapital geſtohlen hat, mit direkter Hilfe der Sozialdemokratie und 
mit indirekter Hilfe der Freien Gewerkſchaften. 


Zu jedem Zeitpunkt hat die Internationale verſagt. 1870, 1914 
und auch 1916, als man über den Weg der Gewerkſchaften in der 
Schweiz verſuchte, zu Friedensverhandlungen zu kommen. Hier war 
es gerade der franzöſiſche Führer, der Jude Leo Blum, der eine 
ſofortige Verſtändigung ohne Niederlage Deutſchlands reſtlos ab: 
lehnte und hierin von dem engliſchen Arbeitsminiſter Snowden tat⸗ 
kräftig unterſtützt wurde. 


Auf Grund ſolchen Verhaltens hatte denn auch ein Großteil der 
Arbeiter den verräteriſchen Gewerkſchaften den Rücken gekehrt, weil 
ſie erkannt hatten, daß nur der Nationalſozialismus ihnen zu ihren 
Rechten verhelfen konnte. 


Das Erwachen des deutſchen Arbeiters. 


Der Wandel in Herz und Verſtand des deutſchen Arbeiters wurde 
dadurch gehemmt, daß die marxiſtiſche Preſſe mit ihrer Hetze immer 
wieder die nationalſozialiſtiſche Bewegung in Mißkredit brachte, und 
der Arbeiter zum großen Teil nur an die Lektüre dieſer Blätter 
gewöhnt war. Das Gift, das ihnen täglich durch die Preſſe ein- 
geträufelt wurde, mußte die Wandlung im deutſchen Handarbeiter 
hemmen. 

Die meiſten konnten den Verrat ihrer marxiſtiſchen Bonzen gar 
nicht faſſen und erfuhren auch nur wenig davon. Genau ſo wenig 
kannten ſie die Grundſätze des Nationalſozialismus. Sie hofften 
immer noch auf die große internationale Verbrüderung des Prole⸗ 
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tariats. Heute erkennen fie, daß eine Beſſerung ihrer Lage ihnen 
nicht landfremde Elemente bringen können, ſondern nur ein Führer, 
ein Mann aus ihrer Mitte. 

Der Nationalſozialismus kennt keine Standesunterſchiede, er tritt 
auf das Entſchiedenſte ein für die Ausmerzung des erſt künſtlich 
geſchaffenen und immer wieder geſchürten Klaſſenhaſſes, er kennt nur 
Volksgenoſſen. 

Das Ziel des Nationalſozialismus iſt und bleibt der geſunde 
Wiederaufbau des deutſchen Volkslebens, ein Staat der ſozialiſti⸗ 
ſchen Gerechtigkeit, ein Staat der nationalen Freiheit. 

Allen aber, die ſich auf Koſten des Volkes unrechtmäßig bereichern, 
ſagt er Feindſchaft bis aufs Meſſer an. Raffer und Schmarotzer 
im deutſchen Volkskörper wird er nicht dulden, aber ehrliche Arbeit 
wird er hochſchätzen, mag ſie Geiſtes⸗ oder Handarbeit ſein. 

Die Gewerkſchaften aber will der Nationalſozialismus dem deut⸗ 
ſchen Arbeiter nicht nehmen, ſondern er will ſie wieder zu Organi⸗ 
ſationen machen, die für die Rechte des Arbeiters eintreten —, nicht 
aber für Verſorgungsſtätten von Bonzen. 

Faſſungslos ſtanden die Millionen deutſcher Arbeiter da, als am 
30. Jauuar der Nationalſozialismus in Deutſchland an die Macht 
kam. Das hatten die verführten deutſchen Arbeiter niemals für 
möglich gehalten. Ihre Zeitungen hatten immer geſchrieben, der 
Nationalſozialismus ſei am Ende. Faſſungslos ſtanden fie da. Sie 
erlebten das große Geſchehen. Sie wurden mitgeriſſen von Schwung 
der Millionen, die ſich längſt zu Adolf Hitler bekannt hatten. Sie 
ſahen nichts von der Vergewaltigung des Arbeiters im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat, welche ihnen von den Bonzen immer als 
Schreckensgeſpenſt an die Wand gemalt wurde. Sie ſahen, wie der 
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Stand des Handarbeiters in die Nation nen eingegliedert wurde, 
ſahen, wie man ihm endlich ſein Recht gab. Immer mehr ſchloſſen 
ſie ſich den nationalſozialiſtiſchen Betriebszellen an. Immer mehr 
erkannten die Arbeiter die abgefeimten Methoden des Marxismus, 
die Arbeit, und damit die Arbeiterſchaft in Deutſchland, zum Hin⸗ 
ſiechen und zum Sterben zu verurteilen. Sie erkannten, daß Deutſch⸗ 
land zugrunde gegangen wäre, wenn Adolf Hitler nicht endlich das 
Steuerruder des Reiches in feine Hand genommen hätte. 

Jahrzehntelang hatte der Marxismus den 1. Mai für ſeine 
internationale und klaſſenkämpferiſche Hetze mißbraucht. 

Jahrzehntelang durchzogen am 1. Mai betrunkene Bonzen und 
ihre verführten Anhänger lärmend die Straße. Das Blut deutſcher 
Menſchen rötete oft an ſolchen Tagen das Pflaſter der Straße. 

In Verſumpfungslokalen aber hetzten Kommuniſten und Gewerk⸗ 
ſchaftsbonzen gegen den Staat. 

Da rief am 1. Mai 1933 Adolf Hitler den deutſchen Arbeiter 
auf die Straße. Wie Schuppen fiel es von dem betörten Arbeiter, 
und dieſer Tag wurde zum Feiertag des deutſchen Arbeiters und der 
geſamten Nation. 


Der Tag der nationalen Arbeit! 

Der 1. Mai 1933 brach an. Strahlend leuchtete die Sonne 
vom klaren blauen Himmel über unſer deutſches Vaterland. Im 
ganzen Reiche herrſchte Feſtfreude. 

Schon in den frühen Morgenſtunden marſchierte die Jugend der 
Reichshauptſtadt, mit frohen Kampf⸗ und Fahrtenliedern auf den 
Lippen, zum Luſtgarten. Auch Deutſchlands Jugend, früher ge: 
ſpalten in vielerlei Bünde und politiſche Organiſationen, wurde 
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durch die nationalſozialiſtiſche Idee zu einem einzigen jungen Ge⸗ 
ſchlecht geformt. 

Ob Pfadfinder, Freiſchärler, Kirchenbündler, ob Volks⸗ oder 
Hochſchüler, ſie alle haben den Weg beſchritten, den die tapfere 
Hitlerjugend, das deutſche Jungvolk und der Bund deutſcher 
Mädchen in der Gefolgſchaft Adolf Hitlers ſeit Jahren ge⸗ 
wieſen hat. 

Sie alle ſehen in Adolf Hitler ihren * und in ſeinem Werk 
die Zukunft der Nation. 

Die Regierung war bei dieſem Aufmarſch durch die Miniſter 
Frick, Kerrl, Ruſt und von Blomberg vertreten. 

Unter den langjährigen Vorkämpfern der N. S.⸗Jugend befand 
ſich auch der Pg. Major Buch. 

Brauſender Jubel erhob ſich bei der Ankunft des jungen Reichs⸗ 
miniſters Dr. Goebbels. Und dann hielt dieſer junge Revolutionär 
eine Anſprache an die Jugend des Volkes. 

„Wenn ſich in dieſer ſonnigen Morgenſtunde die deutſche Jugend 
don den Schulbänken, Univerſitäten, aus den Fabriken und Kontoren 
zuſammenfindet, ſo legt ſie damit nicht nur ein Bekenntnis zum 
Staat, ſondern ein Bekenntnis zur Arbeit ab. Die Jugend kaun 
mit Recht heute ſtolz ſein, denn ſie iſt es, die den jungen Staat 
eroberte, ſie iſt es, die verantwortungsfreudig die Zukunft auf ihre 
Schultern genommen hat. 

Es iſt, als ginge die Sonne wieder in unſerem Lande auf. 
Deutſchland hat den Krieg verloren, aber nun iſt es wieder im 
Begriff, die Revolution zu gewinnen. Das, was in vergangenen 
Jahren fo ſchlecht gemacht worden iſt, das wollen wir, die deutſche 
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Jugend, wieder gutmachen. Die Jugend iſt dazu auserſehen, das 
Erbe der Väter anzutreten. 

Am heutigen Tage bekennt ſich das ganze deutſche Volk in allen 
ſeinen Schichten, Ständen und Berufen zur Arbeit und zu ihrem 
Segen. Wo ſonſt die Maſchinengewehre knatterten und die Haß⸗ 
geſänge des Klaſſenkampfes und der Internationale ertönten, da 
findet ſich am erſten Mai des erſten Regierungsjahres des Kabinetts 
Hitler das ganze deutſche Volk zuſammen in einem einmütigen und 
geſchloſſenen Bekenntnis zum Staat, zum Volk und zur gemein⸗ 
ſamen deutſchen Nation. Nun reichen ſich die Deutſchen aller 
Stände, Berufe und Konfeſſionen über die Schranken, die ſie 
trennten, hinweg die Hände und legen ein Gelöbnis ab, gemeinſam 
zu leben, zu arbeiten und zu kämpfen für das Vaterland, das uns 
alle verbindet. 

Der Klaſſenkampf iſt zu Ende. Über den Trümmern des zu⸗ 
ſammengebrochenen liberal⸗kapitaliſtiſchen Staates erhebt ſich der 
Gedanke der Volksgemeinſchaft. 

Wir Jungen grüßen den ehrwürdigen, großen Soldaten des 
Krieges, den Generalfeldmarſchall, den Reichspräſidenten des Deut⸗ 
ſchen Reiches. In leidenſchaftlicher Dankbarkeit ſchlagen ihm unſere 
Herzen entgegen. Daß er am 30. Jannar uns die Hand reichte, 
wird ihm die deutſche Jugend nie, niemals vergeſſen. 

Die Jugend grüßt die arbeitenden Väter und Brüder, das ganze 
ſchaffende Deutſchland. So marſchiert das deutſche Volk in die 
Zukunft hinein, und wir Jungen tragen die flatternden ſieggekrönten 
Fahnen der deutſchen Erhebung. In Pflicht, Manneszucht und 
Diſziplin bekennt ſich dieſe Jugend zum Volk und zur Nation. 

Wir erneuern das Gelöbnis zum jungen, geeinten Deutſchland, 
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indem wir rufen, der Kanzler des Reiches, der Führer des Volkes, 
der Fahnenträger der deutſchen Jugend, Adolf Hitler — Heil!“ 

Unbeſchreiblich war der Jubel, als der greiſe Reichspräſident 
Schulter an Schulter mit dem jungen Volkskanzler Adolf Hitler 
durch die Spaliere des jungen Deutſchlands fuhr. 

Die deutſche Jugend hatte einen der ſchönſten und größten Tage 
ihres Daſeins erlebt. 

Die Erwachſenen ſammelten ſich auch überall, um in geſchloſſenen 
Zügen zu ihren Verſammlungsorten zu marſchieren. 

In Oftpreußen und am Rhein, in Schleswig und in Bayern, 
überall das Bild freudig erregter Meuſchen. 

Der größte Aufmarſch, den die Welt je geſehen hat, fand in dem 
einſt roten Berlin ſtatt. 

Faſt zwei Millionen Menſchen wanderten aus allen Teilen der 
Reichshauptſtadt dem hiſtoriſchen Exerzierplatz auf dem Tempel⸗ 
hofer Feld, der zum Feſtplatz beſtimmt war, zu. Unabſehbar waren 
die Maſſen, unabſehbar die Fahnen, in deren goldenen Spitzen ſich 
das Sonnenlicht ſpiegelte. 

Faſt zwei Millionen Menſchen, und doch wußte jeder, wo er ſich 
hinzuſtellen hatte. Von oben her, von dem Holzgerüſt aus, das mit 
den Preſſedertretern aller Zeitungen, darunter mit vielen Aus⸗ 
ländern, beſetzt war, zeigte ſich ein ganz buntes Gewimmel. 

Zwiſchen der Flut von Fahnen, Standarten und Wimpeln hoben 
ſich die Uniformen heraus, unter denen beſonders die braune Farbe 
dominierte. 

Von überall tönte die Marſchmuſik der anziehenden Kolonnen. 
In der Luft tummelten ſich die ſtolzen Flieger, die kühn und ſicher 
ihre Kreiſe über dem Menſchengewimmel zogen. 
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Unaufhörlich dröhnten die großen Lautſprecher. Flotte Märſche 
entquollen ihrem ſchwarzen Munde, und immer neue Kolonnen zogen 
an. Unter ihnen auch die Schutzpolizei und die Reichswehr. Das 
Gewühl wurde von Stunde zu Stunde ſtärker. 

Plötzlich erſchien das Luftſchiff „Graf Zeppelin“ über dem 
Tempelhofer Feld. Am Bug flatterte zum erſten Male die Haken⸗ 
kreuzfahne. 

Es wurde ſpäter und ſpäter, aber immer noch ſtrömten neue 
Kolonnen der N. S. B. D. durch die Zugangsſtraßen, dem Feſt⸗ 
platz zu. Es ſchien, als ſei über jeden der dier Millionen Berliner 
die nationalſozialiſtiſche Idee der Volks⸗ und Schickſalsgemeinſchaft 
gekommen, und jeder fühlte ſich berufen, vor dem Führer Adolf 
Hitler ein Bekenntnis zu dieſer Idee abzulegen. 

Als ſich langſam die Dämmerung über das Tempelhofer Feld 
legte, erfolgte der Aufmarſch der Fahnen. Voran die Fahnen der 
braunen Sturmkolonnen, dann die N. S. B. O.⸗Abordnungen 
aus den abgetrennten Gebieten, aus Danzig, Oberſchleſien, dem 
Saarland. Öfterreicher und Tiroler ſchloſſen fi) an. Die Abord⸗ 
nungen in Heimattrachten oder im Ehrenkleid der Arbeit, Schupo, 
Techniſche Nothilfe, Feuerwehr, Knappen und Seeleute. 

Die Scheinwerfer blitzten plötzlich auf und erhellten die Mai⸗ 
nacht zum Tage. Ein rieſiges rotes Hakenkreuz hob ſich af aus 
dem Hintergrunde des Feldes hervor. 

Plötzlich ein gewaltiger Schrei. Ein millionenfaches „Heil“ 
brandete über den weiten Platz dahin und ſtieg donnernd zum Nacht⸗ 
himmel empor. Adolf Hitler, der Führer, war eingetroffen. 

Eine Ehrenkompanie des Wachregiments der Reichswehr und 
die Schupobereitſchaften z. b. V. haben mit der Front zu den 


78 


. 


Tribünen Aufſtellung genommen. Dahinter find auf einem großen 
quadratiſchen Raum andere Formationen aufgebaut. Zur Linken 
der Regierungstribüne S. A., in der Mitte Abteilungen des 
Arbeitsdienſtes, der Techniſchen Nothilfe und der Werkſicherheits⸗ 
dienſt der B. V. G., zur Rechten größere Abteilungen Stahlhelm. 
Hinter dieſen Formationen haben ſich mehrere Reichswehrkapellen 
und die S. A.⸗Kapellen aufgeſtellt, während die Kapelle des Wach⸗ 
regiments kurz vor der Tribüne neben dem Wachregiment ſelbſt in 
Paradeformation ſteht. Dieſes engere Feld vor der Tribüne, das 
von uniformierten Abteilungen eingenommen wird, iſt abgegrenzt 
durch eine dichte Kette von Fahnen und Standarten. Daneben und 
dahinter dehnt ſich das unüberſehbare Gelände mit den ungeheuren 
Menſchenmaſſen, die bis zum letzten Augenblick hier konzentriert 
wurden. Die bezahlten Raſenplätze neben dem quadratiſchen Feld 
dor der Ehrentribüne find Kopf an Kopf gefüllt. 

Auch die rieſigen Tribünen ſind dicht beſetzt. Auf ihrem erhöhten 
Mittelteil, der für die Reichsregierung und die don ihr geladenen 
Ehrengäſte beſtimmt iſt, iſt das geſamte offizielle Deutſchland ver⸗ 
ſammelt. Es iſt unmöglich, alle Namen aufzuzählen, man ſieht die 
Mitglieder der Reichsregierung, der Preußiſchen und anderer 
Länderregierungen, die Vertreter der ſtädtiſchen und der Polizei⸗ 
behörden und alle anderen bekannten Perſönlichkeiten, die in deutſcher 
Politik, Wirtſchaft, Wiſſenſchaft und Kunſt eine führende Rolle 
ſpielen. Das diplomatiſche Korps iſt ebenfalls vollzählig derſammelt. 
Zum Teil haben auch die offiziellen Perſönlichkeiten ſchon lange vor 
Beginn der Kundgebung ihre Plätze eingenommen. Ein beſonderer 
Platz auf der Regierungstribüne iſt den Arbeiterabordnungen zu⸗ 
gewieſen, die heute mittag in Großflugzeugen aus dem Reich und 
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Oſterreich eingetroffen und am Nachmittag vom Reichspräſidenten 
und Reichskanzler empfangen worden ſind. Auf der großen Fahnen⸗ 
baluſtrade, die ſich im Hintergrund in der ganzen Breite der 
Tribünenfront hinzieht, haben die etwa 3000 Fahnenträger der 
nationalſozialiſtiſchen Verbände und der N. S. B. D. Aufftellung 
genommen, landsmannſchaftliche Trachten erhöhen den bunten und 
feſtlichen Eindruck. 

Nachdem Reichsminiſter Dr. Goebbels eine einführende An⸗ 
ſprache gehalten hatte, ergriff der Führer des neuen Deutſchlands 
das Wort. 

Die Rede des Führers! 
„Deutſche Volksgenoſſen und Genoſſinnen! 

Der Mai iſt gekommen, ſo hieß es im deutſchen Liede, und durch 
diele Jahrhunderte war dieſer Tag nicht nur der ſymboliſche Tag 
des Einzugs des Frühlings in die Lande. Es war auch der Tag der 
Freude, der feſtlichen Stimmung und Geſinnung. Und dann kam 
eine Zeit, die dieſen Tag für ſich beanſpruchte und den Tag des 
werdenden Lebens und hoffnungsvoller Freude verwandelte in einen 
Tag der Proklamation der Fehde, des Streites und des inneren 
Kampfes. Eine Lehre, die ſich über unſer Volk verbreitet hatte, die 
derſuchte, den Tag der erwachenden Natur, des ſichtbaren Früh⸗ 
lingseinzuges zu verwandeln in einen Tag des Haſſes, des Leides, des 
Zankes, des Bruderkampfes und Brudermordes. 

Jahrzehnte ſind über die deutſchen Lande gegangen, und dieſer 
Tag ſchien immer mehr ein Monument der Trennung des deutſchen 
Volkes, ein Denkmal ſeiner Zerriſſenheit zu werden. Und dann kam 
unn wieder eine Zeit der Beſinnung, nachdem das ſchwerſte Leid 
unſer Volk geſchlagen hat, eine Zeit des Inſichkehrens und damit 
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Die Kundgebung der deutſchen Jugend im Luſtgarten am 1. Mai 1933. 
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eine Zeit des neuen Zuſammenfindens der deutſchen Menſchen. Und 
heute können wir mit dem alten Liede wohl wieder ſingen: Der Mai 
iſt gekommen, unſeres Volkes Erwachen iſt nun gekommen. 

Das Symbol des Klaſſenkampfes, des ewigen Streites und 
Haders, es wird ſich nunmehr verwandeln wieder zum Symbol der 
Erhebung, zum Symbol der großen Einigung unſeres Volkes. Und 
deshalb haben wir dieſen Tag der erwachenden Natur gewählt und 
für alle kommenden Zeiten als Tag der Wiedergewinnung der Kraft 
und der Stärke unſeres Volkes, Tag damit zugleich der ſchaffenden 
Arbeit. Jener ſchaffenden Arbeit, die keine engen Grenzen kennt, 
nicht gebunden iſt an die Werkſtatt, an die Fabrik, an das Kontor, 
das Konſtruktionsbüro oder das Amt, eine Arbeit, die wir überall 
dort anerkennen wollen, wo ſie in gutem Sinne für Sein und Leben 
unſeres Volkes geleiſtet wird. Das deutſche Volk hat eine ſchwere 
Not hinter ſich. Nicht, als ob dieſe Not etwa mangelndem Fleiß 
zuzuſchreiben wäre, als ob unſer Volk vielleicht nicht mehr arbeiten 
wollte. Nein, Millionen Menſchen unſeres Volkes ſind tätig wie 
früher, Millionen Bauern gehen hinter ihrem Pfluge ſo wie einſt, 
Millionen Arbeiter ſtehen an der Drehbank, am Schraubſtock, am 
Amboß, Millionen unſeres Volkes ſind tätig, und Millionen andere 
wollten tätig ſein. 

Sie können es nicht! Alles ſcheint vergeblich zu fein. Not, Elend 
und Jammer und Verzagtheit! Zehntauſende finden den leichteſten 
Weg zum bitterſten Entſchluß. Sie enden lieber ein Daſein, das 
für ſie nur Kummer und Elend zu bergen ſcheint. Sie tauſchen es 
um mit dem Jenſeits, don dem ſie ſich mehr und beſſeres erhoffen. 
Ein entſetzliches Leid und Unglück und im Gefolge davon Verzagt⸗ 
heit, ja Verzweiflung. Und wenn wir uns fragen: Weshalb? 
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Es iſt eine politifche Not. Das deutſche Volk iſt in fich zerfallen. 
Seine ganze Lebenskraft wird in inneren Kämpfen verbraucht. 
Millionen ſehen in die Welt, hoffen, daß von dort irgendwoher 
ihnen vielleicht Glück und Heil zuteil werden mag. Das Volk zer⸗ 
fällt, und in dieſem Zerfall zerfällt ſeine Lebenskraft, die Kraft zur 
Lebensbehauptung. Wir ſehen nun die Ergebniſſe dieſes Klaſſen⸗ 
kampfes bei uns, wir wollen aus dieſen Ergebniſſen lernen, und wir 
haben aus ihnen gelernt. Wir haben eines als erſte Aufgabe zur 
Wiedergeneſung unſeres Volkes erkannt: Das deutſche Volk muß 
ſich wieder gegenſeitig kennenlernen! Die Millionen Menſchen, die 
in Berufe zerriſſen, in künſtlichen Klaſſen auseinaudergehalten find, 
die von Standesdünkel und Klaſſenwahnſinn befallen, einander nicht 
mehr verſtehen lernten, ſie müſſen den Weg wieder zueinander 
finden! 

Eine ungeheure, wir wiſſen es, eine gewaltige Aufgabe. Wenn 
70 Jahre hindurch der Wahnſinn als politiſche Idee vertreten und 
gepredigt wurde, wenn 70 Jahre lang die Zerſtörung der Volks⸗ 
gemeinſchaft politiſches Gebot war, dann iſt es nicht leicht, mit einem 
Schlage den Sinn der Menſchen wieder zu wenden. Und trotzdem 
dürfen wir daran nicht verzagen und nicht verzweifeln. Was 
Menſchenhände bauten, können Menſchenhände ſtürzen, was 
menſchlicher Wahnſinn einſt erfand, kann menſchliche Einſicht auch 
wieder überwinden. Und wir wiſſen, daß dieſer Prozeß des Zuein⸗ 
anderfindens und gegenſeitigen Verſtehenlernens nicht ein Prozeß 
von wenigen Wochen oder Monaten, ja auch nur von einigen 
Jahren ſein kann. 

Allein wir haben den unerſchütterlichen Entſchluß, dieſe große 
Aufgabe vor der deutſchen Geſchichte zu erfüllen, haben den Ent⸗ 
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ſchluß, die deutſchen Menſchen wieder zueinander zu führen, wenn 
ſie nicht wollen, ſie zueinander zu zwingen, und wir ſehen dabei als 
notwendig an, daß fie in dem, was fie bisher vielleicht trennte, in der 
Zukunft das große Einigende erblicken. Das iſt der Sinn des 
1. Mai, der von nun ab durch die Jahrhunderte hindurch in 
Deutſchland gefeiert werden ſoll, daß an ihm alle die Menſchen, die 
im großen Räderwerk unſerer nationalen Arbeit tätig ſind, zuein⸗ 
ander finden und gegenſeitig ſich einmal im Jahre wieder die Hände 
reichen in der Erkenntnis, daß nichts geſchehen könne, wenn nicht 
alle ihren Teil der Leiſtung und der Arbeit dabei vollbringen. So 
haben wir als Motto dieſes Tages gewählt den Satz: Ehret die 
Arbeit und achtet den Arbeiter! Es iſt für viele Millionen heute 
vielleicht ſchwer, über den Haß und die Mißsoerſtändniſſe, die künſt⸗ 
lich in der Vergangenheit gezüchtet worden ſind, nunmehr wieder 
zuſammenzufinden. Es gibt aber eine Erkenntnis, die dieſen Weg 
leicht beſchreiten läßt. Es mag einer tätig ſein, wo immer, er ſoll 
und darf nie vergeſſen, daß ſein Volksgenoſſe, der ebenfalls, gauz 
gleich wo immer, ſo wie er ſeine Pflicht erfüllt, unentbehrlich iſt, daß 
die Nation nicht beſteht durch die Arbeit einer Regierung, durch die 
Arbeit einer beſtimmten Klaſſe, durch die Arbeit ihrer Intelligenz, 
ſondern daß ſie nur lebt durch die Arbeit aller. Und wenn Millionen 
glauben, aus der Art der Arbeit im einzelnen vielleicht einen ſolchen 
Schluß ziehen zu können auf die Würdigkeit des einzelnen, ſo iſt 
das ein bitterer Irrtum. 

Es gibt vielleicht unter uns viele Zehntauſende, die den Reſpekt 
dor dem einzelnen abhängig machen wollen von der Art der Arbeit, 
die er verrichtet. Nein, man kann den Reſpekt nur abhängig machen 
don dem Wie, mit dem er ſeine Arbeit verrichtet. Daß Millionen 
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unter uns jahraus, jahrein fleißig find, Millionen tätig find, ohıte 
jemals hoffen zu können, Reichtümer zu erwerben, ja vielleicht nur 
ein forglofes Leben zu gewinnen, das ſoll alle verpflichten, fich erſt 
recht zu dieſen Millionen zu bekennen. Denn ihr Idealismus allein 
ermöglicht Sein und Leben aller! Und wehe, wenn heute dieſer 
Idealismus in unſerem Volke vergehen würde, wenn einmal des 
Menſchen Wert nur gemeſſeu werden ſollte an den äußeren Gütern 
des Lebens, die auf ihn gefallen find, dann würde der Wert unſeres 
Volkes kein großer ſein. Dann würde auch der Beſtand unſeres 
Volkes kein langer fein. Wir müſſeu einen anderen Maßſtab ge⸗ 
winnen, und wir finden ihn gerade in dem, was ſonſt die Menſchen 
zu treunen ſcheint. 

Es iſt notwendig, daß dabei die Klaſſen a Volkes ſich nahe 
kennenlernen, indem man die Schrankeu einreißt und über das ganze 
Volk hinweg ohue Rückſicht auf Stand und Beruf eine Idee ver- 
kündet. Es iſt nützlich, dem Arbeiter ſeine Bedeutung klarzumachen, 
nicht nützlich, dem Bauern die Notwendigkeit ſeiner Exiſtenz zu 
beweiſen, nicht nützlich, zum Intellektuellen zu gehen, zum Geiſtes⸗ 
arbeiter, um ihm die Wichtigkeit ſeiner Tätigkeit beizubringen. Es 
iſt notwendig, daß man jeden Stand die Bedeutung des anderen 
Standes lehrt. Und ſo wollen wir denn in die Städte gehen, um 
ihnen das Weſen und die Notwendigkeit des deutſchen Bauern zu 
erklären und auf das Land, und zu unſerer Intelligenz, um ihnen 
die Bedeutung des deutſchen Arbeiters beizubringen. 

Und gehen zum Arbeiter und zum Bauern, um ſie zu belehren, 
daß es ohne deutſchen Geiſt auch kein deutſches Leben gibt, daß fie 
alle zuſammen eine Gemeinſchaft bilden müſſen, Geiſt, Stirn und 
Fauſt, Arbeiter, Bauern und Bürger. 
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So fol denn diefer 1. Mai in der Größe feiner Feier über ganz 
Deutſchlaund, Stadt und Land hinweg, bei Millionen Volks⸗ 
genoſſen aller Berufe und aller Stände die Bedeutung der Arbeit 
klarmachen und ſie einmal im Jahre unter dieſem erhabenen Symbol 
des gemeinſamen Werkes zuſammenſchließen zu einer Feier, zur 
Feier der deutſchen Arbeit. Dann ſoll dieſer 1. Mai zugleich eines 
dem deutſchen Volke zum Bewußtſein bringen: Der Fleiß, die 
Arbeit, fie allein ſchaffen nicht das Leben, wenn fie ſich nicht ver⸗ 
mählen mit der Kraft und dem Willen eines Volkes. Fleiß und 
Kraft, Arbeit und Wille, ſie gehören zuſammen. Nur dann, wenn 
hinter dem Werte der Arbeit die ſtarke Fauſt der Nation ſich 
erhebt zum Schutz und Schirm, kann aus Fleiß und Arbeit wirk⸗ 
licher Segen erwachſen. Das ſoll wieder dieſer Feiertag der Nation 
dem deutſchen Volke zum Bewußtſein bringen. Deutſches Volk! 
Du biſt ſtark, wenn du eins wirſt, du biſt gewaltig, weun du den 
Geiſt ſeines Klaſſenkampfes und deiner Zwietracht aus dem Herzen 
reißt; du kannſt hinter deiner Arbeit eine unerhörte Kraft ſtellen, 
wenn du die Arbeit verbindeſt mit dem Gefühl deines geſamten 
Volkstums. 

Wir wollen uns dabei noch eines zum Bewußtſein bringen: Wir 
träumen von einem Staat deutſcher Nation, der unferem Volk 
wieder das tägliche Brot auf Erden zu ſichern vermag. Und wir 
wiſſen, daß dazu die geballte Kraft der ganzen Nation nötig iſt; 
wir wiſſen weiter, daß dieſer Staat nicht ſpäter Anleihen machen 
darf bei der übrigen Welt. Wenn heute der Marxismus auch der 
Arbeit das Wort redet, fo iſt fein repräſentativer Staat geiſtig aber 
auf die Hilfe einer kapitaliſtiſchen Welt angewieſen. Wir wollen 
einſt nicht in die Welt gehen, um uns dort Ingenieure, Techniker, 


85 


Kaufleute und Chemiker auszuleihen. Unſer Volk hat das alles 
ſelbſt, nur wir müſſen es auch ſchützen und pflegen und in den Dienſt 
der großen Aufgabe ſtelleu und dieſer Aufgabe eingliedern. 

Freilich, geben die Millionen zur Antwort, die heute uns als 
Gegner gegenüberſtehen, das ſind Ideale, aber ſie werden euch nie 
gelingen, nie könnt ihr ſie verwirklichen. 

Meine Freunde, in dieſem Augenblick hören mehr als 
30 Millionen Menſchen dieſe Ideale. Und wenn wir, einſt kaum 
ein halbes Dutzend, für ſie eingetreten ſind — heute hören dieſe 
Ideale Millionen und aber Millionen in Deutſchland unter dieſem 
ſternenklaren Himmel und laſſen ſie Zeugnis ablegen für die Kraft 
dieſer Ideale! 

Nichts war groß auf der Welt, iſt dem Menſchen geſchenkt 
worden, alles muß bitter ſchwer erkämpft werden. Auch die Er⸗ 
hebung eines Volkes wird nicht vom Schickſal leichthin geſchenkt, 
auch ſie muß innerlich errungen werden. Und wir dürfen hente nicht 
klagen, wir wiſſen es, wir werden die Erhebung verdienen, werden 
die Freiheit unſeres Volkes erringen und werden dann erſt zu Recht 
erweiſen, wie ſehr der Marxismus nur Theorie geweſen iſt, und daß 
Theorie ſchön und verführeriſch iſt, aber in Wirklichkeit nicht 
Nutzen und Glück für ein Volk bringen konnte, ſo wenig er Nutzen 
und Glück gebracht hat. 

Der neue Sinn des 1. Mai: Nicht Haß, nicht Kampf, ſondern 
Erhebung. 

Dieſer 1. Mai ſoll damit auch dokumentieren, daß wir nicht zer⸗ 
ſtören wollen, ſondern aufzubauen gedenken. Man kann nicht den 
ſchönſten Frühlingstag zum Symbol des Kampfes wählen, ſondern 
nur zum Symbol aufbauender Arbeit, nicht zum Symbol der Zer⸗ 
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ſetzung und damit des Zerfalls, fondern nur zum Symbol der Ver: 
bundenheit und damit des Emporſtiegs. Es iſt kein Zufall, daß es 
unſeren Gegnern, die den Tag ſeit 70 Jahren feiern wollen, und 
die 14 Jahre lang in Deutſchland die Macht beſaßen, nicht ge⸗ 
lungen iſt, das deutſche Volk an dieſem Tage ſo zu erfaſſen, wie 
wir es am erſten Tage fertigbrachten. Kein Zufall, das Volk fühlte 
unbewußt in ſeinem Innern, daß dieſe Feier im Widerſpruch ſtand 
zur Zeit, zur Frühlingswende. Es wollte nicht Haß, es wollte nicht 
Kampf, es wollte Erhebung, und heute fühlt es: Dein 1. Mai iſt 
ſein innerer Sinn wiedergegeben worden. 

Das iſt der Grund, weshalb nun die Millionen Menſchen in 
ganz Deutſchland freudig herausſtrömen, um für ſich Zeugnis ab⸗ 
zulegen für den Willen, an dieſem Aufbau der Nation teilzunehmen. 
Und wenn wir heute zum erſtenmal dieſes Feſt feiern, dann wollen 
wir uns ganz kurz vor Augen führen, was nun unſere Ziele ſind, 
für die Zeit, die vor uns liegt. 

Da iſt das erſte Ziel: Unverrückbar wollen wir kämpfen, daß die 
Macht, die der neue Gedanke, die der neue politiſche Glaube in 
unſerem Volk erobert hat, uimmermehr entſchwindet, ſondern daß 
ſie ſich im Gegenteil immer mehr feſtigt. Wir wollen dafür 
kämpfen, daß die neue Idee ſich ſieghaft über ganz Deutſchland 
erhebt und daß ſie allmählich dieſes ganze deutſche Volk in die 
Gewalt ihres Bannes zieht. Wir wollen daher mutig und ent⸗ 
ſchloſſen dieſe Fahne der Auferſtehung unſeres Volkes verteidigen 
gegen jeden, der ſie glaubt niederziehen zu können. 

Wir haben vor, das Selbſtgefühl und das Selbſtbewußtſein in 
dieſem Jahre in unſerem Volke neu zu erwecken und dauernd zu 
ſteigern. Wir kennen die Zeit, die hinter uns liegt. Sie haben mit 
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Abſicht unſerem Volke die Vorſtellung eingeimpft, als wäre es ins⸗ 
geſamt minderwertig in der Welt, nicht fähig zu großen Taten, 
nicht würdig des Rechtes aller anderen. Man hat Minderwertig⸗ 
keitskomplexe künſtlich hineingezüchtet, weil es der Minderwertig⸗ 
keit der Parteien entſprochen hat, die dieſes Volk in dieſen laugen 
Jahren verführten. Wir wollen nunmehr unſer Volk aus dieſem 
Bann erlöſen, wollen unſerem Volke unentwegt die Überzeugung 
einimpfen, ja einbrennen: Deutſches Volk, du biſt nicht zweitklaſſig, 
und wenn tauſendmal die Welt es ſo haben will, du biſt nicht 
zweiten Wertes, nicht zweiter Bedeutung. Deutſches Volk, beſinne 
dich auf dich ſelbſt, auf deine Vergangenheit, auf die Leiſtung deiner 
Väter, ja auf die Leiſtung deiner eigenen Generation, vergiß 
14 Jahre Verfall und hebe dich empor zu zweitauſendjähriger 
deutſcher Geſchichte. Und wir haben Sie, meine Volksgenoſſen 
in ganz Deutſchland, von dem erſten Tage ſo gerufen, um Ihnen 
allen ſo recht aus dem Gefühl der inneren Verbundenheit heraus 
dieſe Überzugung zu geben: Deutſche, ihr ſeid ein Volk; und ihr ſeid 
ein Volk, das ſtark iſt, wenn ihr ſelbſt ſtark ſein wollt! 

Dieſe Millionen, die heute in Deutſchland demonſtrieren, ſie 
werden vielleicht zurückgehen mit dem Gefühl einer neu gewonnenen 
Einheit und daraus wieder mit dem Gefühl einer neu gewonnenen 
inneren Kraft. 

Ich weiß es, meine Kameraden, ener Tritt wird morgen wieder 
ſchärfer fein, als er geſtern war, denn ihr alle fühlt es; die Nation 
kann man heute vielleicht vergewaltigen, kann ſie vielleicht in Ketten 
ſchlagen; beugen, demütigen kann man uns nicht mehr. 

Wir wollen das Vertrauen damit aber auch ſtärken an dieſem 
Tage nicht nur zu dir ſelbſt, deutſches Volk, nein, auch das Ver⸗ 
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trauen zu deiner Regierung, die ſich mit dir verbunden fühlt, die 
ein Stück iſt von dir, die zu dir gehört, mit dir ficht, mit dir für dein 
Leben kämpft, die kein anderes Ziel beſitzt, als dich, deutſches Volk, 
wieder frei und glücklich zu machen. Endlich ſoll an dieſem Tage 
als Proklamation zugleich für die Zukunft dokumentiert werden 
eine Verbundenheit, die wir durch eine Tat verwirklichen werden, 
die in dieſem Jahre zum erſtenmal verwirklicht wird. Als wir den 
Gedanken der Arbeitsdienſtpflicht zum erſten Male der Offentlich⸗ 
keit übergaben, da ſtürzten ſich ſofort die Vertreter der abſterbenden 
marxiſtiſchen Welt darauf und erklärten: das iſt ein neuer Angriff 
gegen das Proletariat, ein Angriff gegen die Arbeit, ein Angriff 
gegen das Leben des Arbeiters. 

Warum taten ſie es? Sie wußten genau, daß es nicht ein An⸗ 
griff gegen die Arbeit oder gar ein Angriff gegen die Arbeiter ſein 
wird, ſondern nur ein Angriff gegen ein entſetzliches Vorurteil, 
gegen das Vorurteil, daß Handarbeit ſchänden könnte. Dieſes Vor⸗ 
urteil wollen wir in Deutſchland ausroden. Dieſes Vorurteil wollen 
wir aus unſerem Volke genau ſo herausziehen, wie die Vergangen⸗ 
heit einſt das Vorurteil gegen den Soldaten entfernt hat. Wie 
ſie die Landsknechte in Soldaten der allgemeinen Wehrpflicht ver⸗ 
wandelt hat, fo wollen wir — in einer Zeit, da noch Millionen 
unter uns leben, die kein Verſtändnis für die Bedeutung der Hand⸗ 
arbeit haben, und die nicht einſehen, daß das deutſche Volk ſein 
Bildungsproletariat gar nicht unterbringen kann — daß diele 
wieder zu ehrenvoller Handarbeit gezwungen ſein werden. 

Wir wollen, daß dieſes deutſche Volk nun durch die Arbeits⸗ 
dienſtpflicht erzogen wird zur Erkenntnis, daß Handarbeit nicht 
ſchändet, daß Handarbeit nicht entehrt, ſondern daß Handarbeit 
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genau wie jede andere Tätigkeit dem zur Ehre gereicht, der fie treu 
und redlichen Sinnes erfüllt. Und deshalb iſt es unſer unverrück⸗ 
barer Entſchluß, jeden einzelnen Deutſchen, er mag ſein, wer er will, 
ob hochgeboren und reich, ob arm oder Sohn von Gelehrten oder 
Sohn von Fabrikarbeitern, einmal in ſeinem Leben zur Handarbeit 
zu führen, damit er ſie kennenlernt, damit er auch leichter befehlen 
kann, weil er ſelbſt auch hier ſchon gehorchen gelernt hat. 

Wir denken nicht daran, daß der Marxismus etwa nur äußer⸗ 
lich beſeitigt werden ſoll. Nein, wir ſind entſchloſſen, ihm die Vor⸗ 
ausſetzungen zu entziehen. Wir wollen für Jahrhunderte, die nach 
uns kommen, für dieſe geiſtige Verwirrung die Vorausſetzungen 
beſeitigen. Kopf⸗ und Handarbeiter dürfen nicht gegeneinander 
arbeiten. 

Der Kopfarbeiter muß einſehen, daß keiner ein Recht hat, auf 
den anderen einfach herabzuſehen, ſich ſelbſt als etwas beſſeres zu 
dünken, ſondern daß Kopf- und Handarbeiter einig fein müſſen in 
einer einzigen Gemeinſchaft. 

Wir werden in dieſem Jahre zum erſtenmal dieſe großen 
ethiſchen Gedanken in die Wirklichkeit überführen, und wir wiſſen, 
daß, wenn erſt einmal 40 Jahre vergangen ſind, das Wort Arbeit 
und Handarbeit dann für die Millionen Menſchen genau dieſelbe 
Sinneswandlung hervorgerufen haben wird, wie einſt Millionen 
Menſchen den Landsknecht vergeſſen haben und den deutſchen 
Soldaten an ſeine Stelle ſetzten. 

Wir werden auch in dieſem Jahre als weitere große Aufgabe 
die Befreiung der ſchöpferiſchen Initiative von den verhängnisvollen 
Einwirkungen majoritativer Beſchlüſſe durchführen und ſicherſtellen. 
Nicht nur in Parlament, nein auch in der Wirtſchaft. Wir wiſſen, 
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daß unſere Wirtſchaft nicht emporkommt, wenn nicht eine Syntheſe 
gefunden wird zwifchen der Freiheit des ſchöpferiſchen Geiſtes und 
der Verpflichtung dem Volksganzen gegenüber. Und daher wird 
es auch unſere Aufgabe ſein, den Verträgen die Bedeutung zu 
geben, die ihnen zukommt. 

Der Menſch lebt nicht für Verträge, ſondern die Verträge ſind 
da, das Leben des Menſchen zu ermöglichen. Und endlich werden 
wir in dieſem Jahre uns bemühen, die erſte Etappe auf dem Wege 
einer organiſchen Wirtſchaftsführung zurückzulegen und werden 
dabei von einer fundamentalen Erkenntnis ausgehen: Es gibt keinen 
Aufſtieg, der nicht beginnt bei der Wurzel des uationalen, völkiſchen 
und wirtſchaftlichen Lebens, beim Bauer, und von ihm führt der 
Weg zum Arbeiter und weiter endlich zur Intelligenz. 

Wir werden beginnen, in erſter Linie den Landmann uud feine 
Wirtſchaft geſund zu machen, weil wir wiſſen, daß damit auch die 
erſte Vorausſetzung zur Geſundung der ganzen übrigen Wirtſchaft 
getan iſt. 14 Jahre hindurch tat man das Gegenteil, und die 
Folgen: Nicht die Städte ſind gerettet worden, nicht der Arbeiter 
iſt gerettet, nicht dem Mittelſtande wurde geholfen, nein, ſie alle 
ſind damit ruiniert und vernichtet worden. 

Und damit kommt eine weitere Aufgabe: die Beſeitigung der 
Arbeitsloſigkeit durch eine Arbeitsbeſchaffung, die wir in zwei große 
Gruppen einteilen: Die private Arbeitsbeſchaffung. Hier wird ein 
großes, gewaltiges Werk in diefen Jahre in Angriff genommen, 
ein Werk, das die deutſchen Bauten, die Häuſer, wieder in Ord⸗ 
nung bringen wird und damit für Hunderte und Hunderttauſende 
Arbeit ſchaffen wird. Und zweitens: Wir wollen nunmehr in dieſem 
Augenblick und an dieſer Stelle zum erſtenmal den Appell an das 
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ganze deutſche Volk richten: Deutſches Volk, glaube nicht, daß das 
Problem der Arbeitsbeſchaffung in den Sternen gelöſt wird. Du 
ſelbſt mußt mithelfen, es zu löſen. Du mußt aus Einſicht und Ver⸗ 
trauen alles tun, was Arbeit ſchaffen kann. Jeder einzelne hat die 
Pflicht, von ſich aus nicht zu zögern und nicht zu warten mit ſeinen 
Anſchaffungen, mit dem, was er machen ſoll und einmal machen 
muß. Jeder hat die Pflicht, von ſich aus hier dertrauend auf die 
Zukunft ſeinen Teil ſofort beizutragen. 

Jeder Unternehmer, jeder Hausbeſitzer, jeder Geſchäftsmann, 
jeder einzelne, er hat die Pflicht, in ſeinem Vermögen mitzuhelfen, 
Arbeit zu ſchaffen, und vor allem, jeder hat die Pflicht, ſich der 
deutſchen Arbeit zu erinnern. Wenn heute die Welt gegen uns 
nnwahre Behauptungen verbreitet, wenn man die deutſche Arbeit 
verfemt, dann müſſen wir erwarten, daß der Deutſche felbft 
ſich ſeiner Arbeit annimmt. Es iſt ein Appell, der an die Millionen 
Einzelnen gerichtet, am eheſten auch Millionen Menſchen Arbeit 
geben kann. Wir werden große öffentliche Probleme noch in dieſem 
Jahre zu verwirklichen uns beſtreben, in erſter Linie ein Rieſen⸗ 
programm, das wir nicht der Nachwelt überlaſſen wollen, ſondern 
das wir verwirklichen müſſen, ein Programm, das volle Milliarden 
erfordert: Das Programm unſeres Straßenneubaues. 

Eine gigantiſche Aufgabe, wir werden ſie groß beginnen und die 
Widerſtände dagegen aus dem Wege räumen, und damit wird eine 
Serie öffentlicher Arbeiten eingeleitet, die zuſammen mithelfen, die 
Arbeitsloſenzahl immer mehr herunterzudrücken. Und endlich wird 
ein Angriff ſtattfinden gegen die Unerträglichkeit der heutigen Zins⸗ 
ſätze. Wir werden auch hier den Entſchluß durchführen, der uns 
Nationalſozialiſten ſeit vielen Jahren eine Selbſtverſtändlichkeit iſt 
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und damit in Verbindung eine Handelspolitik durchführen, die uns 
die Stetigkeit der Produktion ſichert, ohne die deutſche Landwirt⸗ 
(haft zu vernichten. Wir wollen arbeiten und wir werden arbeiten. 

Allein, alles das liegt letzten Endes mit am deutſchen Volk ſelbſt; 
das Vertrauen, das ihr uns ſchenkt, hängt ab von der Kraft, mit 
der ihr euch zum nationalen Staat bekennt. Nur wenn ihr alle 
ſelbſt eins werdet in dem Entſchluß, Deutſchland zu retten, kann 
in Deutſchland auch der deutſche Menſch ſeine Rettung finden. 
Dann wiſſen wir aber, daß alle menſchliche Arbeit am Ende ver⸗ 
geblich ſein wird, wenn nicht der Segen der Vorſehung kommt. 
Wir gehören nicht zu denen, die ſich einfach auf das Jenſeits ver⸗ 
laſſen. 

Nein, wir wollen arbeiten, wir wollen tätig ſein, wir wollen 
ringen, ringen um unſer Volk, ringen um die Löſung unſerer 
Probleme und unſerer Aufgaben. Wir wiſſen, daß wir dabei 
Schwierigkeiten über Schwierigkeiten zu überwinden haben. Es 
wird nns nichts geſchenkt. So wie der Weg der 14 Jahre hinter 
uns bis zum heutigen Tage ein Weg ewiger Kämpfe war, ein Weg, 
der einen tauſendmal faſt verzweifeln ließ, ſo wird auch der Weg 
in die Zukunft ſchwer ſein. 


Die Welt verfolgt uns. 
Wir wollen den Frieden. 
Die Welt wendet ſich gegen uns, ſie will nicht unſer Recht zum 


Leben anerkennen, will nicht unſer Recht zum Schutze der Heimat 
anerkennen. 


Mein deutſches Volk! Wenn ſo die Welt gegen uns ſteht, dann 
müſſen wir um ſo mehr zu einer Einheit werden und müſſen ihr 
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nnentwegt verfichern: ihr könnt tun, was ihr tun wollt, niemals 
werdet ihr uns beugen, niemals uns zwingen, ein Joch an⸗ 
zuerkenuen. 

Den Ruf nach dem gleichen Rechte werdet ihr niemals mehr aus 
unſerem Volke beſeitigen. 

Hofft nicht auf Verräter unter uns, hofft nicht auf Meineidige, 
die vielleicht euch helfen könnten. Das deutſche Volk iſt zu ſich 
ſelbſt gekommen. Es wird Menſchen, die nicht für Deutſchland 
find, nicht mehr dulden. Wir wollen uns den Wiẽederaufſtieg 
unſeres Volkes durch unſeren Fleiß, unſere Beharrlichkeit, unſeren 
Willen ehrlich verdienen. Wir bitten nicht den Allmächtigen: Herr, 
mach' du uns frei! Wir wollen tätig ſein, arbeiten, uns brüderlich 
dertragen, miteinander ringen, auf daß einmal die Stunde kommt, 
da wir vor ihn hintreten können und ihn bitten dürfen: Herr, du 
ſiehſt, wir haben uns geändert, das deutſche Volk iſt nicht mehr das 
Volk der Ehrloſigkeit, der Schande, der Selbſtzerfleiſchung, der 
Kleiumütigkeit und Kleingläubigkeit, nein, Herr, das deutſche Volk 
iſt wieder ſtark geworden in ſeinem Geiſte, ſtark in ſeinem Willen, 
ſtark in ſeiner Beharrlichkeit, ſtark im Ertragen aller Opfer. 
Herr, wir laſſen nicht von dir, nun ſegne unſeren Kampf um unſere 
Freiheit und damit um unſer deutſches Volk nud Vaterland.“ — 


Nachdem der Führer geendet hatte, donnerte ein dreifaches 
„Sieg Heil“ über das Feld. Dann ertönte der große Zapfenſtreich. 
Die Kavallerieretraite ſtieg leis wehmütig auf und ſchwang ſich dann 
ſieghaft empor über das dunkle, von Menſchen unüberſehbare 
brauſende Feld. 

Dann knatterte das Feuerwerk und zerriß mit bunten Farben 
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den Himmel, ſprühte immer wieder auf und beleuchtete die endloſen 
Maſſen. 

30 Feuerwerker und Techniker verſchiedener Firmen hatten dieſes 
Rieſenfeuerwerk angelegt. 21 Fronten mit einer Tiefe von ins⸗ 
geſamt 180 und einer Breite von 400 Metern, eine einzige Knall⸗ 
front war allein 300 Meter lang. 


Zu dem Aufbau dieſes Feuerwerkes wurden allein 12 Laſtwagen 
mit Feuerwerkskörpern und Geſtellen benötigt. Als die letzten 
feurigen Wunderbäume und farbigen Räder zu verglühen anfingen, 
ſetzten ſich die endloſen Züge mit brennenden Fackeln in Bewegung, 
um nach dem Luſtgarten abzumarſchieren. 

Eine phantaſtiſche Stimmung lag über dieſer Mitternachts⸗ 
kundgebung im Luſtgarten. Es war, als könnte ein nach Taten 
lechzendes Wiſſen von ſchweren Pflichten, ein raſtloſer jäher 
Marſchwille nach einem Tage voller Übermaß und wilder Kraft: 
entfaltung ſich noch immer nicht zur Ruhr verſtehen, als bange er, 
in vorzeitiger Entſpannung ſchweres Verſäumnis zu verſchulden. 

Eine halbe Stunde nach Mitternacht begann der Preußiſche 
Miniſterpräſident, Pg. Göring, ſeine Rede an die aufmarſchierten 
Verbände und führte u. a. folgendes aus: 

„Es iſt wohl ein eigenartiges Zeichen, daß die Kundgebung der 
nationalen Arbeit um Mitternacht noch einmal einen einzigartigen 
Höhepunkt erhält. Zehntauſende ſtehen um Mitternacht auf dem 
gleichen Platz, wo in den vergangenen Jahren ſo oft der Haß ge⸗ 
predigt und ſo oft gegen die Begriffe Vaterland und Nation 
geſündigt wurde. 

Was wir heute erlebten, hat Deutſchland noch nie geſehen. Der 
Tag der nationalen Arbeit wurde von allen Schichten des deutſchen 
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Volkes gleichmäßig tief erfaßt. Arbeiter der Stirn und der Fauſt 
ſtehen in einer Front, weil ſie alle nur Arbeiter ſind am Aufbau 
Deutſchlands. 

Jahrelang hat man verhetzten Volksgenoſſen immer wieder 
erzählt, man wolle den 1. Mai zum Feiertag des Proletariats 
erklären. In wenigen Wochen, in einer einzigen Tat, hat die 
Reichsregierung den r. Mai zum Feiertag der deutſchen Nation 
geſtaltet. 

So wie vor wenigen Stunden die Reichsregierung den Tag der 
deutſchen Arbeit feierlich auf einem hiſtoriſchen Gelände beging, ſo 
ſtehen wir wiederum auf einem hiſtoriſchen Platz, und die preußiſche 
Staatsregierung hat ihr Gedenken am Tage der nationalen Arbeit 
auf dieſe Stätte verlegt, wo einſt Brandenburg, wo Preußen, wo 
Deutſchland groß geworden ſind. 

Mitternacht — und trotzdem ein Bild deutſcher Kraft, deutſchen 
Glaubens und deutſcher Hoffnung, ein Bild des gewaltigen Lebeus⸗ 
willens eines Volkes. 

Mitternacht — und doch dröhnt die Reichshauptſtadt immer 
noch vom ehernen Schritt der Kolonnen und bekennt ſich zum Volk 
und zum Tage ſeiner Arbeit. So wie am 30. Januar dem deutſchen 
Volk ſeine nationale Ehre wiedergegeben wurde, ſo wurde heute der 
deutſchen Arbeit wieder die Ehre und die ihr zukommende Bedeutung 
zurückgegeben. 

Wenn heute der Kanzler von der Bedeutung der Arbeit ſprach, 
fo ift beſonders das Wort hervorzuheben, daß in Zukunft in Deutſch⸗ 
land nicht mehr gefragt wird nach dem Was, ſondern nunmehr nach 
dem Wie der Arbeit. Es wird in Zukunft nur mehr gewertet werden, 
wie jeder einzelne nach ſeinen Kräften und nach ſeinen Begabungen 
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Reichskanzler Hitler ſpricht zur deutſchen Jugend am Tage der nationalen Arbeit. 


Ankunft einer Bergarbeiterdelegation aus dem Ruhrgebiet 
auf dem Tempelhofer Flughafen zur Feier des 1. Mai 1933. 


für fein Volk und für fein Vaterland arbeiten wird. Die preußiſche 
Staatsregierung grüßt um Mitternacht in Ehrfurcht die Millionen 
der deutſchen Arbeit und gelobt auch ihrerſeits, in dieſer Arbeit an 
der Spitze zu ſtehen. Vierzehn Jahre der Schmach ſind vorüber, jetzt 
beginnt der Aufbau, und über dieſem Aufbau ſoll ſtehen 
Arbeiten, kämpfen und glauben!“ 


Der ſtürmiſche Ruf iſt verklungen. Der Reichsininifter tritt von 
der Brüſtung, und der Führer der deutſchen Arbeiter Berlins, 
Pg. Engel, ſpricht noch einige Worte an die lauſchende Menge. 
Dann klingen helle Kommandos, und die Kolonnen ſetzen ſich heim⸗ 
wärts in Bewegung. 

Der Reichsbetriebszellenleiter, Pg. Schuhmann, ſprach im Rund⸗ 
funk über das Theina: „Der 1. Mai, wie er war und wie er ſein 
wird“, wobei er folgendes ausführte: 

„Es war im Jahre 1905, als der Marxiſt Brinkmann auf dem 
Gewerkſchaftskongreß das bitter ernſt geineinte Wort ſprach: 
„Mag die Maifeier der Teufel holen!“ Er hatte recht. Denn die 
Maifeier war regelrecht zu einer Tragödie des deutſchen Arbeiter⸗ 
tums geworden. Unſägliche Opfer an Gut und Blut wurden 
gebracht, und keinen Schritt war man weitergekommen. 


Die erſte Maifeier. 

Schon die erſte Maifeier im Jahre 1889 war ein Fiasko ſonder⸗ 
gleichen. Dieſe auf dem Internationalen Sszialiſtenkongreß in 
Paris beſchloſſene Feier war damals nur für den 1. Mai 1889 
gedacht als internationale Kundgebung für den Achtſtundentag. 
Während aber in den anderen Ländern kein Menſch mit roten 
Fahnen ſpazierenging, wurde dieſe Parole in Deutſchland ernſthaft 
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befolgt. Die Folge aber davon war, daß ein Großteil der deutſchen 
Arbeiter dafür vom Arbeitgeber auf die Straße geworfen wurde. 
Hiervon wurden die Gewerkſchaftskaſſen leer, fo daß ſich beiſpiels⸗ 
weiſe der Metallarbeiterkongreß genötigt ſah, vorläufig alle Lohn⸗ 
bewegungen zurückzuſtellen. Dieſer erſte Mißerfolg ſchreckte der⸗ 
art, daß auf dem ſozialdemokratiſchen Parteitag 1890 beſchloſſen 
wurde, die Maifeier auf den erſten Sonntag im Mal zu verlegen. 
Hiergegen aber wandte ſich der Internationale Sozialiſtenkongreß 
in Brüſſel 1892, der den 1. Mai als Kampftag proklamierte und 
folgendes beſtimmte: „Dieſer Tag ſoll ein Ruhetag ſein, ſoweit 
dieſes durch die Zuſtände in den einzelnen Ländern nicht unmöglich 
gemacht wird. Darauf wurde auf dem ſozialdemokratiſchen Partei⸗ 
tag in Berlin im Herbſt 1892 beſchloſſen, die Maifeiern aın Abend 
abzuhalten. Aus dem Beſchluß ging damals deutlich hervor, und 
auch der alte Bebel betonte in der Zeitſchrift „Neue Zeit“, daß die 
Hamburger Arbeiterſchaft infolge der durch die Arbeitsruhe am 
1. Mai veranlaßten Ausſperrungen auf lange Zeit geradezu voll⸗ 
ſtändig kampfunfähig geworden ſei. 


Marxiſtiſche Zielloſigkeit. 

Die Zielloſigkeit der marxiſtiſchen Führung aber wirkte dahin, 
daß dann auf dem Breslauer Parteitag 1895 die Arbeitsruhe als 
würdigſte Feier des 1. Mai bezeichnet wurde und man auf dem 
nächſten Parteitag in Gotha 1896 noch weiter ging, indem man es 
allen Sozialdemokraten zur Pflicht machte, daß die Arbeitsruhe am 
1. Mai eintrete. 

Dieſer Beſchluß brachte den deutſchen Arbeiter in eine üble Lage. 
Befolgte er dieſe Anordnung nicht, wurde er von ſeinen Genoſſen 
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über die Achſel angeſehen und häufig fogar in Acht und Bann getan. 
Ging er am 1. Mai aber auf die Straße, ſo mußte er gewärtig 
ſein, vom Arbeitgeber entlaſſen zu werden. Da aber die Gewerk⸗ 
ſchaften die Gemaßregelten auf die Dauer nicht unterſtützen konnten, 
beauftragte der ſozialdemokratiſche Parteitag in Eſſen 1907 den 
Vorſtand, eine Verſtändigung mit der Generalkommiſſion der Ge⸗ 
werkſchaften herbeizuführen. Dieſe kam zuſtande und ſah vor, daß 
die Laſten der Unterſtützungen auf die lokalen Inſtitutionen der 
Partei und Gewerkſchaften fielen, die Mittel der Allgemeinheit da⸗ 
gegen geſpart würden. Dieſes Abkommen rief damals eine große 
Erbitterung und Verärgerung innerhalb der Sozialdemokratie her⸗ 
vor. Es wurde damals von einer Abwürgung, Verekelung und Er⸗ 
droſſelung der Maifeier geſprochen. Dieſes Abkommen mußte 
überall dort ihren Kampfesmut erheblich dämpfen, wo die lokalen 
Organiſationen der Partei und Gewerkſchaften nur über knappe 
Mittel verfügten. Dieſe Vereinbarung trat dann auch gar nicht 
in Kraft, weil im Herbſt 1909 der ſozialdemokratiſche Parteitag 
in Nürnberg ihr die Zuſtimmung verſagte. Andererſeits beſchloß 
der Parteitag, daß die Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Partei, 
die am 1. Mai nicht durch Arbeitsruhe feierten, an die Partei⸗ und 
Gewerkſchaftskaſſe einen Tagesverdienſt abzugeben haben. 

Dieſer Beſchluß fand jedoch nur bei dem kleinſten Teil der davon 
Betroffenen Beachtung. Als im Jahre 1909 die Maifeier be: 
gangen wurde, weigerten ſich die Buchdrucker in ſämtlichen Partei⸗ 
betrieben, dem Parteibeſchluß nachzukommen. Selbſt ein Teil der 
im „Vorwärts“ ⸗Betrieb Beſchäftigten kümmerte ſich überhaupt 
nicht um den Beſchluß. Die Buchdrucker des ſozialdemokratiſchen 
Parteigeſchäfts in Brandenburg a. d. H. weigerten ſich gleichfalls. 
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Ahnliche Beſchlüſſe faßte auch das Perſonal der Eſſener, Bochumer 
und Dortmunder Parteioffizine, und die Setzer des Mühlhauſener 
ſozialdemokratiſchen Parteiblattes traten ſogar aus der Partei aus, 
da fie wegen ihrer Weigerung, einen Tagesverdienſt abzuführen, 
don dem Kreisverein für unwürdig erklärt wurden, Vertrauens⸗ 
ämter in der Partei zu bekleiden. 

Infolge dieſes Widerſtandes ſah ſich der Leipziger Parteitag 
1909 genötigt, abermals zu der Frage der Maifeier Stellung zu 
nehmen. Er nahm einen Antrag des Parteivorſtandes an, wonach 
zur Unterſtützung von Gemaßregelten beſtunmte Fonds gebildet 
werden ſollten. Aber auch damit war noch nicht Friede und Ruhe 
hergeſtellt. Jeder Parteitag mußte ſich mit dieſer Frage herum⸗ 
ſchlagen, ſo daß ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter 1911 ſagte: 

„Wir kommen überhaupt in Differenzen wegen der Maifeier. 
Überhaupt haben wir anſtatt des Erfolges mit der Maifeier ſeit 
20 Jahren nur Ärger, Verdruß und Zank gehabt.“ 

So endete der Beſchluß wieder, und der Leidtragende war in allen 
Fällen der deutſche Arbeiter. Denken wir auch an die bei der Mai⸗ 
feier erſchoſſenen Arbeiter der letzten Jahre. Der marxiſtiſche 
1. Mai konnte ja auch niemals ein wirklicher Feſttag werden, da 
ihm der Inhalt, die Seele, fehlte. Wofür kämpfte man denn eigent⸗ 
lich in den letzten Jahren? Etwa für den Achtſtundentag? 
Marxiſtiſche Regierungskunſt hatte ja Millionen Menſchen den 
Nullſtundentag beſchert — oder forderte man etwa die Befreiung 
des Arbeiters vom Joch der Junker und Schlotbarone? 


Ein Ehrenmal für Arbeiter. 
Seit der Revolte des Jahres 1918 befinden wir uns in den viel 
brutaleren Klauen der internationalen Hochfinanz, und aus dieſen 
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Gründen lehnten wir Nationalſozialiſten den bisherigen 1. Mai als 
Feiertag der internationalen Solidarität ab. Wir ſtellen dem 
marxiſtiſchen 1. Mai unſeren 1. Mai als einen Feſttag der natio⸗ 
nalen Arbeit entgegen. Dieſer Tag wurde von uns zum geſetzlichen 
Feiertag erhoben, an dem die Arbeit ruht. In großen, gewaltigen 
Demonſtrationen und in feierlicher Achtung ſoll dem deutſchen Volk 
der Sinn und die ungehenre Bedeutung ſeiner Arbeit aufgezeigt 
werden. 

Ehrfurchtsvoll gedenken wir dabei all der titanenhaften Kämpfer 
des deutſchen Arbeitertums, und in einer kommenden Ehrenhalle 
finden alle diejenigen Aufnahme, die ſich für unſer Volk — ſei es 
als Kopf⸗ oder Handarbeiter — verdient gemacht haben. Dieſer 
Tag gehört von nun an dem ganzen deutſchen Volk, und alle 
ſchaffenden deutſchen Menſchen ſchließen ſich an dieſem Ehrentag zu 
einem unlöslichen Bund zuſammen. Dieſer Bund wird dann auch 
die ungeheure Nährquelle ſein, welche unſer Volk befähigt, Ge⸗ 
waltiges zu leiſten. Denn noch niemals in der Geſchichte der 
Menſchheit wurde Großes geleiſtet don einem uneinigen, zerriſſenen 
Volk, ſondern nur von einem einigen, ſelbſtbewußten und von einem 
einzigen beſten Willen beſeelten. 


Die Leidenszeit des Materialismus ſoll hinter uns liegen, und 
leuchtend flattern uns die Fahnen des deutſchen Idealismus voran. 
Dieſer nuſer 1. Mai bildet den Auftakt zur Befreiung des deutſchen 
Arbeitertums und feine Einreihung als geſellſchaftlich gleichberech⸗ 
tigter Stand in die Nation. Der jahrzehntelange Wunſchtraum 
des deutſchen Arbeitertums iſt damit in Erfüllung gegangen. Von 
unn an wird deutſches Arbeitertum das feſte Fundament des neuen 
Staates werden. 
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Jeder 1. Mai ein Schwertſchlag. 

Deshalb, ihr deutſchen Arbeitsbrüder in Oſt und Weſt, in Nord 
und Süd und überall draußen, wo die deutſche Mutterſprache er⸗ 
klingt, reißt weit auf die Tore eurer Herzen, laßt ab von eurer 
maßloſen Verbitterung und arbeitet freudig mit an dem Werk des 
Wiederaufbaues uuſeres fo herrlichen deutſchen Vaterlandes. Laßt 
ab vom Standesdünkel und Klaſſenhaß, dann wird auch der 1. Mai 
ein Ehrentag, ein Volks⸗ und Feſttag werden, und an Stelle der 
früheren Haßreden gewiſſenloſer laudfremder Burſchen wird die 
innigſte Volksgemeinſchaft beſtehen. Jeder 1. Mai ſoll daun ein 
Schwertſchlag ſein, deſſen Funken wieder den Brand entfachen, bis 
aus Gluthitze im neuen Schmelztigel die von allen Schlacken ge⸗ 
reinigte Form entſteht. — 

Nachdem ſich die geſamte deutſche Arbeiterſchaft in ſo über⸗ 
ragender Weiſe zu den Fahnen Adolf Hitlers bekaunt hatte, beſtand 
kein Recht mehr, die roten Bonzen in den Gewerkſchaftshäuſern 
zu belaſſen. 

Der 1. Mai ließ erkennen, daß dieſe roten Hochburgen zum 
Fallen reif waren. 


Das Hakenkreuz auf den Gewerk ſchaftshäuſern. 

Die N. S. D. A. P., insbeſondere die nationalſozialiſtiſche Be⸗ 
triebszellen⸗Organiſation als die politiſche Kampffront des National⸗ 
ſozialismus in den Betrieben, hat ſtets betont, daß der Kampf nicht 
den Gewerkſchaften an ſich gilt. Der Gewerkſchaftsgedanke wird 
reſtlos anerkannt, rückſichtslos bekämpft wird dagegen der Miß⸗ 
brauch des Lebenswillens der deutſchen Arbeiterſchaft und ihrer 
Drganiſation zu volksfeindlichen Zwecken. 
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Die ſogenannten „Freien“ Gewerkſchaften waren niemals frei; 
das hat unſer Führer ſchwer erkennen müſſen, als er einſt als Hand⸗ 
arbeiter ſein Brot verdienen mußte. Der Wille der National⸗ 
ſozialiſten iſt, die Gewerkſchaften wirklich frei werden zu laſſen, und 
zwar frei vom Geiſte des Internationalisinus, frei vom Marxismus, 
vor allem frei von der Sozialdemokratiſchen Partei, frei aber auch 
von Korruption und arbeiterfeindlichem Bonzentum. 

Die Gewerkſchaftshäuſer waren bis in die allerletzte Zeit noch 
Feſtungen und Waffenarſenale für die Sozialdemokratiſche Partei, 
davon aber wollte der deutſche Arbeiter nichts mehr wiſſen, das hat 
er klar und eindeutig am 1. Mai bewieſen. 

Da die Bonzen nicht vom Marxismus laſſen konnten, die Ge⸗ 
werkſchaftshäuſer aber nicht den Bonzen, ſondern dem deutſchen 
Arbeiter gehören, beſetzte der Aktionsausſchuß zum Schutze der deut⸗ 
ſchen Arbeit, der unter Führung des Präſidenten des Preußiſchen 
Staatsrates, Dr. Ley, ſteht, am 2. Mai im ganzen Reich die 
Häuſer der freien Gewerkſchaften und ließ die underbeſſerlichen 
Bonzen und Bönzchen verhaften. 

In Berlin wurde das Gewerkſchaftshaus am Engelufer von einer 
Abteilung von go S. A.⸗Leuten beſetzt, ebenſo das Gewerkſchafts⸗ 
haus an der Inſelbrücke und die Arbeiterbank. 

Der Gewerkſchaftsführer Wiſſel wurde verhaftet. Genau fo 
geſchah es in allen übrigen Städten des Reiches. 

Siegreich ging die Hakenkrenzfahne anf den letzten Hochburgen 
des Marxismus auf. 

Am Abend dieſes denkwürdigen Tages hielt der Leiter des 
Aktionskomitees zum Schutze der deutſchen Arbeit, Pg. Dr. Ley, 
dor den Arbeitervertretern folgende Rede: 
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„Männer der deutſchen Arbeit! In uns allen 
klingt noch das gewaltige Ereignis des geſtrigen Tages nach, eine 
Willenskundgebung des Volkes, wie ſie die Geſchichte Deutſchlands 
noch niemals geſehen hat. 

Kaum ſind die Glocken verklungen, und ſchon beginnt der Kampf 
um den deutſchen Arbeiter. Heute treten wir in eine zweite Phaſe 
der nationalſozialiſtiſchen Revolution. Es gilt von heute ab, den 
deutſchen Arbeiter in ſeiner Geſamtheit zu gewinnen, auch jene, die 
noch abſeits ſtehen, jene, die ſich hente noch nicht zu uns bekennen 
wollen. Es ſind nicht die Schlechteſten. 

Wir müſſen ſie gewinnen, um unſeres Volkes willen. Wir 
durchleben in dieſen Wochen und Monaten den gewaltigſten Kampf 
zweier Weltanſchauungen, und wir erleben den Sieg der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung über die liberale, marxiſtiſche Welt, 
die ihre Geburt aus der Franzöſiſchen Revolution herleitet und die 
über ein Jahrhundert unſer Volk beſeelt hat und unſer Volk nahe 
an den Abgrund führte. Parteien wurden gebildet und Organi⸗ 
ſationen der Zerſetzung und Zerklüftung. Und nicht allein, daß der 
Standesdünkel der Bürgerlichen und der Klaſſenhaß des Arbeiter⸗ 
proletariats unſer Volk zerfreenen haben. Die Gewerkſchaften 
ſind nicht etwa aus ſich ſelbſt heraus entſtanden, ſondern ſie ſind 
eine Folge jener Parteienzerklüftung, wie ſie uns das vorige Jahr⸗ 
hundert gab. 

Verneinen wir Nationalſozialiſten den Gedanken der Gewerk⸗ 
ſchaft? Nein, Parteigenoſſen. Unſer Führer ſagt es bereits im 
zweiten Band ſeines Werkes, daß wir den Gedanken der Gewerk⸗ 
ſchaft bejahen. Und wenn die Gewerkſchaftsführer der Freien und 
der Chriſtlichen und all der anderen ſich etwas mehr mit dem ge⸗ 
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waltigen Werk Adolf Hitlers befaßt hätten, dann wären fie heute 
nicht überraſcht worden, ſondern daun wüßten ſie, daß das, was heute 
geſchehen iſt, nur eine logiſche Folge in der Entwicklung der 
Revolution unſerer Idee zu ſein hat. 

Wir bejahen den Gedanken der Gewerkſchaft ſchon allein deshalb, 
weil wir wiſſen, daß die Arbeitgeber in ihrer Geſamtheit keine Engel 
find, ſondern daß eine große Zahl von Unternehmern die allzu menſch⸗ 
liche Schwäche beſitzt, ihren rein egoiſtiſchen Trieben nachzugeben, 
und die das gewaltige Große der Volksgeſamtheit uicht mehr ſehen. 
Und fo ſagt unſer Führer dort: „Solange es Arbeitgeber gibt, die 
kein Gefühl für ſoziales Empfinden haben, ſo lange muß es Ver⸗ 
tretungen der Arbeiterſchaft geben. (Zuſtimmung.) 

Wir wollen nicht, daß der Arbeiter Knecht ſei und unterdrückt 
werde, ſondern wir wollen, daß der Arbeiter ein gleicher Partner in 
der Volkswirtſchaft und in der Volksgeſamtheit zu fein hat. 

Wir bejahen auch die Gewerkſchaften aus einem zweiten Grund: 
Die Gewerkſchaften ſollen uns helfen, aus dem Arbeiter jenen 
Herrenmenſchen zu züchten, der er zum Wohle der Wirtſchaft und 
zum Wohle unſeres Volkes ſein muß. Das Minderwertigkeits⸗ 
gefühl, von dem unſer Führer geſtern in ſeiner gewaltigen Rede 
ſprach, als er ſagte, die andern Völker wollten dem deutſchen Volke 
das Minderwertigkeitsgefühl einimpfen, dieſes Minderwertigkeits⸗ 
gefühl, ſo ſagen wir darüber hinaus noch weiter, ſetzt ſich gerade da 
feſt, wo die breite Maſſe, die Arbeiterſchaft, iſt. Das zu bekämpfen 
iſt des Schweißes der Edlen wert. 

Und zum dritten ſollen die Gewerkſchaften, auch wieder nach der 
Anſicht unſeres Führers, der Bauſtein für den zukünftigen Stände⸗ 
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ftaat fein, fo daß die freien Wirtſchaftsparlamente allein Deutſch⸗ 
land, unſeren Staat und unſere Wirtſchaft beherrſchen ſollen. 

Wir haben die Aktion durchgeführt, um dem Marxismus zuerſt 
ſeine materielle Grundlage zu nehmen, wie es unſer Führer ſo 
treffend heute ſagte: um ihm die Milchflaſche zu entziehen, damit 
er ſich nicht wieder neu hochpäppeln kaun. Wir haben das getan, 
weil wir wußten, der Marxisinus, der ſtellt ſich nur tot. Im Jahre 
1914 bewilligte er Kriegskredite und ſtellte ſich übernational, um 
im Jahre 1918, kaum vier Jahre ſpäter, die deutſche Arbeiterſchaft 
an den Imperialismus der Welt zu verraten. Nein, ich habe es 
heute in meinem Aufruf geſagt, wir kannten den ſchlauen Fuchs, 
und wir gingen nicht auf ſeine Leimrute. Beſſer iſt beſſer — die 
Leipart und Graßmänner befinden ſich in Schutzhaft. 

Zum zweiten mußten wir aber auch die Aktion durchführen: Es 
galt, die Inſtitutionen der Arbeiterſchaft zu erhalten. Wir wußten, 
daß die Gewerkſchaften mit den ſauer verdienten Groſchen der 
Arbeiter aufgebaut worden ſind, und gerade wir Nationalſozialiſten, 
die wir alle mehr oder weniger als unbekannte Soldaten aus dem 
Volke herausgewachſen ſind, wir fühlen mit dem Volke und werden 
nie etwas zerſtören, was irgendwie Wert für das Volk hat, am 
allerwenigſten die Einrichtungen der deutſchen Arbeiterſchaft. Und 
deshalb galt es, ſie vor der Auflöſung zu bewahren. 

Der Afa⸗Bund und noch andere Verbände löſteu ſich bereits auf. 
In einigen Wochen und Monaten hätten ſie ſich alle in Wohl⸗ 
gefallen aufgelöſt, und es wäre nichts mehr vorhanden geweſen. 
Dem kamen wir zuvor. Und ich weiß heute ſchon, daß wir es 
tauſendfältig beſſer machen werden als die bisherigen Bonzen. 
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Wir mußten es aber auch zum dritten deshalb tun: Schon der 
heutige Tag hat bewieſen, daß gewaltige Korruptionserſcheinungen 
vorgekommen find. Der Leiter der Arbeiterbank und der Kaſſierer 
der Gewerkſchaftskaſſe, beide berichteten mir bereits, daß Ver⸗ 
ſchleuderungen ſtattgefunden und Geld ins Ausland verſchoben 
worden iſt. 

Sie werden mich jetzt fragen: Was geſchieht mit den Chriſtlichen 
Gewerkſchaften? Daraufhin habe ich Ihnen nur zu erwidern: Sie 
werden ſich von ſich aus gleichſchalten. Heute waren bereits die Ver⸗ 
treter bei mir, und morgen werden Sie es in der Preſſe leſen. Dann 
werden Sie ermeſſen, daß hier keine Gewaltaktionen nötig ſind. 

Am Mittwoch werden Sie Zeuge ſein des erſten Deutſchen 
Arbeiterkongreſſes hier in Berlin. Dort werden wir den Führer 
bitten, daß er die Schirmherrſchaft über dieſe Arbeiterfront über⸗ 
nimmt. Der Führer hat mir heute bereits zugeſagt, daß er mit 
Feuden der Schirmherr der deutſchen Arbeiterfront ſein will. 

Wir müſſen alles tun, um dem Arbeiter ſeine Rente ſicherzu⸗ 
ſtellen. Wir werden die Vielheit der Verbände auflöſen und in eine 
einzige Einheit zuſammenführen. Jeder ſoll ſich bewußt ſein in der 
Zuſammenfaſſung all dieſer Verbände in eine Einheit, in eine ge⸗ 
waltige Säule, die unerſchütterlich im Wirtſchaftsleben unſeres 
Volkes ſein wird. 

Mit Hitler für Deutſchland! Heil! 


Ausklang! 
Erſt zwei Tage war die neue Führung der Freien Gewerkſchaften 
am Werke, und ſchon iſt fie auch diesmal wieder auf dverfchiedene 
dunkle Geſchäfte geſtoßen. 
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So teilte die N. S. B. O.⸗Preſſeſtelle mit, daß ſchon in den 
erſten Tagen der Aktion ungeheuerliche Fälle von Mißwirtſchaft 
und ſkandalöſer Korruptionserſcheinungen feſtgeſtellt wurden. 

Der Beauftragte zur Prüfung der Kaſſen⸗ und Finanzeinrich⸗ 
tungen der Verbände des A. D. G. B. entdeckte z. B. bei dem 
Hauptkaſſierer Engelhardt, deſſen Wohnung einen geheimen Zu⸗ 
gang durch einen Kleiderſchrank zu der Bank hatte, ein Kontobuch, 
das unter dem Kouto Rheinland 12 921 einen Betrag von 
5 188 000 Mark führte, der nicht in der Bilanz vorhanden war. 
Ferner wurden aus dieſem Konto außerdem noch 300 ooo Mark 
an den Verband ſozialer Baubetriebe, 100 000 Mark an die Woh⸗ 
nungsfürſorge und 125 000 Mark an die Verlagsgeſellſchaft des 
Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes gezahlt. 

Die Beauftragten des Aktionskomitees erklärten, daß überall, 
wo ſie Prüfungen in die Buchführung oder in die Finanzgeſchäfte 
der Freien Gewerkſchaften dornahmen, unſaubere und dunkle Ge⸗ 
ſchäfte vorkamen. 

Es iſt natürlich kein Wunder, daß die Gewerkſchaften ſtets über 
ihre ſchlechte Finanzlage klagten. So hat man noch in den Büchern 
folgende Poſten vorgefunden: An den Internationalen Gewerk⸗ 
ſchaftsbund wurden ſeit dem 1. Januar 1933 95 000 Mark an 
Beiträgen bezahlt. 

Das ſchliminſte aber iſt, daß noch ſeit dem 1. Januar an die 
S. P. D. 229 000 Mark von den Groſchen der Arbeiter und An⸗ 
geſtellten gezahlt wurden. 

Nur dem überraſchend plötzlichen Eingreifen iſt es gelungen, das 
deutſche Arbeitervermögen vor weiteren Schäden zu bewahren. 

Die ſogenannten Freien Gewerkſchaften find ihrem Weſen untreu 
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geweſen und haben fich und den Gewerkſchaftsgedanken an den inter: 
nationalen Marxismus verraten. 

Die Gewerkſchaften waren weiter nichts als das wirtſchaftliche 
Fundament der Sozialdemokratie. Juden und Alrbeiterverräter ver⸗ 
praßten hier die ſauer verdienten Groſchen der von ihnen verhetzten 
und verführten deutſchen Arbeiter. 

Die korrupte Führung der Gewerkſchaften bedrohte immer mehr 
ihre eigene Sicherheit und die Sicherheit der Mitglieder. 

Schon heute erkennt der Arbeiter, wie gut es der Führer Adolf 
Hitler mit ihm gemeint hat, daß er dieſe roten Sumpfſtätten ans⸗ 
räumen ließ, um dem Arbeiter wieder zu feinem Recht zu verhelfen. 

Am 10. Mai fand der 1. Kongreß der deutſchen Arbeitsfront 
im Plenarſaal des Preußiſchen Staatsrates ſtatt. 

Zum erſten Male in der deutſchen Geſchichte verſammelten ſich 
die Vertreter der großen deutſchen Arbeiterverbände zu einer Kund⸗ 
gebung, in der das Bekenntnis zur dentſchen Volks⸗ und Bluts⸗ 
gemeinſchaft die erſte und entſcheideudſte Rolle ſpielt. 

Adolf Hitler ſelbſt hat die Schirmherrſchaft über die neue 
deutſche Arbeitsfront übernommen. 

An dieſem hiſtoriſchen Tage führte der junge Schirmherr der 
dentſchen Arbeitsfront folgendes aus: 

„Meine deutſchen Volksgenoſſen! Große Um⸗ 
wälzungen können im Völkerleben nicht ſtattfinden, wenn nicht, faſt 
möchte ich ſagen, ein dringendes Bedürfnis nach ihnen vorliegt. Man 
kann keine Revolution wirklich tiefen Vorgehens machen, wenn nicht 
ein Volk nach einer ſolchen Revolution innerlich ſchreit, wenn nicht 
beſtimmte Zuſtände nach einer ſolchen Revolution jeden förmlich 
drängen. 
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Die Staatsform äußerlich zu ändern, das ift leicht. Ein Volk 
innerlich umzugeſtalten, kann immer nur gelingen, wenn ein be⸗ 
ſtimmter Entwicklungsprozeß ſich ſelbſt mehr oder weniger erledigt 
hat, wenn ein Volk den Weg, den es einſchlug, ſelbſt ſchon, wenn 
auch vielleicht nicht ganz klar, aber im Unterbewußtſein, als falſch 
empfindet und nun gern den Weg verlaſſen möchte und nur mit der 
Schwerfälligkeit und der Trägheit der Maſſe den neuen Weg nicht 
finden kann, bis nicht von irgendwoher ein Anſtoß kommt oder bis 
nicht eine Bewegung, die ſchon den neuen Weg geſehen hat, unn 
eines Tages das Volk hineinzwingt in dieſen neuen Weg. 


Unter all den Kriſen, unter denen wir leiden und die ja nur ein 
zuſammenhängendes Bild ergeben, iſt vielleicht am fühlbarſten für 
das Volk ſelbſt die Wirtſchaftskriſe. 

Die politiſche Kriſe, die moraliſche Kriſe, ſie werden vom ein⸗ 
zelnen nur ganz felten empfunden. Der Durchſchnittsmenſch ſieht 
in ſeiner Zeit nicht das, was die Geſamtheit trifft, ſondern zumeiſt 
nur das, was ihn ſelbſt ſchlägt. Daher wird auch die Gegenwart nnr 
ganz ſelten Verſtändnis empfinden für den politiſchen oder den 
moraliſchen Verfall, ſolange dieſer Verfall ſich nicht irgendwie aus⸗ 
dehnt auf den Verfall der Wirtſchaft. 

Dann redet man plötzlich von einer Wirtſchaftsnot, Wirtſchafts⸗ 
elend, und daun iſt es auch möglich, ausgehend von dieſer verſtänd⸗ 
lichen Mot das Verſtändnis zu erwecken für die Not, die ſonſt dem 
einzelnen Menſchen lange Zeit verborgen zu bleiben pflegt. Es iſt 
aber natürlich, daß auch die Wirtſchaftsnot nicht ſofort erkannt wird 
in ihren verſchiedenen Urſachen, daß man auch hier nicht ohne 
weiteres alles das ſieht, was zuſammenwirkend am Ende dieſe Not 
bedingt. 
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Es ift dann ein großes Glück, wenn es allmählich gelingt, eine 
ſolche Not ſo zu klären, daß für immer mehr Menſchen die Urſachen 
ſichtbar in Erſcheinung treten, denn das iſt erforderlich, um auch 
die Wege zur Heilung zu finden. Es genügt nicht, zu ſagen, daß 
die deutſche Wirtſchaftsnot etwa eine Folgeerſcheinung ſei einer 
Weltkriſe, der Not der Wirtſchaft überall, denn genan ſo kann 
jedes andere Volk ſelbſtverſtändlich die gleiche Entſchuldigung finden 
und dieſelbe Begründung für ſeine Not. Es iſt aber klar, daß auch 
dann dieſe Not nicht irgendwo in einer Welt ihre Wurzel haben 
kann, ſondern immer wieder innerhalb der Völker. 


Es iſt uur eines wahrſcheinlich, daß dieſe Wurzeln vielleicht bei 
vielen Völkern dieſelben fein werden, daß man aber nicht hoffen darf, 
durch die bloße Feſtſtellung, es läge im Zuge der Zeit, einer be⸗ 
ſtimmten Not nun auch Herr zu werden, ſondern es iſt klar, daß es 
nötig iſt, dann im Innern eines Volkes dieſe Wurzeln bloßzulegen 
und die Not nun dort zu heilen, wo man ſie wirklich heilen kann. 

Die lange Erziehung unſeres Volkes zu internationalen Auf⸗ 
faſſungen hin, ſie verleitet auch in einer ſolchen Not, ſich inter⸗ 
national mit dieſen Problemen zu beſchäftigen, ja, ſie führt dazu, 
daß viele unter uns überhaupt nicht glauben, daß man anders als 
durch internationale Methoden einem ſolchen Unglück vielleicht ent⸗ 
gegenſteuern könnte. Und trotzdem iſt das falſch. Es iſt natürlich, 
daß internationale Gebrechen, die alle Völker irgendwie belaſten, 
auch von dieſen Völkern gehoben werden müſſen. 

Aber das ändert nichts an der Tatſache, daß jedes Volk für ſich 
dieſen Kampf aufnehmen muß, und daß vor allem nicht ein Volk 
für ſich von dieſer Not befreit wird durch internationale Maß⸗ 
nahmen, wenn es nicht ſelbſt dieſe Maßnahmen trifft. 
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Die Kriſis der deutſchen Wirtſchaft iſt nicht nur eine Kriſe, die 
ſich in unſeren Wirtſchaftsziffern ausdrückt, ſondern fie iſt wohl in 
erſter Linie eine Kriſe, die ſich ausdrückt in dem inneren Verfall, 
in der Art der Organiſation uſw. unſeres wirtſchaftlichen Lebens. 
Und hier können wir wohl von einer Kriſe reden, die vielleicht unſer 
Volk zu einem großen Teil mehr betroffen hat als andere Völker. 
Es iſt die Kriſe, die wir ſehen in dem Verhältnis zwiſchen dem Be⸗ 
griff und auch der Wirklichkeit — Kapital, Wirtſchaft und Volk, 
und beſonders ſehen wir dieſe Kriſe kraß im Verhältnis unſeres 
Arbeiters zu unſerem Arbeitgeber. Hier hat die Kriſe einen Höhe⸗ 
punkt erreicht, wie in keinem anderen Land der Welt, und wenn 
dieſe Kriſe nicht gelöſt wird, werden alle anderen Verſuche, der 
Wirtſchaftsnot Herr zu werden, auf die Dauer vergeblich ſein. 

Wenn wir die deutſche Arbeiterbewegung, ſo wie ſie im Laufe 
des letzten halben Jahrhunderts ſich allmählich entwickelte, nach 
ihrem innerſten Weſen unterſuchen, dann werden wir auf drei 
Gründe ſtoßen, die dieſe eigenartige Entwicklung bedingen. 

Drei Gründe der Kriſe der deutſchen Arbeiterbewegung. 

Der erſte Grund liegt in der Veränderung der Betriebsformen 
unſerer Wirtſchaft an ſich. Dieſen Grund ſehen wir in der ganzen 
Welt genau ſo wie in Deutſchland in die Erſcheinung treten. Am 
Beginn des vergangenen Jahrhunderts und ſteigend in dieſem Zeit⸗ 
alter findet eine Umſtellung unſerer früher — ich möchte ſagen: 
kleinbürgerlichen Wirtſchaftsform ſtatt, die Errichtung der Indu⸗ 
ſtrialiſierung, und damit geht das patriarchaliſche Verhältnis 
zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber endgültig verloren. Beſchleunigt 
wird dieſer Prozeß in dem Moment, in welchem die Aktie an die 
Stelle des perſönlichen Beſitzes tritt. Wir ſehen nun den Beginn 
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Der Reichspräſident und der Reichskanzler empfangen Arbeiterdelegationen 
aus Danzig am Tage der nationalen Arbeit. 
(Ganz links Staatsſekretär Lammers.) 


Reichs präſident und Reichskanzler grüßen das deutſche Volk auf dem Weg 
zum Luſtgarten. 


1 500 000 Menſchen nahmen an der gewaltigen Kundgebung auf dem Tempel: 
hofer Feld am 1. Mai 1933 teil. 


Der Tag der nationalen Arbeit in Berlin. 


einer Entfremdung zwifchen den Schaffenden des Kopfes und den 
Schaffenden der Hand. Denn das iſt letzten Endes der einzige wirk⸗ 
lich eutſcheidende Unterſchied. Nicht das Wort Beſitz an ſich kann 
hier als charakteriſtiſch angeſehen werden. Denn wir wiſſen, daß 
eine Anzahl Männer, die unſere Produktion begründeten, nicht etwa 
urſprünglich ans dem Beſitz gekommen ſind, ſondern aus der Arbeit, 
daß ſich nur in ihnen die Kraft der Fauſt zugleich erweiterte zur 
Genialität des Geiſtes, daß ſie gottbegnadete Erfinder, gottbegnadete 
Organiſatoren geweſen ſind, denen wir und unſere Volksgenoſſen 
unſer Leben mitverdanken. Denn ohne dieſe Männer wäre uns die 
Ernährung, die Erhaltung von 38 Millionen Menſchen auf unſerer 
begrenzten Bodenfläche niemals möglich geweſen. Wir wären ſonſt 
Exportland geblieben roher Arbeitskraft, damit aber anch ſelbſtver⸗ 
ſtändlich Exportland des darunter ſtets verborgenen Geiſtes, Kultur⸗ 
dünger der übrigen Welt. Daß ſich das änderte, verdanken wir der 
Unzahl der Männer, die ſich aus der Tiefe unſeres Volkes heraus 
emporgearbeitet haben und die nur durch ihre Fähigkeit, durch ihre 
Genialität Millionen Menſchen Brot und Sicherung ſchaffen 


konnten. 


Man kann alſo nicht von vornherein gegenüberſtellen: Unter⸗ 
nehmer und Arbeitnehmer, ſondern der Ausgang iſt nur der, daß ſich 
der Geiſt, wie immer im menſchlichen Leben, befehlgebend über die 
gewöhnliche Kraft erhebt. Dieſer Geiſt ſelbſt aber iſt nicht etwa ein 
Vorrecht der Geburt bei uns geweſen, ſondern wir finden ihn in allen 
unſeren Lebensſchichten, in allen Lebensſtellungen. Man kaun wirk⸗ 
lich ſagen, daß hier das deutſche Volk in all ſeinen Schichten bei⸗ 
getragen und zugeſteuert hat. 
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Das Auseinanderfallen nun, das wir allmählich erleben konnten, 
führte dazu, daß auf der einen Seite beſondere Intereſſen des Unter⸗ 
nehmers in Erſcheinung traten und auf der anderen Seite beſondere 
Intereſſen der Arbeitnehmer. 

Und damit beginnt das Unglück und der Jammer unſerer wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung. 

Sobald man erſt einmal dieſen Weg einſchlug, ee. er zwangs⸗ 
läufig immer weiter auseinanderführen. Hier herrſcht ein Geſetz 
dor: Wenn man erſt einmal einen beſtimmten Weg, der ein Fehl⸗ 
weg iſt, betreten hat, dann führt dieſer Weg immer weiter von der 
Vernunft weg. Und das haben wir nun 70 Jahre lang praktiſch 
erlebt, und der Weg führt in all ſeinen Konſequenzen von der natür⸗ 
lichen Vernunft ſo ſehr fort, daß die Denkenden, die ſelbſt Führer 
auf dieſem Wege waren, für ſich allein befragt und geſtellt, ohne 
weiteres den Wahnſinn dieſes Weges zugeben mußten, — und ſie 
haben es für ſich allein ſtets zugegeben. Nur im Zwang der Organi⸗ 
ſation konnten ſie den Weg zur Vernunft nicht mehr zurückfinden. 

Es entſteht allmählich eine Ideologie, die glaubt, den Begriff des 
Eigentums auf die Dauer aufrechterhalten zu können, wenn auch 
die Teilnehmer an der Wirklichkeit des Beſitzes bloß mehr einen 
minimalen Prozentſatz der Nation ausmachen. Umgekehrt entſtand 
die Meinung, daß deshalb, weil nur mehr ein Prozentſatz Teil⸗ 
nehmer an dieſer Wirklichkeit iſt, die Wirklichkeit dieſes Beſitzes 
ſelbſt abzulehnen wäre. 

Es entſtand damit die endloſe Diskuſſion und der Krieg um den 
Begriff Privateigentum, um den Begriff Eigentum an ſich. In der 
Folge führt dieſer Kampf zu einer immer weiteren Entfernung der 
beiden Exponenten im wirtſchaftlichen Leben. Wenn man ſich erſt 
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einmal auf dieſen Weg begibt, dann iſt logiſcherweiſe die Organi⸗ 
ſation der Arbeitnehmer gegenüberzuſtellen der Organiſation der 
Unternehmer, und dann werden die beiden Organifationen felbftver- 
ſtändlich nicht theoretiſieren, ſobald ſie ſich miteinander beſchäftigen, 
ſondern ſie werden mit den Kampfmitteln ihre ſcheinbar getrennten 
Intereſſen vertreten, die ihnen gegeben ſind, d. h. Ausſperrung und 
Streik. Und dann werden in dem Kampf manchmal die einen ſiegen, 
manchmal die anderen. In beiden Fällen wird die geſamte Nation 
den Schaden zu tragen haben. In beiden Fällen wird die ganze 
Nation den Kampfpreis bezahlen müſſen, den Siegespreis begleichen 
müſſen. 3 

Das führt dann endlich aber auch ſo weit, daß die Organiſationen, 
die ſich aufbauen, immer umſtändlicher werden, bei der Neigung des 
Deutſchen zur Bürokratiſierung immer größere Apparate aufziehen, 
und zwar nicht einen Apparat etwa, der den Intereſſenten dient, 
ſondern die Intereſſenten werden dem Apparat zu dienen haben. 
Gemeſſen an den Opfern iſt der Gewinn geradezu lächerlich. Das 
Ganze wird manchesmal ein übles Theater, das bellt ſich gegen- 
ſeitig an, bringt ſich am Ende natürlich nicht um, denn ſonſt würden 
weder die Gewerkſchaften beſtehen können, noch die Unternehmer⸗ 
verbände. 

Aber alles das lebt letzten Endes auf Koſten der Geſamtheit. 
Dieſer Kampf, der zu einer unendlichen Vergeudung an Mitteln 
und Arbeitskräften uſw. führt, iſt der eine Grund für die Kata⸗ 
ſtrophe, die langſam aber ſicher heraufgezogen iſt. 

Der zweite Grund iſt das Emporkommen des Marxismus. Der 
Marxismus, als Weltanſchauung der Dekompoſition, hat mit 
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ſcharfem Blick in der Gewerkſchaftshbewegung die Möglichkeit 
erkannt, den Angriff gegen den Staat und die menſchliche Geſell— 
ſchaft nun mit einer abſolut vernichtenden Waffe zu führen, nicht 
etwa, um dem Arbeiter zu helfen — was iſt dieſen internationalen 
Apoſteln der Arbeiter irgendeines Landes? Gar nichts! Denn dieſe 
Apoſtel ſind keine Arbeiter, es ſind volksfremde Literaten, volks⸗ 
fremdes Pack! Sie haben genau erkannt, daß man mit der Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung unter freundlichſter Förderung der Exzeſſe auf der 
anderen Seite am eheſten in der Lage iſt, ſich ein Inſtrument zu ver⸗ 
ſchaffen, das den Kampf ebenſo führt, wie es ihn umgekehrt 
auch nährt. Denn in dieſen ganzen Jahrzehnten hat die politiſche 
Sozialdemokratie ſich von dieſem Kampf und von dieſer Kampfein⸗ 
richtung genährt. Man mußte der Gewerkſchaft den Gedanken ein⸗ 
impfen: Du biſt ein Inſtrument des Klaſſenkampfes. Denn der 
Klaſſenkampf findet letzten Endes ſeine politiſche Führung nur im 
Marxismus. 

Dieſer Klaſſenkampf führt zur Proklamation des Inſtruments 
für die Vertretung wirtſchaftlicher Intereſſen der Arbeiterſchaft für 
Zwecke des Generalſtreiks. Der Generalſtreik tritt damit zum 
erſtenmal als politiſches Machtmittel in Erſcheinung, und er zeigt 
damit, was ſich in Wirklichkeit der Marxismus von dieſer Waffe 
erhofft hat: Nicht etwa ein Mittel zur Rettung des Arbeiters, im 
Gegenteil, nur ein Kampfinſtrument zur Vernichtung der dem 


Marxismus entgegenſtehenden Kräfte. 


Wie weit dieſer Irrſinn gehen konnte, dafür haben wir Deutſchen 
ein unerhörtes und ebenſo furchtbares wie lehrreiches Beiſpiel: das 
Beiſpiel des Krieges. 
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Es find jetzt zahlreiche ſozialdemokratiſche Führer, vollſtändig 
innerlich umgewandelt durch den neuen Geiſt, mir entgegengetreten 
und haben mir vorgehalten: Ja, die Sozialdemokratie hat ja auch 
einſt gekämpft. 

Der Marxismus hat niemals gekämpft, wohl aber hat der 
deutſche Arbeiter gekämpft. Im Jahre 1914 iſt der deutſche 
Arbeiter in einer plötzlichen inneren, ſagen wir hellſeheriſchen Er⸗ 
kenntnis vom Marxismus weg und zu ſeinem Volk hingegangen, 
und die Führer, die dieſes Verhängnis hereinbrechen ſahen, konnten 
es nicht hemmen. 

Arbeiter ſind gefallen, die Führer haben ſich zu 99 Prozent ſorg⸗ 
fältig konſerviert! Sie haben ihre politiſche Tätigkeit für wichtiger 
gehalten. 

Damals, 1914 und 1913, übten ſie vorſichtige Zurückhaltung, 
und ſpäter ſahen ſie ihre Aufgabe in einem langſamen Reſervieren 
don den nationalen Aufgaben, und endlich ſahen ſie in der Revolution 
die Erfüllung. Da können wir nur eines ſagen: 

Wäre damals die deutſche Gewerkſchaftsbewegung, ſagen wir, in 
unſeren Händen geweſen, hätte ſie ſich, meinetwegen, in meiner Hand 
befunden, und wäre ſie ſelbſt mit demſelben Fehlzweck aufgezogen 
geweſen, wie ſie es war — wir Nationalſozialiſten hätten damals 
dieſe Rieſenorganiſation in den Dienſt des Vaterlandes geſtellt. 

Wir hätten erklärt: Wir ſind bereit, Opfer zu tragen, wir 
wollen miteinander kämpfen, wir geben unſer Schickſal genau ſo in 
die Hand der allmächtigen Vorſehung, wie die anderen das ihre auch 
geben müſſen, ohne weiteres! Aber du mußt eines erkennen: Jetzt 
wird nicht entſchieden über Deutſchland als Staat, nicht über das 
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Kaiſerreich als Staatsform, nicht über Monarchie, nicht über 
Kapitalismus, nicht über Militarismus — entſchieden wird über 
Sein oder Nichtſein unſeres Volkes, und wir deutſchen Arbeiter 
machen 70 Prozent dieſes Volkes aus! 

Wir hätten erklärt: Deutſcher Arbeiter, wir wollen deine Rechte 
verfreten. Gewiß, wir hätten manches Mal gegen den Staat Front 
gemacht, hätten proteſtiert gegen das Unweſen des ſchamloſen 
Treibens dieſer Kriegsgeſellſchaften. Wir hätten gegen das Schie⸗ 
bergeſindel proteſtiert, wir wären dafür eingetreten, daß man dieſes 
Pack, wenn notwendig, mit dem Strick zur Räſon bringt! 

Wir hätten aber genau ſo erklärt: Indem wir dieſes beſeitigen, 
wollen wir nichts anderes als den Sieg unſeres Volkes, nicht den 
Sieg einer Staatsform, ſondern die Erhaltung unſeres Lebens. Denn 
wenn wir den Sieg verloren haben, ſo haben wir damit nicht eine 
Staatsform verloren, ſondern wir haben Millionen brotlos gemacht, 
und zwar zu allererſt nicht die Millionäre und die Banken, ſondern 
den Handarbeiter. 

Man wartete ſo lange, bis Volk und Reich, von Übermacht zer⸗ 
mürbt, dem Angriff nicht mehr ſtandhalten konnten. Dann ſchlug 
man los. 

Man hat Deutſchland geſchlagen und damit in erſter Linie 
und am ſchwerſten den deutſchen Arbeiter. Für die Summe von 
Leiden, Not und Elend, die ſeitdem durch Millionen Arbeiter⸗ 
familien und Kleinhaushalte geht, haben ſich die Verbrecher des 
November 1918 zu verantworten. Sie ſollen ſich daher heute über 
gar nichts beklagen. Vergeltung haben wir nicht geübt. Wollten 
wir Vergeltung üben, wir hätten ſie zu Zehntauſenden erſchlagen 
müſſen. 
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Der dritte Grund liegt im Staat felbft. 

Der dritte Grund, den wir verantwortlich machen müſſen für die 
Entwicklung, liegt im Staate ſelbſt. Etwas hätte es gegeben, was 
dieſer Entwicklung vielleicht hätte entgegengeſtellt werden können. 
Es wäre der Staat geweſen, wenn dieſer Staat nicht ſelbſt zum 
Spielball der Intereſſengruppen heruntergeſunken wäre. Es iſt kein 
Zufall, daß dieſe geſamte Entwicklung parallel geht mit der Demo⸗ 
kratiſierung unſeres öffentlichen Lebens. Dieſe Demokratiſierung 
führte dazu, daß der Staat zunächſt in die Hände beſtimmter Geſell⸗ 
ſchaftsſchichten kam, die ſich identifizieren mit dem Beſitz an ſich, 
mit dem Unternehmertum an ſich. Das breite Volk erhielt immer 
mehr die Empfindung, daß der Staat ſelbſt keine objektiv über den 
Erſcheinungen ſtehende Einrichtung wäre, daß er vor allem keine 
objektive Autorität mehr verkörpere, ſondern daß der Staat felbft 
der Ausfluß wäre des wirtſchaftlichen Wollens und der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen beſtimmter Gruppen innerhalb der Nation. Tat⸗ 
ſache iſt, daß auch die Führer des Staates eine ſolche Behauptung 
rechtfertigen. Die Schicht, die ſich dieſe Führung angemaßt hat, 
hat in jeder kritiſchen Stunde verſagt und in der ſchwerſten Stunde 
der Nation ift fie jammervoll zuſammengebrochen. 

Eine Fehlentwicklung hat am 9. November ſich endgültig als 
Fehlentwicklung erwieſen, und es war nur eine Frage der Zeit, ob 
dieſe Fehlkonſtruktion Deutſchland endgültig zugrunde richten würde 
oder ob nicht aus Deutſchland ſelbſt noch einmal die Kraft kam, die 
Fehlkonſtruktion ſelbſt zu überwinden. 

Ich glaube, wir befinden uns in der Zeit, in der dieſe Fehl⸗ 
konſtruktion endgültig überwunden worden iſt. 
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Wir befinden uns damit aber auch in der Zeit, da wir die Frage 
des Neuaufbaus unſerer Wirtſchaft nicht nur gründlich durch⸗ 
denken, ſondern auch löſen müſſen, nicht äußerlich und von oben her 
geſehen, ſondern erforſchend die inneren Urſachen dieſes Verfalls 
und entſchloſſen, dieſe inneren Urſachen zu beſeitigen. Es muß eine 
neue Autorität aufgerichtet werden. 

Wir müſſen hier zunächſt beginnen beim Staate ſelbſt. 

Es muß eine neue Autorität aufgerichtet werden, und dieſe muß 
unabhängig ſein von den momentanen Strömungen des Zeitgeiſtes, 
vor allem von den Strömungen, die der wirtſchaftlich begrenzte 
und beſchränkte Egoismus in Erſcheinung treten läßt. Es muß eine 
Staatsführung entſtehen, die eine wirkliche Autorität darſtellt, die 
nicht abhängig iſt von irgendeiner Geſellſchaftsſchicht, eine Staats⸗ 
führung, zu der ein jeder das Vertrauen haben kann, daß ſie nichts 
auderes will als des deutſchen Volkes Glück, eine Staatsführung, 
die zugleich von ſich mit Recht ſagen darf, ſie ſei unabhängig nach 
jeder Seite hin. 

Man wird dann für die Millionen Menſchen wieder die Über- 
zeugung lebendig werden laſſen, daß der Staat nicht eine Inter⸗ 
effenverfretung einer Gruppe oder eines Standes iſt und daß die 
Regierung nicht die Sachwalterin einer Gruppe oder eines Standes 
iſt, ſondern die Sachwalterin des Volkes an ſich. 

Weiter iſt notwendig, daß man alle die Erſcheinungen beſeitigt, 
die menſchliche Schwächen bewußt mißbrauchen, um ein tödliches 
Unternehmen damit durchführen zu können. Wenn ich immer 
wieder vor der deutſchen Nation erklärte, daß ich meine Aufgabe 
darin ſehe, den Marxismus zu vernichten, dann war das keine 
Phraſe, ſondern ein heiliger Schwur, den ich erfüllen will, ſolange 
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ich überhaupt einen Atemzug tue. Ich habe diefes Bekenntnis 
dom Bekenntnis eines einzelnen zum Bekenntnis einer gewaltigen 
Organiſation gemacht. Ich weiß heute: Auch wenn mich plötzlich 
das Schickſal abberufen würde, dann wird dieſer Kampf weiter 
fortgeführt. Er wird kein Ende mehr nehmen, dafür bürgt dieſe 
Bewegung. Dieſes Ringen iſt für uns nicht etwa ein Kampf, der 
durch faule Vergleiche abgeſchloſſen werden könnte. Wir ſehen 
hier den Feind unſeres Volkes vor uns, und wir werden ihn ver⸗ 
nichten, ausrotten bis zur letzten Wurzel, konſequent und un⸗ 
barmherzig. 

Wir werden die Verbände von dem Einfluß derjenigen befreien, 
die nun glaubten, in ihnen eine letzte Rückenſtärkung zu beſitzen. 
Sie ſollen ſich keinem Irrtum hingeben: Was ſie bauten, halten 
wir für falſch. 

Wir nehmen ihnen dieſe Organiſationen ab, nicht um alles zu 
konzeruieren, ſondern um alles zu retten, was an Spargroſchen dort 
hineingelegt worden iſt, und um weiterhin die deutſchen Arbeiter 
zur Geſtaltung der neuen Verhältniſſe als gleichberechtigte Kontra⸗ 
henten hinzuziehen. Es ſoll kein Staat aufgebaut werden gegen 
den Arbeiter, nein, mit ihm ſoll er gebildet werden! 

Der deutſche Arbeiter muß für die Millionen der anderen Seite 
die Überzeugung beſeitigen, als ſtehe er etwa dem deutſchen Volke 
und ſeiner Erhebung innerlich fremd gegenüber. Gewiß wird es 
Elemente geben, die das nicht wollen. Die gibt es aber auch auf der 
rechten Seite! 

Es werden ſich die Menſchen in Deutſchland finden, die mit 
heiligem Herzen und mit unerhörter Aufrichtigkeit nichts anderes 
wollen als die Größe ihres Volkes. Die Schichten ſollen ſich unter⸗ 
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einander verſtändigen und verſtehen. Wenn manchesmal vielleicht 
ein Zweifel kommen ſollte, wenn vielleicht die harte Wirklichkeit 
irgendwie einen Schabernack ſpielen ſollte, ſo wollen wir die ehr⸗ 
lichen Makler ſein. Dann wird es die Aufgabe der Regierung 
ſein, die Hände, die ſich löſen wollen, wieder ineinanderzufügen. Ihr 
dürft nicht, fo werden wir ihnen dann zurufen, über Außerem zer⸗ 
brechen, ſondern Ihr müßt Euch darauf beſinnen, daß es Euer aller 
Pflicht iſt, das Volkstum zu erhalten. Und wenn man ſagt: Der 
Weg zum Leben der Nation iſt unmöglich, weil die Stunde 
Schwierigkeiten bereitet, ſo entgegnen wir: Dieſe Stunde, ſie wird 
vergehen, aber das Leben, es muß fein und es wird fein! 

Das Volk ſoll Sieger ſein. Damit hat die Zuſammenfaſſung 
der deutſchen Arbeiterbewegung einen großen moraliſchen Sinn. 
Wir wollen, wenn wir nun den Neuaufbau des Staates, der das 
Ergebnis von ſehr großen Konzeſſionen auf beiden Seiten ſein muß, 
durchführen, daß ſich zwei Kontrahenten gegenüberſtehen, die beide 
im Herzen grundſätzlich national denken, die beide nur ihr Volk 
vor ſich ſehen, die beide grundſätzlich alles andere zurückzuſtellen 
bereit ſind, um dem gemeinſamen Nutzen zu dienen. 

Denn nur, wenn das von vornherein möglich wird, glaube ich 
an den Erfolg einer ſolchen Tat. Es iſt ja auch der Geiſt mitent⸗ 
ſcheidend, aus dem die Tat geboren wird. Nicht Beſiegte darf es 
geben oder Sieger, außer einem einzigen, und dieſer Sieger muß 
unſer Volk ſein! Es ſoll der Sieger ſein über Klaſſen, Stände und 
Einzelintereſſen. 

Nicht umſonſt haben wir das Wort Arbeiter in den Namen 
unſerer Bewegung eingeführt. Das hat uns keinen Nutzen ge⸗ 
bracht, ſondern im Gegenteil Haß und Unverſtand und Verſtänd⸗ 
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nisloſigkeit. Wir haben es aber gewählt, weil wir mit dem 
Siege unſerer Bewegung dieſes Volk auch ſiegend emporheben 
wollten! 

Wir wollten, daß ſich in dieſem Wort am Ende neben dem 
Begriff Volk die zweite Baſis findet, die der Einigung der deutſchen 
Arbeiter. N j 

Denn wer wirklich edlen Willens iſt, kann nichts anderes tun, 
als ſich ſelbſt ſtolz zu dieſem Wort bekennen. Ich bin nun einmal 
durch meinen eigenartigen Lebensweg befähigt, das Weſen und das 
ganze Leben der deutſchen Stämme zn verſtehen und zu begreifen, 
nicht, weil ich von oben herunter dieſes Leben beobachten konnte, 
ſondern weil ich mitten darin ſtand, weil mich das Schickſal einſt 
in dieſe breite Maſſe hinuntergeworfen hat, ich ſelbſt mir als 
Arbeiter auf dem Bau mein Brot verdiente, und weil ich jahrelang 
als gewöhnlicher deutſcher Soldat in dieſen breiten Maſſen ge⸗ 
ſtanden habe. 


Dann aber auch, weil das Leben mich in die andere Schicht des 
Volkes hineingeführt hat, ſo daß ich ſie beſſer kennenlernte als die, 
die in ihr geboren ſind. So hat, glaube ich, das Schickſal mich 
beſtimmt, ehrlicher Makler zu ſein, nach jeder Seite hin. Ich bin 
perſönlich nicht intereſſiert. Weder bin ich abhängig vom Staat 
oder einem öffentlichen Amt, noch von der Wirtſchaft, nicht von 
der Induſtrie und nicht von irgendeiner Gewerkſchaft. 

Ich bin ein unabhängiger Mann und habe mir kein anderes Ziel 
geſetzt, als nach meinem Vermögen und Können dem deutſchen Volk 
zu nutzen. Vor allem den Millionen Menſchen, die an ſich vielleicht 
am meiſten geſchlagen ſind, dank ihrer Gutgläubigkeit, ihrer Un⸗ 
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kenntnis und der Schlechtheit ihrer früheren Führer. Ich habe mich 
immer zu der Auffaſſung bekannt, daß es nichts Schöneres gibt, als 
Anwalt derer zu ſein, die ſich nicht ſelbſt verteidigen können. 

Ich kann wohl ſagen: Dieſe Revolutiou wäre niemals gekommen, 
wenn nicht meine Gefährten, die breite Maſſe unſerer kleinen Volks⸗ 
genoſſen, in unerhörter Treue und unerſchütterlicher Beharrlichkeit 
hinter uns geſtanden wären. 

Und ich kann mir gar nichts Beſſeres denken für unſer Deutſch⸗ 
land, als wenn es uns gelingt, dieſe Menſchen, die auch außerhalb 
unſerer Kampfreihe ſtehen, in den neuen Staat hineinzuführen und 
ſie zu einem tragenden Fundament des neuen Staates zu geſtalten. 

Kein Volk hat mehr Recht, ſeinen unbekannten Musketieren 
Monumente zu ſetzen, als unſer deutſches Volk. 

Dieſe unerſchütterliche Garde, die in unzähligen Schlachten ſtand⸗ 
gehalten hat, die niemals wankte und nicht wich, die tauſend Bei⸗ 
ſpiele eines unerhörten Mutes gegeben hat, eine Treue, eine Opfer⸗ 
willigkeit, eine Disziplin des Gehorſams bewieſen hat, wie niemand 
anders, dieſe Garde müſſen wir dem Staat erobern, ſie müſſen wir 
dem kommenden Deutſchen Reich, dem Dritten Reich, gewinnen. 
Das iſt mit das Koſtbarſte, was wir geben können. Weil ich glaube, 
daß ich nun dieſes Volk beſſer kenne als irgendein anderer, der viel⸗ 
leicht das übrige Volk kennt, bin ich nicht nur bereit, in dem Volk 
dieſe ehrliche Maklerrolle zu übernehmen, ſondern ich bin glücklich 
darüber, daß das Schickſal mir dieſe Rolle zuteilen kann. Ich werde 
keinen größeren Stolz in meinem Leben beſitzen als den, am Ende 
meiner Tage ſagen zu können: Ich habe dem Deutſchen Reich den 
deutſchen Arbeiter erkämpft!“ 


124 


Mit einem jubelnden „Heil“ auf den Führer ſchloß der erfte 
Kongreß des deutſchen Arbeitertums. 

Adolf Hitler hat den deutſchen Arbeiter ſeinem Volk wieder⸗ 
gewonnen. Vorbei iſt die Zeit der Klaſſenkämpfe und Klaſſengegen⸗ 
ſätze. Der Marxismus iſt auch aus ſeinen letzten Hochburgen, den 
Gewerkſchaftshäuſern, vertrieben. Die Gewerkſchaften ſind nun mit 
der Staatsführung gleichgeſchaltet. 

Siegreich flattert das Hakenkreuzbanner über den letzten roten 
Hochburgen und grüßt das einige deutſche Volk. 


IV. Kapitel. 


Der Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Staates. 


Der Genialität unſeres Führers Adolf Hitler iſt es gelungen, 
den bisher abſeits ſtehenden verhetzten deutſchen Arbeiter ſeinem 
Volke wieder zurückzugewinneu. Aber nicht nur mit Worten, ſon⸗ 
dern auch mit Taten will er dem Arbeiter beweiſen, daß ſeine deutſche 
Heimat um ſein Wohlergehen beſorgt iſt. Wenige Tage nach dem 
Feiertage der deutſchen Arbeit am 8. Mai 1933 rief der Führer 
zur Stiftung für die Opfer der Arbeit auf. 

Aufruf Adolf Hitlers: 


Stiftung für die Opfer der Arbeit! 

Ein denkwürdiger Tag iſt vorüber, der erſte Feiertag der natio— 
nalen Arbeit. In überwältigenden, noch nie dageweſenen Kund⸗ 
gebungen hat ſich das deutſche Volk zur Ehrung der deutſchen Arbeit 
und des deutſchen Arbeitertums bekannt. Über ganz Deutſchland hin 
hat dieſes wunderbare Bekenntnis in tauſendfachen Demonſtrationen 
ergreifenden Ausdruck gefunden. Aber dieſer hiſtoriſche Tag darf 
nicht vorbeigehen, ohne daß der elementare Gefühlsausbruch des 
Volkes auch einen bleibenden Ausdruck findet, und ohne daß dieſes 
ideale Bekenntnis auch ſeinen materiellen Niederſchlag in einer 
Leiſtung der Dankbarkeit findet. 


126 


Sieben deutſche Bergarbeiter, Angehörige des Arbeiterſtandes, 
dem das Los der härteſten Arbeit zugefallen iſt, ſind am Vorabend 
des 1. Mai einem furchtbaren Unglück zum Opfer gefallen und auf 
dem Felde der Arbeit geblieben. Witwen und Waiſen ſind ihrer 
Ernährer beraubt worden. Der Tod dieſer Helden ſoll der ganzen 
Nation der Anlaß fein, eine Stiftung zu errichten, aus der von jetzt 
an alle Soldaten der Arbeit, die auf dem Felde des Kampfes um das 
tägliche Brot fallen, die ausreichende Verſorgung ihrer Familien 
gewährleiſtet wird. Es darf nicht mehr vorkommen, daß in Zukunft 
ſolche Opfer der Arbeit auf die knappen Leiſtungen der öffentlichen 
Fürſorge angewieſen ſind. Es iſt vielmehr eine Ehrenpflicht aller 
Deutſchen, insbeſondere aber der begüterten unter ihnen, hier ihr 
Beſtes und Möglichſtes zu tun. 

Ich rufe hiermit zur Errichtung einer Stiftung für die Opfer der 
Arbeit auf. Aus ihr ſollen in Zukunft die Hinterbliebenen aller 
deutſchen Arbeiter, die in ihrem Berufe tödlich verunglückt ſind, 
unterſtützt werden. Dieſe Stiftung kann nicht groß genug ſein. Sie 
muß ein ſichtbares Symbol der Ehrfurcht des deutſchen Volkes vor 
der nationalen Arbeit und ein Denkmal der unzerreißbaren Ge⸗ 
meinſchaft aller Klaſſen und Stände untereinander ſein. 

Spenden für dieſe Stiftung können auf das Konto: „Stiftung 
für Opfer der Arbeit“ bei der Reichs⸗Kredit⸗Geſellſchaft, Berlin 
Wiz, Konto Nr. III b 49, eingezahlt werden. 

Die Verwendung der Mittel wird von einem Ehrenausſchuß 
beſtimmt, der ſich aus folgenden Perſonen zuſammenſetzt: Walter 
Schuhmann, Fritz Thyſſen, Dr. Emil Georg von Stauß. 

Der Reichskanzler. 
Adolf Hitler 
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Der „Angriff“ ſchreibt zu dieſem Aufruf: 

„Keine Regierung der vergangenen Jahre hat zu einem derartig 
großzügigen Hilfswerk für Angehörige des Arbeiterſtandes aufge⸗ 
rufen, wie es der Kanzler anläßlich des tragiſchen Todes der ſieben 
Kumpel getan hat. Seit dem fluchwürdigen 9. Nodember 1918 
ſaßen die angeblichen Vertreter der Arbeiterſchaft in den maß⸗ 
gebenden Stellen, ſie ſaßen ſelbſt jahrelang auf den Miniſterſeſſeln, 
dergaßen dann aber, daß auch ſie einſt am Schraubſtock oder an der 
Drehbank geſtanden hatten, bevor ſie vom Vertrauen, insbeſondere 
der deutſchen Arbeiterſchaft getragen, die Leitung der Geſchicke 
Deutſchlands in die Hand nehmen durften. Nachdem ſie aber die 
blaue Arbeitsbluſe mit dem Frack vertauſcht hatten, da vergaßen ſie 
auch ſchon, was ſie einſt geweſen ſind. Mit dem Arbeiterkleid hatten 
ſie ihren „Proletarier“ abgelegt und verſackten immer mehr im 
bürgerlichen Spießertum. 

Welch ſchreiender Gegenſatz dazu Adolf Hitler! Auch er iſt ein 
Kind des Volkes, hat ſeine Leiden und Nöte am eigenen Leibe kennen⸗ 
lernen müſſen, und doch iſt er nach der Berufung auf den Kanzler: 
poſten das geblieben, was er immer war: ein Mann des Volkes. 
Die Verſorgung derjenigen, die nach einem arbeitsreichen Leben in 
Not geraten ſind, hat er ſich von vornherein zur Hauptaufgabe 
geſtellt. Und wenn durch unvermeidbare Ereigniſſe Arbeiter Opfer 
ihres Berufes werden und Familien dadurch brotlos zu werden 
drohen, dann iſt es für uns Nationalſozialiſten ebenſo ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Pflicht, den Hinterbliebenen der auf dem Felde der Arbeit 
Gefallenen eine ausreichende Verſorgung zu gewährleiſten. 

Der Appell des Volkskanzlers an das deutſche Volk wird nicht 
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Der Millionenaufmarſch zum Tempelhofer Feld am 1. Mai 1933. 


Blick auf die Tribüne auf dem Tempelhofer Feld am 1. Mai 1933 während 
der Rede des Reichskanzlers. 


ungehört verhallen, weil wir uns alle der Pflicht bewußt find, die wir 
gerade dem Arbeiter der Fauſt gegenüber dankbar zu erfüllen haben.“ 

Über die Eingliederung des Arbeiters in den nationalſozialiſtiſchen 
Staat wie überhaupt über den Aufbau desſelben will ich hier die 
Gedanken führender Nationalſozialiſten folgen laſſen. 

Der Landesbetriebszellenleiter Pg. Johannes Engel ſchreibt im 
„Angriff“ vom 5. Mai 1933: 

Die Gleichſchaltung der Gewerkſchaften, ein gewaltiger Schritt 
näher zum nationalſozialiſtiſchen Staat! 

Schon lange war es unſer aller Wunſch, daß die N. S. B. O. 
die Führung des geſamten Gewerkſchaftsweſens an ſich nehmen möge. 
Wir arbeiteten auf dieſes Ziel mit Zähigkeit und klarer Berech⸗ 
nung hin. Ich glaube, wir haben auch die Führer und die Organi⸗ 
ſierten in allen anderen Gewerkſchaften über unſer Ziel nicht im 
unklaren gelaſſen. Nicht nur in Hunderten, ſondern in Tauſenden 
don Betriebsverſammlungen habe ich, ſowie alle Mitkämpfer ein⸗ 
deutig darauf hingewieſen, daß 

1. Das Durcheinander im alten Gewerkſchaftslager beſeitigt 

werden und 

2. den Gewerkſchaften ein neuer Kopf gegeben werden müſſe. 

Wer erinnert ſich von uns nicht noch an das höhniſche Gelächter, 
daß uns aus den Reihen der Marxiſten und auch der „Chriſtlichen“ 
entgegenſcholl? Sehr oft haben uns dieſe Leute für größen wahnſinnig 
gehalten und erklärt. Die Entwicklung hat ſie alle eines Beſſeren 
belehrt. 

Die N. S. B. O. iſt tatſächlich führend geworden und wird jetzt 
neugeſtaltend wirken. Die chriſtlichen Gewerkſchaftsrichtungen 
hatten ſich ſchon ſeit einiger Zeit freiwillig in ihr Schickſal ergeben 
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und ſetzten Nationalſozialiſten an ihre Spitze. Die „Freien“ Ge⸗ 
werkſchaften aber glaubten, ſie könnten mit ihrer Dickhäutigkeit dieſe 
für ſie gefährliche Situation überwinden. 

Es kamen wohl ſchon ſeit einigen Wochen Stimmen aus dem 
A. D. G. B. und anderen Verbänden, die indirekt darauf hinwieſen, 
daß irgendein bekannter Nationalſozialiſt in den Vorſtand hinein⸗ 
genommen werden ſolle. Zu Ausſprachen zwiſchen ihnen und der 
N. S. B. O. kam es in dieſer Angelegenheit nicht. Wir hatten 
keine Luſt, unſere Zeit in nutzloſen und langweiligen Sitzungen zu 
dergenden. 

Noch ſtand Berlin und ganz Deutſchland unter dem Eindruck 
der nationalſozialiſtiſchen Maikundgebung. In den Gewerkſchafts⸗ 
ſtuben ſaßen größere und kleinere „Führer“ und unterhielten ſich 
über den Verlauf der Feier auf dem Tempelhofer Feld. Durch die 
Fenſter ſchauend, ſahen ſie einen S. A.⸗Sturm auf das Gewerk⸗ 
ſchaftsgebäude losmarſchieren und kurz darauf die Eingänge des 
Hauſes beſetzen. 

Angſtlich ſtoben die Herren in ihren luxuriös ausgeſtatteten Büros 
auseinander. Schon ging die Türe auf. Ein mit einem Vollmachts⸗ 
ſchreiben ausgerüſteter N. S. B. O.⸗Amtswalter trat in Beglei⸗ 
tung von einigen S. A.⸗Männern in die Amtsſtuben der freien 
Gewerkſchaftler. 

Herr Brandes, Führer der größten Gewerkſchaft, des Deutſchen 
Metallarbeiter verbandes, ſchaute ganz entſetzt auf und ſtammelte 
die Frage: „Was iſt los, meine Herren?“ | 

Kühl wurde ihm geantwortet: 

„Sehr viel, Herr Brandes! Wir geſtatten uns, den Metall⸗ 
arbeiterverband zu übernehmen, um auch dieſen großen Verband, und 
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dor allem feine Führung mit dem neuen deutſchen Syſtem gleichzu⸗ 
ſchalten.“ 

Die Belegſchaft wurde ſofort in den Sitzungsſaal zuſammen⸗ 
gerufen. Der Beauftragte der Nationalſozialiſten hielt der Beleg⸗ 
ſchaft einen Vortrag über gewerkſchaftliche und politiſche Ver⸗ 
gangenheit, Gegenwart und Zukunft. 

Auf die Frage: wer iſt hier unter ihnen Mitglied der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung, meldete ſich ein Mann aus der Druckerei 
der Metallarbeiterzeitung. 

Entgeiſtert ſtarrten die ſozialdemokratiſchen Kollegen ihn an. 
Hätten ſie das früher gewußt, ich glaube, er hätte innerhalb einer 
Stunde den Betrieb verlaſſen müſſen. 

Auf die Frage: Wer von Ihnen iſt Mitglied der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei, erhob ſich, wie erwartet, die geſamte Belegſchaft von 
dem Platz. 

Nachdem der N. S. B. O.⸗Beauftragte ſeinen Vortrag beendet, 
und die Sünden und Schlappheiten der S. P. D. und der freien 
Gewerkſchaften in gebührender Weiſe an den Pranger geſtellt hatte, 
wurde die Frage geſtellt: „Wer von Ihnen lehnt es ab, unter meiner 
Führung feinen Dienſt weiter zu verrichten?“ Wie geahnt, es mel⸗ 
dete ſich niemand. | 

Ein alter Gewerkſchaftler erklärte nachher: „Ja, wenn Sie uns 
führen, dann ſind wir in jeder Weiſe bereit, uns in die neue Ord⸗ 
nung zu fügen. Auch die Kollegenſchaft in den Betrieben wird genau 
fo denken.“ 


Die Belegſchaft geht an ihre Arbeit. Die beiden Vorſitzenden 
und der Chefredakteur der Zeitung werden in Schutzhaft genommen. 
Danach wird ſofort der Betriebsrat aus dem Haus des Metall⸗ 
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arbeiterverbandes zuſammengerufen. Ihm wird erklärt, um was es 
geht, und ob er freiwillig von ſeinem Amte zurücktreten wolle. 
Ohne weitere Diskuſſion gibt er die Erklärung in dieſem Sinne ab. 

Die Telephonzentrale wird ſcharf überwacht, an den drei Ein⸗ 
gängen des großen Gebäudes führen die S. A.⸗Männer vorläufig 
die Abſperrung durch. Niemand wird heraus⸗ und niemand wird 
hereingelaſſen. Eine Durchſuchung des Hauſes nach Waffen und 
regierungsfeindlichen Schriften, bzw. Schmähſchriften gegen die 
Nationalſozialiſten wurde durchgeführt. Waffen werden nicht ge⸗ 
funden, nur bei Herrn Brandes im Schubfach lag ein Revolver. 

Einige Reſtbeſtände altbekannter Hetzſchriften werden beſchlag⸗ 
nahmt, ſoweit es angebracht war, mitgenommen, bzw. im Keſſelhaus 
den Flammen übergeben. 

Für die im Haus beſchäftigten Angeſtellten werden Perſonal⸗ 
ausweiſe ausgeſtellt, damit der Betrieb in den nächſten Stunden 
ſchon wieder flott wird. Ein von uns mitgebrachter Reviſor bemüht 
ſich um die Kaffe des Verbandes und macht dort Inventur. Über die 
Einzelheiten dieſer Feſtſtellungen wird aus gewiſſen Gründen zur 
Zeit noch nichts geſagt. 

Der Illetallarbeiterverband verfügt über große Werte an be: 
banten Grundſtücken im ganzen Reich. Über die Rentabilität dieſer 
Beſitzungen werden zur Zeit noch Unterſuchungen angeſtellt. Feſt 
ſteht und kann auch jetzt ſchon geſagt werden, daß alle dieſe Grund⸗ 
ſtücke mit einem enormen Koſtenaufwand beſchafft und ansgebant 
wurden. 

Die Feſtſtellung über das tatſächliche Vermögen des Verbandes 
und über Korruptionsfälle ſind noch im Gange. Da, wo ſich Ver⸗ 
bandsführer an den Organiſierten durch unſachliche Geſchäftsfüh⸗ 
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rung, durch zu hohe Ausgaben und Bezüge verfündigt haben, werden 
ſie zur Rechenſchaft gezogen. 

Wir fühlen uns als die Treuhänder der deutſchen Arbeiter⸗ und 
Angeſtelltenſchaft und werden nur in deren Intereſſe unſere Arbeit 
fortſetzen und vollenden. 

Noch am ſelben Tage, an dem die Beſetzung ſtattfand, wurde 
der Verkehr wieder flott gemacht. Preſſe, Poſt, Ein⸗ und Aus⸗ 
gänge, Telephon und Finanzen werden vorläufig noch überwacht. 
Ein neuer Geiſt wird in das Gewerkſchaftsleben durch uns hinein⸗ 
getragen, und ich glaube, daß in kurzer Zeit die Verbände der 
„Freien Gewerkſchaften“ fo reorganifiert und gleichgeſchaltet find, 
daß ſie für die arbeitenden Volksgenoſſen nicht mehr zum Schaden 
ſein können. 


Unſer alter Wunſch iſt in Erfüllung gegangen. Der erſte Kampf⸗ 
abſchnitt iſt dadurch mit Erfolg gekrönt worden! 

Nun ſoll der Aufbau der neuen Arbeitsfront aufgebaut werden. 
Der Reichstagsabgeordnete Pg. Franz Stöhr ſchreibt darüber im 
„Angriff“: 

Arbeiter, Angeſtellte und Bauern ſollen die tragenden Pfeiler des 
nationalſozialiſtiſchen Staates ſein. In einem atemberaubenden 
Tempo vollzieht ſich vor unſeren Augen die durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Revolution ausgelöſte Neuordnung der Dinge im öffent⸗ 
lichen Leben in Deutſchland. Kampflos weicht das Alte und macht 
Neuem und Beſſerem Platz. Überraſchender noch als die Kapi⸗ 
tulation der marxiſtiſchen politiſchen Führer war die widerſtandsloſe 
Hinnahme der durch Hitlers Willen herbeigeführten Beſitzergrei⸗ 
fung der ſogenannten freien und ihnen geſinnungsgemäß verwandten 
Gewerkſchaften durch die Organe der N. S. B. O. Damit dokumen⸗ 
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tierte fich für jeden Kenner geſchichtlicher Vorgänge die Tatſache, 
daß die ſcheinbar noch mächtigen Gebilde längſt innerlich ausgehöhlt 
geweſen ſind und jede ernſthafte politiſche Bedeutung für die Mit⸗ 
glieder verloren hatten. 

Das Aktionskomitee zum Schutz der Deutſchen Arbeit, das dem 
Reichstagsabgeordneten Pg. Dr. Ley unterſtellt wurde, hat vor allen 
Dingen durch geeignete Maßnahmen bekundet, daß die Front der 
deutſchen Arbeitnehmerſchaft geſchloſſen und feſt unter Hitlers Füh⸗ 
rung ſteht. Mit der Vielheit der Verbände ſoll Schluß gemacht 
werden. Im Deutſchland der Vorkriegszeit war es notwendig ge⸗ 
worden, daß neben die von marxiſtiſchem Geiſt erfüllten Gewerk⸗ 
ſchaften Konkurrenzverbände traten. So konnten z. B. religiös ver⸗ 
anlagte und gläubige Menſchen die von den „freien“ Verbänden 
betriebene Religionshetze nicht dulden und formierten daher eigene 
Organiſationen. Unter den Angeſtellten wiederum mußte der 
D. H. V. durch ſeine völkiſche, radikale eigene Grundlage das längſt 
überlebte paritätiſche Organiſationsprinzip überwinden. 

So entſtanden nach und nach in allen Berufen mehrere Verbände, 
die als wirtſchaftliche Intereſſenvertretungen angeblich nach gleichen 
Zielen ſtrebten. Die weltanſchaulich verſchieden gerichtete Baſis 
führte zu einem heftigen Konkurrenzkampf, der in jener Zeit erträg⸗ 
lich, ja ſogar notwendig geweſen iſt, nach dem Gelingen des Nodem⸗ 
berverbrechens von 1918 jedoch jeden Sinn verloren hatte. Denn 
die im Grunde anders geartete Einſtellung zum Staat und zur 
Wirtſchaft wurde unter den verſchiedenen vorhandenen Richtungen 
kaum noch gelegentlich betont. Man teilte die Welt ſozuſagen unter 
ſich auf und war beſtrebt, die Konkursmaſſe des weimariſchen 
Syſtems ſchiedlich⸗friedlich zu verwalten. Insbeſondere geriet die 
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Arbeit auf dem Gebiete der ſtaatsbürgerlichen und beruflichen Er⸗ 
tüchtigung des Nachwuchſes, die eigentlich zu den vornehmſten Auf⸗ 
gaben der Gewerkſchaften gehört, ſtark ins Hintertreffen. Es iſt 
daher kein Wunder, daß immer breitere Schichten der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft das Intereſſe an den Arbeiten ihrer Berufsverbände 
derloren haben. Keine Hand erhob ſich jedenfalls zum Schutze dieſer 
Einrichtungen, als ſie vom brauſenden Frühlingsſturm der jungen 
deutſchen Revolution hinweggefegt wurden. 

Eigentlich iſt es nicht das Ziel der ins Auge gefaßten Nenord⸗ 
nung der Dinge, etwas von dem, was trotzdem noch brauchbar iſt an 
den Verbänden der alten Zeit, über Bord zu werfen. Daher 
iſt der Ausdruck „hinweggefegt“ nur in dem Sinne zu verſtehen, 
daß nichts mehr von dem marpiſtiſch⸗liberaliſtiſchen Geiſt 
geduldet werden kann, der den Gewerkſchaften in den letzten Jahren 
eigentümlich war. 

Arbeiter und Angeſtellte werden ſich in ihren Berufsberbänden 
in je einer mächtigen Säule präſentieren, die zuſammen die neue 
Arbeitsfront bilden und ein gewaltiges Inſtrument in der Hand 
des Nationalſozialismus und ſeines Führers Adolf Hitler dar⸗ 
ſtellen ſollen. Da ihnen allen die völkſche Grundlage gemeinſam 
ſein wird und eine parteipolitiſche Betätigung für ſie in keiner Weiſe 
in Frage kommt, ſcheiden ſie als Organe des Klaſſenkampfes grund⸗ 
ſätzlich und dauernd aus. Sie werden bewußt beſtrebt ſein, der 
Wirtſchaft und dem Staat zu dienen und die heranwachſenden 
Generationen mit dem Bewußtſein des Werts ihrer beruflichen 
Arbeit zu erfüllen. 

Unſer Volkskanzler Adolf Hitler hat in ſeiner großen Rede auf 
dem Tempelhofer Felde am Feſttag der deutſchen Arbeit darauf hin⸗ 
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gewieſen, daß es nicht darauf ankomme, was einer arbeitet, ſondern 
wie und in welchem Geiſte er feine Tätigkeit verrichtet. Jeder 
Kräfte überflüſſig verbranchende Konkurrenzkampf zwiſchen ſo ge⸗ 
arteten Verbänden fällt damit fort, und die Säulen der beiden 
Berufsſtände, der Arbeiter und der Angeſtellten, können geſchloſſen 
und harmoniſch auf das große Ziel Nationalſozialismus, die Be⸗ 
freiung des ſchaffenden deutſchen Menſchen, eingeſtellt werden. 

Menſchen, die von ihrer Zeit verbildet wurden und nur rein 
formaliſtiſch zu denken vermögen, haben verſucht, die Begriffe der 
Arbeiter- und Angeſtelltenſäule in ein Plagiat, in eine ſogenannte 
G. d. A.⸗Idee umzufälſchen. Wir denken nicht daran, einen der⸗ 
artigen charakterloſen Miſchmaſch anzurichten, ſondern wollen im 
Gegenteil mit allem Nachdruck beſtrebt ſein, den Gedanken in den 
Vordergrund zu ſtellen, daß die Aufgabe der Verbände keineswegs 
nur in der Befriedigung der Magenfrage beſteht. Ihnen muß die 
große Aufgabe bewußt und geläufig gemacht werden, den Wert der 
eigenen Berufsarbeit zu betonen, Berufsbildung und Berufsethos 
zu pflegen, auf die kommenden Geſchlechter zu vererben und ſtaats⸗ 
bürgerliche Ertüchtigung zu betreiben, ohne eine der anderen Orga⸗ 
niſationen, die zur gleichen oder zur Nachbarſäule gehören, in ihrer 
Bedeutung geringer einzuſchätzen, wenn ſie ans natürlichen Gründen 
bei dieſer Art von Wettbewerb etwa den kürzeren ziehen ſollte. Denn 
der Wettbewerb, der auf dieſem Gebiete ausgelöſt wird, kann nicht 
zu einer Verſchleuderung von Mitgliedsbeiträgen und zu Zwietracht 
und ſeeliſcher Vergiftung führen, ſondern ſtellt in ſeiner Auswirkung 
berufsſtändiſches Leben in höchſter Potenz dar. 


Es iſt klar, daß die in Säulen zuſammengeſchloſſenen Berufs⸗ 
derbände nach der Spitze zu ſtraff ausgerichtet fein müſſen. Ebenſo 
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klar ift, daß fie auf dem Prinzip einer gefunden Gelbftverwaltung zu 
beruhen haben, die erſt alle echten Gemütswerte in den Dienſt der 
großen Aufgabe zu ſtellen vermag. Dabei wird ſich erweiſen, daß 
die Organiſationsbegabungen in den einzelnen Ständen nicht in dem 
gleichen Maße vorhanden ſind. 

In einer Arbeitnehmerſchaft, die nationalſozialiſtiſch denken und 
handeln gelernt hat und unter Schutzherrſchaft unſeres großen 
Führers und Volkskanzlers Adolf Hitler ſteht, wird ein Verband 
dem anderen brüderlich unter die Arme greifen, wenn er dazu heran⸗ 
gezogen wird. Es war ohne Zweifel ein hervorragend glücklicher 
Griff von Pg. Dr. Ley, daß er z. B. für den Aufbau der An⸗ 
geſtelltenſäule den dazu auf Grund ſeiner bisherigen Leiſtungen 
berufenen D. H. V. als maßgeblich ausdrücklich bezeichnet hat. 

Die Kaufmannsgehilfen, die Techniker, die Werkmeiſter, die 
Bürvangeftellten und die weiblichen Angeſtellten werden unter 
Leitung des Pg. Forſter, M. d. R., beſtrebt ſein, durch vorbildliche 
Einrichtungen den Handarbeitern richtunggebend zu werden auf dem 
Wege zur Erringung einer ähnlichen geſchloſſenen und ſtraffen 
Organiſation ihres Berufsſtandes. Der Leiter der Arbeiterſäule, 
Pg. Schuhmann, wird das ohne jeden Neid, vielmehr mit dem 
Gefühl tiefſter Genugtuung feſtſtellen. 

Da die völkiſche Grundlage für den Wiederaufbau der neuen 
Arbeitsfront ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung ſein muß, wird man 
für jüdiſche und andere fremdraſſige Elemente zweckmäßig ein Auf⸗ 
nahmebecken ſchaffen, in dem man ſich auf die Sicherſtellung der rein 
materiellen Angelegenheiten der zuſammengeſchloſſenen Mitglieder 
beſchränken kann. Deshalb bildet dabei die berufsſtändiſche Ver⸗ 
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ſchiedenheit der in dieſem Verbande organifierten Elemente keinen 
Hinderungsgrund für die etwaige Aufnahme. 

Mit heller Begeiſterung hat die Arbeitnehmerſchaft aller 
Berufe von den jüngſten Geſchehniſſen Kenntnis genommen. Nie⸗ 
mand zweifelt daran, daß damit der Grundſtein zur Aufrichtung 
eines freien, wehrhaften und glücklichen Vaterlandes gelegt iſt. 

Anſchließend will ich die intereſſanten Ausführungen des Staats⸗ 
präſidenten und Führers der Deutſchen Arbeitsfront Pg. Dr. Ley 
über die grundſätzlichen Gedanken des ſtändiſchen Aufbaus und der 
Deutſchen Arbeitsfront bringen. 


I. 


Revolutionen kommen aus der Undernunft oder aus der Ver⸗ 
nunft. Hat die Unvernunft bei einer Revolution Pate geſtanden, 
ſo iſt die Umwälzung eine falſche und trägt den Todeskeim bereits in 
ſich, während die Vernunft allein große und wahre Revolutionen 
erzeugen kann, die dann für Jahrhunderte hinaus das Fundament 
des Völkergeſchehens ſein werden. Die Vernunft wird immer den 
Sieg über die Unvernunft davontragen, weil die göttliche Welt⸗ 
ordnung don Tauſenden und Millionen und Milliarden ewiger Ge⸗ 
ſetze beherrſcht wird, die letzten Endes einem Ziel zuſtreben, der 
Harmonie und der Einheit. 


Die franzöſiſche Revolution. 

Die franzöſiſche Revolution war geboren aus der Unvernunft und 
dem Chaos. Ihre äußere Erſcheinung und ihr Inhalt ſchlugen 
jedem Geſetz ins Geſicht; ſie ſtellte Glaubensſätze auf, die allein der 
Disharmonie und dem Zerfall dienten. Phraſen und Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit ſollten eine neue Welt ſchaffen, die 
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jedem Geſetz der Natur zuwiderliefen. Wenn mir jemand fagt, der 
Schwung der franzöſiſchen Revolution ſei gewaltig und groß ge⸗ 
weſen und habe Taten von unerhörten Ausmaßen vollbracht, ſo ant⸗ 
worte ich, daß auch der Wahnſinn in gelegentlichen Erſcheinungs⸗ 
formen und in den Ausmaßen ſeiner Folgen groß ſein kann und auch 
die Zerſtörung einen Sinnenrauſch erzeugen kann. Von dieſem 
Wahnſinn wurde das liberaliſtiſche Zeitalter des vorigen Jahr⸗ 
hunderts und ſeine Folgeerſcheinung, der Marxismus, beherrſcht. 
Und ſo nahm es kein Wunder, daß gerade aus dieſer grundfalſchen 
Weltauffaſſung das Gegenteil eintreten mußte, was die Verkünder 
der Humanitätslehre geglaubt haben. 


Aus der Freiheit wurde die größte Knechtſchaft. Aus der Gleich⸗ 
heit erwuchſen die Klaſſen und ans der Brüderlichkeit wurde der 
Klaſſenkampf. Alle Banden löſten ſich. Aus einem einheitlichen 
Volk wurden Intereſſentenhaufen. Aus bluts verwandten Menſchen 
wurden Todfeinde. Aus dem Kampf der Selbſterhaltung wurde ein 
Kampf aller gegen alle. Und da glaubte man, daß Wohlſtand und 
Blüte eines Volkes aus der Zerſetzung, aus dem Verfall kommen 
könne. Alles was Wert hatte, wurde herabgezerrt und in den Kot 
getreten. An die Stelle der Leiſtung ſetzte man die Zahl, die Kultur 
ſetzte man gleich mit fremdraſſigem Fühlen und Denken. Difziplin 
war nicht mehr die Grundlage des Schaffens, ſondern das Chaos 
ſollte berufen ſein, Spitzenleiſtungen zu vollbringen. 

Geſetze und Grundſätze, die man für den einzelnen und ſeine 
Familie gedrungenerweiſe anerkennen mußte, wurden für die Ge⸗ 
ſamtheit der Nation, das Volk und den Staat frech verleugnet. 
An Stelle des Führertums trat die Mehrheit von Parlamenten. 
An Stelle der Verantwortung trat logiſcherweiſe die Korruption. 
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So wurde die Erde allmählich zur Hölle und man behauptete trotz⸗ 
dem, das alles ſei der Sinn der göttlichen Ordnung. 

Es iſt wie ein Wunder zu nehmen, daß die Völker der Erde, in⸗ 
ſonderheit unſer Volk, unter dieſem Irr⸗ und Aberwitz nicht längſt 
zerbrochen wurden. Und gerade der Umſtand, daß dieſes Volk dieſe 
Zeit des tiefſten Niederbruchs überſtanden hat, iſt der Beweis für 
die unerhörte Kraft, die in der Tiefe dieſes Volkes, in der Maſſe der 
Nation vorhanden iſt. Heute ſehen wir es ſchon wieder beinahe als 
felbftverftändlich an, daß der Nationalſozialismus über die tenfliſche 
Lehre des Marxismus ſiegen mußte. Es iſt deshalb immer wieder 
notwendig, ſich zurückzuerinnern an das, war war, und nur ein ein⸗ 
ziges Beiſpiel ſei hier erwähnt, um die ungeheuren Krankheitserſchei⸗ 
nungen der letzten Jahrzehnte darzutun. Vor fünf, ſechs, ſieben 
Jahren, ja noch vor zwei, drei Jahren nahm es die Maſſe dieſes 
Volkes als völlig ſelbſtoerſtändlich hin, daß eine organifierte Bande 
don Landesverrätern als offiziell anerkannte Partei in den öffent⸗ 
lichen Körperſchaften ſitzen durfte. Vertreter einer fremden Macht, 
die ihre Befehle von Moskau erhielten, durften in den Parlamenten 
über das Geſchick unſeres Volkes urteilen und abſtimmen, und von 
ihrer deſtruktivden Stimme hing die Annahme oder Ablehnnnug eines 
Geſetzes ab. 

Man ſtelle ſich dor, der Soldat hätte im Krieg geduldet, daß ein 
Teil der Kompanie täglich zum Feind hinübergewechſelt und dort 
die Stellung verraten hätte, um als Lohn dafür Eſſen und Nahrung 
und Schutz bei ſeiner Rückkehr zu erhalten. 

Der große Teil unſeres Volkes hat aber ſelber nicht gewußt, am 
Rande welchen Abgrundes er gewandelt iſt. Wer dieſe Erkenntnis 
in ſich trägt, der wird ermeſſen, wie ungeheuer der Sieg der 
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Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗Partei war, der Sieg 
der Vernunft über die Unvernunft. 


Nationalſozialiſtiſche Anerkennung der Geſetze. 

Für nns iſt die Welt ein organiſches Gebilde, geführt don ewigen 
Geſetzen und aufgebaut nach einem nrewigen göttlichen Plan. Wir 
kennen keinen Zufall! Führertum, Diſziplin, Befehlen und Ge⸗ 
horchen, Kräfte des Blutes und der Raſſe, Geſetze des Raumes und 
des Bodens, das Prinzip der Leiſtung, alles iſt für uns fo felbftver- 
ſtändlich, daß der, der den Nationalſozialismus einmal erlebt und 
erfaßt hat, für alle Dinge, ſelbſt für die kleinſten des täglichen 
Lebens, den Schlüſſel gefunden hat und deshalb auch jede Arbeit 
meiſtern wird. Wir kennen keine Angſt vor der Verantwortung 
und wäre ſie noch ſo groß. Uns beſeelt nicht die Furcht vor Auf⸗ 
gaben. Die Weltanſchauung allein gibt uns einen unbändigen 
Glauben an unſere Kraft, und die Kraft wiederum gibt uns jene 
Zähigkeit, die allein den Menſchen beſeelt, auch die größte Aufgabe 
zu vollbringen. 

Daß die nationalſozialiſtiſche Revolution das Gewaltigſte iſt, was 
dieſes Volk jemals in ſeiner geſamten Geſchichte erlebt hat, werden 
ſelbſt unſere Gegner nicht beſtreiten. Dieſe Größe zwingt auch den 
erbitterten Feind zur Anerkennung. 

Heute, bereits nach dier Monaten, iſt der Klaſſenkampf bürger⸗ 
licher und marxiſtiſcher Prägung in ſeinen Organiſationen reſtlos 
dernichtet. 

Und nur einige kleine, lächerliche, lendenlahme, bürgerliche Über: 
bleibſel glauben noch als Bremsblock wirken zu können und uns im 
Siegeslauf zu hindern. 
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Stolz können wir Nationalſozialiſten auf das, was geleiftet 
wurde, zurückblicken. Demütig müſſen wir immer wieder dem 
Schickſal dafür danken, daß es uns zum Werkzeug in dieſem großen 
Weltgeſchehen auserſehen hat. 

Und dankbar vor allem wollen wir der Vorſehung ſein, daß ſie 
Deutſchland in dieſer großen Zeit einen ſo großen Mann als Führer 
wie unſeren Volkskanzler Adolf Hitler geſchenkt hat. 


Nene Staatsgrundlagen. 

Es ſteht feſt, der Marxismus iſt in feinen Organiſationen ver: 
nichtet. In der Ideenwelt allerdings noch nicht. Darüber dürfen wir 
uns in unſerer Siegesfreude nicht täuſchen laſſen. Deshalb, weil 
wir dieſe Erkenntnis in uns tragen, müſſen wir wachſam ſein, und 
müſſen vor allem auf dem Fundament unſerer Weltanſchauung ein 
neues ſtarkes Staats⸗ und Wirtſchaftsgebäude aufbauen, in dem 
ſich das Volk wohl fühlt und von dem auch der erbittertſte Gegner, 
ſoweit er überhaupt noch zu anſtändigem Denken befähigt iſt, an⸗ 
erkennen muß, daß es ſinngemäß und dem Weſen des Volkes ent⸗ 
ſprechend gebaut iſt. Die Tat allein kann dieſen ein Jahrhundert 
lang großgezüchteten Wahnſinn überwinden. Und es wird der 
ganzen Kraft unſerer Partei bedürfen, dieſe fauſtiſche Tat des ſtaats⸗ 
politiſchen wie des wirtſchaftspolitiſchen Aufbaues dem Volke klar 
und verſtändlich zu machen. Über den ſtaatspolitiſchen Aufbau will 
ich hier nicht reden. Meine Gedankengänge ſollen allein 
dem wirtſchaftspolitiſchen Aufbau dienen. Zu dieſem Zweck wollen 
wir uns drei Fragen vorlegen: 

1. Welchen Zweck hat die Wirtſchaft und was muß ihr Ziel 
ſein? 
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2. Wie war der Aufban der bisherigen Wirtſchaft? 
3. Wie muß der Aufbau der Wirtſchaft ſein, um ihre Auf⸗ 
gaben dem Volk gegenüber zu erfüllen? 


1. Sinn der Wirtſchaft. 

Welchen Zweck hat die Wirtſchaft und was iſt ihr Ziel im Hin⸗ 
blick auf das Volk? 

Die Wirtſchaft iſt nicht Selbſtzweck, und das wahnſinnige Wort 
„Wirtſchaft iſt Schickſal“ konnte nur don einem Menſchen aus⸗ 
geſprochen werden, der niemals eine Verbindung zum deutſchen Volk 
gehabt hat und deſſen Wirken allein aus defteuftinen Tendenzen 
heraus geboren war. Alle Einrichtungen des Volkes dienen einem 
höheren Zweck, der Blüte der Nation und dem Wohlergehen des 
Volkes. So auch die Wirtſchaft. Sie hat dem Volk in ſeiner 
Geſamtheit die notwendige Nahrung zu verſchaffen und die 
materiellen Bedürfniſſe des Volkes zu befriedigen. Deshalb hat an 
dem Blühen der Wirtſchaft die Geſamtheit des Volkes ein Inter⸗ 
eſſe. Ebenſowenig wie eine beſtimmte Klaſſe das Volk verkörpert, 


ebenſowenig kann der Profitgeiſt irgendeiner Intereſſentengruppe 
das Weſen der Wirtſchaft verkörpern. 

Die Arbeit iſt oberſtes Geſetz und wird dann zum Segen, wenn 
ſie einmal den Schöpfergeiſt des Menſchen befriedigt und dann zum 
anderen ſeine Exiſtenz ſicherſtellt. 

Nicht der Arbeitgeber allein hat ein Intereſſe an dem Blühen 
des Werkes, ebenſowenig wie der Angeſtellte oder Arbeiter für ſich 
allein an dem Gedeihen der Fabrik Gefallen haben kann. Sie dürfen 
ſich niemals als Gegner gegenüberſtehen, ſondern immer nur als 
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Schickſalsgenoſſen. Nichts kann gedeihen, wo der zügellofe Kampf 
herrſcht. Sondern allein dort wird das Schickſal die Arbeit ſegnen, 
wo alle Teile erkennen, daß jeder an ſeinem Platz ein wertvolles 
Glied der Wirtſchaft zu ſein hat. 

Wir Nationaſozialiſten erkennen an, daß die menſchliche 
Schwäche dieſem Ideal immer und immer, jede Stunde und jede 
Minute entgegenſteht. Wir wiſſen, wie der Profitgeiſt den Men⸗ 
ſchen beherrſchen kann, wir wiſſen, wie die Geldgier in jedem 
Menſchen lebendig iſt, der eine ſtrebt nach mehr Lohn, der andere 
nach mehr Dividende. Gerade aber weil wir dies wiſſen, haben wir 
ebenſo die klare Erkenntnis, daß man dieſen „Schweinehund“ im 
einzelnen Menſchen nicht noch durch künſtliche Organiſation züchten 
| darf, ſondern daß es die Aufgabe einer höheren Staatsführung ift, 
dieſe menſchliche Unzulänglichkeit zu hemmen, ihr Zügel anzulegen, 
wenn es ſein muß, ihr brutal Schranken und Grenzen zu ſetzen, wenn 
nicht das Ganze dabei zerſtört werden ſoll. 


2. Die bisherige Wirtſchaft. 

Wie war nun die bisherige Wirtſchaft? Aus dem Liberalismus 
geboren, predigte man den ſchrankenloſen Individualismus. Laissez 
faire, laissez aller, laßt es gehen, laßt es laufen, das war der 
Wahlſpruch der liberaliſtiſchen Wirtſchaft. Der liberaliſtiſche 
Staat beſchäftigte ſich inſofern nur mit den Menſchen, als ſie gegen 
die Geſetze verſtießen und Verbrechen begingen. Solange fie nur die 
ungeſchriebenen Geſetze gegen Moral, Sitte, Volkstum und Nation 
verlegten, ſah der Staat mit verſchränkten Armen zu. Das nannten 
ſie Freiheit, wenn ſich die menſchliche Unzulänglichkeit ſchrankenlos 
austoben konnte. Ob dabei der Volksgenoſſe deruichtet wurde, das 
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Reichskanzler Adolf Hitler verkündet den erſten Jahresplan des deutſchen 
Aufbaus. 


Das Rieſenfeuerwerk als Abſchluß der Berliner Kundgebung am Tag der 
nationalen Arbeit. 


war den Liberaliſten gleichgültig. Doch nicht allein, daß fie dieſem 
Wahnſinn des Sichgehenlaſſens huldigten, nein, ſie gingen ſogar her 
und organiſierten die menſchliche Unzulänglichkeit und die menſch⸗ 
liche Schwäche! Und ſo nimmt es nicht wunder, daß ſich in dem 
letzten Todeskampf die Fronten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
in unerbittlichem und unüberbrückbarem Haß gegenüberſtanden. Haß 
erfüllte das Werk, die Räder ſurrten die Symphonie des Haſſes, 
der Amboß erklang in Sirenengeſängen des Haſſes, die Büroſtuben 
waren erfüllt voll Haß, die Kaffeeſtuben und die Direktorenzimmer 
waren ſchwanger von Haß. 


Die Arbeit war nicht mehr der Sieger, ſondern die Laſt der 
Menſchheit. 


Und das iſt vielleicht das Grauenhafteſte, daß dieſe Organiſationen 
des Haſſes, Gewerkſchaften und Arbeitgeberderbände, erkannten, 
daß ſie don dieſem Haß ausgezeichnet leben könnten. Die Menſchen 
im Betrieb zahlten treu und brav ihre Beiträge in der Hoffnung, 
daß dadurch ihr Schickſal gebeſſert würde, während die Herren 
Gewerkſchaftsſekretäre und Syndizi der Arbeitgeberverbände herr: 
lich und in Freuden davon profitierten. 


3. Wie mußnuneinegeſunde Wirtſchaftſein? 

Der Klaſſenkampf muß bis in ſeine letzten Wurzeln hinein mit 
Stumpf und Stiel ausgerottet werden; der Schutz des arbeitenden 
Menſchen wird erſt dann allein der höchſte ſein. Die vornehmſte 
Aufgabe einer klugen Staatsführung iſt es, dem ſchaffenden Men⸗ 
ſchen der Stirn und der Fauſt das höchſte Recht und den beſten 
Schutz zu gewähren. Dieſem hohen und hehren Ziel ſoll der ſtän⸗ 
diſche Aufbau und die deutſche Arbeitsfront dienen. 
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Die deutſche Arbeitsfront — die Hohe Schule der national: 

ſozialiſtiſchen Weltanſchaunng. | 

Der oberſte Satz der nationalſozialiſtiſchen Revolution heißt: Es 
darf nichts zerſtört werden, was auch nur irgendwie dem Volksganzen 
nützen kann. Wir wiſſen, daß die Organiſationen nur das ſind, was 
die Menſchen aus ihnen machen. 

Aus dieſer Erkenntnis heraus haben wir die Verbände der An⸗ 
geſtellten und der Unternehmer nicht in blinder Wut vernichtet, weil 
ſie einſtmals dem Klaſſenkampf dienten, ſondern wir haben ſie 
übernommen, damit wir aus ihnen Inſtrumente der Gemeinſchaft 
machen, um durch ſie den deutſchen Menſchen zur Gemeinſchaft zu 
erziehen. Die Deutſche Arbeitsfront umſchließt alle ſchaffenden 
Menſchen mit Ausnahme des Landvolks und der Beamten. Das 
Landdolk nimmt in unſerer Nation eine Sonderſtellung ein. Es iſt 
nicht Unternehmer im landläufigen Sinne, da der Bauer, wie das 
neue Erbfolgegeſetz beſagt, Hüter und Walter des Sippengutes und 
Sippenrechtes iſt und weil das Blühen und Gedeihen ſeines Hofes 
nicht allein abhängig von ſeiner Tüchtigkeit und ſeinem Fleiß iſt, 
ſondern auch zum Teil don den Gewalten der Natur. Die Natur⸗ 
gewalten vernichten auch dem Fleißigſten und Tüchtigſten oft das 
Ergebnis ſeiner Arbeit. 

Es iſt klar, daß der neue Staat nun nicht nach liberaliſtiſchem 
Geſichtspunkt dieſen Bauern der Vernichtung preisgeben darf, 
ſondern die Pflicht hat, ihm zu neuem Aufſtieg und zu neuem Glück 
zu verhelfen. Er, der Bauer, gehört aber auch deshalb nicht in die 
Arbeitsfront, weil er nicht durch Schulung, ganz gleich welcher Art, 
zu ſeinem Volkstum erzogen werden kann, ſondern einzig und allein 
durch die Liebe zum Boden und durch das myſtiſche Verhältnis von 
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Kaffe und Blut zum Boden. Deshalb nimmt er ans all diefen 
Gründen eine Sonderſtellung ein. 

Ahnlich liegen die Dinge bei dem Beamtentum. Wer als 
Beamter den Wert ſeines Volkes noch nicht erkannt hat, wird auch 
nicht durch die beſte Erziehung der Arbeitsfront dazu erzogen werden 
können. 

Nur der darf das Vorrecht haben, Beamter zu ſein, der bereits 
durch die Weltanſchanung des Nationalſozialismus in höchſter Ver⸗ 
bundenheit zu feiner Nation ſteht. 

Für alle anderen ſchaffenden dentſchen Menſchen iſt die Deutſche 
Arbeitsfront „die hohe Schule“ der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung. N 

Rein äußerlich umſchließt die Deutſche Arbeitsfront alle Unter⸗ 
nehmer (auch Handel, Handwerk und Gewerbe), alle Angeſtellten 
und alle Arbeiter. Hierdurch allein ſoll ſchon zum Ausdruck 
kommen, daß alle ſchaffenden Menſchen Arbeiter im beſten Sinne 
des Wortes ſind. Während der liberaliſtiſche Staat den Nacht⸗ 
wächter ſpielte, der lediglich über die Geſetze und Verordnungen 
wachte, iſt der nationalſozialiſtiſche Staat Erzieher und Pädagoge 
für das ganze Volk. 

Er führt den deutſchen Menſchen von der Wiege bis zum Grabe. 
Schon in die Jugend hinein pflanzt er die Keime ſeiner Welt⸗ 
anſchauung. Von der Hitler-Jugend über den Arbeitsdienſt, die 
S. A. und die S. S. und den Heeresdienſt bringt er ihn immer 
wieder in Berührung mit dem hohen Gedankengut ſeiner Idee. Auch 
ſelbſt dann läßt er den deutſchen Menſchen nicht los, ſondern jetzt 
verlangt der nationalſozialiſtiſche Staat, daß jeder ſchaffende 
Deutſche Mitglied der Deutſchen Arbeitsfront zu ſein hat. Hier 
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wird nun alles, was der junge Deutſche gehört, geſehen und gelernt 
hat, vertieft, immer wieder aufgefriſcht und alle die auseinander: 
ſtrebenden Inſtinkte werden gehemmt, wenn notwendig, vernichtet, 
und jedem Deutſchen wird klargemacht werden müſſen, daß er nur 
als Glied einer Gemeinſchaft don Wert iſt, aber als Einzelweſen, 
losgelöſt vom Ganzen, den Stürmen des Schickſals unterliegen muß. 
So iſt denn die Aufgabe der Deutſchen Arbeitsfront die Erziehung 
zur Gemeinſchaft. 
Ein groß ausgebautes Schulungsweſen. 

Dieſe Aufgabe wird in einem groß ausgebauten Schulungsweſen 
dor allem gelöſt werden müſſen. Die Schulung des Deutſchen unter⸗ 
liegt grundſätzlich der Oberaufſicht der Partei. 

Sie, die N. S. D. A. P., iſt allein die Hüterin der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Welt, und ſie allein hat deshalb das Recht, die Er⸗ 
ziehung des Deutſchen zu überwachen und in die Hand zu nehmen. 

Deshalb wird auch der Politiſche Amtswalter der Partei gemein⸗ 
ſam mit den Funktionären der Arbeitsfront geſchult werden. Der 
Schulungsleiter der Oberſten Leitung der P. O. iſt gleichzeitig der 
Schulungsleiter der Deutſchen Arbeitsfront. 

Die Geſamtſchulung zerfällt in drei Hauptteile. Die unterſten 
Glieder der Politiſchen Organiſation, die Block- und Zellenwarte 
ſowie die entſprechenden Glieder der Arbeitsfront, die Obleute in den 
Betrieben uſw., werden in Abendkurſen an Hand von Lehrbriefen 
geſchult. 

Von der Ortsgruppe aufwärts gehören die Amtswalter und die 
Funktionäre in die Gauſchule. An den Kurſen der Gauſchule werden 
auch die befähigſten Block- und Zellenwarte und die entſprechenden 
Funktionäre der Deutſchen Arbeitsfront teilnehmen. 
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Außer den Gauſchulen beftehen dann noch zwei Landesſchulen 
und eine Reichsführerſchule. In die Landesſchulen werden die be⸗ 
fähigſteu Kreisleiter und die Stabswalter der Gaue eintreten ſowie 
die entſprechenden Funktionäre der Arbeitsfront. In der Reichs⸗ 
führerſchule werden vor allem die Schulungsleiter der Gaue und 
wiederum die befähigſten Amtswalter der Geſamtpartei und Funk⸗ 
tionäre der Arbeitsfront geſchult. 

Darüber hinaus gibt es in jedem Gan ein Schulungslager, das 
dom 15. Mai bis 18. September geöffnet iſt und in dem alle die⸗ 
jenigen, die durch irgendeinen Kurſus oder eine Schule gegangen 
ſind, alljährlich einer dauernden Wiederholung zugeführt werden. 
Die Dauer des Schulungslagers beträgt zehn Tage. Während der 
Kurſus einer Schule nie mehr als hundert Teilnehmer haben ſoll, 
werden in dem Schulungslager mehrere hundert, bis zu fünf-, ſechs⸗ 
hundert Menſchen beiſammen ſein. Hier wird allein die Kamerad⸗ 
ſchaft und Diſzplin gepflegt werden und in anregenden Diskuſſions⸗ 
ſtunden die Weltanſchauung aufgefriſcht werden. Dieſe Schulungs⸗ 
lager ſollen auch vor allem dem Arbeiter für die Zeit ſeines Urlaubs 
eine koſtenloſe Erholung bieten. Außer dieſer großzügigen Schulung 
werden noch drei Hochſchulen errichtet. Eine Hochichnle, die allein 
der Vertiefung der Weltanſchauung dient, eine Hochſchule für die 
Wiſſenſchaft der Arbeit und eine Hochſchule zur Ausbildung im 
Fach und im Beruf. Unter Wiſſenſchaft der Arbeit verſtehe ich jene 
Unterſuchung, die in den modernen Hilfsmitteln der Technik und der 
Produktion, der Arbeitsleiſtung — Laufendes Band, Stoppuhr 
und all jene Syſteme, die in einer falſchen Art don Amerika auf 
deutſche Verhältniſſe übertragen wurden —, ſinngemäß dem deut⸗ 


149 


(hen Weſen nähergebracht werden und damit nicht mehr wie heute 
zum Fluch des Meuſchen, ſondern zum Segen desfelben werden. 
Die Hochſchule für Fach⸗ und Berufsausbildung ſoll in dem 
einzelnen Fach Spitzenleiſtungen erzielen und damit dem Geſamtvolk 
den Wert der Fachausbildung klarmachen. In allen Kurſen, ganz 
gleich, ob in der Ortsgruppe, ob in der Gauſchule, Landesſchule oder 
Reichsführerſchule oder auf den Hochſchulen werden immer Unter⸗ 
nehmer, Angeſtellte und Arbeiter zuſammen gleichzeitig geſchult. 


Die gegenſeitige Selbſthilfe. 

Neben dieſer Erziehung und Schulung ſieht die Deutſche Arbeits⸗ 
front noch ein zweites Mittel, die deutſchen Meuſchen zur Gemein: 
ſchaft zu erziehen. Dieſes Mittel iſt die gegenſeitige Selbſthilfe. 
Dieſe gegenſeitige Selbſthilfe gliedert ſich in drei große Gruppen: 


1. Eiu weitverzweigtes Verſicherungsweſen. 

Die in der Deutſchen Arbeitsfront zuſammengeſchloſſenen Ver⸗ 
bände haben ein weitverzweigtes Verſicherungsweſen, das den Mit⸗ 
gliedern für Alter, Siechtum oder Krankheit eine gewiſſe Sicherheit 
garantiert. Dieſe mannigfaltigen Inſtitutionen werden zu einem ein: 
zigen großen Verſicherungswerk zuſammengefaßt. Alle Mitglieder 
der Deutſchen Arbeitsfront werden ihren Beitrag zu dieſer Ver⸗ 
ſicherung leiſten müſſen. Und es iſt heute ſchon ſicher, daß es wahr⸗ 
ſcheinlich ohne Staatshilfe gelingt, jedem Deutſchen zu einem 
ruhigen und wohlverdienten Lebensabend zu verhelfen. 

Damit wäre jenes große Ziel der Nationalſozialiſtiſchen Deut⸗ 
ſchen Arbeiterpartei, daß jeder, der für ſein Volk Arbeit leiſtet, den 
Anſpruch auf Altersſchutz hat, abſolut erfüllt. 
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2. Starke Kreditinſtitute. 


Die in der Deutſchen Arbeitsfront zuſammengeſchloſſenen Ver⸗ 
bände verfügen über ſtarke Kreditinſtitute. Auch dieſe Einrichtungen 
wird man zuſammenfaſſen müſſen, um ihre Leiſtungsfähigkeit zu 
ſteigern, und es wird dadurch erreicht werden, daß von hier aus die 
Siedlungen der ſchaffenden Menſchen finanziert ſowie dem Hand⸗ 
werk und Gewerbe die notwendigen Kredite gegeben werden können. 
Dieſe Kreditinſtitute dürfen nie und nimmer der Spekulation dienen. 
Auch ſie bedeuten eine gegenſeitige Selbſthilfe und ſollen gerade dem 
ſchwächſten Teil unſeres Volkes im Kampf um ſeine Exiſtenz dienen. 


3. Die Konſumpereine. 

Der neue Staat war gezwungen, die Konſumdereine zu über⸗ 
nehmen, wenn nicht durch unorganiſche Eingriffe große Schäden 
für das Volksganze entſtehen ſollten. Einmal war dies deshalb nötig, 
um die in die vielen Millionen gehenden Spargroſchen der kleinen 
Leute zu ſichern, und zweitens, um die vorhandenen Werte nicht zu 
zer ſtören. 

Was uns ſo durch die Entwicklung aufgezwungen wurde, wird 
einmal zum Segen des Geſamtvolkes ausſchlagen. 


Bisher ſahen das Handwerk, Handel und Gewerbe, mit einem 
Wort der Mittelſtand, in den Konfumvereinen ihren erbittertſten 
Feind. Die Konſumdereine waren von dem altgermaniſchen Ge⸗ 
noſſenſchaftsgedanken abgewichen und lediglich ein Werkzeug der 
politiſchen Partei geworden. Deshalb ihr grundfalſches Expanſions⸗ 
bedürfnis. Nicht weil ein Bedürfnis an ſich beſtand, mußten ſie in 
jedem kleinen Ort einen Konſumladen errichten, ſondern weil es die 
politiſche Partei fo verlangte, damit der Konſumderein eine politifche 
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Zelle in der betreffenden Gegend wurde. Das war grundfalſch. 
Und ein zweites war grundfalſch. Dadurch, daß die Konſumvereine 
in allem und jedem ſelbſt produzierten und ſo das Handwerk völlig 
ausſchalteten, zogen ſie ſich den wohlverdienten Haß des Mittelſtandes 
zu. Und zum dritten, weil den Konſumvereinen in ſteuerlicher Hin⸗ 
ſicht Vorrechte gegenüber den anderen Schichten des Volkes ein⸗ 
geräumt wurden, mußten ſie naturnotwendig jede mittelſtändiſche 
Konkurrenz vernichten, was ſie denn auch in ſkrupelloſeſter Weiſe 
vollführt haben. All dem muß abgeholfen werden. Ja noch mehr. 
Ich glaube heute ſchon ſagen zu können, daß die Konſumdereine ein⸗ 
mal die Grundlage des deutſchen Handwerks und Mittelſtandes 
ſein werden, wenn ſie in richtig verſtandenem genoſſenſchaftlichen 
Geiſte umgeſtaltet werden. In eugſter Zuſammenarbeit mit den 
Vertretern des Mittelſtandes werden heute bereits Pläne ausgear⸗ 
beitet, um dieſem Gedanken zu dienen. So ſehe ich denn auch hierin 
eine dritte Art großzügiger, gegenſeitiger Selbſthilfe. 

Ich ſehe aber auch ſtaatspolitiſch in dieſen drei Selbſthilfeorgani⸗ 
ſationen eine außerordentlich wichtige Einrichtung. Wie ſchon ge⸗ 
ſagt, die Altersverſicherung wird hierdurch von der Arbeitsfront 
übernommen. Das Kreditinſtitut der Arbeitsfront wird das Zins⸗ 
dentil des Staates neben der Reichsbank ſein. Die Genoſſenſchaften 
der Arbeitsfront in Verbindung mit Handel, Handwerk und Ge⸗ 
werbe werden das Preisventil des Staates fein. Und da jeder 
ſchaffende Deutſche außer Landvolk und Beamte in der Deutſchen 
Arbeitsfront organiſiert ſein muß, wird alsdann als höchſter Lohn 
für die Erziehung zur Gemeinſchaft die Verleihung des Staats⸗ 
bürgerrechtes ſein. Das Staatsbürgerrecht iſt die höchſte Ehre, und 
die Entziehung des Staatsbürgerrechtes iſt die ſchwerſte Strafe. 
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Der ſtändiſche Aufbau. 

Wenn die deutſche Arbeitsfront die Erziehung des deutſchen 
Menſchen zur Gemeinſchaft bedeutet, ſo ſetzt der ſtändiſche Aufbau 
dieſe Erziehung in die Tat um. Das Ziel des ſtändiſchen Aufbaues 
iſt das Blühen der Wirtſchaft und die geſunde Eingliederung jedes 
ſchaffenden Menſchen in die Wirtſchaft. Hier ſtehen ſich nicht mehr 
Vertreter irgendwelcher Intereſſenverbände gegenüber, ſondern es 
arbeiten Menſchen ein und desſelben Standes zufammen. Ange⸗ 
hörige ein und desſelben Standes und über die Ehre ihres Standes. 
Jeder, der dieſem Stand angehört, ſoll und muß das Bewußtſein 
haben, daß er damit ein geachtetes und wertvolles Glied der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft geworden iſt und daß es ſeine Pflicht iſt, mit über 
die Geſamtlehre des Standes zu wachen. So werden die menſch⸗ 
lichen Unzulänglichkeiten: der Profitgeiſt, die Geldgier, überwunden 
durch die gemeinſame Erkenntnis, daß nur das Blühen der Geſamt⸗ 
wirtſchaft auch das Wohlergehen des einzelnen bedeutet und die ge⸗ 
meinſame Standesehre, geboren aus der gemeinſamen Raſſe, iſt das 
Band, das alle umſchließt. 

Lohn⸗ und Tarifberhandlungen werden alsdann wohl noch not: 
wendig, aber nicht mehr der Hauptinhalt des Denkeus ſein gegenüber 
der hohen Aufgabe des Standes, Schädlinge, ganz gleich, ob Unter⸗ 
nehmer oder Arbeitnehmer, auszumerzen und jeden einzelnen nur 
danach zu meſſen, was leiſtet er für die Geſamtheit und für 
das Volk. Der Charakter allein wird der Wertmeſſer für die 
Beurteilung des Menſchen ſein, und deshalb muß die Keimzelle des 
ſtändiſchen Aufbaues im Betrieb liegen, dort, wo ſich die Menſchen 
gegenſeitig genau kennen. Was ſind nun die Aufgaben des ſtän⸗ 

diſchen Anfbaues? 
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1. Die Wirtſchaft muß zur höchſten Blüte entfaltet werden, 
damit das Geſamtvolk leben kann. 

2. Deshalb muß das Führertum im Betrieb wieder vollkommen 
hergeſtellt werden. 

3. Dies iſt notwendig, damit die volle Verantwortung jedes ein⸗ 
zelnen wieder aufgerichtet wird. 

4. Erſt dann aber iſt es möglich, dem arbeitenden Menſchen den 
höchſten Schutz und das ihm zukommende Recht zu gewähren. 

5. Dieſer Schutz und das Recht werden erſt erreicht, wenn unab⸗ 
hängige Standesgerichte darüber wachen und jeden einzelnen 
Schädling mit den ſchwerſten Strafen belegen können. 


Zu dem erſten Punkt, daß die Wirtſchaft blühen muß, wenn das 
Volk gedeihen will, iſt wohl wenig zu ſagen. Dieſe Erkenntnis wird 
allmählich Allgemeingut jedes einzelnen geworden ſein. Zerfällt die 
Wirtſchaft, ſo werden davon, allen voran, die Schwächſten betroffen. 
Der Arbeiter wird zuerſt vom Schickſal geſchlagen. Man bilde ſich 
nicht ein, daß nach dem kommuniſtiſchen Klaſſenkampfgedanken das 
Glück der breiten Maſſe aus der Zerſtörung kommen kann. 

Die ſchweren Jahre der Nachkriegszeit dürften dafür genügend 
Beweis ſein. Zuerſt wurde der Arbeiter arbeitslos, wenn man durch 
wilde Streiks die Wirtſchaft zu zerſtören verfuchte. Zuerſt litt der 
Arbeiter, und ſchon nach acht Tagen Erwerbsloſigkeit empfand er die 
ganze Schwere des Elends. Jeder Druck wird am ſchwerſten von 
der unterſten Schicht empfunden werden. Deshalb hat gerade die 
unterſte Schicht ein Intereſſe an dem Gedeihen und an dem Wohl⸗ 
ergehen einer geſunden Wirtſchaft. Man ſage auch nicht, daß die 
Erwerbsloſigkeit aus einer Überproduktion geboren ſei. Nein, das 
iſt nicht wahr! Denn dann müßten die Bedürfniſſe des Volkes reſt⸗ 
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los erfüllt fein. Solauge aber die Bedürfniſſe des Volkes rieſengroß 
und noch zu keiner Zeit ſo in Erſcheinung traten wie heute, ſpreche 
man nicht von Iberproduktion. Im Gegenteil, ich bin der Meinung, 
daß die Wirtſchaft jahrelang voll beſchäftigt ſein muß, um allein 
die Bedürfniſſe unſeres Volkes zu befriedigen. Man ſage auch nicht, 
die Weltwirtſchaft ſei daran ſchuld. Im Gegenteil, die Kriſe der 
Weltwirtſchaft iſt geboren aus der Kriſe der Nationalwirtſchaften. 

Deshalb kann die Geſundung der Weltwirtſchaft auch erſt dann 
wiederkommen, wenn zuerſt die Nationalwirtſchaften geſund ge⸗ 
worden ſind. Die Geſundung der Nationalwirtſchaften aber kann 
erſt dann erreicht werden, wenn dafür die grundſätzlichen Bedin⸗ 
gungen geändert werden. 

Wenn, wie in Deutſchland, und hiermit komme ich zu Punkt 2 
und 3, das Führertum und damit die Verantwortung des einzelnen 
ausgeſchaltet wurde, ſo hat man in un verantwortlicher Verblendung 
die Wurzeln jeder geſunden Wirtſchaft abgeſchnitten. Man hat 
damit den Baum zum Verdorren gebracht, und elende Wühlmäuſe 
haben das Wertvollfte zernagt, das einer gefunden Wirtſchaft die 
Kraft und Energie gibt. 


Das Führertum im Betrieb. 

Deshalb wird der ſtändiſche Aufbau als erſtes dem natürlichen 
Führer eines Betriebes, d. h. dem Unternehmer, die volle Führung 
wieder in die Hand geben und damit aber auch die volle Verant⸗ 
wortung aufladen. Der Betriebsrat eines Werkes beſteht aus 
Arbeitern, Angeſtellten und Unternehmern. Jedoch hat er nur be⸗ 
ratende Stimmen. Entſcheiden kann allein der Unternehmer. Viele 
der Unternehmer haben jahrelang nach dem „Herrn im Hauſe“ ge⸗ 
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rufen. Jetzt follen fie wieder „Herr im Haufe” fein, aber wehe ihnen, 
wenn ſie dieſen Herrenſtandpunkt mißbrauchen ſollten. Das 
Standesgericht wird jene Schädlinge zur Verantwortung ziehen. 


Das Standesgericht. 

Damit komme ich zu Punkt 4 und 5. Niemals darf der arbeitende 
Menſch der Willkür ſeines Brotherrn ausgeliefert werden. Die 
Standesgerichte ſind ordentliche Gerichte. Ihnen gehören Arbeiter, 
Angeſtellte und Unternehmer als Laienrichter an. Sie können Ge⸗ 
fänguis⸗ und Zuchthausſtrafen, ja ſogar völlige Enteignung als 
Strafe verhängen. 

Damit iſt ein Schutz des arbeitenden Menſchen vorhanden, wie 
ihn alle Lohn⸗ und Tarifverträge zuſammen niemals gewähren 
können oder jemals gewährt haben. 

Nehmen wir nun noch hinzu, daß an die Mitgliedſchaft der 
Arbeitsfront das Staatsbürgerrecht gebunden iſt und daß alle 
Partner des ſtändiſchen Aufbaues Mitglieder der Deutſchen Arbeits⸗ 
front ſein müſſen, und daß, wenn ein ſolches Mitglied das Volks⸗ 
ganze gröblich verletzt, ihm das Staatsbürgerrecht entzogen werden 
kann und damit der deutſche Menſch völlig aus der Gemeinſchaft des 
Volkes und des Staates ausgeſchaltet wird und ihn ſomit die 
ſchwerſte Strafe trifft, die überhaupt jemals ausgeſprochen werden 
kann, ſo glaube ich wohl behaupten zu können, daß alle Vorkehrun⸗ 
gen getroffen ſind, um den ſchaffenden deutſchen Menſchen, gleich 
wo er ſteht, mit dem höchſten Schutz und dem höchſten Recht aus⸗ 
zuſtatten. Wie iſt nun der ſtändiſche Aufbau? Innerhalb der 
breiten horizontalen „Arbeitsfront“ lagern Tauſende und Hundert⸗ 
tauſende von Unternehmungen. Jeder Betrieb hat einen Betriebs⸗ 
rat, der aus Arbeitern, Angeſtellten und Unternehmern beſteht und 
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deſſen natürlicher Führer, wie bereits gefagt, der Unternehmer iſt. 
Der Betriebsrat hat beratende Stimme. Die Unternehmungen 
werden nach beſtimmten Fachgruppen zuſammengefaßt. Z. B. Fach⸗ 
gruppe der Holzinduſtrie, der Textilinduſtrie uſw. Dieſe Fach⸗ 
gruppen werden regional zuſammengefaßt. Eine Fachgruppe umfaßt 
etwa das Gebiet eines prenfifchen Landkreiſes, eines bayerifchen Be⸗ 
zirks, einer ſächſiſchen Amtshauptmannſchaft uſw. Damit iſt nicht 
geſagt, daß dieſe regionalen Größenverhältniſſe den politiſchen Greu⸗ 
zen entſprechen müſſen, ſondern es werden nach den Bedürfniſſen der 
Wirtſchaft entſprechende Wirtſchaftskreiſe, Bezirke und Provinzen 
errichtet werden. 

In der Fachgruppe werden alle Angelegenheiten des geſamten 
Faches berührt, wie Lohn und Tarif, Gozialverficherungen uſw., ſo⸗ 
wie die Wirtſchaftspolitik des betreffenden Faches. In die Fach⸗ 
gruppe werden Arbeiter, Angeſtellte und Unternehmer gewählt, und 
zwar nur Facharbeiter. Der Führer der Fachgruppe wird ernannt. 
Nach oben bis zum Reich werden entſprechende Inſtitutionen ge⸗ 
ſchaffen, in denen immer Arbeiter, Angeſtellte und Unternehmer 
zuſammen beraten. In der oberſten Spitze des ſtändiſchen Aufbaues 
ſitzen auch Vertreter der Deutſchen Arbeitsfront. Alle Einrichtungen 
werden beſeelt ſein von dem einen Gedanken, wie fördern wir die 
Wirtſchaft, und damit verbunden, wie ſchützen wir den ſchaffenden 
Menſchen, weil er das höchſte Gut der Wirtſchaft iſt. 


Die Feſtſetzung von Lohn und Tarif. 
Wie werden nun in dieſem ſtändiſchen Aufbau Lohn und Tarif 
ſowie der ſoziale Schutz der ſchaffenden Deutſchen feſtgeſetzt? So 
wird z. B. der Reichsrahmentarif der Holzinduſtrie in der Reichs⸗ 
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fachgruppe der Holzinduſtrie feſtgeſetzt. Er umfaßt nur einige 
fundamentale Sätze. Er wird ſich niemals in Einzelheiten verlieren, 
wie es die bisherigen Tarife getan haben, ausgehend von dem Grund⸗ 
ſatz, daß man das Schickſal des Betriebsmenſchen nicht dom grünen 
Tiſch aus beurteilen kann, ſondern nur von der rauhen Wirklichkeit 
her. Z. B. ſetzt der Reichsrahmentarif feſt, daß jeder Deutſche ein 
Mindeſteinkommen haben muß, damit er leben kann. 

Wer unter dieſem Mindeſtlohn Menſchen beſchäftigt wird be⸗ 
ſtraft. 

Der Reichsrahmentarif ſetzt weiterhin feſt, was er als Mindeſt⸗ 
einkommen anſieht, z. B. für eine fünfköpfige Familie, Vater, 
Mutter und drei Kinder, er ſetzt daun weiterhin feſt, daß der Jung⸗ 
geſelle von dieſem Lohn nur einen beſtimmten Prozentſatz erhält. Er 
ſetzt feſt, daß der Facharbeiter ſoundſo diele Prozente über dem 
Mindeſtlohn erhalten muß. Er ſetzt den Urlaub feſt und auch all⸗ 
gemeine Bedingungen über Frauen⸗ und Kinderarbeit, über Spezial⸗ 
einrichtungen uſw. 

Die Bezirksfachgruppe behandelt im Rahmen dieſes Tarifes 
ſchon weitere Einzelheiten. Sie ſtellt feſt, was in ihrem Bezirk als 
Mindeſteinkommen zu gelten hat. Und zwar wird das Mindeſt⸗ 
einkommen auf Grund eines Reallohnes errechnet werden. Wenn 
der Reichsrahmentarif von einem Mindeſtlohn ſpricht, ſo muß er 
ſelbſtverſtändlich auch vom Stundenlohn abgehen und an feine Stelle 
den Wochenlohn ſetzen. Denn es iſt gleichgültig, wie die Praxis er⸗ 
wieſen hat, wieviel Stundenlohn jemand erhält, wenn er in der 
Woche nur ein oder zwei Stunden Arbeit leiſtet. Wie geſagt, die 
Bezirksfachkammer ſetzt den Mindeſtlohn nach Realwerten feſt und 
behandelt weitere Einzelheiten, die für ihren Bezirk maßgebend ſind. 
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Die Kreisfachgruppe geht nun noch mehr ins einzelne. Sie ſetzt 
generell den endgültigen Tarif in allen Details feſt. 

Grundſätzlich lehnt der ſtändiſche Aufbau Werktarife ab. 

Ausnahmen von dieſer Regel können nur gewährt werden, wenn 
die Belegſchaft eines Betriebes einen Antrag an die Fachgruppe 
ſtellt, und zwar dann, wenn durch widrige Verhältniſſe ein wirt⸗ 
ſchaftlich hochwertiges Werk der Vernichtung anheimfällt. Ich er⸗ 
innere nur an den tragiſchen Fall der Zeche Sachſen. Durch die 
Sturheit der Gewerkſchaften wären hier nahezu Tauſende von 
Menſchen brotlos geworden, damit einzig und allein dem Prinzip 
gedient war. Die Zeche Sachſen war nicht mehr konkurrenzfähig, 
weil ſie im Rahmen des Tarifs Weſtfalen⸗Nord höhere Löhne be⸗ 
zahlen mußte als in Weſtfalen⸗Süd, trotzdem ihr Abſatzgebiet genau 
dasſelbe war, wie für die Zechen in Weſtfalen⸗Süd. Die Belegſchaft 
ſtellte ſelber den Antrag, den Tarif auf die Höhe des Tarifes von 
Weſtfalen⸗Süd zu ſenken, damit ſie weiterbeſchäftigt werden konnte. 
Jedoch die Gewerkſchaften lehnten das ab, und ſie hätten beinahe in 
ihrem Wahnſinn ein blühendes Werk vernichtet und Tauſende von 
Menſchen erwerbslos gemacht. In einem ſolchen Falle würden wir 
ſelbſtverſtändlich den höheren Wert der Wirtſchaft anerkennen. 
Wie überhaupt zu ſagen iſt, weil die alten Gewerkſchaften und auch 
die Arbeitgeberverbände an ihrer Erſtarrung zugrunde gingen, 
müſſen wir gerade das Gegenteil tun, ſo lebendig und beweglich wie 
möglich zu ſein. Ein ſolcher Ausnahmetarif im Werk muß natürlich 
die Zuſtimmung der Fachgruppe erhalten. Aus dieſem Prinzip der 
Beweglichkeit heraus erklären wir denn auch, daß der in der 
unterſten Inſtanz feſtgeſetzte und durch die nächſthöhere Inſtanz 
ſanktionierte Tarif dem der höheren Inſtanz vorgeht. 
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In diefen ftändifchen Aufbau werden auch alle mit dem Betrieb 
zuſammenhängenden Sozialverſicherungen und Einrichtungen gelegt 
werden müſſen. Nebenſtehend eine Zeichnung, die vom Führer ſelbſt 
entworfen wurde und die in anſchaulicher Weiſe den Aufbau der 
„Deutſchen Abeitsfront“ und des „Ständiſchen Aufbaus“ darſtellt. 

In dieſen grundſätzlichen Gedanken habe ich verſucht, das Weſen 
und die Ziele des neuen Wirtſchaftsaufbaues zu erklären und zu er⸗ 
läutern, und ich hoffe, daß damit jeder vernünftige und verfländige 
Menſch, der nicht durch Klaſſenkampf blind gemacht und zu einem 
Narr geworden iſt, erkennen wird, daß der Nationalſozialismus ein 
Werk baut von ſo ungeheuren gigantiſchen Ausmaßen, wie es noch 
nie zuvor war und auch vielleicht nicht wieder fein wird. Damit iſt 
das Fundament geſchaffen, auf dem Generationen Jahrhunderte hin⸗ 
aus neu bauen können. Wir aber glauben und wiſſen, daß das Leben 
der Millionen nach uns kommender Menſchen ein glückliches und 
zufriedenes ſein wird. Nichts für uns, alles für Deutſchland. Heil 
dem großen Schöpfer und Führer dieſer herrlichen Gedanken 
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Der Palaſt des Geſamtverbandes der Arbeitnehmer am Michaelkirchplatz. 
Ein Muſterbeiſpiel marxiſtiſchen Größenwahnſinns. 
9 Millionen RM. Beitragsgelder ſind hier verbaut. 


An dieſem Beiſpiel ſoll hier einmal zuſammenfaſſend aufgezeigt werden, 
mit welchem „Verantwortungsbewußtſein“ die „Arbeiterführer“ mit den ihnen 
anvertrauten Beitragsgeldern gewirtſchaftet haben. 

Im Haufe findet man in jeder Etage Reliefs aus teurem Muſchelkalk, 
ebenſo iſt Marmor reichlich verwendet worden. Zum Ausſuchen dieſes 
Marmors entſandte man eine Kommiſſion von vier Köpfen in den Marmor— 
bruch. Für dieſe aufreibende Tätigkeit bezogen die Herren neben ihrem Gehalt 
24 RM. Tagesſpeſen, Fahrgeld und Kilometergelder. Die Koſten beliefen 
ſich pro Kopf auf 158 RM., insgeſamt wurden dafür über 600 RM. aus: 
gegeben. Die Inneneinrichtung, worunter faſt nur die Holztäfelung zu ver: 
ſtehen iſt, koſtete etwa 1,2 Millionen RM. Für Mobiliar gab man allein 
275000 RM. aus, für die Schloſſerarbeiten etwa 700 000 RM., für die 
Heizungsanlage 280 000 RM. und für die Beleuchtung etwa 150000 RM. 
Der große Sitzungsſaal mutet geradezu fürſtlich an. 200000 RM. hatte 
man dafür veranſchlagt, und dieſer Anſchlag wurde noch weit überſchritten. 
Es verſteht ſich, daß durch alle „Schikanen“ die ſchwere Arbeit der „Arbeiter: 
vertreter“ möglichſt erleichtert wurde. Automatiſche Temperaturregelung, auto— 
matiſche Verdunkelungsanlage ſowie automatiſche Be- und Entlüftung, diskret 
eingebaute Kinoanlage, bezeichneten den Grad der Arbeitserleichterung. 

Wie es beim Bau nicht auf die Summen ankam, ſo natürlich erſt recht 
nicht bei der feſtlichen Grundſteinlegung. Einhundertachtundſiebzig Menüs 
zu 12 RM., 612 Flaſchen Wein und Spirituoſen, etwa 4000 Zigarren und 
Zigaretten und dazu noch Mokka, Gebäck, Konfekt und Bier mußten herhalten, 
um dieſen Tag würdig zu begehen. Die Reichsfahnen hatte man allerdings 
vergeſſen, ſo borgte man ſich die Zeichen dieſer großen Zeit von den Genoſſen 
im Reichsbanner, die das allerdings nicht umſonſt machten, ſondern 50 RM. 
Leihgebühr quittierten. 

Als man nun zur Bauabrechnung ſchritt, war der Voranſchlag von 
5—6 Millionen um über 3 Millionen überſchritten. g Millionen Beitrags: 
gelder waren verbaut. 
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V. Kapitel. 


Die Gleichſchaltung in der Sozialverſicherung. 


Mit zu den ſchlimmſten jüdiſch⸗marxiſtiſchen Hochburgen zählten 
die Krankenkaſſen. Von hier aus wurde ſchon in der Vorkriegszeit 
gegen den Staat gehetzt, ſo daß eine Säuberung und Beſeitigung 
aller Schädlinge durch die Gleichſchaltung mit der herrſchenden 
Staatsform ſeitens der neuen Regierung vorgenommen wurde. 


Die Vorgeſchichte der Sozialverſicherung. 

Einleitend halte ich es für angebracht, kurz auf die Vorgeſchichte 
des Sozialismus, auf die Entſtehung des ſozialen Gedaukens und 
damit der ſozialen Einrichtungen, insbeſondere der Gozialverfiche- 
rung, einzugehen. 

Sozial heißt — die Geſellſchaft betreffend — geſellſchaftlich 
geſinnt, ſozial handeln, alſo zum Wohle der Allgemeinheit handeln. 

Demnach wäre der Scszialismus ſchon uralt. Denn ſchon 
Phaleas von Chalcedon beſchäftigte ſich etwa fünfhundert Jahre 
dor Chriſti mit Ideen, die das Allgemeinwohl betrafen. 

Alle Länder haben ihre ſozialen Fragen gehabt, haben ſie noch 
und werden ſie haben. 

Doch was heute in Dentſchland das breite Volk unter Sozialis⸗ 
mus verfteht, das hat ſich erſt im Anfang des nennzehnten Jahr⸗ 
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hunderts herauskriſtalliſiert und wird beſſer als Marxismus 
bezeichnet. 

Im achtzehnten Jahrhundert war Dentſchland noch Agrarſtaat. 
Der größte Teil ſeiner Bewohner lebte auf dem Lande und hatte 
hier ſein Auskommen, wenn er auch mancherlei Beſchränkungen 
durch Laſten und Abgaben erfuhr, ſo konnte doch ein jeder leben. 

Da brachte der Sekretär des Miniſters Hardenberg, der getaufte 
Jude Lange, der urſprünglich Davidfohn hieß, im Jahre 1811 ein 
Edikt heraus, das dem Bauern das Recht gab, ſeinen Grundbeſitz, 
die durch Jahrhunderte hindurch eroberte väterliche Scholle nach 
ſeinem eigenen Gutdünken zu teilen, mit Hypotheken zu belaſten oder 
gar verkaufen zu können. 

Umſonſt waren die Warnungen des Freiherrn vom Stein, der 
weitblickend ſchon damals eine Vernichtung des Bauernſtandes 
kommen ſah. 

Es dauerte auch nicht lange, ſo war der Bauer verſchuldet, ver⸗ 
lor ſchließlich Haus und Hof und ging als mittelloſer Proletarier 
in die Stadt, um Arbeit zu ſuchen. Dieſe fand er auch bald bei der 
aufblühenden Induſtrie. Immer mehr und mehr entwurzeltes Land⸗ 
volk kam in die Stadt und wurde Induſtriearbeiter, die von der 
Hand in den Mund lebten. Im anderen Falle drängte der Groß⸗ 
betrieb den Kleinbetrieb, alſo das Handwerk immer mehr zurück und 
brachte große Teile desſelben zum Erliegen, ſo daß auch der ſeiner 
wirtſchaftlichen Exiſtenz beraubte Handwerker ſich ebenfalls der 
Induſtrie als Arbeiter anbot. 

Kein weitblickender Staatsmann fand ſich, der dieſe Maſſen⸗ 
proletariſierung aufhielt. 

Die Unternehmer freuten ſich über das Überangebot an Arbeits⸗ 
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kräften und zahlten nur ſoviel Lohn, als fie unumgänglich mußten, 
um ihre Arbeitsſklaven bei Kräften zu halten. Weitere Anſprüche 
hatte nach ihrer Auffaſſung der Arbeiter nicht zu ſtellen. 

Der Arbeiter wurde der verachtete Prolet, deſſen Arbeitskräfte 
der Unternehmer, ſo gut wie er irgend konnte, ausnutzte, aber als 
Menſchen verachtete er ihn. Dadurch entſtand eine tiefe Kluft, die 
den Arbeiter verbitterte und den Zuſammenſchluß ſeinesgleichen, die 
Entſtehung des vierten Standes zur Folge hatte. 

Die teils rückſichtsloſe Ausbeutung dieſer Notlage erzeugte Miß⸗ 
ſtimmung und Verärgerung und aus der Not heraus auch ver⸗ 
zweifelte Ausbrüche von Haß und Wut gegen die Unternehmer. 

Um nicht durch die ſozialen Mißſtände eine Störung der Ord⸗ 
nung hervorzurufen, ſieht ſich der Staat gezwungen, einzugreifen 
und der größeren Gewinnmöglichkeit eine Beſſerſtellung des 
Arbeiters gegenüberzuſtellen. Schon 1828 machte der General⸗ 
leutnant von Horn König Friedrich Wilhelm III. darauf auf⸗ 
merkſam, daß die Bevölkerung des Rheingebietes durch Fabrikarbeit 
ſo entartet ſei, daß ſie nicht mehr ein entſprechendes Truppenaufgebot 
ſtellen könne. 

Im Rheinland waren die Zuſtände in dieſer Hinſicht ſo ſchlimm, 
daß der Prosinziallandtag, der zum großen Teil aus Groß⸗ 
induſtriellen beſtand, vom König eine Anderung in dieſer Beziehung 
verlangte. Vier⸗ bis fünfjährige Kinder arbeiteten bis ſpät in die 
Nacht, was zu ſittlicher, geiſtiger und körperlicher Verwahrloſung 
in ungeheurem Maße führte. 

So wurde im Jahre 1839 für Kinder bis zum 9. Lebensjahre die 
Arbeit in Fabriken verboten und für neun⸗ bis fünfzehnjährige die 
Arbeitszeit auf zehn Stunden beſchränkt. 1845 erfolgte in der 
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Allgemeinen Gewerbeordnung eine Zuſammenfaſſung der bis zu 
dieſeim Zeitpunkt erlaſſenen Schutzbeſtinnnungen mit der Weiſung 
au die Ortspolizeibehörden, über deren Durchführung zu wachen. 

1849 wird verfügt, daß niemand, außer in Dringlichkeitsfällen, 
zur Arbeit an Sonn⸗ und Feſttagen verpflichtet iſt. Außerdem 
wird das Trukſyſtem verboten, die Zahlung von Lohn in Waren 
ſtatt in Geld. 

Es vergingen wieder dier Jahre, bis eine Anderung des Geſetzes 
über die Kinderarbeit dieſe bis zum zwölften Lebensjahre überhaupt 
derbot und vom zwölften bis vierzehnten Lebensjahre nur ſechs 
Stunden Arbeit erlaubte. 

Im Jahre 1869 wird für das geſamte Gebiet des Norddeutſchen 
Bundes eine gemeinſame Gewerbeordnung angenommen. Sie um⸗ 
faßte im weſentlichen das bis jetzt Aufgezeichnete. Außerdem wurden 
die Unternehmer verpflichtet, alle notwendigen Einrichtungen zum 
Schutze und zur Wohlfahrt der Arbeiter zu treffen. 

In den erſten Jahren nach der Reichsgründung wurde dann für 
das ganze Reich eine einheitliche Geſetzgebung auf ſozialpolitiſchem 
Gebiet geſchaffen, durch die ein großer Fortſchritt anderen Staaten 
gegenüber erreicht war. Trotzdem befriedigte das damals Erreichte 
weder Unternehmer noch Arbeiter. Der Unternehmer klagte über 
die Feſſeln, der Arbeiter ſah das bis dahin Erreichte als nicht ge⸗ 
nügend an, insbeſondere verlangte er Schntz bei Betriebsunfällen. 

Zu allem Unglück ſetzte in den Sädten auch noch die Boden⸗ 
ſpekulation ein und ſchuf die Mietskaſernen mit ihrer ungeſunden 
Anhäufung der Maſſen in den „Proletariervierteln“. 

Das waren keine Wohnungen, ſondern elende, finſtere Löcher, 
in denen der Arbeiter zu hauſen gezwungen war, denn größere beſſere 
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Wohnungen waren auf Grund feines geringen Einkommens für 
ihn unerreichbar. 


Nach langer Arbeitszeit, die meiſt ſchon mit Sonnenaufgang be⸗ 
ganm und bis zum ſpäten Abend währte, oft 14 bis 15 Stunden, 
kam der abgearbeitete Proletarier in dieſe Umgebung. Ohne jede 
Ausſicht auf eine Beſſerung feines Loſes in der Zukunft vegetierte 
er dahin. 

Der mehr und mehr auf Rationaliſierung eingeſtellte Fabri⸗ 
kationsbetrieb brachte es mit ſich, daß der Arbeiter tagaus tagein 
denſelben Handgriff verrichten mußte, ohne daß ihm ſeine Lohn⸗ 
verhältniffe geſtatteten, ſich geiſtige Abwechſlung zu verſchaffen. Die 
Gehirnmaſſe mußte dabei eintrocknen und den Arbeiter ſtupide 
machen. 


Solche geiſtige Primitivität und Not iſt aber eine große Gefahr 
für den Staat. Ein ſolcher Menſch wird, da er über ein eigenes 
Urteil nicht verfügt, immer fremden Einflüſſen außerordentlich zu⸗ 
gänglich ſein, wenn ſie nur ſeinen materiellen Wünſchen — andere 
hat er ja nicht —, ſei es auch nur ſcheinbar, entgegenkommen. Man 
braucht ihm nur eine beſſere wirtſchaftliche Lage zu verſprechen, anch 
wenn das Rezept noch ſo töricht iſt, und man wird ihn ſofort auf 
ſeiner Seite haben. Der eigentliche Proletarier hat keine Ahnung 
von den wirtſchaftlichen Zuſammenhängen. Sein Geſichtskreis geht 
über die Grenzen feines Fabrikraumes nicht hinaus, in dem er nur 
ein Rädchen der gewaltigen Arbeitsmaſchine iſt. Das freie Selbſt⸗ 
bewußtſein, das den Mann der Scholle auszeichnet, hat er ver⸗ 
loren. Nur in der Maſſe fühlt er ſich wohl. Unter ſeinesgleichen 
findet er wenigſtens Verſtändnis für ſein Schickſal. 
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In diefer Maſſe erfchienen nun gewiſſenloſe Hetzer, wie der Jude 
Marx, und fingen ſie mit den abſurdeſten Ideen ein. 

Vor allen Dingen zeigte man ihr immer wieder als ihren Haupt⸗ 
feind den Fabrikbeſitzer, den „Kapitaliſten“. Der Begriff des 
modernen Sozialismus, beſſer Marxismus, kriſtalliſierte ſich heraus, 
unter demſelben verſtand man jetzt die auf kollektiviſtiſcher Welt⸗ 
anſchauung beruhende, auf Neuordnung der im indioidualiſtiſchen 
Privatkapitalismus gegebenen Geſellſchaft⸗ und Wirtſchafts⸗ 
derfaſſung abzielende Bewegung. Auf politiſchem Gebiet klaſſen⸗ 
loſe Demokratie, Selbſtverwaltung und internationale Verſtändi⸗ 
gung des Proletariats. 

Nur wußte der deutſche Arbeiter nicht, daß es einen ſolchen 
Sozialismus in anderen Ländern, in denen günſtigere natürliche Ver⸗ 
hältniſſe vorlagen und das Volk nicht in Klaſſen zerriſſen war, ſon⸗ 
dern ſich als einheitliche Mation fühlte, nicht gab. Das hat er auch 
im Jahre 1918 ſchwer verſpüren müſſen, obwohl er es nicht er⸗ 
kannte. 

Auf wirtſchaftlichem Gebiet war das Ziel des Sozialismus die 
Überführung der Produktionsmittel in Gemeinſchaftseigentum. 
Regelung der Produktion und Verteilung nach den Lebensintereffen 
der Menſchheit. Insbeſondere Recht auf Arbeit und Pflicht zur 
Gemeinſchaftsarbeit. 

Außerdem, und das wird uns im folgenden am meiſten inter⸗ 
eſſieren, Verſorgung der aus dem Produktionsprozeß durch Krank⸗ 
heit, Unfall oder Alter ausgeſchiedenen Arbeiter. 

Die Arbeiter ſchloſſen ſich zu Arbeitervereinen zuſammen, deren 
erſte Führer der Jude Ferdinand Laſſalle und Auguſt Bebel waren. 
Im Jahre 1873 ſchloſſen ſich dieſe Vereine zu der Sozialdemokra⸗ 


166 


tiſchen Partei Deutſchlands zufammen. Führer waren hier außer 
Bebel noch Wilhelm Liebknecht, Friedrich Engels und der bereits 
erwähnte Jude Karl Marx, der im Jahre 1867 ſein Werk „Das 
Kapital“ hatte erſcheinen laſſen. 

Laſſalle vertrat in der Hauptſache einige ſozialiſtiſche Gedanken, 
die auf wirtſchaftliche und ſoziale Beſſerſtellung des Arbeiters hin⸗ 
zielten, ohne Betonung des Klaſſenkampfes. 

Anders Marx. Er brachte vor allen Dingen einen ansgeſprochen 
materialiſtiſchen Geiſt in die Arbeiterbewegung. Die Politiſierung 
der ſozialen Bewegung zur radikalen, klaſſenkämpferiſchen, ſozial⸗ 
demokratiſch beſtimmten Gewerkſchaft iſt das Werk dieſes Juden, 
der dadurch hoffte, die Maſſen zu irritieren und ſelbſt zur Macht 
zu gelangen. 

Die Verbindung berechtigter ſozialer Forderungen der Arbeiter 
mit den klaſſenkämpferiſchen, nihiliſtiſchen Ideen von Marx wirft 
ein falſches Licht auf die ſoziale Bewegung, ſo daß Staat und 
bürgerliche Geſellſchaft einen berechtigten Abwehrkampf gegen die 
zerſtörende marxiſtiſche Bewegung führten, letztere dabei aber auch 
die berechtigten ſozialen Forderungen bekämpften, was letzten Eudes 
der vorbedachte Zweck des Juden Marx war. 

Allmählich nahm die Bewegung immer bedrohlicheres Aus⸗ 
maß an. 

Nun fehlte der Staatsmann, der es verſtanden hätte, die Gegen⸗ 
ſätze im Volke auszugleichen. 

Statt deſſen verſuchte der auf außenpolitiſchem Gebiet geniale 
Staatsmann Bismarck durch eine im Sozialiſtengeſetz verankerte 
brutale Unterdrückung der Arbeiterbewegung die Ruhe wieder ber: 
zuſtellen und ſomit die ſoziale Frage zu löſen. 
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Das Sszialiſtengeſetz wurde aus Anlaß zweier Attentate auf 
Kaiſer Wilhelm I. im Jahre 1878 erlaſſen und ſah für Mißliebige 
Ausweiſung, Druckverbot, Auflöſung von Vereinen uſw. vor. 

Es war am 1. Mai des Jahres 1878, als der Klempuergeſelle 
Hödel in Berlin ein Attentat auf Kaiſer Wilhelm I. verübte. 
Schon ſechs Tage ſpäter legte Bismarck dem Bundesrat ſein 
Sozialiſtengeſetz vor. Doch im Reichstag fiel er mit 251 gegen 
57 Stimmen durch. Da erfolgte am 2. Juni des gleichen Jahres 
das zweite Attentat durch den geiſteskranken Dr. Nobiling eben⸗ 
falls in Berlin. Der damals 8 jährige Kaiſer wird ſchwer verletzt 
und muß ſich in Regierungsgeſchäften vertreten laſſen. Daraufhin 
löſte Bismarck den Reichstag auf und die Neuwahlen brachten die 
don Bismarck erwünſchte Mehrheit für fein Sczialiſtengeſetz, das 
auch ſofort angenommen wurde. Die Folgen für die Sozialdemo⸗ 
kratie waren vernichtend, Partei und Gewerkſchaft waren erledigt 
und lebten nur noch ganz iin geheimen. 

Doch mit dieſem Gewaltakt war die ſoziale Frage nicht gelöft, 
ſondern ſie wurde im Gegenteil immer noch dringlicher. 

Mit Gewalt war man alſo nicht weitergekommen. Nun ver⸗ 
ſuchte Bismarck der Sozialdemokratie den Wind aus den Segeln 
zu nehmen, indem er die Sozialverſicherung ſchuf. 

Ein ausgeſprochen humanitärer Zug iſt in feinen Gedanken ſicht⸗ 
bar. Er hatte erkannt, daß die bisherige Geſetzgebung den Arbeiter 
bei Schaden und Krankheit nicht genügend ſchützte und wollte auf 
alle Fälle für das Wohl des Arbeiters ſorgen. Er erkannte, daß 
die ſozialen Forderungen des breiten Volkes vollauf berechtigt waren. 
Den Hetzereien des Marxismus ſtand er ſelbſtverſtändlich weiter 
feindlich gegenüber. 
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Durch die kaiſerliche Botſchaft vom 17. Nodember 1881, in 
der beſonders die Gedanken des Hofpredigers Adolf Stöcker durch⸗ 
klingen, wurde die Gründungsabſicht publiziert. 

Kaiſer Wilhelm I. führte damals unter anderem aus: 

„Wir halten es für unſere kaiſerliche Pflicht, dem Reichs⸗ 
tage die Aufgabe don neuem ans Herz zu legen, und würden 
mit um ſo größerer Befriedigung auf alle Erfolge, mit denen 
Gott Unſere Regierung ſichtlich geſegnet hat, zurückblicken, 
wenn es Uns gelänge, dereinſt das Bewußtſein mitzunehmen, 
dem Vaterlande nene und dauerhafte Bürgſchaft feines inneren 
Friedens und den Hilfsbedürftigen größere Sicherheit und Er⸗ 
giebigkeit des Beiſtandes, auf den fie Auſpruch haben, zu 
hinterlaſſen. — In Unſern darauf gerichteten Beſtrebungen 
find? Wir der Zuſtimmung aller verbündeten Regierungen 
gewiß und vertrauen anf die Unterſtützung des Reichstags, 
ohne Unterſchied der Parteiſtellungen. In dieſem Sinue wird 
zunächſt der Entwurf über die Verſicherung der Arbeiter gegen 
Betriebsunfälle vorbereitet. Ergänzend wird ihm die Vorlage 
zur Seite treten, welche ſich eine gleichmäßige Organiſation 
des gewerblichen Kraukenkaſſempeſens zur Aufgabe ſtellt. 
Aber auch diejenigen, welche durch Alter oder Invalidität er⸗ 
werbsunfähig geworden find, haben der Gefanstheit gegenüber 
einen begründeten Anſpruch anf ein höheres Maß ſtaatlicher 
Fürſorge, als ihnen bisher hat zuteil werden können. Für dieſe 
Fürſorge die rechten Mittel und Wege zu finden, iſt eine 
ſchwierige, aber auch eine der höchſten Aufgaben jedes Gemein⸗ 
weſens, welches auf den ſittlichen Fundamenten des chriſtlichen 
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Volkslebens ſteht. Der engere Auſchluß an die realen Kräfte 


dieſes Volkslebens und das Zuſammenfaſſen der letzteren in 
der Form korporatider Genoſſenſchaften unter ſtaatlichem 
Schutze und ſtaatlicher Förderung werden, wie Wir hoffen, 
die Löſung auch von Aufgaben möglich machen, denen die 
Staatsgewalt allein in gleichem Umfange nicht gewachſen 


fein würde. 


In einer weiteren kaiſerlichen Botſchaft an den deutſchen Reichs⸗ 
tag vom 14. April 1883 wird in bezug auf die Botſchaft von 1881 
beſonders betont: 


„Wir haben Uns dieſe Pflicht beſonders gegemvärtig ge 
halten. Seit dem Erlaſſe des Sozialiſtengeſetzes iſt ſchon da⸗ 
mals Unſerer Überzeugung kundgegeben, daß die Geſetzgebung 
ſich nicht auf polizeiliche und ſtrafrechtliche Maßregeln zur 
Unterdrückung und Abwehr ſtaatsgefährlicher Umtriebe be⸗ 
ſchränken darf, fonderu ſuchen muß, zur Heilung oder doch zur 
Minderung des durch Strafgeſetz bekämpften Übels Reformen 
einzuführen, die dem Wohl der Arbeiter förderlich und deren 
Lage zu beſſern und zu ſichern geeignet find.“ 


Jetzt erſchienen in ſchneller Folge eine Reihe von Geſetzen: 
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15. 6. 1883: Krankenderſicherungsgeſetz; 
6. 7. 1884: Uufallgeſetz für Induſtrie; 
28. 5. 1885: Ausdehnung der Unfall» und Krankenverſiche⸗ 
rung; 
15. 3. 1886: Geſetz über die Unfallfürforge für die Ber 
amten und Perſonen des Soldatenſtandes; 
5. 5. 1886: Geſetz über Unfall⸗ und Krankenverſicherung 
in der Land⸗ und Forſtwirtſchaft; 


11. 7. 1887: Geſetz über Unfallverfiherung im 
gewerbe; 

13. 7. 1887: Geſetz über Unfallverſicherung der Seeleute; 

22. 6. 1889: Geſetz über Invaliditäts ⸗ und Altersverſiche⸗ 
rung. 

Damit war die erſte Periode der Gozialverficherung abgeſchloſſen. 

Nachdem nun zur Errichtung der einzelnen ſozialen Verſiche⸗ 
rungen geſchritten werden ſollte, zeigte ſich der wahre Charakter der 
Arbeiterführer. Sie verſprachen wohl dauernd den don ihnen Ge⸗ 
führten eine Beſſerung ihrer ſozialen Lage, ihr Handeln aber zeigte 
das Gegenteil, denn nur eine verelendete Proletariermaſſe konnte 
ihnen ihre Führerſtelle in der Proletarierbewegung erhalten. In dem 
Augenblick aber, in dem das Elend gemindert oder gar eine Ent⸗ 
proletariſierung der Maſſen erreicht wurde, wäre es keinem Arbeiter 
mehr eingefallen, der Lockpfeife der Hetzer nachzulaufen. 

So arbeitete die geſamte Führerſchaft der S. P. D. ſowohl ver: 
ſteckt mit den dümmſten Ausreden und Einwänden, als ganz offen, 
indem ſie ihr wahres Geſicht zeigte, gegen die Einrichtung der 
Sozialberſicherungen. 

Bebel erklärte zum Beiſpiel ganz offen auf dem internationalen 
Kongreß 1891: 

„Die Wunden am ſozialen Körper des Volkes müſſen 
offengehalten werden. 


Die Arbeiterführer wollten eben nicht, daß der Herd der Unzu⸗ 
friedenheit beſeitigt wurde, weil ſich die mit Erbitterung und Haß 
erfüllten Volkskreiſe ſehr leicht gegen das beſtehende Regiment 
führen ließen, andernfalls aber hätten ſie, wie ſchon geſagt, ihre 
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Machtpoſitionen eingebüßt. Dieſe Auſicht, die ſchon damals die 
linken Parteiführer beherrſchte, kommt auch in einem Artikel der 
Bremer Bürgerzeitung zum Ausdruck, der allerdings erſt viele 
Jahre ſpäter erſchienen iſt. Wörtlich heißt es hier: 
„Der Beſitz eines eigenen Hänschens iſt in der Kampfes⸗ 
luſt und Kampfesfähigkeit der Arbeiter ein außerordentlich 
hemmender Faktor. 


Die Arbeiterorganiſationen — Gewerkſchaften — hatten aber 
auch ſelbſt eine große Anzahl Hilfskaſſen gegründet. Durch die 
ſtaatlichen Einrichtungen, in denen unn ihre Anhänger zwangs⸗ 
weiſe verſichert werden ſollten, fürchteten ſie, einen Machtfaktor und 
ein Einflußgebiet zu verlieren. 

Erſt als ihnen klar wurde, daß es ihnen möglich ſein würde, ihre 
Führer auch in die Leitungen der vom Staate gegründeten Gogial: 
derſicherungen zu ſchieben, hörte ihr Kampf gegen die Sozial berſiche⸗ 
rung nicht nur auf, ſondern ſie agitierten von da ab mit aller Kraft 
f ür dieſelben. 

Hier, in der Leitung der Sozialverſicherungen konnten ihre 
Agitatoren — von einem anderen bezahlt — ihre Arbeitskraft erſt 
in der richtigen Weiſe für die Partei verwerten. Bekanntlich find 
die Hilfeſuchenden am meiſten für Verſprechungen empfänglich. 

So dauerte es denn nicht lange und die Sozialdemokraten waren 
die Herrſcher in den Verwaltungen der Gozialverficherungen, ins⸗ 
beſondere aber in der Krankenverficherung. 

Sehr ſchnell ging die Entwicklung nach dieſer Seite vor ſich. 
Schon im Jahre 1905 erkannte Bülow diefe Tatſache und gab 
ihr im preußiſchen Herrenhauſe Ausdruck mit den Worten: „Ich 
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erkenne, daß es der Sozialdemokratie gelungen iſt, ſich der Kranken⸗ 
kaſſen zu bemächtigen.“ 

Der Arzt Dr. Wilhelm Möller nannte vor zwanzig Jahren 
die Verwaltungen der Krankenkaſſen die Unteroffiziersſchulen der 
Sozialdemokratie. 

Nachdem nun die letztere den einſt verachteten Stuhl der Sczial⸗ 
derſicherung eingenommen hatte, dachte fie gar nicht mehr daran, 
denfelben wieder freizugeben, ſondern bante ihn zum Thron ihrer 
Parteiherrſchaft ans. 

Die Beamtenſtellen dienten der Verſorgung geſinnungstüchtiger 
Parteigenoſſen. Hier war die Führerſchule, aus der die Partei⸗ 
häuptlinge hervorgingen. Wer nicht in dasſelbe Horn blies, wurde 
hier und von hier aus bekämpft. Hier war die Zentrale, von der aus 
die Wühlarbeit gegen den Staat betrieben wurde, die Kaſſentätig⸗ 
keit, die eigentliche Hauptarbeit, für die ſie bezahlt wurden, war für 
die Beamten Nebenſache, der Hauptberuf war, für ihre Partei zu 
arbeiten. 

Wurde dieſe Geſellſchaft und ihre Wirtſchaft aber einmal 
kritiſch beleuchtet, fo konnte man ſich im Blätterwald der S. P. D. 
nicht genug tun, dieſelbe zu verteidigen und den Gegnern reaktionäre 
Geſinnung vorzuwerfen, und ihnen zu unterſtellen, daß ſie dem armen 
Proleten ſeine ſozialen Einrichtungen wieder nehmen wollten. 

So verdrehten die roten Volksbeglücker die Tatſache, denn für 
die Schaffung der Sozialberſicherung find einſtmals gerade die 
Konſervativen gegen alle anderen Parteien eingetreten, da ſie darin 
von ihrem ethiſch⸗religiöſen Standpunkte eine Beſſerung des Loſes 
der Arbeiterklaſſe ſahen. Schließlich wagte kaum noch jemand, 
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etwas gegen dieſe marxiſtiſchen Hochburgen zu unternehmen oder 
dieſelben anzugreifen. 

So hatte der alte Staat und ſein größter Staatsmann durch 
die Schaffung der Sozialverſicherung den Grundſtein für ſeinen 
ſpäteren Zuſammenbruch gelegt, indem ſie den Sozialdemokraten 
eine Organiſation geſchaffen haben, von der dieſe ihre Ideen in die 
Maſſen hineintragen und den Staat bekämpfen konnten, bis 1918 
das unterwühlte Gebäude zuſammenſtürzte. 

Die Segnungen aber, die dieſe Einrichtungen bringen ſollten, 
haben ſich durch das Aufkommen der roten Mißwirtſchaft in das 
Gegenteil verkehrt. | 

Erſt dem Nationalſozialismus war es vorbehalten, das Vertrauen 
der Verſicherten zu ihren ſozialen Einrichtungen wiederherzuſtellen. 

In den folgenden Abſchnitten dieſes Kapitels will ich über die 
Mißſtände berichten, die ſich unter dem roten Syſtem in die Sozial⸗ 
verſicherung, insbeſondere in das Krankenkaſſenweſen, eingeſchlichen 
hatten, ſo daß dieſe Einrichtungen bei der Machtergreifung durch 
unſeren Führer einem vollſtändigen Chaos glichen. 


Die Crwerbslofenverficherung. 

Beleuchten wir nun zuerſt einmal die Mißſtände bei dem jüngſten 
Kinde der Gozialverficherung, bei der Erwerbsloſenverſicherung. 

Über vierzig Jahre hat es gedauert, bis der Schlußſtein in dem 
Gebäude der Öozialverficherung mit der Schaffung dieſer Einrich—⸗ 
tung geſetzt worden iſt. Erſt im Jahre 1927 wurde ſie ins Leben 
gerufen. Träger der Erwerbsloſenverſicherung iſt die Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 
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Bei eintretender Erwerbsloſigkeit wird eine Unterſtützung gezahlt, 
die ſich nach dem letzten Verdienſt, den der Erwerbslosgewordene 
hatte, richtet. Die Zeitdauer wurde auf ſechsundzwanzig Wochen 
beſchränkt. Bei längerer Arbeitsloſigkeit tritt die Kriſenfürſorge 
ein und nach deren Ablauf die Wohlfahrtsfürſorge durch die Ge⸗ 
meinde. 

Regierungsrat Dr. Böhm konnte ſich im Jahre 1927 nicht genug 
tun, die Sozialverſicherung als die größte Errungenſchaft Deutſch⸗ 
lands zu preiſen. 

Er ſchrieb in einem Aufſatz, der in den „Blättern für öffentliche 
Fürſorge und ſoziale Verſicherungen“ erſchien, folgendes: 

„Das Krankenverſicherungsgeſetz vom 18. Juni 1883 war der 
erſte Bauſtein des ſtolzen Gebäudes, um das uns vor dem Kriege 
das Ausland vielfach beneidete. Die Arbeitsloſenverſicherung wird 
hoffentlich in naher Zukunft den Schlußſtein ſetzen.“ 

Bald danach iſt ſeine Hoffnung in Erfüllung gegangen, um 
ebenſo ſchnell in weiten Kreiſen die Überzeugung reifen zu laſſen, 
daß unſerem Vaterlande und unſerem Volke durch dieſe Einrichtung 
großer Schaden zugefügt werden muß, wenn die Handhabung der⸗ 
ſelben nicht ſinngemäß erfolgt. 

Die ſozialen Laſten ſind durch die Einrichtung der Erwerbsloſen⸗ 
derſicherung ungeheuer geſtiegen, und zwar ſowohl für den Arbeit⸗ 
geber als auch für den Arbeitnehmer. 

Trotzdem reichen dieſe Beträge bei weitem nicht aus, um die Ver⸗ 
pflichtungen der Arbeitsloſenverſicherung zu decken. Einen großen 
Teil der Steuergelder, die der Staat aus der ſchon an und für ſich 
darniederliegenden Wirtſchaft herauspreßt, verſchlingt dieſe Ein⸗ 
richtung noch dazu. Zum Schluß aber muß der Erwerbsloſe doch 
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die Wohlfahrt in Anſpruch nehmen. Von den Beträgen aber, die 
er hier bekommt, kann er nicht leben und nicht ſterben. Entweder hat 
er noch erſparte Mittel und benutzt dieſelben als Zuſchuß, ſolange 
aber noch eigene Mittel vorhanden ſind, ſollte keine Wohlfahrt in 
Anſpruch genommen werden, denn die Wohlfahrt iſt nur dazu da, 
die wirklich äußerfte Not abzuwenden, oder er arbeitet heimlich, dann 
ſind die Wohlfahrtsbeiträge erſt recht nicht angebracht. 

Derjenige aber, der auf keine weiteren Beträge zurückgreifen 
kann, verhungert bei der Wohlfahrtsunterſtützung, für ihn müßte 
weit beſſer geſorgt werden. Beſonders meine ich hier die alten 
mittelloſen Leute, die buchſtäblich zum Verhungern verurteilt ſind. 

Verfolgen wir nun die Gedankengänge eines gegen Erwerbsloſig⸗ 
keit Verſicherten. Er ſteht in einem guten dauernden Arbeitsder⸗ 
hältnis. Jede Woche wird ihm ein großer Teil ſeines Einkommens 
für ſoziale Laſten abgezogen, darunter ein nicht unbeträchtlicher Teil 
für die Arbeitsloſenverſicherung. Er ſchimpft zunächſt über dieſen 
Abzug, von dem er nichts hat. Schließlich kommt ihm der Gedanke, 
die eingezahlten Gelder ſpäter wieder aus der Verſicherung heraus⸗ 
zubekommen, eveutuell noch mehr, als er eingezahlt hat. 

Damit beginnt die moraliſche Schädigung. Lohn ohne Arbeits⸗ 
leiſtung bedeutet auf die Dauer Arbeitsſchen, Unzufriedenheit, Ver⸗ 
nichtung des Sparſinns, Vernichtung nationaler Werte, Nivellie⸗ 
rung des ganzen Volkes. 

Es freut ſich der Menſch nur über das, was er mit Mühe und 
Arbeit erworben hat, nicht aber über Almoſen. Mau gebe einem 
Menſchen Gelegenheit, ſich zehn Mark zu verdienen, ſo wird er ſich 
mehr darüber freuen, als müßte er ſich den gleichen Betrag erbetteln. 

Welche Anſtrengungen nimmt der Menſch in irgendeinem Sport 
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auf ſich, nur um irgendeinen belangloſen Preis zu erhalten, und mit 
welcher Freude zeigt er denſelben in ſeinem Bekanntenkreiſe. Die 
geleiſtete Arbeit, die Anſtrengung macht ihm das Erworbene wert⸗ 
doll und befriedigt ihn. 


Genau ſo geht es ihm mit dem durch Arbeit Erworbenen. Des⸗ 
halb kann der Marxismus mit feiner Idee, das Privateigentum zu 
dernichten und abzuſchaffen, um die Menſchen zu einem Haufen be⸗ 
ſitzloſer Lohnſkladen zu machen, nie und nimmer feine Herrſchaft in 
der Welt aufrichten. Jeder will und muß zum Heile des Ganzen 
über den Ertrag ſeiner Arbeit verfügen und ſich Privateigentum 
ſchaffen können, denn nur der Beſitzende, und mag ſein Eigentum 
noch ſo klein ſein, wird durch Spannkraft und einen geſunden 
Lebensmut fi) und der Allgemeinheit von Nutzen fein. 

Das Leben iſt bei allen Individuen ein Kampf um eigene Be⸗ 
lange. Wird irgendeinem Individuum aber dieſer Kampf erſpart, 
degeneriert es, wird überhaupt unfähig ſich zu behaupten und geht 
ſofort nnter, ſobald ſich die Verhältniſſe ändern und dasſelbe wieder 
dem Leben gegenüber auf ſich ſelbſt geſtellt iſt. 


Ein Beiſpiel ſind unſere Haustiere, die in der freien Wildnis 
ohne unſere Fürſorge kaum noch exiſtenzfähig ſind. 

Durch eine übertriebene Fürſorge aber degeneriert auch der 
Menſch. Wenn geraume Zeit verfloſſen iſt, in der ſeine „Arbeit“ 
nur darin beſtand, ſeine Arbeitsloſenunterſtützung abzuholen, er ſonſt 
aber völlig intereſſelos dahingelebt hat, erſchlafft Seele und Körper. 


Findet ein ſolcher Menſch dann wirklich Gelegenheit zur Arbeit, 
iſt er arbeitsunluſtig und arbeitsunfähig. 


Aber nicht nur arbeitsſchen wird der Erwerbsloſe mit der Zeit, 
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Unzufriedenheit und Lebensüberdruß ftellen ſich ein, denn ein Leben 
ohne Pflichten hat keinen Wert mehr für ihn. 


Ebenſo erlebt man auch, daß Menſchen, die reich ſind und ohne 
Arbeit ihr Leben verbringen, vollftändig mit dem Leben zerfallen und 
unglücklicher ſind, als der ſchwer ſchuftende Arbeiter, und zum 
Schluß, was keine Seltenheit iſt, Selbſtmord aus Lebensüberdruß 
begehen. Die Umwelt verſteht dann abſolut nicht, wie ein Menſch, 
dem die Welt offen ſtand, zu dieſer Verzweiflungstat ſchreiten 
konnte. Auch er iſt ein Opfer allzu großer Fürſorge, deren Träger 
ſein Reichtum war, geworden. 


Wie ſchlimm aber muß es in der Seele eines Menſchen aus⸗ 
ſehen, der das Leben freiwillig von ſich wirft. 

Um es noch einmal zu wiederholen, es iſt die ſchlimmſte Aus⸗ 
wirkung einer übertriebenen Fürſorge, die dem Menſchen ſchließlich 
ſogar die Energie zum Leben nimmt, das Volk kraft⸗ und ſaftlos 
macht. Das iſt aber ſchließlich auch das gewollte Endziel des 
Marxismus, denn ein kraft⸗ und ſaftloſes Volk wird ſich gegen die 
zum Schluß proklamierte jüdiſche Herrſchaft nicht mehr zur Wehr 
ſetzen. 

Sollte es nicht naturgewollter ſein, daß der Menſch auf ſich ſelbſt 
geſtellt bleibt und den Lebenskampf auf ſich nimmt, und die all⸗ 
gemeine Hilfe nur für allerhöchſte Not aufgeſpart bleibt. Tritt 
aber dieſer Fall ein, ſo ſoll der Volksgenoſſe eine wirkliche Hilfe 
finden und nicht Hungerpfennige, die ihn zum Selbſtmord treiben, 
oder ihn langſam verhungern laſſen. 

Aber auch noch andere Mißſtände bringt die Erwerbsloſender⸗ 


ſicherung mit ſich. 
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Ein Bauhandwerker hat früher nur in den Sommermonaten ges 
arbeitet. Er wurde in dieſer Zeit zum Ausgleich für die arbeitsloſe 
Winterzeit beſſer bezahlt als die anderen Arbeiter. Er mußte natür⸗ 
lich während dieſer fetten Monate für die folgenden mageren Winter⸗ 
monate ſparen und Rücklagen ſchaffen. Der Spartrieb hatte ſich 
deshalb gerade bei den Bauhaudwerkern verhältnismäßig ſtark ent⸗ 
wickelt, und vielen gelang es, ſich im Lanfe ihres Lebens ein eigenes 
Häuschen und Garten zu erwerben. Sie waren dadurch vor den 
ſchlimmſten Sorgen ein für allemal geſchützt. Dies konnte ihnen 
natürlich nur durch eine auskömmliche Bezahlung gelingen, von der 
nicht die Sozialverſicherungen einen erheblichen Teil verſchluckten, 
waren doch damals die Laſten nicht ſo erheblich, wie ſie es heute ſind. 


Heute nun iſt dieſer Spartrieb auch bei den Bauhandwerkern 
durch die Arbeitsloſenderſicherung vernichtet. Ja, man wartet in 
dieſen Kreiſen nur zu oft ſogar auf das Ende der Arbeit, um wieder 
in den Beſitz der Stempelkarte zu kommen. 


Die Arbeitsloſenderſicherung wird von vielen als eine Staats⸗ 
penſion betrachtet, die ſie ſich auf keinen Fall durch irgendeine Arbeit 
derſcherzen dürfen. 

Die Unterhaltungsbeilage des „Berliner Lokalanzeigers“ bringt 
folgende kleine Epiſode: 

Neulich hatte ich folgendes Erlebnis: In meinem Geſchäftsladen 
kommt ein junger Mann, kanft Zigarren und geht an den Fern⸗ 
ſprecher. Da höre ich nun, daß er ſich um eine Stellung beworben 
hat und mit dem Arbeitgeber verhandelt. „Aber ich ſage Ihnen 
ausdrücklich, daß ich die Stellung nur unter der Bedingung an⸗ 
nehme, daß ich Ihnen meine Papiere nicht ausliefere. Sonſt verliere 
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ich die Unterſtützung!“ Aus der befriedigten Miene des jungen 
Mannes ſchloß ich, daß der Arbeitgeber mit feinem Vorſchlag ein- 
derſtanden war ... Die Arbeitsämter übergeben ſolche Fälle der 
Staatsanwaltſchaft. 

Dr. Erwin Liek⸗Danzig ſchreibt zum Beiſpiel zu dieſem Thema: 

„Viele Arbeitſuchende berechnen heute ſcharf den Unterſchied 
zwiſchen dem durch die angebotene Arbeit zu erreichenden Einkommen 
und den laufenden Stempeleinkünften. Iſt der Unterſchied nicht 
ganz gewaltig — was bei der heutigen wirtſchaftlichen Lage ſelten der 
Fall ſein dürfte —, ſo wird die Stelle nicht angenommen. Für ein 
paar Mark mehr gibt man das Stempeln nicht auf. Der ſittliche 
Wert der Arbeit, die Verlumpung nnferes werktätigen Volkes und 
namentlich der Jugend, das ſind olle Kamellen, um die ſich die neue 
Zeit anſcheinend wenig Sorgen macht. 

Dafür ein ſelbſt beobachtetes Beiſpiel: Vor einiger Zeit arbeitete 
in meiner Klinik zu allgemeiner Zufriedenheit eine Waſchfrau. Sie 
hatte drei bis vier Tage in der Woche zu tun und verdiente durch⸗ 
ſchuittlich 29 Gulden. Nach ihrer eigenen Angabe muß ſie damit 
ſich ſelbſt und zwei Kinder ernähren. Der Mann kümmerte ſich 
wenig um die Familie und verbrauche alles Geld für ſich. Sechs 
Wochen geht alles gut. Dann, an einem Samstag, erſcheint plötz⸗ 
lich der Mann, ſchwer betrunken, und erklärt, er nehme ſeine Frau 
mit, ſie dürfe nicht weiter arbeiten. Auf unſere Frage: „Aber wes⸗ 
halb denn nicht?“ kommt die überraſchende Antwort: Er ſelbſt ſei 
arbeitslos und erhalte wöchentlich 24 Gulden Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung. Jetzt habe das Arbeitsamt erfahren, daß ſeine Frau arbeite, 
und ihm ſei daraufhin das Erwerbsloſengeld entzogen worden. Wenn 
ſeine Frau nicht arbeite, würde er wieder das Geld beziehen. Ob das 
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dem Mann wirklich gelungen ift, weiß ich nicht. Jedenfalls erſchien 
er einige Tage ſpäter und verlangte eine Beſcheiuigung, daß wir die 
Frau entlaſſen hätten. Ich lehnte wahrheitsgemäß ab. Der Mann 
ließ aber nicht locker. Einige Tage ſpäter kam er nach einem Aus⸗ 
weis, daß wir die Frau in der Ortskrankenkaſſe verſichert hätten. 
Wie die Sache weiter gegangen iſt, habe ich nicht erfahren. Jeden⸗ 
falls hat ſich der Mann bemüht, einen Arzt zu finden, der ſeiner ge⸗ 
ſunden Frau Krankheit und Arbeitsunfähigkeit beſcheinigt. 

Die überaus bedrohliche Arbeitsloſigkeit hat, wie auch in Deutſch⸗ 
land, den Gedanken einer Auswanderung nahegelegt. Unſer Senat 
hat vor kurzem die Sache in die Hand genommen und Arbeitsloſe 
nach Argentinien geſchickt. Der Verſuch iſt mißglückt. Und der 
Grund des Mißlingens? Drüben, wenigſtens für den Aufang, Ent⸗ 
behrungen aller Art und härteſte Arbeit, hier das zwar dürftige, aber 
doch zum nackten Leben gerade ausreichende Stempeleinkommen ohne 
Arbeit! Die Auswanderung wird alſo auch im Sinn einer negativen 
Ausleſe wirken, d. h. die fleißigen, zähen Leute, die Kampf und 
Arbeit nicht ſchenen, bleiben drüben und ſetzen ſich durch. Die Leute 
aber, denen nichts an der Arbeit gelegen iſt, kommen wieder zurück 
und gehen ſtempeln.“ 


Die Unfähigkeit des roten Syſtems hat ſich hier ganz beſonders 
kraß gezeigt. Wo iſt das verheißene Leben in Schönheit und Würde 
geblieben? Die Arbeiter werden einſt in eigenen Wagen fahren, 
ſchrieb der Marxiſt Kautsky 1904! Und nach vierzehnjähriger 
Marxiſtenherrſchaft reicht es nicht einmal für die Straßenbahn, ja 
nicht einmal zum Spaziergang auf Schuſters Rappen, denn auch die 
Stiefelſohlen kann der Arbeitsloſe nicht erſchwingen. 
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„Wonnetrunken wird er die Schönheiten des Südens und der 
Tropen ſchauen!“ 

Durch die rote Regierungskunſt, die die Eiſenbahnen verteuerte, 
kann der Arbeitsloſe nicht einmal den kleinſten Ausflug unter⸗ 
nehmen. 


Arbeit konnten die roten Volksbeglücker nicht ſchaffen, nur eine 
Arbeitsloſenverſicherung, die bald bankrott war. Noch ein paar 
Jahre und ſie hätten das ganze Volk in dieſe Verſicherung ein⸗ 
beziehen können. 

Nach allem mußte man den Kreiſen recht geben, die eine Auf⸗ 
hebung der Arbeitsvermittlung und der Arbeitsloſenverſicherung ver⸗ 
langen. 


Schön geſagt! Kann aber der Arbeiter heute überhaupt leben, 
ohne dauernd den ſtaatlichen Schutz in Anſpruch zu nehmen? Elend 
und Beſitzloſigkeit haben ihn dahin gebracht, daß er ohne dieſe Ein⸗ 
richtung nicht mehr auskommen kann. Deshalb ſind die National⸗ 
ſozialiſten immer gegen die Abſchaffung dieſer Einrichtung geweſen. 
Das ſoll aber nicht heißen, daß das Ziel des Nationalſozialismus ein 
wirtſchaftlich unterdrückter, hilfloſer Arbeiter iſt, der von der Wiege 
bis zum Grabe auf ſtaatliche Unterſtützung angewieſen iſt. Der 
Nationalſozialismus will keinen beſitzloſen Proletarier, ſondern 
einen ſelbſtändigen, freien, entproletariſierten Arbeiter. Er will 
durch das Recht auf Arbeit, das im kapitaliſtiſchen Staat ver⸗ 
lorenging, den Arbeiter von der Arbeitsloſenderſicherung unab⸗ 
hängig machen. 

Zum Leben gehört Arbeit, ohne Arbeit iſt das Leben Knechtſchaft, 
entweder des Geldes oder der Umwelt und iſt dann nicht wert, gelebt 
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zu werden. Erſt durch Arbeit wird das Leben lebenswert. Das 
Recht auf Arbeit aber kannte das ſchwarz⸗rote Syſtem nur dem 
Namen nach. 


Die Arbeitslofenverficherung iſt kein Mittel zur Beſſerung der 
ſozialen Verhältniſſe, trotzdem muß ſie ſolange beſtehen, als man 
dem Arbeitsloſen keine Arbeit geben kann. Aber beſſer als Unter⸗ 
ſtützung iſt Arbeit. 

Das Recht auf Arbeit iſt die Hauptforderung des Sozialismus, 
und dieſes Recht wird die N. S. D. A. P. verwirklichen, und damit 
die Arbeitsloſenverſicherung reorganiſieren. 

Im Grunde genommen iſt der deutſche Arbeiter arbeitſam, 
fleißig und ſparſam. Er will nicht zerſtören, ſondern aufbauen. Die 
höchſte Pflicht des Staates aber iſt, dieſe Tugenden zu pflegen, an⸗ 
ſtatt dieſelben zu zerſtören, wie es die marxiſtiſchen Größen getan 
haben. 

Erſt wenige Monate iſt es her, daß unſer Führer Adolf Hitler 
die Macht ergriffen hat, und ſchon nimmt die Zahl der Arbeitsloſen 
rapide ab, der vollſtändige Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Staates 
wird auch das Ende der Arbeitsloſigkeit ſein! 


Die Invalidenverficherung. 


Der Sinn dieſer Verſicherung iſt, den altersſchwachen oder vor⸗ 
zeitig indalide gewordenen Arbeiter vor Sorgen zu ſchützen. — 

Die Invalidenverficherung nimmt ihren Anfang mit der be 
kannten Kaiſerlichen Botſchaft vom 17. November 1887. Der auf 
eine derartige Verſicherung hinweiſende Satz heißt: „Aber auch die⸗ 
jenigen, welche durch Alter und Invalidität erwerbsunfähig werden, 
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haben der Geſamtheit gegenüber einen begründeten Anſpruch auf 
ein höheres Maß ſtaatlicher Fürſorge, als ihnen bisher hat zuteil 
werden können. 

Die Vorarbeiten für das neue Geſetz fanden etwa ſechs Jahre 
ſpäter ihren erſten Abſchluß. Das Geſetz vom 22. Juni 1889 ſah 
eine Altersrente bei Erreichung des ſiebzigſten Lebensjahres vor, eine 
Invalidenrente bei Erwerbsunfähigkeit, unabhängig vom Alter. Für 
Bemeſſung don Beiträgen und Rente waren Lohnklaſſen vorgeſehen. 

Die Verſicherungspflicht erſtreckt ſich im weſentlichen auf die in 
wirtſchaftlich und perſönlicher Abhängigkeit gegen Entgelt beſchäf⸗ 
tigten Perſonenkreiſe. 

Es ſind dies: 

1. Arbeiter. Geſellen, Hausgehilfen; 

2. Hausgewerbetreibende; ö 

3. die Beſatzung von deutſchen Seefahrzeugen und von Fahr⸗ 
zeugen der Binnenſchiffahrt, mit Ausnahme der An⸗ 
geſtellten, die nach dem AVG. verficherungspflichtig oder 
derſicherungsfrei find; 

4. Gehilfen und Lehrlinge, ſoweit nicht AVG. für fie beſtimmt. 

Verſicherungsfrei iſt, wer nur vorübergehend, d. h. nur in ge⸗ 
ringem Umfang, insbeſondere gelegentlich oder nebenher beſchäftigt 
iſt, wer als Entgelt nur freien Unterhalt erhält oder wer invalide ift 
bzw. eine Invaliden⸗ oder Witwenrente aus der Indalidenverſiche⸗ 
rung oder Witwenrente aus der AV. erhält. Verſicherungsfrei find 
weiter Beamte und andere Perſonen, denen anderweitig eine gleich⸗ 
wertige Indaliden⸗ und Hinterbliebenenfürſorge gefichert iſt. In ge⸗ 
wiſſen Fällen, in denen vom Staate oder von anderen öffentlichen 
Verbänden eine der Indalidenverſicherung gleichwertige Verſorgung 
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bereits gezahlt wird und daneben Auwartſchaft auf Hinterbliebenen: 
fürſorge gewährleiſtet iſt, kann auf Antrag Befreiung von der Ver⸗ 
ſicherungspflicht ausgeſprochen werden. 

Sehr eng iſt in der Frage der Verſicherungspflicht der Zuſammen⸗ 
hang mit der Angeſtelltenderſicherung. Eine doppelte Pflichtderſiche⸗ 
rung für die gleiche Tätigkeit gibt es nicht, wohl aber eine Möglich⸗ 
keit, ſich in dem anderen Verſicherungszweig weiterzuderſichern. Man 
ſpricht hier von Wanderberſicherten, worunter ſolche Perſonen zu ver: 
ſtehen ſind, für die in beiden Verſicherungszweigen Beiträge geleiſtet 
ſind, einerlei, ob zu gleicher Zeit oder nacheinander, einerlei auch, ob 
als Pflicht⸗ oder freiwillige Beiträge. Für ſie iſt in gewiſſem Um⸗ 
fang eine gegenſeitige Anrechnung der Beitragszeiten anf die An⸗ 
wartſchaft und in der Invalidenderſicherung anch auf die Warte⸗ 
zeit ſowie eine Zuſammenziehung der beiderſeitigen Anſprüche zu 
einer einheitlichen Rente vorgeſehen. 

Freiwillige Verſicherung (Gelbftverficherung). 

Berechtigt bis zum vollendeten 40. Lebensjahre find: 

1. Gewerbetreibende (Betriebs unternehmer), die in ihren Be⸗ 
trieben regelmäßig keine oder höchſtens zwei Verſicherungs⸗ 
pflichtige beſchäftigen; 

2. Perſonen, die verficherungsfrei ſind, weil fie nur in geringem 
Umfang oder gegen freien Unterhalt beſchäftigt ſind. 

Sind die Vorausſetzungen für Verſicherungspflicht oder Selbſt⸗ 
derſicherung entfallen, kann der Verſicherte die Verſicherung frei⸗ 
willig fortſetzen oder, wenn die Anwartſchaft erloſchen iſt, erneuern. 

Die Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverficherung gewährt bei In⸗ 
dalidität und nach Vollendung des 65. Lebensjahres laufende Renten 
und ſorgt im Falle des Todes für die Hinterbliebenen. 
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Ein ganzes Leben lang die Plackereien und Unannehmlichkeiten 
mit der Invalidenkarte, ſowohl für den Arbeitgeber als auch für den 
Arbeitnehmer, und der Schlußeffekt, wenn wirklich der Fall der 
Invalidität eintritt oder die immerhin hohe Altersgrenze erreicht iſt, 
fünfunddreißig Mark Rente im ganzen Monat. 

Was ſoll der Invalide davon bezahlen? Miete, Licht und 
Heizung oder die notwendigſten Lebensmittel? 

Alſo wird der Zweck der Verſicherung, den Invaliden vor Not 
zu ſchützen, abſolut nicht erreicht. 

Ein rieſiger Verwaltungsapparat und prunkhafte Verwaltungs⸗ 
paläſte freſſen einen großen Teil der Beiträge, alſo des ſchwer ver⸗ 
dienten Geldes der ärmſten Klaſſe. 

Sollen wir nun dieſe Verſicherungsart ganz fallen laſſen, da die⸗ 
ſelbe ihren Zweck, ein ſorgenfreies Alter zu ſchaffen, doch nicht er⸗ 
füllt? Denn fünfunddreißig Mark Rente genügt ſchlimmſtenfalls 
gerade dazu, die Miete für eine Wohnung zu bezahlen, in welcher 
der Rentenempfänger ſich dann zum Sterben hinlegen kann. Hat 
man bei ſolchem Betrag vielleicht überhaupt die Abſicht, die Alten 
bald eingehen zu laſſen, um ſie los zu ſein? 

Und doch, welch ein beruhigendes Gefühl gibt es dem Menſchen, 
wenn er ſagen kann: im Alter oder bei frühzeitiger Invalidität bin 
ich verſorgt. 

Hier ſchon zeigt es ſich, daß die Schaffung dieſer Art Verſiche⸗ 
rung einem tiefen ſozialen Empfinden entſprungen iſt und Aus⸗ 
gezeichnetes leiſten könnte, wenn nicht die rote Mißwirtſchaft auch 
hier zum Ruin dieſer Verſicherungsart geführt haben würde, ſo daß 
ſie nicht mehr fähig iſt, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, ſondern 
dadurch mit zur Verelendung des Volkes beigetragen hat. Gerade 
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hier an den Groſchen der Allerärmſten hat das Inflatiousverbrechen 
das größte Unheil angerichtet, indem durch dieſelbe das Kapital der 


Invalidenverficherung vernichtet wurde. Nach der Machtergreifung 
iſt auch die Verwaltung der Invalidenverficherung gleichgeſchaltet 
und mit der Verſchwendung Schluß gemacht worden. War auch 
die Verwaltung dieſer Verſicherung noch vor kurzer Zeit ein Bonzen⸗ 
eldorado, ſo verrichtet ſie hente bei größter Sparſamkeit ihre Arbeit 
zum Wohl und Heile der Verſicherten. 

Grenzenlos iſt gerade in dieſem Verſicherungszweig die Schuld 
des Marxismus, denn er hat Millionen von Volksgenoſſen um 
einen ſorgenfreien Lebensabend betrogen. 

Punkt 13 des nationalſozialiſtiſchen Programms ſagt: „Wir 
fordern einen großzügigen Ausbau der 
Altersverſorgung. Alle arbeitenden Deut⸗ 
ſchen ſollen im Alter eine Verſorgung er⸗ 
halten, ähnlich wie fie heute dem Staats— 
beamten zuteil wird.“ 

Die Erfüllung dieſer Forderung wird der allmähliche Aufbau 
unſeres Staates unter unſerem Führer bringen! 


Die Augeſtelltenderſicherung. 


Schon um das Jahr 1900 herum verfuchten die Angeſtellten 
eine eigene Berufsverſicherung zu erreichen, da die Invalidenver- 
ſicherung ihren Verhältniſſen nicht entſprach. Aber erſt im Jahre 
1911 wurde die Gründung einer Sonderverſicherung für die An⸗ 
geſtellten beſchloſſen und am 1. Jannar 1913 trat das Geſetz in 
Kraft. 
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Verſicherungspflichtig in der Angeſtelltenverſicherung find die An⸗ 
geſtellten in leitender Stellung wie Betriebsbeamte, Werkmeiſter 
und die Angeſtellten in gehobener oder höherer Stellung. Außer⸗ 
dem die Büroangeſtellten und Handlungsgehilfen, Muſiker, Aſſi⸗ 
ſtenten, Schiffsführer, Deckoffiziere, Verwalter und Verwaltungs⸗ 
beamte nſw. Vorausſetzung für die Verſicherungspflicht iſt ein 
Dienſtverhältnis gegen Entgelt, außerdem darf der Verſicherungs⸗ 
pflichtige das 60. Lebensjahr noch nicht überſchritten haben und anch 
nicht mehr als 8400 RM. jährlich verdienen; verſicherungsfrei find 
ſolche Perſonen, die ſchon irgendeine Rente oder Penſion beziehen nnd 
Perſonen in geſicherter Lebensſtellung, z. B. Beamte. Es können ſich 
aber auch Perſonen freiwillig weiterderſichern, wenn fie aus einem ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Angeſtelltenverhältnis ausſcheiden. An Leiſtun⸗ 
gen gewährt die Angeſtelltenderſicherung Ruhegeld, Hinterbliebenen⸗ 
rente, Heilverfahren und Beitragsrückzahlung. Ruhegeld erhält 
der Verſicherte, der berufsnnfähig iſt oder das 65. Lebensjahr voll⸗ 
endet hat und die Vorausſetzungen des Geſetzes erfüllt hat. Vorans⸗ 
ſetzung für die Gewährung von Ruhegeld iſt erſtens: die Erfüllung 
der Wartezeit. Sie beträgt 60 Beitragsmonate. Sind weniger 
als 60 Beitragsmonate auf Grund der Verſicherungspflicht nach⸗ 
gewieſen, ſo dauert die Wartezeit 120 Beitragsmonate. Beim 
Altersruhegeld dauert die Wartezeit 180 Beitragsmonate. Die 
zweite Vorausſetzung für die Gewährung don Ruhegeld iſt die Auf⸗ 
rechterhaltung der Anwartſchaft. Dazu gehört die Entrichtung 
don mindeſtens je acht Beiträgen im erſten bis elften Verſicherungs⸗ 
jahr, und vom zwölften Verſicherungsjahr ab die Zahlung von 
mindeſtens vier Beiträgen pro Jahr. Beitragsleiſtungen zur In⸗ 
validenderſicherung werden angerechnet. Die Witwenrente erhält 
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die Witwe nach dem Tode ihres verficherten Ehemannes, und zwar 
im Gegenſatz zur Invalidenverficherung, auch, wenn fie das Alter 
von 65 Jahren noch nicht vollendet hat oder noch nicht invalide iſt. 
Bei Wiederderheiratung fällt die Rente weg, doch wird auf Antrag 
eine Abfindung in dreifacher Höhe der Jahresrente gewährt. 
Witwenrente erhält für die Dauer ſeiner Bedürftigkeit der erwerbs⸗ 
unfähige Witwer einer Verſicherten, die den Lebensunterhalt der 
Familie bisher beſtritten hat, Waiſenrente die Kinder eines Ver: 
ſicherten bis zum vollendeten fünfzehnten Lebensjahr. Heiratet eine 
weibliche Verſicherte und iſt ſie ſpäteſteus drei Jahre nach der 
Heirat aus der Verſicherung ausgeſchieden, ſo ſteht ihr bei Erfüllung 
der Wartezeit bis zur Heirat ein Auſpruch auf Erſtattung der 
Hälfte der bis zum Ansſcheiden geleiſteten Beiträge zu. Der An⸗ 
ſpruch verfällt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren geltend 
gemacht iſt. Stirbt eine weibliche Verſicherte, ſo haben die Erben, 
die in häuslicher Gemeinſchaft mit der Verſicherten wohnten und 
don ihr weſentlich unterhalten worden ſind, Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der Hälfte der geleiſteten Beiträge. Doch muß dieſer An⸗ 
ſpruch innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden. | 

Die Beiträge werden von Arbeitgeber und Arbeitnehmer je zur 
Hälfte entrichtet. 

Träger der Angeſtelltenverſicherung iſt die für das ganze Reich 
zuſtändige Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte in Berlin. 

Alle Leiſtungen werden nur auf Antrag gewährt. 

Alle geſetzlichen Ausführungen über die Verſichernngen ſollen 
nur einen ungefähren Überblick geben, um zum Verſtändnis dieſes 
Kapitels beizutragen. 

Die Angeſtelltenverſicherung befindet ſich heute nicht in fo tran⸗ 
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riger Verfaſſung wie die anderen Verſicherungen, da dieſe Ver⸗ 
ſicherung nicht zur Domäne des Marxismus geworden war. 

Auch die Verwaltung dieſer Verſicherung iſt heute bereits gleich⸗ 
geſchaltet und arbeitet ſparſam, um die Schäden, die durch das 
ſchwarzrote Syſtem hervorgerufen waren, wieder gut zu machen zum 


Wohle der Verſicherten. 


Die Krankenverſicherung. 


Die Krankenverſicherung iſt die älteſte der ſozialen Verſiche⸗ 
rungen, alſo die erſte Verſicherung, die auf Grund der kaiſerlichen 
Botſchaft Wilhelms I. dom 17. Nodember 1881 und vom 
14. April 1883 gegründet worden iſt. 

Am 15. Juni 1883 wurde durch das Krankenverficherungsgefeg 
der Grundſtein für die Krankenderſicherung gelegt. Sie iſt die wich⸗ 
tigſte und umfangreichſte Verſicherung, da ſie inkluſive der Familien⸗ 
verficherten faſt zwei Drittel der deutſchen Bevölkerung verſorgt. 
Der Verband der Arzte, der ſogenannte Hartmannbund, ſchätzt die 
Zahl der Verſicherten inkluſide der Familienverſicherten auf etwa 
40 Millionen. Dazu kommen noch etwa zehn Millionen, die bei 
den freien Mittelſtandskaſſen verſichert ſind. So daß von etwa 
64 Millionen Einwohnern, die das Deutſche Reich hat, etwa 
50 Millionen gegen Krankheit berſichert find. 

Die Krankenverſicherung iſt eine durch die Reichsberſicherungs⸗ 
ordnung geregelte geſetzliche Einrichtung, die den Arbeitern und An⸗ 
geftellten bis zur Höchſteinkommensgrenze don 3600 RM. jährlich, 
mittels der Krankenkaſſen im Krankheitsfalle freie ärztliche Behand⸗ 
lung, Verſorgung mit Heilmitteln und Krankengeld gewährt. Bei 
einem höheren Einkommen iſt freiwillige Mitgliedſchaft möglich. 
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Im Notfalle wird von der Krankenkaſſe auch Krankenhausaufent⸗ 
halt gewährt. 

Die Mitgliedsbeiträge hat zu zwei Drittel der Arbeitnehmer und 
zu einem Drittel der Arbeitgeber zu tragen, dieſelben belaufen ſich 
bei der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe Berlin zur Zeit auf 6 v. H. 
des geſamten Einkommens. 

Das Unterhaltungsblatt des „Berliner Lokalanzeigers“ bringt 
zu der Frage „Sozialbeiträge“ folgende Notiz: 


Nochmals die Krankenkaſſe. 


Die Haushaltungen können ſich über die hohen Gebühren für das 
Hausperſonal noch immer nicht beruhigen. Die Klagen ſind allzu 
berechtigt. Meine Hausangeftellte trat, nachdem fie gerade ihr 
15. Lebensjahr vollendet hatte, ihre erſte Stelle bei mir an. Für 
dieſes junge, unerfahrene Mädchen, die eine Hausarbeit noch gar 
nicht kennt, zahle ich folgende Sozialbeiträge für den Monat mit 
31 Tagen: An Krankenkaſſe 6,05; 6,05 Arbeitsloſenderſicherung; 
1,40 Arbeitsloſenhilfe und 3,60 für Invalidenmarken; zuſammen 
monatlich 17,10 RM. Au Lohn zahle ich, da ich alle Beiträge 
ſelbſt bezahle, 20 RM. 45 RM. rechnet man Koſt und Wohnung. 
Das Mädchen hat alſo ein Einkommen von 65 RM. monatlich, 
und die Beiträge uſw. betragen über 25 b. H. 

Hier hat die nationalſozialiſtiſche Regierung gleich in den erſten 
Wochen eingegriffen und durch rigoroſe Senkung der Beiträge für 
Hausangeſtellte die Möglichkeit geſchaffen, daß diele Hanshaltungen 
ſich jetzt wieder Angeſtellte halten können. Viele Hausangeſtellte 
find dadurch bereits dem Elend der Arbeitsloſigkeit entronnen. 

Der deutſche Arbeiter und Angeſtellte dürfte auf der ganzen Welt 
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mit der Summe, die er Zeit feines Lebens für den Eventualfall einer 
Krankheit zahlt, einzig daſtehen. 
Die Zahl der bei den geſetzlichen Kraukenkaſſen verſicherten Mit⸗ 
glieder ſteigt ſtetig. Sie betrug: 
im Jahre 1885 etwa 2,5 Millionen Mitglieder 


„ „ 1890 „ 9 7 7 
M „„ 1900 „„ 11 L 7 
5 „„ 1910 „ 12 7 7 
„ „ 1914 „ 14 75 L 
„„, 1920 „ 15 7. L 
„„ 1930 „ 21 1 70 
„ 1932 „ 22,5 7 7 


Von dieſen 22,5 Millionen Mitgliedern find allein 14 Mil⸗ 
lionen bei den Allgemeinen Ortskrankenkaſſen verſichert. 

Im Jahre 1913 nahmen die Krankenkaſſen 671 Mill. RM. 
ein und gaben 569 Mill. RM. ans. Im Jahre 1929 nahmen 
die Krankenkaſſen 2322 Mill. ROM. ein, dem ſtand eine Ausgabe 
von 2219 Mill. RM. gegenüber. 1930 beſtanden die Einnahmen 
in 2130 Mill. ROM. und die Ausgaben in 1990 Mill. RM. 

Das Vermögen der geſamten Krankenverficherung beſtand im 
Jahre 1913 aus 430 Mill. RM., im Jahre 1929 ans 
823 Mill. RM. und im Jahre 1931 ans 962 Mill. RM. 

Die 22,5 Millionen Pflichtkaſſenmitglieder find in 7521 ver⸗ 
ſchiedenen Krankenkaſſen verſichert. 

48 008 Vorſtandsmitglieder, 134 482 Ausſchußmitglieder und 
34 267 ſonſtige Verwaltungsbeamte find bei diefen 7521 Kranken⸗ 
kaſſen beſchäftigt. 
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Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Halle a. d. ©. 


* 


* 3 


Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Stuttgart. 


Die Krankenkaſſen werden eingeteilt in: Ortskrankenkaſſen, 
Landkrankenkaſſen, Innungskrankenkaſſen und Betriebskrauken⸗ 
kaſſen, dazu kommen die Erſatzkaſſen, die Seekrankenkaſſe und die 
beſonderen Ortskrankenkaſſen, die aber für unſere Betrachtung nicht 
don Bedeutung ſind, weil ſie nicht mehr errichtet werden können. 

Die nähere Einteilung entnehme ich dem Buche: „Millionen 
klagen an“, don Johannes Engel und Franz Eiſenberg. 

In die Landkrankenkaſſe gehören die in der Landwirtſchaft be⸗ 
ſchäftigten Perſonen, die Hausgehilfen und die Beſchäftigten der 
Wandergewerbetreibenden. 

In die Innungskrankenkaſſe gehören die Beſchäftigten in dem 
Betrieb des Arbeitgebers, mit dem er einer Junung angehört. 

In die Betriebskrankenkaſſe gehören die Betriebsangehörigen des 
Arbeitgebers, der für feinen Betrieb eine Betriebskrankenkaſſe er⸗ 
richtet hat. 

Die reſtlichen Arbeitnehmer, alſo die Beſchäftigten in Gewerbe, 
Handel und Induſtrie und die in Büros tätigen Perſonen gehören in 
die Allgemeine Ortskraukenkaſſe, ohne Rückſicht darauf alſo, ob die 
Beſchäftigung in einem geſchloſſenen Ort oder auf dem platten Lande 
erfolgt. Beſteht aber für dieſen Ort keine Allgemeine Ortskranken⸗ 
kaſſe, dann gehören die Beſchäftigten in die Landkrankenkaſſe, be⸗ 
ſteht audererfeits keine Landkrankenkaſſe, wie es in Baden, Sachſen, 
Thüringen, Württemberg und in einzelnen Sonderbezirken nach 
ſtaatlicher Anordnung der Fall iſt, ſo gehören alle Perſonen, die 
geſetzmäßig der Landkrankenkaſſe anzugehören hätten, in die ALU: 
gemeine Ortskrankenkaſſe. 

Jede Krankenkaſſe wird von einem Ausſchuß und einem Vorſtand 
verwaltet. Entſprechend dem Beitragsberhältnis verteilen ſich die 
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Vorſtands⸗ und Ausſchußmitglieder auf Arbeitgeber⸗ und Arbeit⸗ 
nehmervertreter. Da die Arbeitnehmer zwei Drittel der Beiträge, 
die Arbeitgeber ein Drittel zahlen, herrſcht auch in den Organen 
das gleiche Verhältnis. Innungskrankenkaſſen können beſchließen, 
daß die Beiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern je zur Hälfte 
zu tragen ſind, damit werden auch die Sitze in den Organen im 
gleichen Verhältnis verteilt. Bei Betriebskrankenkaſſen ſteht auf 
ſeiten der Arbeitgeber der Arbeitgeber ſelbſt oder ſein Vertreter 
allein. Er hat aber immer die Hälfte der Stimmen, die die Arbeit⸗ 
nehmerdertreter im Vorſtand oder Ausſchuß haben. 

Der Ausſchuß iſt regelmäßig das zahlenmäßig größere Organ. 
Es wird von den Kaſſenmitgliedern und ihren Arbeitgebern gewählt, 
und zwar die Verſicherten die Arbeitnehmervertreter und die Arbeit⸗ 
geber die Arbeitgebervertreter. Wahlberechtigt und wählbar ſind 
nur Volljährige. Freiwillige Kaſſenmitglieder ſind wählbar. Als 
Vertreter der Verſicherten iſt auch wählbar, wer aus der freiwilligen 
Verſicherung infolge Überfchreitens der Verdienſtgrenze ausge⸗ 
ſchieden iſt. 

Der Vorſtand wird vom Ausſchuß gewählt, und zwar wieder in 
beiden Gruppen getrennt. 

Der Vorſtand wählt einen Vorſitzenden, bei Innungskranken⸗ 
kaſſen beſtellt die Innung den Vorſitzenden, bei Betriebskranken⸗ 
kaſſen iſt der Arbeitgeber oder ſein Vertreter der Vorſitzende. 

Die Aufgaben des Ausſchuſſes werden in der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in den 88 345 — 348 näher bezeichnet. 

§ 345. Der Ausſchuß beſchließt über alles, was nicht Geſetz, 
Satzung oder Dienſtordnung dem Vorſtand zuweiſt. 

Dem Ausſchuß bleibt vorbehalten: 
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1. den Voranſchlag feſtzuſetzen, 

2. die Jahresrechnung abzunehmen, 

3. die Kaſſe gegenüber den Vorſtandsmitgliedern zu vertreten, 

4. Vereinbarungen und Verträge mit anderen Kaſſen zu be⸗ 
ſchließen, 

5. die Errichtung von Melde⸗ und Zahlſtellen zu beſchließen, 

6. die Satzung zu ändern, 

7. die Kaſſe aufzulöſen oder mit anderen Kaſſen freiwillig 
zu vereinigen. 

Die Beſchlüſſe zu Nr. 6 und 7 bedürfen der Mehrheit ſowohl 
der Arbeitgeber als der Verſicherten. Bei Satzungsänderungen ge⸗ 
nügt ungetrennte Abſtimmung, wenn ſie nach 8 326 angeordnet 
ſind, oder wenn ſie die Kaſſenleiſtungen und Beiträge betreffen und 
nicht § 388 oder § 389 eutgegenſteht. 

5 346. Bei Erwerb, Veräußerung oder Belaſtung von Grund⸗ 
ſtücken wird die Kaſſe durch den Vorſtand und den Ausſchuß ver⸗ 
treten. 

Der Zuſtimmung des Ausſchuſſes bedürfen: 

1. die dom Vorſtand aufgeſtellte oder geänderte Dienſtordnung 
für die Angeſtellten (§ 385), 

2. Vorſtandsbeſchlüſſe über Errichtung von Krankenhäuſern und 
Geneſungsheimen. 

§ 347. Der Ausſchuß regelt Meldung und Überwachung der 
Kranken ſowie ihr Verhalten durch eine Krankenordnung. 

Sie bedarf der Genehmigung des Verſicherungsamtes. Wird 
die Genehmigung verſagt, ſo entſcheidet auf Beſchwerde das Ober⸗ 
verſicherungsamt (Beſchlußkammer) endgültig. 

Reicht eine Kaſſe trotz Aufforderung des Verſicherungsamtes in 
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der geſetzten Friſt keine Krankenordnung ein, fo ſtellt das Ober⸗ 
derſicherungsamt (Beſchlußkammer) dieſe rechtsverbindlich feſt. Das 
gleiche gilt für angeordnete Anderungen oder Ergänzungen. 

Das Verſicherungsamt kann die Krankenkaſſe mit ihrer Zu⸗ 
ſtimmung und unter Vereinbarung über die Koften bei der Über⸗ 
wachung der Kranken unterſtützen. Hierüber beſchließt der Be⸗ 
ſchlußausſchuß. Lehnt er ab, fo beſchließt auf Beſchwerde das 
Oberverſicherungsamt endgültig. 

8 348. Der Ausſchuß beſtimmt, wie für die Mitglieder, die ſich 
nicht im Kaſſenbereich aufhalten, die Beiträge einzuſenden und die 
Leiſtungen anszuzahlen ſind und wie die Krankenüberwachung bei 
ihnen zu regeln iſt. 

Der Vorftaud führt die laufende Verwaltung. Er hat insbe⸗ 
ſondere die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Kaſſe. 
Er kann zur Wahrnehmung einzelner Aufgabengebiete eines oder 
mehrerer feiner Mitglieder beſtimmen. Eine ſolche Geſchäftsder⸗ 
teilung muß, wenn ſie für die Dauer gelten ſoll, in der Satzung 
der Krankenkaſſe geregelt ſein. Es iſt nicht jedes Vorſtandsmitglied 
danernd befugt, nach eigener Entſchließung Anweiſungen zu treffen. 

Das Amt in den Organen wird nur in den Sitzungen ausgeübt. 
Es ſei denn, daß ein beſonderer Auftrag zu erledigen iſt. Die Mit⸗ 
glieder ſind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten aber Entſchädigung 
für Zeitverluſt und Erſatz ihrer baren Auslagen. | 

Das Geſchäftsperſonal wird vom Kaffenvorftand beſtellt. Für 
ſeine dienſtlichen Angelegenheiten gilt eine Dienſtordnung, die vom 
Vorſtand beſchloſſen und nach Zuſtimmung des Ausſchuſſes vom 
Oberderſicherungsamt genehmigt wird. 

Jede Kraukenkaſſe muß eine Satzung haben, in ihr find die Vor⸗ 
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ſchriften der Reichsverſicherungsordnung unter beſonderer Bezug⸗ 
nahme auf die Kaffenverhältniffe enthalten. Die Beſtimmungen 
der Satzung dürfen dem Geſetz nicht zuwiderlaufen. Iſt das der 
Fall, ſo iſt die betreffende Satzungsbeſtimmung ungültig. 

In der Satzung ſind auch die Mehrleiſtungen zu benennen, die 
die Kaſſe ihren Mitgliedern gewährt. Iſt einmal eine Mehr⸗ 
leiſtung beſchloſſen, ſo gilt ſie in gewiſſem Sinne als Pflichtleiſtung, 
d. h. der Vorſtand oder die Geſchäftsleitung kann nicht von Fall zu 
Fall durch beſonderen Beſchluß andere Leiſtungen gewähren, oder 
die ſatzungsgemäß feſtgeſtellten Mehrleiſtungen kürzen. 

Die Aufſicht über die Krankenkaſſen führt das Verſicherungs⸗ 
amt. Über die Berufsgenoſſenſchaften und über die Laudesverfiche- 
rungsanſtalten das Reichsverſicherungsamt und über die Reichsver: 
ſicherungsanſtalt für Augeſtellte, über die Reichsanſtalt für Arbeits» 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung und über die Reichsknapp⸗ 
ſchaft der Reichsarbeitsminiſter. 

Die Krankeukaſſen find Körperſchaften öffentlichen Rechts. Sie 
haben Gelbftverwaltung, unterftehen aber der ſtaatlichen Aufſicht. 

Beſchwerden über Leiſtungsſtreit gehen in erſter Inſtanz an das 
Verſicherungsamt, die zweite Inſtanz iſt das Oberverſicherungsamt. 
Eine Reoiſion beim Reichsverſicherungsamt iſt nicht mehr zuläſſig. 

Aus dieſer Aufſtellung erſieht man, über welche Macht die 
Kraukenkaſſen, allein ſchon als geſetzliche Einrichtung als Behörde, 
verfügen. Dazu kommt nun noch die materielle Macht, denn die 
Kraukenkaſſen ſind, ihrem Aufbau nach, großkapitaliſtiſche Einrich⸗ 
tungen. Als ſolche haftet ihnen der Trieb nach immer weiterer 
Ausdehnung und das Verlangen, ſich immer neue Kapitalquellen zu 
verſchaffen, an. 
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Immer das ſoziale Mäntelchen umgehängt, war den Kranken⸗ 
kaſſen bisher jedes Mittel recht, um ihre Ziele zu erreichen. Die 
Beiträge wurden immer höher gefchranbt, der freie Menſch gab 
nicht den vierten Teil deſſen, was ein Verſicherter an Beiträgen 
zu zahlen hatte für Arzt und Apotheke aus. Je höher der 
Verdienſt des Verſicherten war, deſto höhere Beiträge erhielt die 
Krankenkaſſe, alſo verſuchten ſie die Pflichtgrenze für die Verſiche⸗ 
rung immer höher zu ſchrauben. Angenblicklich liegt die Grenze 
bei 3600 RM.; obgleich keine Sehnſucht nach dieſer ſozialen Ein⸗ 
richtung beſtand, derſuchten ſie die Grenze auf den doppelten Betrag 
zu erhöhen. Die Kaſſen behaupteten natürlich, es beſtehe in allen 
Kreiſen der Wunſch, der Segnungen dieſer Einrichtungen teilhaftig 
zu werden. Aber glauben tat es ihnen niemand, trotz aller Beteue⸗ 
rungen. Für die Kaſſen ſelbſt aber hätte es eine koloſſale Mehr⸗ 
einnahme bedeutet, denn 6 v. H. von 7200 RM. Gehalt bedeutet, 
daß danach ein Verſicherungsnehmer der höchſten Klaſſe 432 RM. 
jährlich an Beitrag zahlen mußte. 

Auch die Ausdehnungsbeſtrebungen der einzelnen Krankenkaſſen, 
kleinere in ſich aufzunehmen, wurden mit aller Energie auf geraden 
und ungeraden Wegen betrieben. Denn je mehr Mitglieder, je 
mehr Zahler — und je mehr Zahler, je mehr Mittel auch für 
egoiſtiſche Belange. 

Einen Fall, der die Ausdehnungsbeſtrebungen der Kaſſen und ihr 
dauerndes Geldbedürfnis anſchaulich demonſtriert, beſchreibt Engel 
und Eiſenberg folgendermaßen: 

„Die Zentrale der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe Berlin befindet 
ſich in der Kloſterſtraße und in nächſter Nähe davon, in der Brüder⸗ 
ſtraße, regierte einſt die Innungskrankenkaſſe der Schneider. Eines 
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ſchönen Tages kam ein Weihnachtsmann in den Betrieb. Er war 
Beauftragter des Verſicherungsamtes. Er ſollte die Kaſſe ordnungs⸗ 
gemäß weiterführen. Was dieſer Herr unter ordnungsmäßiger 
Weiterführung verſtand, ſpottet jeder Beſchreibung. Sein Ziel war 
jedenfalls, die Kaſſe dahin zu bringen, daß eine Auflöſung erfolgen 
konnte. Da war ein Geſchäftsführer Böhme. Er hatte unter ſeinen 
zahlreichen Angeſtellten Freunde, mehr aber noch Feinde. Bei einer 
Reoiſion wurden die übelſten Verhältniſſe feſtgeſtellt. Das inter⸗ 
eſſiert im Zuſammenhang meiner Anklage nicht ſo ſehr. Jedeufalls 
aber hat der vom Verſicherungsamt eingeſetzte Kommiſſar die Kaſſe 
nicht davor geſchützt, daß ſie geſchloſſen werden mußte. Beſondere 
Maßnahmen zu der Zeit, als das Lebenslicht der Kaffe bereits im 
Verlöſchen war, konnten nichts mehr helfen. Heute gehört die 
Schneiderkaſſe, die übrigens im Laufe der Zeit die dritte Schneider⸗ 
krankenkaſſe in Berlin war, auch der Vergangenheit an. Die Orts⸗ 
krankenkaſſe Berlin hat dadurch 10 000 Mitglieder mehr erhalten. 

Welche Kaſſe wird nun die nächſte ſein? Die ſozialdemokratiſche 
Ortskrankenkaſſe Berlin hat ein ſehr „einnehmendes“ Weſen. Sie 
braucht noch Zahler. 

Es iſt ja Tatſache, daß die Mehrzahl der Berliner Kaſſen über 
ein ganz beträchtliches Kapital verfügen. Es handelt ſich um die 
Rücklage, die nach $ 364 der Reichsberſicherungsordnung anzu⸗ 
ſammeln iſt. Für die A. O. K. Berlin war ſchon vor Beginn des 
Baues die Frage der Beitragserhöhung nur noch eine Frage der Zeit. 
Jetzt durch den Bau wird die Frage akut, und es iſt wirklich inter⸗ 
eſſant, einmal die Anſtrengungen zu unterſuchen, die gemacht werden, 
um eine Beitragserhöhung dor dem Volk zu rechtfertigen. Denn 
jetzt bedarf ja auf Grund der Verordnungen vom 1. Auguſt 1931 
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jede Beitragserhöhung der Zuſtimmung des Oberderſicherungsamtes. 
Bis zum Verſicherungsamt iſt von der Berliner Ortskrankenkaſſe 
der Weg nicht weit. Es bleibt abzuwarten, ob es hier auch einen 
paffenden Weg zum Oberverſicherungsamt geben wird. 

Wer waren nun die hohen Direktoren und gewaltigen Machthaber 
der Krankenkaſſen, zu denen kaum ein gewöhnlicher Sterblicher vor- 
dringen konnte? Es waren zum großen Teil Leute, die auf keine 
anderen Verdienſte zurückblicken konnten, als daß ſie ihre untadelige 
ſozialdemokratiſche Geſinnung gezeigt hatten. So wurde nach Engel⸗ 
Eiſenberg am 23. Dezember 1930 die Geſchäftsführerſtelle der 
Ortskrankenkaſſe Langerwehe mit einem Kaufmann beſetzt, 

am 17. Dezember 1930 die Direktorenſtelle der Allgemeinen 
Ortskrankenkaſſe Hofgeismar mit einem früheren Gasanſtalts⸗ 
arbeiter, 

am 11. Dezember 1930 die Direktorenſtelle der Innungskranken⸗ 
kaſſe des Kaufmaunsamtes Düren mit einem Kaufmann, 

1928 die Direktorenſtelle der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe 
Schlochau mit einem Molkereilehrling. 

Der „Berliner Beobachter“ brachte in ſeiner Ausgabe vom 
7. März 1933 eine Beſchreibung, wie man Krankenkaſſendirektor 
wird. Er ſchrieb: 

Wenn einer Gozi wird: 

Die Wandlung eines Hurrapatrioten! 
Vom Stadtſekretär zum Krankenkaſſendirektor! 

Der neue Wind, der jetzt in Deutſchland weht, iſt vielen nicht 
ſehr angenehm. Bonzen und Novemberlinge erſchauern bis ins 
innerſte Mark, wenn ſie an die nächſte Zukunft denken. Wiſſen ſie 
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doch nur zu genau, daß das Großreinemachen, bei dem ſchon eine 
ganze Reihe von Revolutionsgrößen fortgewiſcht worden find, erſt 
aufängt. 

Beſonders unſicher fühlen ſich zahlreiche marxiſtiſche „Würden⸗ 
träger“ in Berlin. Die ſtädtiſchen Beamten, die deutſch denken, 
freuen ſich bereits auf den Tag, au dem mit dem Aufräumen unter 
ihren roten „Vorgeſetzten“ begonnen wird. 

Einer, den das nationale Deutſchland beſtimmt nicht vergeſſen 
wird, iſt der Direktor der Betriebskrankenkaſſe der Stadt Berlin, 
Max Engelke. Dieſer ſaubere Herr hat eine Vergangenheit, die fo 
nett iſt, daß wir ſie unſeren Leſern nicht vorenthalten wollen, weil ſie 
die Geſchichte einer Wandlung darſtellt, wie ſie ſchöner nicht gedacht 
werden kann. 

Vor 1914 Hurrapatriot erſter Klaſſe. Im Kriege Diſtrikts⸗ 
kommiſſar in Polen, alſo Etappe! Seit dem November 1918 
glühendſter Sozialdemokrat. 

Auf feinem „Kriegs“⸗Poſten derſtand Herr Engelke es, wie es 
heißt, ganz famos, mit dem jüdiſchen Bebölkerungsteil umzugehen. 
Die polniſchen Bauern und Arbeiter, die Proleten, können aber ein 
Lied don dem „geſtrengen“ Diſtriktskommiſſar ſingen. 

Als die erſten Nachrichten von dem Umſturz bei der Truppe ein⸗ 
trafen, war Herr Engelke einer der erſten, die, wörtlich genommen, 
die Flinte ins Korn warfen. Ein leerer Güterzug brachte ihn in die, 
ach, ſo geliebte Heimat. 

Seine Kollegen waren dann einige Zeit ſpäter baß erſtaunt, daß 
fie den immer fo furchtbar kouſervativen „Maxe“ plötzlich Wahl⸗ 
reklame für die U. S. P. D. „ſchieben“ ſahen. Engelke wurde ge⸗ 
zwungen, ſein Amt als Vertrauensmann der Beamten im Stadt⸗ 
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berordnetenbüro niederzulegen. Die Beamten wollten nichts mehr 
mit ihm zu tun haben. Bei den Roten aber fiel er die Treppe hinauf. 

Er wurde Vertrauensmann des marxiſtiſchen Stadtſyndikus 
Lange, der 1. Bürgermeiſter hinter Sahm war. Er wußte, wie 
er ſich die Gunſt feiner neuen Freunde erwerben konnte. 


Max Engelke leiſtete dem roten Regime Spitzeldienſte, indem 
er überall da, wo jemand ſaß, deſſen politiſcher „Zuverläſſigkeit“ 
man nicht ſicher war, den Aufpaſſer, den Spion ſpielte. 


Man muß ſich in der Tat über dieſen netten Zeitgenoſſen wun⸗ 
dern. Was er alles zu monieren hatte! „Wozu brauchen die 
Ingenieure pomphafte (!) Achſelſtücke?“ äußerte er einmal bei der 
Beſchaffung von Kleidungsſtücken für die Feuerwehr. „Warum 
Bieſen an den Hoſen?“ Die ſahen ſicher zu militäriſch aus. 

Herr Engelke hatte eben Sorgen 

Aber ſeine Tätigkeit und ſein Pflichteifer wurden belohnt; der 
frühere Stadtſekretär wurde, wie eingangs geſagt, Direktor der 
Städtiſchen Betriebskrankenkaſſe. 

Was hat ſich nun der Geſetzgeber gedacht, als er einſtmals die 
Krankenkaſſen ins Leben rief? Welche Abſichten verfolgte er? 

Er wollte den ärmſten Volksgenoſſen helfen und ihnen im Falle 
einer Krankheit die Sorgen fernhalten. Es ſollten alſo nur die 
Volksgenoſſen in der Krankenkaſſe verſichert ſein, die nur über ein 
minimales Einkommen verfügten, und die ein Krankheitsfall ſofort 
in die ärgſte Not gebracht haben würde. Dazu genügten im Anfang 
ganz minimale Beiträge. Vor der Machtübernahme durch Adolf 
Hitler aber legten die Krankenkaſſen abſolut keinen Wert auf die 
ärmeren Schichten, ſondern nur auf die Beſſergeſtellten, weil ſie von 
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dieſen die Beiträge erheben konnten, die ihnen ihr volfsfchädliches 
Treiben ermöglichte. Beiträge nahmen die Krankenkaſſen gern, nur 
leiſten wollten ſie höchſt ungern. Oft wurden Leiſtungen, zu denen 
die Kaſſe gegenüber ihren Verſicherten verpflichtet war, erſt nach den 
erbittertſten Kämpfen erreicht. Das allerſchönſte aber war, daß die 
Krankenkaſſen trotz ihrer immenſen Einnahmen, durch die hohen Bei⸗ 
träge, in Schwierigkeiten gekommen waren, als Folge der nufähigen 
und liederlichen Verwaltung der roten Machthaber, von der ich eben⸗ 
falls in einem beſonderen Kapitel Proben geben werde. 


Jedenfalls mußte verſucht werden die Krankenkaſſen zu ſanieren, 
ſelbſtverſtändlich auf Koſten der Verſicherten. Beitragserhöhung 
war ja in ſolchen Fällen das A und O der ganzen Bemühungen, 
weiter verſtanden die roten Bonzen in der Regel nichts. Aber bei 
der letzten Sanierung der Kaſſen fand man noch andere Wege außer 
dem eben genannten. Man beſchränkte die Leiſtungen, und um die 
Inanſpruchnahme der Kaſſen zu erſchweren, führte man ein, daß 
jeder Krankenſchein, den das Mitglied zum Beſuch des Arztes 
brauchte, 0,50 RM. extra koſtete. Ebenſo mußte der Kranke zu 
jeder Arznei 0,50 RM. zugeben. Auf diefe Weiſe konnte man 
wenigſtens die ärmſten Kaſſenmitglieder, die dieſe Mark nicht ent⸗ 
behren konnten, um ihre Anſprüche bringen. 

Gerade die Krankenkaſſen, mehr als die übrigen Sozialberſiche⸗ 
rungen, belaſteten die geſamte Volkswirtſchaft in ungeheurem Aus⸗ 
maße durch die enorm hohen, reſtlos verlorenen Beiträge. 

Dem Verſicherten aber nahmen ſie durch Wegſteuerung eines 
großen Teiles ſeines Einkommens die Möglichkeit, ſich beſſere Lebens⸗ 
bedingungen zu berſchaffen und ſich aus dem Proletarierdaſein zu 
erheben. 


203 


Hören wir nun, was ein Arzt über die Krankenkaſſen fchrieb: 
„Die ſich zwiſchen Arzt und Patient als eigentlicher Zahler und 
Intereſſent einſchiebende Kaſſe bedingt: 


1. 


Unfreiheit des Arztes durch einengende Vorſchriften ſeitens 
der Kaſſen. | 


Unfreiheit des Patienten durch Schwierigkeit, wenn nicht 


Unmöglichkeit eines Arztwechſels. 


Praktiſche Aufhebung der ärztlichen Schweigepflicht durch 


Diagnoſenzwang. 


. Ramfchpraris infolge geringer tariflich vereinbarter Hono⸗ 


rarſãtze. | 


. Der Kaffenpatient oft Patient zweiten Ranges. 
. Demoralifation der ärztlichen Standesethik durch Aufgabe 


des „freien Berufes und Bindungen an Leiſtungsberträge. 


. Belaſtung der Allgemeinheit durch Inanſpruchnahme für 


Kleinigkeiten. 


8. Hohe Verwaltnngskoſten. 


10. 


Die 


9. Kontrollmangel der ärztlichen Leiſtungen. 


Gefahr der Vielgeſchäftigkeit des Arztes. 
Neuregelung, die von ſeiten des Patienten einen Koſten⸗ 


beitrag von zo Pf. für Rezept und Krankenſchein verlangt, bringt 
zwar durch das Intereſſement des Patienten gewiſſe ausgleichende 
Faktoren, die die nicht unbedingt notwendige Inanſpruchnahme der 
Verſicherung erſchweren. Dem Hanptübel wird aber keineswegs 
hierdurch abgeholfen. 

Ziel jeder Neuregelung muß es ſein, jegliche Zwiſcheninſtanz 
zwiſchen Arzt und Patient auszuſchalten und zugleich den Patienten 
weitgehend an der Verſicherungsleiſtung zu intereſſieren, um auf 
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diefe Weiſe Ausnutzung des einzelnen auf Koſten der allgemein: 
verficherten Maſſe zu vermeiden. 

Trotz hoher Beitragsleiſtung des einzelnen Verſicherungsuehmers 
gewährt die Krankenverſicherung keinen genügenden Schutz gerade 
in den Fällen, wo dieſer an ſich beſonders wünſchenswert erſcheint, 
nämlich bei laugandauernden Krankheiten. Die Leiſtungspflicht der 
Kaſſe iſt ſtatt mit einem gewiſſen Höchſtbetrag nach oben rein zeitlich 
begrenzt. Wer als Kranker das Pech hat, länger als 26 Wochen 
an einer Krankeit zu leiden, für den entfällt die Möglichkeit, ſeine 
Kaſſe weiter in Anſpruch zu nehmen. Er fällt der allgemeinen Für⸗ 
ſorge zur Laſt. Mag er auch noch ſoviel an Eigenem der Kaſſe in 
früheren Jahren beigeftenert haben. 

Eine weitere Überlegung: Bedeutet es nicht eine große Härte dem 
Verſicherungsnehmer gegenüber, wenn mit ſteigendem Lohnein⸗ 
kommen immer höhere Beiträge, entſprechend einem beſtimmten pro⸗ 
zentualen Anteil ſeines Arbeitseinkommens, ihm weggeſteuert wer⸗ 
den? Die oberen Beitragsſtufen der Pflichtkaſſen, mögen ſie ſich 
Orts⸗ oder Laud⸗ oder Erſatzkaſſen nennen, erreichen in ihren Bei⸗ 
tragsſätzen Summen, die nur noch als ungerechte Steuer empfunden 
werden können. 


Ich will die Vorteile der Krankenpflichtverſicherung nicht ver⸗ 
ſchweigen, wie ich ſie in ſchneller ärztlicher Hilfeleiſtung bei Krank⸗ 
heitsfällen und Verletzungen unter Vermeidung der Gefahr der Ver⸗ 
ſchleppung gegeben anfehe. — Aber ſchon die Erwähnung des letzten 
Punktes verdient eine Einſchränkung. Die Durchſchnittskaſſen⸗ 
ramſchpraxis macht oft ein genaues Eingehen auf die Beſchwerden 
der Patienten unmöglich und läßt deswegen Fehldiagnoſen zur 
Wahrſcheinlichkeit werden. 
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Da der Kaſſenarzt mit einem verhältnismäßig großen Prozentſatz 
von Simulanten rechnen muß, ſo iſt die Möglichkeit gegeben, daß ein 
Patient, der wirklich ein ſchweres inneres, aber ſchwer diagnoſtizier⸗ 
bares Leiden hat, von ſeinem Kaſſenarzt als leichter Fall behandelt 
wird. Damit wäre die Möglichkeit der Verſäumnis einer früh⸗ 
zeitigen, rationellen Therapie gegeben.“ 


Günſtlingswirtſchaft und Verſchwendung bei den Krankenkaſſen. 

Die heutige Wirtſchaftslage bedingt nicht nur die Zuſammen⸗ 
brüche der kleinen Mittelſtändler, ſondern auch der größten Firmen. 
Hente ganz beſonders iſt nicht jeder gleich Betrüger zu nennen, der 
zahlungsunfähig wird und ſeinen Gläubigern einen oft nicht uner⸗ 
heblichen Schaden zufügt. Hier kann man uur don höheren Ge⸗ 
walten ſprechen und der Zahlungsunfähiggewordene wird in den 
allermeiſten Fällen aus dem Zuſammenbruch gerade das nackte 
Leben retten, denn er wird ſich bis zum allerletzten Augenblick an 
ſeine Exiſtenz geklammert haben. Was menſchlich verſtändlich iſt. 
Geſunde Pleiten, von denen man früher ſprach, ſind Seltenheiten. 
Von den Schädlingen der Wirtſchaft, die diefelben hervorrufen, ſoll 
hier nicht geſprochen werden. 

Die Gläubiger verſuchen aus dem Schuldner durch den Offen⸗ 
barungseid das letzte herauszuholen, und wenn nichts mehr zu holen 
iſt, kommt der Poſten auf das Verluſtkonto. 

Nun gehörte im alten Syſtem aber auch die Krankenkaſſe ſehr 
oft zu den Gläubigern. Ihr war nun ein beſonderes Recht ein⸗ 
geräumt worden, inſofern als nicht nur der Gerichtsvollzieher, ſon⸗ 
dern auch das Strafgeſetz für die Eintreibung der Verpflichtungen 
ſorgte. 
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Die Krankenkaſſen waren oft mehr als hart in der Verfolgung 
der Nichtzahler mit der Begründung, daß es ſich um ſoziale Bei⸗ 
träge, alſo um die Groſchen der Armſten handele. — 

Wie pfleglich und mit welcher Sparſamkeit dieſe Groſchen der 
Armſten von ihren marxiſtiſchen Genoſſen, aus denen ſich ja haupt⸗ 
ſächlich die Kaſſengewaltigen rekrutieren, verwaltet werden, will ich 
im Folgenden zeigen. 

— Ich will vorausſchicken, daß ich einen großen Teil des hier ge⸗ 
brachten Zahlenmaterials der Schrift: Engel⸗Eiſenberg, „Millionen 
klagen an“, entnehme. — 

Die Dresdener Krankenkaſſe ſchaffte ſich am 2. September 1925 
einen 8/32⸗PS⸗Selde⸗Perſonenwagen an, er koſtete 10 300 RM. 
Für Probefahrt wurden 68 RM., für Steuer 200 RM. am 
gleichen Tage gezahlt. Am 16. Oktober 1925 wurde eine Leder⸗ 
jacke für den Chauffeur zum Preiſe von 110 RM. angeſchafft, am 
13. Novbember noch eine gleiche für den zweiten Chauffeur. Am 
5. Dezember 1923 erhielt der Seloe⸗Wagen einen Erſatzkaſten für 
186,50 RM., am 20. Januar 1926 Autofahrtrichtungsanzeiger 
für 105 RM. Am 4. Januar wurde eine Luftpumpe für 
290 RM. angeſchafft. 

Dieſer Wagen allein fraß in etwa dier Monaten 11 566,50 
Reichsmark, ohne die reinen Betriebskoſten zu rechnen. Die Groſchen 
der Armſten werden von den Kaſſen ſehr pfleglich behandelt, nicht 
wahr, lieber Leſer? 

Doch das iſt noch lange nicht alles. Denn außer dem Selde⸗ 
Wagen beſaß die Krankenkaſſe noch einen 16 / 50⸗PS-Mercedes⸗ 
Benz⸗Wagen. Für dieſen wurde am 14. Dezember 1925 
546,85 RM. an Reparaturkoſten gezahlt, am 8. Mai 1926 
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ebenfalls für Reparatur 1429,83 RM. Für die Zeit vom 
27. Juni 1926 bis 26. Juni 1927 wurde für dieſen Wagen an 
Steuer 830 RM., und zwar am 21. Juni 1926, bezahlt. Der 
gleiche Wagen erhielt am 14. Oktober 1926 einen Autokühler für 
180 RM. Zu gleicher Zeit wurde eine Autodecke für 68 RM. 
gekauft. Am 20. September 1927 wurden 18 RM. für einen 
Auslandspaß des Kraftwagens bezahlt. Am 17. Febrnar 1928 
mußte für den Chauffeur eine nene Autojacke für 110 RM. ge 
kauft werden. Am 5. Oktober 1928 wurde eine neue Autodecke 


für 77 RM. angeſchafft. 


An Reparaturen wurden für den 16/50⸗PS-Mercedes⸗Benz 
3 549,20 RM. am 18. Oktober 1928 bezahlt und am 
16. März 1929 für den Selde⸗Wagen 353,50 RM., nachdem 
ſchon am 8. Nodember 1928 1946,60 RM. für dieſen Wagen 
an Reparaturen bezahlt worden waren. 


Aber auch damit iſt das Autokonto noch nicht erſchöpft. Am 
23. Itovember 1929 wurde ſchon wieder ein neuer Wagen, und 
zwar eine Pullmann⸗Limouſine, für 14 200 RM. gekauft. 


Alſo in vier Jahren wurden hier faſt 35 000 RM. nut für 
die Bequemlichkeit der Kaſſendirektion ausgegeben. Doch trifft 
dieſe Summe bei weitem noch nicht die wahren Koſten dieſes Ver⸗ 
gnügens. Es kommen noch die Betriebskoſten und Gehälter für 
die Chauffeure hinzu. 


Nehmen wir nun ein Beiſpiel aus dem gewöhnlichen Leben. Der 
Kaufmann pflegt die Unkoſten für einen Chanffenr im Jahre mit 
mindeſtens 2500 RM., alfo für zwei Chauffeure im Jahre mit 
5000 RM. zu deranſchlagen. In vier Jahren alſo 20 000 RM. 
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Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Düſſeldorf. Baukoſten 4,7 Mill. 
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Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Chemnitz. Baukoſten 4,2 Millionen RM. 
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Auf einen Wagen rechnet man gewöhnlich im Jahre 20 000 
Fahrkilometer. 


Ein ſechzehnpferdiger Wagen verbraucht mindeſtens 20 Liter 
Benzin und 1 Liter Ol auf 100 Fahrkilometer. Das ergibt bei 
20 000 Fahrkilometer 4000 Liter Benzin und 200 Liter Ol. 


Für den achtpferdigen Selde⸗Wagen wollen wir nur die Hälfte 
an Betriebsſtoffen annehmen, fo würden wir auf eine Benziumenge 
von 6000 Liter und einer Olmenge von 300 Liter für beide Wagen 
kommen. 

Nehmen wir den damaligen Literpreis von Benzin mit o, 30 RM. 
und den Literpreis für Ol mit 1,30 RM. an, ſo ergibt ſich für den 
geſamten Betriebsſtoff die Summe don 2250 RM. Für zwei 
Chauffeure und Betriebsſtoff die Summe von 22 280 RM. 


Dieſe Summe würde der Kaufmann noch zu der Summe von 
etwa 35 000 RM. dazu rechnen, fo daß wir jetzt faſt auf 
60 000 RM. kommen. 

Die Dresdener Ortskrankenkaſſe war aber eine von vielen 
Krankenkaſſen. Wenn man hier nicht von ärgſter Mißwirtſchaft 
reden wollte, wo fängt dieſelbe dann an? 

Dieſe Verſchleuderung der Groſchen der Armſten des Volkes kann 
nicht mehr als leichtfertig bezeichnet werden, es war direkt ver⸗ 
brecheriſch. 

Ein wichtiges „Arbeitsgebiet“ der Herren Krankenkaſſendirek⸗ 
toren bildete das Reiſen. Alle möglichen und unmöglichen Tagungen 
mußten beſucht werden. Dieſe Tagungen fanden zufällig faſt immer 
in landſchaftlich beſonders ſchön gelegenen Orten ſtatt. Die Tage⸗ 
gelder, die wiederum aus den Groſchen der Armſten ſtammten, ſorgten 
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für einen angenehmen Aufenthalt, denn von ihren „kleinen“ Ge⸗ 
hältern konnten ſich die Herren dieſe Vergnügungsreiſen nicht leiſten. 

So hat zum Beiſpiel die Ortskrankenkaſſe Dresden ihren 
Direktor Ganßauge und den erſten ſtelldertretenden Vorſitzenden 
Oberlein und auch den zweiten Vorſitzenden Langhorſt nach Wien 
zum Beſuch der Hygiene⸗Ausſtellung und ſozialen Einrichtungen 
des öſterreichiſchen Kaſſenverbandes entſandt, und von dort fuhren 
die Herren Genoſſen gleich nach München zur Tagung des Haupt⸗ 
verbandes Deutſcher Krankenkaſſen. Dort trafen fie mit fünf 
weiteren Kaffenvertretern zuſammen. Die Wien⸗ und München⸗ 
fahrer erhielten ein Tagegeld von 493,55 RM., die München⸗ 
fahrer ein ſolches von 261 RM. Der Beſuch beider Tagungen 
koſtete der Kaſſe „nur“ 26733,90 RM. Dabei muß bemerkt 
werden, daß der Vorſitzende der Kaſſe als Obergenoſſe eine Sonder⸗ 
rechnung aufſtellte. Er erhielt in dieſem Falle 351,05 RM. 

In Düſſeldorf fand aus Anlaß der Geſolei der 30. Deutſche 
Krankenkaſſentag im Juli 1926 ſtatt. Die dorthin entſandten Ver⸗ 
treter erhielten insgeſamt 2992,30 RM. Außerdem aber wurden 
aus Anlaß einer Sonderfahrt nach Düſſeldorf zur Geſolei an neun 
Vorſtandsmitglieder noch einmal 2920,05 RM. gezahlt. 

Eine andere Gelgenheit, die Beiträge ihren eigentlichen Zwecken 
zu entziehen, war die Gepflogenheit, marxiſtiſche Organiſationen zu 
unterſtützen, insbeſondere das Reichsbanner. 

In Freiburg im Breisgau ſchwebte im Jahre 1925 kurz vor 
Weihnachten ein Prozeß vor dem Schöffengericht. Der frühere 
Angeſtellte Scheer der Freiburger Ortskrankenkaſſe hatte von den 
Beiträgen, die er einkaſſiert hatte, 8030 RM. deruntreut. Da⸗ 
don hatte er 4000 RM. der Ortsgruppe des Reichsbanners 
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Schwarz⸗Rot⸗Gold als Darlehen gegeben. Merkwürdig war die 
Entſchuldigung des Angeklagten, daß er das Geld an das Reichs⸗ 
banner mit Genehmigung des damals bereits verftorbenen Direktors 
Edelmann ausgeliehen habe. Der Direktor habe ihm geſtattet, 
Gelder, die mit der Ortskrankenkaſſe noch nicht verrechnet waren, 
dem Reichsbanner zu leihen. Sollte ſich die Rückgabe verzögern, 
ſo wäre nach ſeiner Anſicht der Direktor Edelmann zum Erſatz der 
Kaſſe gegenüber verpflichtet geweſen. 

Scheer war Kaſſierer des Reichsbanners und im Nebenamt auch 
noch Ortskrankenkaſſenangeſtellter. Ich betone das „Nebenamt“, 
denn dieſe Herren waren im Parteiweſen beſſer zu Hauſe als in den 
Rechtsgebieten, deren Kenntnis ihre eigentliche Bernfsaufgabe ſein 
ſollte. Dieſer gute Herr Scheer hat auch in ſeiner Verteidigung 
behauptet, daß bereits im Jahre 1922 die Kaſſe einen Streik der 
Holzarbeiter finanziert hat. Es ſind der Streikleitung damals 
5000 RM. zur Verfügung geſtellt worden. Sein Verteidiger 
war der Vorſitzende des Reichsbanners, Ortsgruppe Freiburg, Herr 
Rechtsanwalt Föhrenbacher. Dieſer halbamtliche Mann konnte 
nicht etwa die behauptete Tatſache abſtreiten. Er erklärte, daß das 
Darlehen bis auf 226 RM. an die Ortskrankenkaſſe zurück⸗ 
gezahlt ſei. 

Die beſte Möglichkeit aber, das Geld ihrer Mitglieder ſchnell und 
reſtlos zu vergenden, ſahen fie in der Erbauung von Krankenkaſſen⸗ 
paläſten. Hier feierte die Verſchwendung wahre Orgien. Die — 
wie ich bereits an Beiſpielen klar machte — aus kleinen Verhält⸗ 
niſſen zur Macht gelangten Direktoren konnten ſich nicht genug 
tun in Prunk und Pracht. Die Prunkpaläſte ſollten nun ihren 
Nimbus noch erhöhen. Wenn ſich aber die Machthaber nicht ent⸗ 
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blödeten, fünf und noch mehr Millionen Reichsmark herauszu⸗ 
werfen, ſo grenzt das an Cäſarenwahnſinn. 

Ein Beiſpiel iſt „der rote Prunkpalaſt in Eſſen“, ſo nennt ihn 
der „Angriff“ vom 13. Jannar 1932. Ohne Ausſtattung hat 
derſelbe ein und eine halbe Million Reichsmark gekoſtet. Da zur 
Bezahlung 450 000 RM., alfo faſt eine halbe Million Reiche: 
mark fehlte, mußten die armen Zwangsmitglieder dieſen Fehlbetrag 
ſchnellſteus durch erhöhte Beitragszahlung aufbringen. Das ver⸗ 
antwortungsloſe Handeln der Bonzen wurde alſo auch hier wieder 
auf die ärmeren Schichten abgewälzt. 

In Breslau hat es die Verwaltung der Ortskrankenkaſſe fertig 
bekommen, für den Bau eines Büropalaſtes 4,5 Millionen RM. 
zu verpulvern, trotzdem vom Ausſchuß nur 600 000 RM. be: 
willigt worden waren. Auf Anfragen rechtsſtehender Politiker im 
Landtag, die Krankenkaſſeuſkandale betreffend, wurde ihnen von der 
damals linksorientierten Regierung folgendermaßen geautwortet: 

„Die Klagen aus Wirtſchaftskreiſen über die ſozialen Laſten ſind 
der Staatsregierung bekannt. Solche Klagen ſind bereits ſeit dem 
Beſtehen der Gozialverficherung laut geworden. Ohne ausreichende 
Mittel kann aber die notwendige ſoziale Fürſorge, die auch im Inter⸗ 
eſſe der Wirtſchaft gelegen iſt, nicht geleiſtet werden. Zu beſonderen 
Maßnahmen hat die Staatsregierung zur Zeit keine Veranlaſſung. 
Da die Staatsregierung eine ſparſame Verwendung der Kaſſen⸗ 
mittel entſchieden für geboten hält, werden die Beſchwerden über 
die Geſchäftsführung der Kaſſen — insbeſondere auch ſolche über 
den Bau angeblich prunkvoller Verwaltungsgebäude uſw. — regel: 
mäßig auf ihre Berechtigung geprüft. Dabei haben ſich jedoch dieſe 
Beſchwerden immer als ungerechtfertigt“ erwieſen.“ 


212 


So wurde die Mißwirtſchaft in den Krankenkaſſen von den Ge⸗ 
noſſen geſtützt und totgeſchwiegen. 

Die Steigerung des Nimbus der eigenen Perſon mag aber nicht 
allein der Grund für die Bauwut geweſen fein. Propifionen und 
Vermittlungsgebühren haben weſenlich dazu beigetragen. 

Dazu ſchreibt Engel⸗Eiſenberg: 

Als der Bau der Ortskrankenkaſſe Breslau fertig iſt, hat er 
rund 4,5 Millionen RM. verſchlungen. Er wird abgeſchätzt. Da 
ergibt ſich das Merkwürdige, daß ein ſolcher Bau einſchließlich 
Inneneinrichtung nie und nimmer den Betrag von 4,5 Millionen 
Reichsmark erreichen konnte. Tatſächlich ſind auch die Koſten⸗ 
anſchläge über einen Betrag von 4,5 Millionen RM. nicht vor: 
handen. Man ſucht krankhaft nach den verbliebenen 2,3 Mil⸗ 
lionen RM. Die Treuhand-Revifionsgefellfchaft, die aus Berlin 
nach Breslau auftragsweiſe gekommen war, hat verſchiedenes feſt⸗ 
geſtellt. Aber das hat ſie doch nicht gefunden. 

Nicht unintereſſant iſt die Tatſache, daß eine am Neubau be⸗ 
teiligte Firma im März zur Kaſſe kommt und den Kaſſierer bittet, 
doch vorläufig eine Rate don 8400 RM. anzunehmen, da der 
Firma „irrigerweiſe“ 10 200 RM. vor zwei Jahren zuviel gezahlt 
worden ſeien. Ich behaupte wohl nicht zuviel, wenn ich annehme, daß 
es ſich hier um eine verſchleierte Proviſion handelt oder handeln ſollte. 

Ein anderer Baufſkandal ſpielte fi) bei der Allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe Mannheim ab. Geld hatte die Kaſſe nicht. Aber was 
die anderen Kaſſen tun, möchte ſie auch, nämlich protzen. Alſo wird 
das Geld dazu gepumpt. Natürlich auf Koſten der Mitglieder. 
2,5 Millionen RM., eine rieſige Summe! Dabei wird alſo jedes 
Mitglied bei einer Zahl von 30 000 Mitgliedern, welche bei der 


213 


Ortskrankenkaſſe Mannheim gemeldet find, mit 50 RM. belaftet, 
ohne daß das Mitglied ſich auch nur im entfernteſten dagegen 
wehren kann. 

Wie man ſo etwas im gewöhnlichen Leben bezeichnet, darüber 
brauche ich mich ja wohl nicht auszulaſſen. 

Hier zeigt ſich ganz beſonders kraß, wie weit die Krankenkaſſen 
don ihrem urſprünglichen Pflichtenkreis, die Beiträge im Intereſſe 
ihrer Mitglieder zu verwenden, abgekommen find. 

Es wurden für das gepumpte Geld 200 000 RM. jährlich an 
Zinſen gezahlt, und zu dieſer Zahlung benutzte man die Mitglieder⸗ 
beiträge. 

An Leiſtungen aber, die dem Verſicherten zuſtanden, ſparten die 
Kaſſen. 

Die Verſchwendung mußte natürlich auch bei der Mannheimer 
Kaſſe ihre Auswirkungen zeigen. Sie kam in Schwierigkeiten. 
Die Beiträge wurden erhöht, die Leiſtungen dagegen abgebaut. 

Die Arbeiter wurden ſomit ſchlechter geſtellt, die „Arbeiter“ 
dertreter aber konnten jetzt in Polſterſeſſeln Beſchlüſſe „zugunſten“ 
der von ihnen geführten Genoſſen faſſen. 

Ein beſonderes Kapitel für den Mannheimer Neubau bildete 
die Einrichtung der ſogenannten Eigenbetriebe. Es wurde eine Zahn⸗ 
klinik errichtet, es wurde eine Badeanſtalt errichtet. Alles Sachen, 
die tatſächlich nicht notwendig waren. In unmittelbarer Nähe des 
Neubaues befanden ſich das ſtädtiſche und das katholiſche Kranken⸗ 
haus, auch das moderne Herſchelbad. Volkswirtſchaftlich gedacht 
darf eine Ortskrankenkaſſe gar nicht die Frage erwähnen, ob ſie 
Bäder für ihre Mitglieder in einem eigenen Bad billiger abgeben 
kann. Wenn mit Volksvermögen Krankenhäuſer und Bäder er⸗ 
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richtet find und diefe nun infolge der Errichtung eines anderen Bades 
nicht genügend ausgenutzt werden, ſo muß man das als Ver⸗ 
ſchwendung erſten Ranges bezeichnen. Aber hier in Mannheim 
hatten wir es nur mit einer verhältnismäßig geringen Vergeudung 
von Volksvermögen zu tun. 

Beſſer demonſtrierte der Bauirrſinn in Frankfurt am Main die 
Tatſache. 

Faſt 7 Millionen RM. hat der Luxuspalaſt der Allgemeinen 
Ortskraukenkaſſe Frankfurt am Main gekoſtet. Es wütete um 
dieſe Verſchwendung ein Orkan im Preſſewald. 

Mit naiven Ausreden verſuchte die Kaſſenderwaltung die Not⸗ 
wendigkeit des Baues zu begründen. Es wären doch nur drei not⸗ 
wendige Abfertigungsſchalter mehr gebaut, als ſchon im alten Ge⸗ 
bäude vorhanden waren, war eine davon. Alſo die Kaſſenderwal⸗ 
tung wollte der Bevölkerung einreden, daß die 7 Millionen RM. 
nutzbringend für drei notwendige Abfertigungsſchalter angewandt 
worden ſeien. 

In der Hauptſache aber reizte noch nicht einmal der neue Büro⸗ 
palaſt die Bonzen ſo ſehr, wie die neugeſchaffenen Eigenbetriebe. 
Denn getreulich den Richtlinien des Marxismus vernichten die roten 
Krankenkaſſen abſichtlich die freie Wirtſchaft, um deren Kollekti⸗ 
dierung zu erreichen. 

Marxiſten ſaßen auch in der vorgeſetzten Behörde dieſer Kranken: 
kaſſe. Sie verſuchten vor der Allgemeinheit mit ebenſo belangloſen 
Reden dieſe Verſchwendung zu bemänteln. Ja, ſie rühmten ſich 
noch, daß die Baukoſten dieſes Krankenpalaſtes, man halte ſich die 
Zahl von faſt 7 Millionen RIM. vor Augen, auf das geringſt⸗ 
mögliche Maß reduziert worden ſeien. 
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Man kann fi) kaum eine Vorſtellung von dem Luxus in dieſem 
Krankenpalaſt machen. 


Die „Deutſche Bergwerkszeitung“ ſchreibt am 10. April 1931 
über den unnötigen Luxus folgendermaßen: 

„Waren zwei beſondere Sitzungsſäle nötig, dazu noch vollſtändig 
mit Sperrholz ausgeſtattet? War ein beſonderer Vortragsſaal mit 
Lichtbildapparat erforderlich? Wird überhaupt die Fülle don 
Zimmern jemals voll ausgenutzt werden, zumal durch die neuen Be⸗ 
ſtimmungen die Inanſpruchnahme der Kraukenderſicherung zurück⸗ 
gegangen iſt? 

Jeder Vertrauensarzt hat neben einer Reihe von Lichtſchaltern 
eine Notrufanlage, ja ſogar einen Fenermelder auf ſeinem Schreib⸗ 
tiſch. Durch Druck auf einen Knopf öffnet er die Tür der Auskleide⸗ 
kabine, um den Patienten eintreten zu laſſen, deſſen Auweſenheit ihm 
ein Lichtſignal anzeigt. Allein die elektriſchen und Rohrleitungen, 
die zu einem guten Teil durch eine ſolche Überfpigung der Betriebs⸗ 
rafionalifierung nötig geworden find, verſchlingen ein Vermögen. 
Man höre und ſtaune: rund 90 Kilometer Rohrleitungen (die elek⸗ 
triſchen Leitungen alſo ausgeſchloſſen) liegen im Haus. Das 
Wunderwerk der techniſchen Zentrale, von der aus die Ent⸗ und Be⸗ 
lüftung, die Waſſer⸗, Gas⸗, Preßluft⸗, Stark⸗ und Schwachſtrom⸗ 
anlagen dirigiert werden, iſt auf das techniſch raffinierteſte aus⸗ 
geſtattet. Überall im Haus findet man Spucknäpfe mit Waſſer⸗ 
leitung. Was den Bau aber noch ganz beſonders verteuert, ſind die 
Bäder: mediziniſche Bäder, Schwitzbäder, Dampfbäder und ſogar 
ein modern ausgeſtattetes römiſches Bad. Bisher war die Orts⸗ 
krankenkaſſe ohne eigene Bäder ausgekommen, die vorhandenen 
ſtädtiſchen Badeanſtalten hätten genügt. In einer Zeit aber, wo es 
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gilt, an allen Ecken und Enden zu ſparen, glaubt man, ſich koſtſpielige 
Badeanſtalten leiſten zu müſſen. 


Über dieſe Eigenbetriebe ſchreibt Engel⸗Eiſenberg: 


„Das Bad der Ortskrankenkaſſe Frankfurt a. M. iſt überhaupt 
ſo eine eigene Sache. Es ſoll die größte und beſteingerichtete Bade⸗ 
anſtalt Frankfurts ſein. Dabei wird das ſtädtiſche Schwimmbad, 
wie jeder Kenner der Verhältniſſe weiß, bei weitem nicht genügend 
ausgenutzt. Heilbäder können auch dort verabfolgt werden. Ich weiß 
aus ſicherer Quelle, daß es Tage gibt, an denen nicht einmal zehn 
Beſucher gezählt werden, und bei dieſem Zuſtande muß die Orts⸗ 
krankenkaſſe Frankfurt a. M. ausgerechnet ein Bad mit einem 
Millionenaufwand errichten, in dem, wenn man die Koſten und die 
laufende Unterhaltung einſchließlich Zinſendienſt berückſichtigt, das 
Bad auf 20 bis 25 RM. kommen wird.“ 

Nun werden Sie fragen, hatte denn auch in Frankfurt a. M. die 
Sozialdemokratie vorherrſchenden Einfluß? Ich bin daher darauf 
nicht weiter eingegangen, weil ich es überhaupt als ſelbſtverſtändlich 
vorausfege, daß überall dort, wo eine Mißwirtſchaft herrſcht, die 
Sozialdemokratie maßgeblich vertreten war. Ich kann bei Frankfurt 
am Main ſogar mit Einzelheiten aufwarten und erinnere mich noch 
der erſten Zeit im republikaniſchen Deutſchland. Da trugen faſt alle 
Schalterbeamte der Ortskrankenkaſſe ſchwarzrotgoldene Schleifen 
im Knopfloch. Das war nicht etwa ein Zeichen vaterländiſcher Ge⸗ 
ſinnung, ſondern das war eine Legitimation, auf deutſch der „Be⸗ 
fähigungsnachweis“. Und als dann die Wahlen kamen, da ſtanden 
auf den Vorſtandsliſten die Leute, die „nebenbei“ den Poſten eines 
roten Gewerkſchaftsführers innehatten. 
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Die Ortskrankenkaſſe Frankfurt am Main hat ſelbſt in einer 
Zeitſchrift vom Mai 1931 die Beitragserhöhung begründet. Die 
„Frankfurter Nachrichten“ veröffentlichten am 7. Mai 1931 den 
folgenden Auszug: 

„1930 hat die Kaffe noch eine Beitragseinnahme von 22 1 56 Mil⸗ 
lionen Reichsmark erzielt. Durch die Notverordnungen wurden ein⸗ 
ſchneidende Anderungen hinſichtlich der Krankenverficherung ge: 
troffen. Dieſe ſollten nach Anſicht des Reichsarbeitsminiſters eine 
Senkung der Kaſſenausgaben um 10 v. H. herbeiführen. Auch die 
Kaſſenbeiträge mußten neu feſtgeſetzt werden, wobei gleichzeitig den 
Arbeitgebervertretern ein Ablehnungsrecht eingeräumt wurde, wenn 
die Beiträge 6 v. H. überſteigen würden. Die Beiträge unſerer 
Kaffe betrugen 1930 vom 1. Januar bis 31. März 8 b. H., vom 
1. April bis 2. November 7,5 v. H. und wurden vom 3. November 
1930 ab, trotz ſchwerer Bedenken des Kaſſenvorſtandes, auf Drän⸗ 
gen der Arbeitgeber auf 6 v. H. herabgeſetzt uſw.“ 

Alſo dieſe Arbeitervertreter ſchämten ſich nicht, faſt 7 Millionen 
Beitragsgelder herauszuwerfen und faſelten dann, wenn die Beiträge 
nur etwas herabgeſetzt werden ſollten, was noch lange nicht die er⸗ 
trägliche Grenze iſt, von ſchweren Bedenken für den Beſtand der 
ſogenannten ſozialen Einrichtung. Den Arbeitgebervertretern, die 
gegen dieſen Wahnſinn Front machten, warf man dann Mangel 
an ſozialem Empfinden vor. Der Arbeiter ſelbſt aber, der von den 
wirklichen Vorgängen keine Ahnung hatte, glaubte natürlich dieſen 
Hetzreden. 

Ganz Deutſchland litt unter der Mißwirtſchaft der Kranken⸗ 
kaſſen. Hatten doch die koſtſpieligen Eigenbetriebe ſchon manche 
Exiſtenz vernichtet. Auch heute noch behaupten die Roten Herren, 
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daß die Cozialverficherung mit ihrem Hanptfaktor der Kranken: 
verſicherung die größte Errungenſchaft der Neuzeit wäre. 

Die Ortskrankenkaſſe Köln am Rhein hat für ihren Ver⸗ 
waltungsapparat 4 Millionen verpulvert, die Ortskrankenkaſſe 
Dortmund 3 Millionen RM, und fo weiter. 

Auch in Braunſchweig gelang es, bei der Regierungsübernahme 
der N. S. D. A. P. grenzenloſe Mißſtände im Krankenkaſſen⸗ 
weſen aufzudecken. Ich entnehme dem Bericht darüber folgendes: 

Als beſonders korrupt erwieſen ſich in Braunſchweig — wie 
anderswo — die Verhältniſſe bei der von Marxiſten beherrſchten 
Ortskrankenkaſſe. Unter allen Umſtänden mußten die roten 
Krankenkaſſengewaltigen ihren „Palaſt“ haben. Unter der Regie⸗ 
rung der Genoſſen Jaſper, Sievers und Steinbrecher konnte der 
marxiſtiſche Stadtrat Vogler vom ſtädtiſchen Verſicherungsamt 
dem Prunkbedürfnis der roten Vorſtandsmehrheit die Wege ebnen. 

Er ließ es zu, daß der Bau unter ſeinen Augen ohne ordnungs⸗ 
mäßige Genehmigung, ohne ordnungsgemäßen Koſtenanſchlag, ohne 
geſicherte Finanzierung und ohne jede Rückſicht auf die Bedürfniſſe 
und Intereſſen der Verſicherten begonnen wurde. 

Zunächſt ſollte er eine Million koſten, kam aber ſchließlich auf 
nicht weniger als 2,7 Millionen zu ſtehen, kein Wunder, da er nach 
einem Gutachten des Direktors Jäger aus München um ein Viel⸗ 
faches zu groß iſt. 

Durch den Größenwahnſinn der „Genoſſen“ iſt die Kaſſe mit 
den ſechsfachen jährlichen Betriebskoſten (240 000 RM.) belaſtet 
wie im alten Grundſtück (40 000 RM.). Die 200 000 RM. 
Mehrausgabe müſſen die Verſicherten mit ihrer Geſundheit bezahlen. 

Der einzige, der ſich ins Fäuſtchen lachte, iſt der Architekt Prof. 
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Mühlenpfordt, der für feinen langweiligen, fteifen, das ganze alter: 
tümliche Stadtbild ſtörenden Zweckbau neben feinem Profeſſoren⸗ 
gehalt 135 000 RM. Honorar einſteckte. Er hielt es aber nicht 
einmal für nötig, für dieſen Rieſenverdienſt einen nach fachmänni⸗ 
ſchem Urteil ausreichenden Koſtenanſchlag herzuſtellen. 

Eine beſondere ſchamloſe marxiſtiſche Brutalität gegen das ſchaf⸗ 
fende Volk bedeutet der Finanzierungsplan, den der Kaſſenvorſtand 
am 4. Dezember 1928 beſchloß, als man noch mit einer Million 
auszukommen gedachte. 

Die marxiſtiſchen Kreaturen des Vorſtandes brachten es fertig, 
in der Stille ihres Vorſtandszimmers zu beſchließen, den Ver⸗ 
ſicherten ſolle in Zukunft nicht mehr vom zweiten, ſondern erſt dom 
dritten Tage ab Krankengeld bewilligt werden, um fo 114 000 
Reichsmark für den Bau zu gewinnen. Durch Einführung eines 
Arbeitgeberausweiſes ſollten die Verſicherten von der Krankmeldung 
abgeſchreckt werden, wovon man eine Erſparnis von 175 000 RM. 
erhoffte. 

Vor einer Beitragserhöhung ſchreckte man natürlich ebenſowenig 
zurück wie vor einem kleinen Pump von 300 000 RM. 

Die verantwortungsloſe ſozialdemokratiſche Vorſtandsmehrheit 
war in unerhörtem Leichtſinn ſogar bereit, ſelbſt die nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes für etwaige Epidemien angeſammelte Rück⸗ 
lage bedenkenlos zu verbauen. Tatſächlich weiſt heute der Rücklage⸗ 
fonds, der beſtimmungsgemäß 982 oo RM. betragen ſoll, nur 
noch einen Beſtand von 134 000 RM. auf. Die fehlenden 
850 o RM. find verbaut. 

Das Gutachten ſagt darüber: 

Der Stand der Rücklage der Kaſſe muß geradezu kataſtrophal 
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genannt werden. Damit iſt jetzt bereits der geradezu verbrecheriſche 
Zuſtand eingetreten, daß die Mitglieder der A. O. K. Brannſchweig 
völlig ſchutzlos einer etwa eintretenden Krankheitskataſtrophe preis⸗ 
gegeben ſind, dank der Gewiſſenloſigkeit ihrer marxiſtiſchen Vor⸗ 
ſtandsmehrheit. 

Zu gleicher Zeit, da dem zwangsberſicherten Arbeitnehmer die 
Inanſpruchnahme der Krankenkaſſe in brutalſter Weiſe erſchwert, 
ja unmöglich gemacht wurde, zeigt man ſich gegen Nichtverſicherte, 
ſoweit es hohe Freunde und würdige Genoſſen waren, äußerſt nobel 
und entgegenkommend. Hier kannte Wohltätigkeit nicht einmal ge⸗ 
ſetzliche Grenzen. 

Entgegen dem beſtehenden ſtrikten Verbot wurden in der Zahn⸗ 
klinik der Krankenkaſſe Nichtverſicherte gegen Erſatz der Selbſt⸗ 
koſten für Material oder auch umſonſt behandelt. 

Zunächſt fanden mehrere. begüterte Arbeitgebermitglieder des 
Vorſtandes oder ihre Ehefrauen liebevolle Behandlung in der 
Klinik, ohne daß irgendwelche Bezahlung nachweisbar wäre. 

Von auswärts erſchienen: Genoſſe Anguſt Heilmann, der Ge⸗ 
waltige der Ortskrankenkaſſe Magdeburg; Genoſſe Lehmann, 
Berlin⸗Charlottenburg, Vorſitzender des Verbandes deutſcher 
Krankenkaſſen, der „geniale“ Erfinder der Krankenſcheinabgabe von 
0,50 RM., und, als duftendes Veilchen in dieſem farbigen Strauß, 
der Genoſſe Knoblauch, der Vorſitzende des Landesverbandes Baye⸗ 
riſcher Krankenkaſſen aus Mürnberg. Sie alle brauchten nur die 
Selbſtkoſten an Material zu erſetzen. Auch der hochbezahlte 
Architekt Mühlenpfordt ließ ſich drei goldene Brücken herſtellen für 
30 RM., mit deren Bezahlung er es aber nicht eilig hatte. 

Zu ſeiner Entſchuldigung wies der Vorſtand der Kaſſe darauf 
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hin, daß auch mittellofe ITichtverficherte behandelt feien, zum Bei⸗ 
ſpiel obdachloſe Wanderburſchen. Dieſe erhielten allerdings keine 
teuren Brücken und Protheſen, ſondern höchſtens eine Spritze oder 
einen Bauſch ſchmerzſtillender Watte. 

Angeſichts ſolcher dokumentariſch bezeugten Zuſtände und An⸗ 
klagen wagte es der marxiſtiſche „Volksfreund“ noch, denen, die nicht 
alle wurden unter ſeinen Leſern, zuzurufen: „Seid auf der Hut, 
laßt euch eure Krankenkaſſe, die immer muſtergültig innerhalb der 
geſetzlichen Grenzen für die Verſicherten ihre Pflicht tat, nicht heim⸗ 
tückiſch nehmen. Tretet dem nationalſozialiſtiſchen Schwindel⸗ 
manöver entgegen.“ 

Auch die Allgemeine Ortskrankenkaſſe Berlin hatte zuviel Geld 
übrig und baute einen neuen Verwaltungspalaſt. 

Ein Berliner Blatt ſchrieb darüber: 

Fünf⸗Millionen⸗Palaſt für unſer Geld! 
Das Verwaltungsgebände der A. D. K. 

An dem neueröffneten Rieſenbau der Berliner Allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe, dem modernſten Bürogebäude Berlins, merkt man 
nichts von den ſchweren Geldnöten, in denen ſich die Ortskranken⸗ 
kaſſen befinden. Wie groß dieſe Nöte ſind, wurde — und das nicht 
ohne pikanten Reiz! — durch den Berliner Rundfunk ausgerechnet 
an dem Tage geſchildert, als die erſte große Beſichtigung des Rieſen⸗ 
prachtgebäudes der Berliner Allgemeinen Ortskrankenkaſſe erfolgte. 
Seltſam, aber — verftändlich war es, daß die Begrüßungsreden zum 
großen Teil eingeſtellt waren auf die Abwehr aller ſchon ſeit langem 
laut gewordenen Kritik. Die nachfolgende Beſichtigung rief zwar 
Staunen und Bewunderung hervor, hat aber die Kritik höchſtens 
noch lauter werden laſſen. Wenn der Vertreter des zuſtändigen Be⸗ 
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zirksamtes glaubte, diefe Kritik einfach durch das ſchnippiſche Zitat 
beiſeiteſchieben zu können: 

„Wer da bauet an den Gaſſen, 

Muß die Leute reden laſſen“, 
ſo iſt zu erwidern: Zu dieſen Leuten gehören ja vor allem diejenigen, 
für deren Geld dieſer Fünf⸗Millionen⸗Bau aufgeführt worden iſt! 
Der Herr Oberbürgermeiſter Dr. Sahm ſollte dieſem Vertreter des 
Berliner Bezirksamtes Mitte einmal unter vier Augen ein wenig 
Takt beibringen! Wenn von dieſem Stadtrat der Bau als „Vor⸗ 
bild neuereſtandenen Bürgerſinns“ bezeichnet wurde, ſo kann man 
das höchſtens als einen ſchlechten Witz auffaſſen, der durchaus nicht 
am Platze iſt. Denn der Bürger pflegt es nicht für vorbildlich zu 
halten, Mut auf anderer Leute Koſten zu beweiſen. 

Drei Entſchuldigungsreden hintereinander ſind etwas viel, ſie 
wurden aber für nötig gehalten. Nur blieb die Frage unbeantwortet, 
ob es nicht zweckmäßiger geweſen wäre, noch etwas zu warten mit der 

Feſtlegung von fünf Millionen des Vermögens 
der Berliner Allgemeinen Ortskrankenkaſſe. 

In Berlin ſtanden nämlich ſeit Jahren ganze Geſchäftspaläſte leer, 
die man überaus billig hätte mieten können. Außerdem handelt es 
ſich hier nur um einen Erweiterungsbau, da ja die Allgemeine Orts⸗ 
krankenkaſſe in unmittelbarer Nähe der neuen Zentrale ihren bis⸗ 
herigen Rieſenban beſaß. 

Die Verſicherten und Arbeitsloſen, die Kranken und Invaliden⸗ 
rentner machen Augen, wenn ſie 


die größte Abfertigungshalle Europas betreten. 
Auch die Kaſſenärzte ſtannen, wenn ſie dieſen Bau ſehen, und ver⸗ 
ſtehen jetzt auch, warum ihnen immer von neuem vorgeſchrieben 
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wurde, daß fie bei der Behandlung, den Arzneien uſw. immer nur 
zu ſparen und nochmals zu ſparen hätten. Die fünf Millionen Bau⸗ 
koſten ſtehen in ſeltſamen Gegenſatz zu den zo Pfennig, die jeder 
krankgewordene Verſicherte zuerſt einmal für den Krankenſchein und 
dann beim Apotheker bezahlen mußte. 

Die Rieſenbauten der Ortskrankenkaſſen in Dortmund, Frank⸗ 
furt a. M. und anderen Orten fanden in Berlin ihre „würdige“ 
Fortſetzung. Daß man ſich in Berlin mit fünf Millionen — 
genauer geſagt: 4,8 Millionen — „begnügte“, dafür aber nun im 
Beſitze zweier Rieſenhäuſer iſt, wird weder die Höhe der Beiträge 
entſchuldigen noch die Zufriedenheit der Verſicherten dermehren. 
Und wird die Allgemeine Ortskrankenkaſſe Berlin beſtimmt nicht 
zu größeren Leiſtungen anſpornen. 

Dafür aber wurde Berlin um einen Verwaltungspalaſt reicher! 

Verlaſſen wir nun die Paläſte und beſchäftigen wir uns einen 
Augenblick mit der geweſenen Perſonalpolitik der Krankenkaſſen. 

Bei der Ortskrankenkaſſe Breslau mußten vom 1. Januar 1931 
bis zum 30. April 1931 zwanzig Hilfsarbeiter eingeſtellt werden. 
Man hat ſie wieder entlaſſen, dafür leiſteten fünfzig Kontoführer 
Tag um Tag bezahlte Überftunden. Von zwölf angeſtellten Per⸗ 
ſonen waren ſechs Angehörige von Gewerkſchaftsſekretären, ein An⸗ 
geſtellter war Töpfer, drei vollkommen ungelernt, eine Schneiderin, 
ein Lagerhalter. Außerdem waren zwei Söhne von Gewerkſchafts⸗ 
ſekretären Fahrſtuhlführer geworden. Einen anderen Fall von 
Günſtlingswirtſchaft berichtet der „Mainzer Anzeiger“ dom 
10. Juli 1930. 

Er ſchreibt: 

„Soeben iſt Herr Briſch zum Direktor des Oberverſicherungs⸗ 
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Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Braunſchweig. 
Baukoſten 3,5 Millionen. 


amtes Dortmund, eines der größten preußiſchen Oberverſicherungs⸗ 
ämter, ernannt worden. Briſch iſt ein gelernter Maurer, was uicht 
gegen ſeine Tüchtigkeit zu ſprechen braucht, allerdings auch keine 
Vorbildung für die Leitung eines Oberverſicherungsamtes iſt, wo es 
nicht auf politiſche Befähigung, ſondern auf Sachkenntnis und Er⸗ 
fahrung ankommt. Auch der bisherige Entwicklungsgang hat Herrn 
Briſch für dieſes Amt uicht geeigneter gemacht. Nach der Revo⸗ 
lution war er zunächſt in Schleſien im Paßweſen tätig und wurde 
dann bei der Regierung in Oppeln beſchäftigt. Nach kurzer Zeit 
wurde er Landrat in Delitzſch (Provinz Sachſen). Nachdem er ſich 
dort unmöglich gemacht hatte, verſetzte man ihn als Regierungsrat 
nach Düſſeldorf. Als der bewährte Schlichter für Weſtfalen, 
Mehlich, bei Leiferde tödlich verunglückte, wurde Briſch trotz war⸗ 
nender Stimmen anch im Reichsarbeitsminiſterium zu ſeinem Nach⸗ 
folger beſtellt. Schon nach einem halben Jahr machte er ſich auf 
dieſem Poſten unmöglich. Bekannt iſt die Einſeitigkeit und Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit, mit der er ſich im Ruhrbergbau über das Schmalen⸗ 
bachſche Gutachten hinwegſetzte. Selbſt im Reichsarbeitsminiſterium 
gab man ihn auf, und er kam wieder zur Regierung nach Düſſeldorf. 
Trotz dieſer Fehlſchläge, die jedem Berufsbeamten die Karriere zer⸗ 
ſchlagen hätte, wurde er jetzt von ſeinen Parteifreunden mit Hilfe 
des preußiſchen Staatsminiſteriums auf den wichtigen Poſten des 
Direktors des Dortmunder Oberverſicherungsamtes befördert.“ 
Der Vorgeſetzte der Krankenkaſſen war nicht etwa der Staat, ſon⸗ 
dern hier herrſchte die S. P. D., und wer parteipolitiſch nicht richtig 
orientiert, doch durch Zufall in den Verwaltungskörper kam, konnte 
ſicher fein, bald herauszufliegen. Fand man keinen Strick, um ihn 
daran aufzuhängen, gab man ihm ſogar für freiwilliges Ausſcheiden 
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eine Entſchädigung. Man war dabei nicht einmal kleinlich. 
Summen von 30 o00 RM. ſpielten dabei keine Rolle. Nun 
handelte es ſich ja ſchließlich nicht um eigene Gelder, ſondern um die 
Beiträge der armen Pflichtkaſſenmitglieder, und da kam es auf 
tanſend Mark mehr nicht an. Die Hauptſache: der Störenfried 
war fort, und man war wieder unter ſich. 

Der „Angriff“ ſchrieb über die rote Herrſchaft bei der Allge⸗ 
meinen Ortskrankenkaſſe Berlin: 

Eine Hochburg des Marxismus. 

Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe iſt eine Hochburg des Marxis⸗ 
mus. Getreu dem bekannten Bebelwort iſt dafür geſorgt worden, daß 
ſich die Krankenkaſſe nicht nur in völlig ſozialdemokratiſchen Händen 
befindet, ſondern darüber hinaus auch alle Perſonalfragen nach rein 
parteipolitiſchen ſozialdemokratiſchen Grundſätzen behandelt werden. 
Wer nicht der S. P. D., dem Z. d. A., dem Arbeiter⸗ Sportverein 
oder dem Arbeitergeſangverein angehört, hat ein für alle Male die 
Ausſicht verwirkt, entſprechend ſeiner Leiſtung und den allgemeinen 
Aufrückungsmöglichkeiten befördert zu werden. So hat ſich mit der 
Zeit der Zuſtand der Menſchen erſter und zweiter Klaſſe heraus⸗ 
gebildet. Zur erſten Klaſſe gehören die linientreuen S. P. D., 
Bonzen, die mit größtem Betriebsterror und Schikanen gegen die 
politiſch Andersdenkenden vorgehen, gegen ſie wühlen und hetzen und 
ſie von ihren Arbeitsplätzen vertreiben. Durch dieſe Art und Weiſe 
nehmen die Herren von der S. P. D. dem deutſchen Angeſtellten 
das primitioſte Recht eines jeden Dentſchen, das Recht auf Arbeit. 
Es ſei dieſen Herren von der S. P. D. nur geſagt: Glauben ſie 
dadurch und durch das Verbot, die nationalſozialiſtiſchen Betriebs⸗ 
zellenverſammlungen zu beſuchen, dem ſieghaften Vordringen des 
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Nationalſozialismus in den Krankenkaſſen Einhalt gebieten zu 

können? Tänſchen fie ſich nicht, auch dieſe Hochburg des Marxismus 

wird dem Nationalſozialismus weichen müſſen! Überall, bei der 

Allgemeinen Ortskrankenkaſſe Berlin und den anderen Kaſſen, 

marſchiert der Nationalſozialismus trotz Terror und Verbotes. 
Unſer wird der Sieg ſein! 

Ich will nun zum Schluß dieſes Kapitels, in welchem ich von den 
Luxusbanten der roten Arbeiterführer geſchrieben habe, nicht ver⸗ 
fehlen, eine Zeitungsnotiz ans dem „Fridericus“ anzufügen, die das 
Leben in Schönheit und Würde zeigt, das die roten Bonzen dem 
deutſchen Volke 1918 vberſprachen. 

Er ſchrieb in der Nummer 23 des Jahres 1931: 

„Wenn man don Koblenz hört, denkt man an den Rhein und 
an die Moſel, denkt man die Schönheit dieſer alten, nach langer 
Fremdherrſchaft vom Feinde befreiten Stadt. Aber man weiß nicht, 
daß es gerade in Koblenz eine Unterbringungsſtätte für Menſchen 
gibt, die menſchenunwürdig iſt. Im ehemaligen Militärgefängnis 
in Koblenz, das von jeher alles andere als ein freundlicher Ort war, 
ſind 43 arme deutſche Familien untergebracht. Die Zuſtände in 
dieſer Familienwohnung ſpotten aller Beſchreibung, ſo daß man ſie 
Familiengruft nennen ſollte. 

In zwei Zellen und einer Zelle, die als Küche benutzt wird, hauſt 
zum Beiſpiel eine fünfköpfige Familie mit Kindern im Alter von 
zwei Monaten bis zu 19 Jahren. Der Steinboden iſt hart und 
kalt, die Zellen ſind dumpf, feucht, düſter und kalt. Das jüngſte 
Kind iſt erkrankt. Die Mutter hat ihm in der Zelle, die als Küche 
benutzt wird, ein notdürftiges Bettchen bereitet, denn die Küche iſt 
wenigſtens warm. 
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Zwanzig Kubikmeter Luftraum follte dieſe Wohnung für jeden 
Bewohner haben, ſie hat für jeden nur fünf Kubikmeter Luftraum. 
Denn dieſe Menſchen werden ſchlimmer behandelt, als im Zucht⸗ 
haus ſitzende Deutſche, die 22 bis 28 Kubikmeter Luftraum erhalten. 

Und fo geht es Zelle für Zelle. Kaum daß ein Sonnenſtrahl 
durch die winzig kleinen Fenſter dringt. Dazu iſt die Luft verpeſtet, 
denn es ſind nicht Aborte genug vorhanden, und die wenigen ſind zum 
Teil nicht in Orduung. Aber es ſind Menſchen, deutſche Menſchen, 
doch arme Menſchen, die in dieſen Löchern hauſen müſſen. 

Wenn wir an Koblenz denken, denken wir an den goldenen Rhein 
mit feinen von Städten und Dörfern und Weinbergen und Dbft- 
gärten geſchmückten Ufern. Wir wollen aber auch an das Elend 
denken, das hinter dieſen Mauern wohnt, und wollen es uns in die 
Hand verſprechen, daß all unſere Arbeit, die wir leiſten, erfüllt ſein 
ſoll von dem Geiſte, den man ſo gerne ſozial nennt, für den es aber 
ein viel ſchöneres und viel weitergehendes Wort gibt: Kameradſchaft. 

Jedem Deutſchen ſeine Wohnung, ſeine Arbeit, ſein Brot. Das 
iſt keine Utopie, keine Vorſpiegelung falſcher Tatſachen, das iſt 
Möglichkeit. Eine Möglichkeit, die in Erfüllung gehen wird, wenn 
wir es in unabläſſiger Arbeit durchgeſetzt haben, die geſamte Jugend 
unſeres Volkes in ein⸗ bis zweijähriger Arbeitsdienſtpflicht zu er⸗ 
tüchtigen, die Arbeitsplätze für die Alteren freizumachen, neue 
Siedlungen zu ſchaffen und aus den Steinhöhlen der Großſtadt die 
Menſchen aufs Land, auf die Siedlungen zu führen, auf daß in 
freier und friſcher Luft eine geſunde deutſche Generation heranwachſe. 

Niemals iſt einem Volke Freiheit gebracht worden von Menſchen, 
die in Höhlen, in Totengrüften wohnen. Denn mit der Freiheit 
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ift es wie mit dem freien Adler, dem König der Lüfte, dem Symbol 
der Freiheit. Sie gedeihen nur in friſcher, freier Luft.“ 

Auch der „Völkiſche Beobachter“ vom 12. Januar 193z brachte 
in einem Artikel zum Ausdruck, wie der Marxismus, der ſich nur in 
Millionenpaläſten wohlfühlte, die ärmeren Volksgenoſſen, die durch 
ſeine Mißwirtſchaft in Not und Elend gekommen waren, 
wohnen ließ. 


Unbarmherzige Haltung der Preußiſchen Bau: und Finanzdirektion. 
Sollen die Krögel⸗Mieter auf die Straße geſetzt werden? 

Wir erhalten folgende Zuſchrift: 

„Am Krögel“, ſo nennt ſich der alte Handelshof, der ſich als Ab⸗ 
ſchluß der Stralauer Straße vom Molkenmarkt zur Spree herab⸗ 
zieht. Seine Banzeit war im 16. Jahrhundert. 

Heute gehört das Grundſtück dem Preußiſchen Fiskus. Die Ver⸗ 
waltung hat die Preußiſche Bau- und Finanzdirektion. 

In dieſen alten Gemäuern wohnen einige dreißig Familien außer 
den gewerblichen Unternehmungen. 

Leider ſind die Zuſtände in dieſem Hauſe nicht ſo, wie es in einem 
Gebände, welches der Regierung gehört, ſein müßte! Hier benutzen 
fünf bis acht Familien eine Toilette. Die Waſſerleitung muß teil⸗ 
weiſe von fünf Familien benutzt werden, und da dieſe auf dem kalten, 
zugigen Treppenflur liegt, ſo iſt dies natürlich für die Hausfrau mit 
großen geſundheitlichen Gefahren verbunden. Keine Wohnung hat 
einen Keller oder Bodenraum, Treppenbeleuchtung nach 8 Uhr gibt 
es nicht, trotzdem die Treppen kaum bei Tage benutzbar ſind. 

Die unteren Räume des Hauſes werden zum größten Teil don 
Altpapierhandlungen benutzt. Beſtimmt nicht zum Wohlergehen 
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der Mieter, da dadurch natürlich üble Gerüche und Ungeziefer noch 
mehr in dieſes alte 40ojährige Gebäude gezogen werden. 

Faſt ſämtliche Mieter ſind erwerbslos und dadurch mit der Miete 
im Rückſtande. Von 31 RM. Unterſtützung kaun ſicher kein 
Menſch 21 bis 40 RM. Miete zahlen. Die Herren von der 
Preußiſchen Bau- und Finanzdirektion denken aber darüber anders. 
Trotz dieſer unverſchuldeten Not will der Fiskus die Mieter, welche 
im Rückſtand, und vor allem die Leute, die im Mieterausſchuß ſind 
und die Intereſſen der Allgemeinheit vertreten, auf die Straße ſetzen. 

Ein ſolches Vorgehen iſt unerhört und müßte ein Einſchreiten der 
Offentlichkeit erzwingen! 

Der Mieterausſchuß hat eine Einigung über Herabſetzung der 
viel zu hohen Mieten und Stundung der Rückſtände verſucht, doch 
bisher ohne Erfolg. Es iſt weiß Gott eine Schande, es zeugt von 
der weitgehenden Verſtändnisloſigkeit der Beamten gegenüber der 
ſchrecklichen Lage ihrer Volksgenoſſen. Abhilfe muß geſchafften 
werden, oder unendliches Elend wird heraufbeſchworen über 
Familien, die dem Schickſal machtlos gegenüberſtanden.“ 


Unterſchlagungen bei den Krankenkaſſen. 


Wieder eine ſozialdemokratiſche Sumpfblaſe geplatzt, ſchrieb 
„Der Angriff“ vom 27. Jannar 1932. 

Bei der Verwaltungsſtelle der „Kranken⸗ und Sterbekaſſe für 
das Deutſche Reich“ in Celle, Lichterfelder Kraukenkaſſe genannt 
— es handelt ſich um ein den freien Gewerkſchaften naheſtehendes 
Inſtitut —, iſt der ſozialdemokratiſche Geſchäftsführer Frank wegen 
Unterſchlagung friſtlos entlaſſen worden. 

Der Kaſſierer der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe Pforzheim, ein 
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ehemaliger ſozialdemokratiſcher Stadtrat, hat einen Sohn, der 
Dentiſt iſt. Er kam auf den Gedanken, deſſen Rechnungen mit er⸗ 
dichteten Namen und Beträgen zu verſehen und ſich das Geld von 
der Ortskrankenkaſſe auszahlen zu laſſen. Hierfür erhielt er drei 
Monate Gefängnis. 

In Groß⸗Strehlitz wurden im Jahre 1927 36 000 Mark unter⸗ 
ſchlagen. In Glatz wurden dem 41 Jahre alten Kaſſierer Paul 
Schramm 675 Fälle ſchwerer Urkundenfälſchung und Unter: 
ſchlagung nachgewieſen. Erfolg zwei Jahre Zuchthaus. 

„Der Angriff“ vom 3. November 1932 brachte folgende Notiz: 

Wie ſich jetzt herausſtellt, belaufen ſich die Unterſchlagungen bei 
der Dresdener Ortskrankenkaſſe nach den letzten Feſtſtellungen auf 
nahezu 200 0 RM. Die Unterſchlagungen gehen bis in das 
Jahr 1926 zurück. Für die Zeit von 1922 bis 1926 ſind Ermitt⸗ 
lungen nicht mehr möglich, da Belege aus dieſer Zeit nicht vor⸗ 
handen ſind. 

Der Broſchüre „Millionen klagen an“ entnehme ich folgende 
Fälle: 

In Düſſeldorf iſt Oberſekretär Buſe der Sünder. Der Fall 
liegt gar nicht weit zurück. Als Buſe Anfang September 1931 
verhaftet werden ſollte, war er verſchwunden. Er weilte ſeit einigen 
Tagen mit ſeiner Familie in einem auswärtigen Kurort, und dort 
wurde er nicht mehr gefunden. Als er nun eines Nachts mit einem 
Kraftwagen vor ſeinem Hauſe hielt, um Sachen abzuholen, ereilte 
ihn ſein Schickſal. 

In Kleinlaufenberg wurde die 39jährige Frau des Polizeiwacht⸗ 
meiſters Muchenberger, welche als Rechnerin in der Einzugsſtelle 
Kleinlaufenberg der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe Säckingen tätig 
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war, wegen Unterſchlagung verhaftet und ins Amtsgefängnis 
Säckingen eingeliefert. Die Fran ſtand ſchon ſeit einiger Zeit unter 
dem Verdacht der falſchen Rechnungsführung. Als nun eine Re⸗ 
viſion bei ihr angekündigt wurde, täuſchte ſie einen nächtlichen Ein⸗ 
bruch vor. Es wurde ein Fehlbetrag von 1100 RM. feſtgeſtellt. 
Während des Verhörs geſtand die Frau eine weitere, zwei Jahre 
zurückliegende Unterſchlagung von 2200 RM. ein. Damals gab 
ſie an, daß ſie dieſen Betrag auf dem Wege zur Ortskrankenkaſſe 
nach Säckingen verloren habe. 


In Ilfeld am Harz ſind bereits vier Angeſtellte, einſchließlich des 
Geſchäftsführers, verhaftet. Der Nordhäuſer Staatsanwalt bekam 
Arbeit. ö 

Der Ilmenauer Fall datiert aus Anfang 1927. Da führte im 
benachbarten Stutzerbach ein Glasſchneider als Kaſſierer das Amt. 
Er war ſeiner Aufgabe nicht gewachſen, entnahm aber jede Woche 
40 bis 80 RM. für den eigenen Lebensbedarf und war ſpurlos ver- 
ſchwunden, als eines Tages Revifion vorgenommen wurde. Man 
fand ihn in Berlin, und das Ergebnis der Gerichtsderhandlung 
lautete auf neun Monate Gefängnis. 

In Bremen läuft der Fall J in den Jahren 1928/1929. Da 
wurde der Büroangeftellte T. beſchuldigt, in 384 Fällen ſich Kran⸗ 
kengelder angeeignet zu haben, ferner in 43 Einzelfällen Privat⸗ 
urkundenfälſchungen, in 222 Fällen doppelte Quittungen ausgeſtellt, 
in 119 Fällen Quittungen für Nichtkrankenkaſſenmitglieder und 
in 45 Fällen Quittungen mit fingierten Namen ausgefertigt zu 
haben. Die Geſamtſumme beträgt rund 12 500 RM., und dabei 
behauptete der Angeklagte in der Verhandlung noch, er ſei nicht der 
einzige, der ſo gehandelt habe. Er gab die Namen von ſieben An⸗ 
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geftellten der Ortskrankenkaſſe an, die ſich auch auf dieſe Weiſe be- 
reichert hätten. Der Verteidiger erklärte, daß eine Resiſions⸗ 
abteilung erſt ſpäter eingerichtet ſei. Eine Kontrolle habe nicht ſtatt⸗ 
gefunden, ebenſo habe auch das Verſicherungsamt nicht kontrolliert. 
Das muß eine ſchöne Wirtſchaft geweſen ſein. Der Abteilungs⸗ 
leiter betonte als Zeuge, daß der Angeſtellte ihm die Quittungen 
gebündelt übergeben habe und daß er bei dem Vertrauen, das dieſer 
Angeſtellte genoſſen hat, nicht daran gedacht habe, weiter nachzu⸗ 
rechnen, ob alles ſtimme. Das Urteil lautete auf ein Jahr ſechs 
Monate Gefängnis. 

In Kappel hat der Geſchäftsführer die Kaſſe für ſich in Anſpruch 
genommen. Er gab zu, daß er Beträge unterſchlagen habe. Die 
Summe von 1000 RM. ſei aber nicht überſchritten worden. Er 
wurde zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. 

Der Kaſſierer Hermann Knecht von der Allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe I für Wittenberg war plötzlich verſchwunden. Die Re⸗ 
viſion ergab den Fehlbetrag von 35 000 RM. 

In Blomberg regierte im Jahre 1929 uoch der ſozialdemokra⸗ 
tiſche Stadtverordnete Faffe als Leiter der Ortskrankenkaſſe. Er 
hat 19 000 RM. beiſeite geſchafft und hat dann, damit er nicht 
überführt werden konnte, Brand gelegt. Der gute Herr hat ſich mit 
den Arbeitergroſchen einen Neubau errichten laſſen, denn eine Acht⸗ 
zimmerwohnung war für ihn nicht gut genug. In der Nacht vom 
13. zum 14. Februar 1929 ſteckte er ſein Wohnhaus in Brand. 
Darin befanden ſich die Räume der Ortskrankenkaſſe. 


Bei der Kreiskrankenkaſſe Sondershauſen haben der Kaſſen⸗ 
angeſtellte Friedrich Schimke und ſeine Ehefrau ſich einen berühmten 
Namen gemacht. Die Ehefrau wurde wegen Hehlerei zu fünf 
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Monaten Gefängnis verurteilt. Schimke felbft erhielt zwei Jahre 
ſechs Monate Gefängnis. Auch hier wieder der Fall, daß weder 
der Vorſtand noch Geſchäftsführer noch Rendant es für notwendig 
hielten, eine eingehende Revifion durchzuführen oder zu beantragen. 

In Unna ſtand der Amtsrentmeiſter Karl Kett am 9. Juli 1931 
vor dem Schöffengericht. Er hatte ſich am 21. Januar, als noch 
niemand an die Veruntreuungen dachte, ſelbſt der Polizei geſtellt 
und feine Unterſchlagungen auf 37 000 RM. angegeben. 

Das Propagandablatt „Signale“ brachte eine neue Rechnung 
zum Abdruck, die zeigt, wie die roten Bonzen auch in aller Offent⸗ 
lichkeit mit dem Gelde der Steuerzahler umgingen, ohne fürchten zu 
müſſen, mit dem Strafgeſetz in Konflikt zu kommen. Ich laſſe dies 
Dokument, zu dem ein Kommentar überflüſſig iſt, hier folgen: 


So lebten ſie, ſo lebten ſie, ſo lebten ſie alle Tage! 


Nachſtehend die Einzelheiten eines parlamentariſchen Bierabends 
der ſozialdemokratiſch geleiteten Preußiſchen Staatsregierung! 


Parlamentariſcher Abend der Preußiſchen Staatsregierung. 
970 Perſonen. 
Einladungskarten. 2936,10 RM. 

Saal⸗ und Tiſchdekoratioa n. . 1 609,30 „ 
Fahnenfabrik, Armbinden uw. 37,0 „ 
Autoaus lagen 5 6,30 „ 
Muſikaliſche 1 der Schußpelize 300,0 „ 
Löhne der Garderobenfrauen u. Kontrollbeamten 310, % ́ „ 
Kroll, kaltes Büfett, Mokka, Liköre, Zigarren, 

Zigaretten uwe. 22 043,60 „ 

27 265,00 RM. 
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Übertrag: 18 075,30 RM. 
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Übertrag: 18 075,30 RM. 
188 Zigarren . „ 0,75 RM. 141,.— „. 


6 000 Zigaretten „ 0,08 „ 480, — „ 
6 820 7) 0 0 0 77 0,10 " 682,— IL 


19 603,30 RM. 
10% Bedienungszuſchlag 1 960,30 „ 
964 Garderoben zu 0,50 RM. 482,.— „ 
22 045,60 RM. 

Dasſelbe Blatt brachte auch einen Beitrag, der zeigt, wes Geiſtes 
Kind die Machthaber der Kaſſen waren: 

Die Geſchichte von einem Krankenkaſſenbönzchen. 

Die Mitglieder der „Berufskrankenkaſſe des Polier⸗, Werk⸗ und 
Schachtmeiſter⸗Bundes“ werden dieſer Tage durch die Zuſchrift 
eines beſonders eingeſetzten Sachverſtändigen mit dem Beſcheid über⸗ 
raſcht, daß der Berliner Verwaltungsſtellenleiter, der Bonze Alfred 
Veit, Unterſchlagungen begangen hat. Jetzt ſoll noch ein Gutachten 
über die Taten des Betrügers angefertigt werden, obgleich doch feſt⸗ 
ſtehen dürfte, daß dabei nichts weiter herauskommt, als eine erneute 
Belaſtung der Kaſſenmitglieder, denen ſchon der geklaute „Fehl⸗ 
betrag“ zur Laſt fällt! Der Sozi Veit verdient etwas näher unter 
die Lupe genommen zu werden. 

Im März 1931 ſchritt die Berufskrankenkaſſe zu einer unver: 
ſchämten Beitragserhöhung. In dem entſprechenden Rundſchreiben 
an die Genoſſen wurde außer von der ungeheuren Wirtſchaftskriſe, 
die jedoch auf die Bonzengehälter ohne Einfluß blieb, viel von 
Solidarität, Kampfgeiſt und Opfermut geſchrieben. Mit dieſen 
Phraſen waren jedoch die Berliner Mitglieder nicht davon abzu⸗ 
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halten, Krach zu ſchlagen und die Mehrzahlung zu verweigern. Da 
gab es für den Bonzen Veit, der bis dahin nichts zu tun gehabt hatte, 
viel Arbeit. Er mußte ſogar Briefe ſchreiben, und das war — wir 
werden es gleich beweiſen — ſeine ſchwache Seite. Sein Original⸗ 
ſchreiben lautete in einem Falle wie folgt: 

„Werter Kollege! 

Du ſanteſt hente an die Geſchäftsſteele der Berufskrangenkaſſe 
den Behtrag von 23,80 RM. ein und ſchreibſt auf den Poſt⸗ 
abſchnitt das du 13,50 RM. abgezogen haft die ich deine Frau 
unrechtmäßig einbehalten habe. Deine Frau hat am 16. 5. 31 
die Beiträge für Mai und April bezahlt jeden Monat mit 
39,30 RM. wie fol das fein das ihr find einbehalten worden 
13,50 RM. das ſtimmt nicht. Ihr iſt nichts einbehalten 
worden. An dem Tage war Kollege V.. . . mit im Bürow 
und hat geholfen den iſt auch davon nichts bewußt. Am beeſten 
du kommſt ſelbſt hier nach dem Bürow und die Sache zu regeln. 
Mit deinem Abzug bin ich nicht einverſtanden. 

Mit kollegialem Grus 
Alfred Veit.“ 

(Der Empfänger des Briefes iſt ſofort aus der Kaſſe ausgetreten.) 
Es iſt die alte Geſchichte: Ein vollkommen unfähiger Mann erhält, 
nur weil er das Parteibuch in der Taſche hat, einen ſehr gut be⸗ 
zahlten Poſten. Er ſtiehlt, verſchwindet und kann ſchließlich noch 
uicht einmal belangt werden. Allen Mitgliedern ſolcher Bonzen⸗ 
kaſſen kann nur geraten werden: Seht euren Leuten ſtets auf die 
Finger, ehe eure mühſelig erſparten Groſchen abgewirtſchaftet ſind, 
ehe es zu [par iſt!!! 

Auch hier kann man nur dem Syſtem die Schuld geben. Die 
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Machthaber der Krankenkaſſen find nicht bewährte Fachbeamte, 
ſondern Leute aus allen möglichen und unmöglichen Berufen, die 
plötzlich von Partei Gnaden in dieſe Stellungen kommen. Ihnen fehlt 
die dem Fachbeamten im Laufe vieler Jahre anerzogene Korrektheit, 
das tief in der Seele wurzelnde Pflichtgefühl und Beamtenehre. 


Wir haben in der früheren Geſchichte Beiſpiele, ich denke an die 
Zeit der römiſchen Soldatenkaiſer, denen plötzlich eine große Macht 
und Reichtum zufällt, mit dem fie nur Unheil ſtifteten. Man prägte 
dafür den Ausdruck Cäſaremwahnſinn. 

Das gleiche traf zu bei den „Größen“ der Sozialdemokratie. 
Man denke ſich einen Maurer, der plötzlich aus ſeinem Milien 
herausgeriſſen wird. Er wird Vorgeſetzter, ihm unterſtehen Be⸗ 
amte, er beſtimmt über Tauſende von Verſicherungsnehmern, An⸗ 
gehörige akademiſcher Berufe, Arzte und Apotheker, ſind ihm 
unterſtellt, er fährt nur noch im teuerſten Luxusautomobil, logiert 
in den vornehmſten Hotels, verfügt, wenn auch eingeſchränkt, über die 
Unſummen der Mitgliedsbeiträge, iſt es da ein Wunder, wenn er 
größemwvahnſinnig wird und jede Berechnung verliert. Reichen feine 
Bezüge eben nicht für ſeine ins unermeßliche wachſenden Wünſche 
aus, fo nimmt er Kaſſengelder. Vielleicht kommt fo einem Menſchen 
noch nicht einmal das Unredliche ſeines Handelns zum Bewußtſein. — 

Aber auch das pflichttreueſte und ehrlichſte Fachbeamtentum konnte 
dieſer abgewirtſchafteten Einrichtung keinen nenen Lebensodem mehr 
einblaſen. Eine grundlegende Anderung mußte in der geſamten 
Krankenverſicherung Platz greifen, denn anch dieſer Zweig der 
Sozial verſicherung muß zum Wohle der Geſamtheit erhalten werden 
und darf nicht durch unfähige rote Mißwirtſchaft zuſammenbrechen, 
ſoll nicht namenloſes Unheil angerichtet werden. 
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Wie ſich die Krankenverſicherung auf die Mitglieder auswirkt. 

Was ich bereits bei den übrigen Zweigen der Sozialverſicherung 
ausführte, trifft auch bei der Krankenverſicherung zu. Die über⸗ 
triebene Fürſorge untergräbt die Mannhaftigkeit, begünſtigt körper⸗ 
liche und ſeeliſche Verweichlichung und führt zu bewußter Kranuk⸗ 
heitszüchtung. 

Der Marxismus hat dieſe Zuſtände bewußt hervorgerufen, um 
das Volk zu demoralifieren und zu ſchwächen. Er wußte genau, 
daß bei dieſen Zuſtänden die Sozialberſicherung zuſammenbrechen 
mußte. Doch was kümmerte dieſe Volksbetrüger das Wohl der 
Arbeiter. Die Hauptſache war ihnen, ihre politiſche Vorherrſchaft 
über das geſchwächte Volk wurde erreicht. Dann hätten ſie andere 
Saiten aufgezogen, wie es das Beiſpiel im proletariſchen Paradies 
Rußland lehrt, wo die Gozialverficherung nur noch für die ver⸗ 
hältnismäßig kleine Zahl der Kommuniſten beſteht. Doch traut ſich 
dort kaum jemand dieſe Sozialverſicherung in Anſpruch zu nehmen. 

Der Einwand, daß Krankheiten bei Verſicherten durch frühzeitige 
Erkennung nicht erſt verſchleppt werden, beruht auf Verkennung der 
geſamten Umſtände. Denn in den Kaffenpraren in der Großſtadt, 
zum großen Teil in jüdiſchen Händen, mit ihrer Maſſenfreqnenz 
konnte beim beſten Willen keine eingehende Unterſuchung jedes 
einzelnen ſtattfinden. Das wollten auch die roten Kaſſengewaltigen 
gar nicht. 

Der wirklich Kranke war durch die Kaſſen abſolut nicht geſchützt. 
Denn der Arzt wurde durch die Kaſſen ſo jämmerlich bezahlt, daß 
nur ein Maſſenbetrieb ihm feinen Unterhalt gewährte. Die be⸗ 
ſchränkte Zeit aber, die er hierbei für jeden Patienten übrig hatte, 
kam dieſem auch noch nicht einmal zugute, ſondern dieſelbe wurde 
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durch unnötige Schreiberei, welche die Kaſſen verlangten, ver: 
ſchlungen. An eine einwandfreie Unterſuchung war gar nicht zu 
denken. Der wirklich Kranke lief ſogar noch Gefahr, dom Ver⸗ 
trauensarzt geſund geſchrieben zu werden. 

Einen Fall beſchreibt Engel⸗Eiſenberg: 

„Ein Fall ſteht mir aus dem Jahre 1926 in Erinnerung, welcher 
nicht das günſtigſte Licht auf den Vertrauensarzt werfen dürfte. 
Der Arbeiter Groß, tätig in einer großen Berliner Metallfabrik, 
war ſeit langer Zeit kränklich. Er wagte es nicht, ſich krank zu 
melden, weil in dem betreffenden Betrieb es üblich war, diejenigen 
Arbeiter, welche ſich krank meldeten, nach wenigen Tagen friſtlos 
zu entlaſſen. Auf dem Entlaſſungsſchein ſtanden dann die freund⸗ 
lichen Worte: Ihre Enlaſſung erfolgt wegen Krankheit, 8 123 
Nr. 8 der Gewerbeordnung. In dieſer Nr. 8 des genannten 
Paragraphen wird dem Arbeitgeber das Recht eingeräumt, einen 
Menſchen, wenn er krank iſt, zu entlaſſen. Darin heißt es, daß 
ein Grund zur friſtloſen Entlaſſung gegeben iſt, wenn der Arbeit⸗ 
nehmer zur Fortſetzung der Arbeit unfähig oder mit einer ab⸗ 
ſchreckenden Krankheit behaftet if. Ein Arbeitnehmer, welcher ab- 
ſchreckende Krankheiten an und in ſich trägt, gehört ſelbſtverſtändlich 
in ein Krankenhaus, auf keinen Fall auf einen Arbeitsplatz, wo durch 
ſein weiteres Verbleiben die Gefahr beſteht, daß andere angeſteckt 
werden. Jedoch in dem letzten Teil des Paragraphen liegt die Ge⸗ 
fahr. Gewiß kann mancher Kranke die Arbeit vorläufig nicht 
wieder aufnehmen. Daraus dürfte aber immerhin rein aus Ge⸗ 
rechtigkeitsgründen eine Entlaſſung nicht abgeleitet werden. Hält 
man ſolchen Unternehmern ihre unſoziale Handlung vor, dann ver⸗ 
ſteifen ſie ſich darauf, ſie ſeien zu ſolchen Maßnahmen gezwungen, 
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Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Dortmund. Baukoſten 3,5 Millionen. 


Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Leipzig. 


weil ſie die ſozialen Laſten nicht tragen könnten. Wenn ein Menſch 
in einer Fabrik vielleicht ſchon eine längere Reihe von Jahren tätig 
war, dann hat der Betrieb an ihm ſchon ſoviel verdient, daß er 
ruhig die paar Mark „ſoziale Laſten“ für Verſicherungsbeiträge 
übernehmen könnte. Soziale Laſten gibt es für die Unternehmer 
eigentlich nicht, weil fie die Beiträge für die Gogialverficherung in 
die Löhne und Gehälter einkalkulieren. Heute, wo man ſo gerne von 
„Schickſalsverbundenheit“ redet, ſollte es eigentlich den Begriff 
„ſoziale Laſten“ nicht mehr geben. 

So fürchtete auch der Arbeiter Groß, daß ihm gleiches paſſieren 
würde und drückte ſich vor der Krankmeldung ſo lange, bis es einfach 
nicht mehr ging. Der behandelnde Kaſſenarzt ſchrieb ihn, weil er 
einen wirklich Kranken vor ſich ſah, für längere Zeit krank. Nach 
einer nicht allzu langen Zeit forderte ihn die Krankenkaſſe auf, ſich 
bei dem Vertrauensarzt Dr. Br. in der Schlegelſtraße zu melden. 
Im Krankenzimmer dieſes Arztes befanden ſich noch mehrere Un⸗ 
glückliche. Der Arzt war in der Behandlung der Kaſſenpatienten 
entſchieden roher als ein Bataillonsarzt bei den Preußen. Oft hörte 
man die Arbeiter über dieſen Arzt in berechtigt abfälliger Weiſe ſich 
äußern. „Menſch, wenn du zu dem mußt und willſt krauk ge⸗ 
ſchrieben werden, dann mußt du ſchon deinen Kopf unterm Arm 
tragen und eine polizeiliche Beſcheinigung mitbringen, daß es auch 
deiner iſt!! Bei Herrn Dr. Br. wurde faſt alles arbeitsfähig 
geſchrieben, und ſo erging es auch dem Arbeiter Groß. Er erhielt nach 
einer oberflächlichen Unterſuchung ein Schreiben in einem ver⸗ 
ſchloſſenen Umſchlage, mit dem Groß zur Krankenkaſſe gehen 
mußte. Bei der Krankenkaſſe wurde ihm dann eröffnet, daß er 
arbeitsfähig geſchrieben ſei. Alle ſeine Proteſte ſeinerſeits nützten 
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nichts. Der Kaſſenbeamte vertrat den Standpunkt, daß das Gut⸗ 
achten des Vertrauensarztes für ſie maßgebend ſei. Der Arbeiter 
war arbeitsfähig geſchrieben worden, konnte aber bei beſtem Willen 
die Arbeit nicht aufnehmen. Es blieb ihm nichts anderes übrig, 
als zu ſeinem behandelnden Arzt zurückzugehen. Dieſer konnte die 
Maßnahmen des Vertrauensarztes nicht verſtehen und überwies G. 
in ein Krankenhaus. Nur wenige Tage ſpäter meldete die 
Arbeiterwitwe bei der Firma den Tod ihres Mannes an. Beſtimmt 
iſt ſchon manches Arbeiterleben und manches Familienglück durch 
die Maßnahmen ſolcher Vertrauensärzte vernichtet worden. Der 
Proteſt der Belegſchaften gegen dieſen Vertrauensarzt blieb von dem 
Krankenkaſſenausſchuß und dem Vorſtaude unberückſichtigt.“ 

Der Maſchinenſchloſſer B. litt ſeit langer Zeit an Gelenk⸗ 
rheumatismus. Seine Arbeiten, da dieſe hauptſächlich ſtehend aus⸗ 
geführt werden mußten, konnte er nicht mehr verrichten. Der 
Kaſſenarzt ſchrieb ihn krank, und der Vertrauensarzt ſchrieb ihn 
arbeitsfähig. Auch B. war nicht in der Lage, ſeine Arbeit auf⸗ 
zunehmen und wurde nach langem Hin und Her von der Landes⸗ 
verſicherung in ein Bad geſchickt, aus welchem er nach achtwöchiger 
Kur als ungeheilt entlaſſen wurde. So könnte man das Sünden⸗ 
regiſter ſo vieler Vertrauensärzte nach Belieben erweitern, jedoch 
ſollen an dieſer Stelle dieſe wenigen Fälle genügen. 

Auch das Syſtem der Krankenbeſucher bedarf der Abänderung. 
Für jeden anſtändigen Menſchen, der das Pech hat, krank zu werden, 
iſt der Beſuch des Krankenbeſuchers eine Beleidignng. Aus welchen 
politiſchen Kreiſen dieſe Krankenbeſucher meiſtens ſtammen, dürfte 
zur Genüge bekannt ſein. Es ſind überwiegend ſozialdemokratiſche 
Funktionäre. In den Betrieben preiſen dieſe Leute den Acht⸗ 
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| ſtundentag und ſchimpfen auch zuweilen auf die Doppelverdienerei. 
Jedoch üben ſie gerne das Amt des Krankenbeſuchers aus und be⸗ 
ſuchen am allerliebſten täglich mehrere Kranke. Dieſen Neben⸗ 
verdienſt ſtecken fie ſich gerne in die Taſchen. 

Die Krankheitszüchtung kann unſerm Volke nie und nimmer zum 
Segen gereichen. Von Bunge äußerte ſich im Jahre 1920 folgender⸗ 
maßen: „Wir ſteuern auf das Ziel los, daß das halbe Volk im 
Krankenbett liegt, und die andere Hälfte ſich mit Krankenpflege be⸗ 
faßt. Und wer dann ſchließlich für den Krankenpfleger ſorgen ſoll, 
das wiſſen nicht einmal die Götter.“ 

Krauß⸗Lichtenfels ſagt in einem Anfſatz: 

„Die Fürſorge nimmt einen größeren Umfang an, bis wir in 
Deutſchland nichts mehr weiter haben werden, als Fürſorger und 
Beſorgte.“ 

Dr. Erwin Liek beſchreibt folgenden Fall: 

„Geht eine Bauſtelle zu Ende, ſo wird den dort beſchäftigten 
Arbeitern gewöhnlich bei der vorletzten Lohnzahlung am Freitag 
zum nächſten Donnerstag gekündigt. Die Folge davon iſt, daß ſich 
etwa 70 v. H. der Leute am Donnerstag krank melden. Der Be⸗ 
weggrund iſt verſchieden: 1. Ganz Vereinzelte tun es, weil ſie ſich 
ſchämen, ſtempeln zu gehen. 2. Ein größerer Teil ſtellt ſich auf den 
Standpunkt, ſie können, nachdem ſie Krankengeld gezahlt haben, das 
Geld, auch ohne krank zu ſein, herausholen (ziehen oder im Danziger 
Platt „trecken“). Der größte Teil geht von folgender Berechnung 
aus: Werden ſie entlaſſen und melden ſie ſich beim Arbeitsamt, ſo 
erhalten jie in der erſten Woche keine Unterſtützung, ſondern erſt für 
die zweite Woche am Wochenſchluß. Sie ſitzen alſo zwei Wochen 
ohne Geldempfang. Das Krankengeld aber beginnt ſofort. Die 
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Krankheiten find faſt immer Rheumatismus und Magenleiden. 
Wir haben Leute im Dezember entlaſſen, die ſich im Mai zur Arbeit 
meldeten, die ganze Zeit aber in ärztlicher Behandlung waren. 
Ferner meldeten ſich die Leute ſtets in folgendem Falle krank: Wird 
ein Mann wegen ſchlechter Führung oder wegen eines Vergehens 
vorzeitig entlaſſen, ſo erhält er keine Arbeitsloſenunterſtützung. 
Sonnabend und Montag ſind alkoholreiche Tage. Da der Bau⸗ 
leiter bei jedem Unfall auf der Bauſtelle zur Verantwortung gezogen 
wird, verweiſt er einen Betrunkenen von der Bauſtelle. Dieſer 
fürchtet ſeine Entlaſſung und meldet ſich in betrunkenem Zuſtande 
krank, geht zum Arzt, wo er ſeltſamerweiſe meiſtens krank ge- 
ſchrieben wird. Die Bauführer kennen im Laufe der Zeit ſchon ihre 
Pappenheimer. Wird nun ein neuer Bau begonnen, ſo ſchickt das 
Arbeitsamt die Leute den Bauführern zu. Sie tun meiſt ſehr zer⸗ 
knirſcht, meinen aber begütigend, die Arbeit wäre doch wohl nichts 
für ſie, ſie hätten es noch im Kreuz und der Herr Bauführer mache 
ihnen nur keine Schwierigkeiten, wenn ſie wieder einen Kranken⸗ 
ſchein haben wollten. Man ſolle ſie alſo gar nicht erſt einſtellen. Ge⸗ 
ſchehe es doch, dann ſolle man ſich nicht wundern, wenn ſie ſich nach 
zwei Tagen wieder krank meldeten. Dies erfolgt dann auch mit töd⸗ 
licher Sicherheit. Bewundernswert iſt, mit welcher Offenheit die 
Leute von dieſen Geſchichten ſprechen. 

Welch eine traurige Aufgabe iſt dem Arzt bei dieſen Geſchäften 
zugewieſen? Er hat nichts weiter zu tun, als den Krankenſchein zu 
unterſchreiben. Der Arbeiter, der nicht arbeiten will, iſt ganz ſicher, 
daß er einen willfährigen Arzt unter der Menge der Wettbewerber 
findet. 

Weiter leſe ich in dem Briefe: „Fragt man Arbeiter, weshalb ſie 
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folange nicht gearbeitet hätten, fo heißt es: Ich habe Krankengeld 
bezogen. „Ja, waren Sie denn krank?“ Die Antwort lautet 
immer: „Nein, das nicht, aber ich war in ärztlicher Behandlung.“ 

Wie ſoll man einen Arzteſtand, dem man dieſe klägliche Rolle 
zuweiſt und deſſen Gefälligkeiten man in aller Offentlichkeit be⸗ 
ſpricht, noch irgendwo achten? 

Aus dem Briefe eines Kollegen: „Der Arzt erſcheint als Hüter 
des Kapitalismus, weil er dem Arbeiter ein Geld verweigert, das er 
zu Recht oder zu Unrecht begehrt Er wird gehaßt, wenn er der 
Krankheitszüchtung ſich entgegenſtemmt, verachtet, wenn er fie ge⸗ 
währen läßt.“ 

Ahnlich iſt es mit den anderen Verſicherungen. Sie ſind aus 
ſozialen Einrichtungen höchſt unſoziale geworden, für zu viele nichts 
weiter als weite Felder, auf denen es arbeitsloſe Ernten gibt. Dazu 
noch eine kurze Zeitungsnotiz: 

„Für Nichtstun höhere Bezahlung als für die Arbeit.“ 

Aus bergbanlichen Kreiſen in Deutſchland wird uns geſchrieben: 
Ein früher auf unſerer Zeche beſchäftigter Arbeiter, der jetzt Unfall⸗ 
invalide iſt, bat uns, unter Hinweis auf feine bedrückte Lage, um 
Bewilligung von Hausbrandkohlen. Eine nähere Nachprüfung der 
Verhältniſſe ergab nun, daß der betreffende Arbeiter neben ſeiner 
monatlichen Knappſchafts⸗ und Unfallrente von 142 Mark anch 
noch Erwerbsloſenunterſtützung von 22,60 Mark wöchentlich, oder 
über go Mark monatlich bezieht; insgeſamt kommt alſo ein Ein⸗ 
kommen von über 230 Mark monatlich in Frage. Es handelt ſich 
hier nicht um einen Ausnahmefall einer beſonders kinderreichen 
Familie, da der betreffende Arbeiter nur drei Kinder hat. 

Eine Nachfrage beim zuſtändigen öffentlichen Arbeitsnachweis 
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ergab, daß auf Grund irgendwelcher geſetzlicher Beſtimmungen tat: 
ſächlich die Auszahlung der Erwerbsloſenunterſtützung neben der 
Rente berechtigt iſt. Es liegt hier alſo ein Fall vor, in dem für 
Nichtstun arbeitstäglich ein „Verdienſt“ erzielt wird, der (bei 
25 Arbeitstagen im Monat) mit über 9 Mark arbeitstäglich höher 
iſt, als die Entlohnung qualifizierter Arbeiter. 

Es handelt ſich hier nicht um einen Einzelfall, ſondern Fälle, in 
denen Renten und Erwerbsloſenunterſtützung, die bekanntlich neben⸗ 
einander gezahlt werden, weit höher ſind als der Arbeitsverdienſt gut 
gelohnter Arbeiter, ſind in außerordentlich großer Zahl nachweisbar. 
Daß derartige Zuſtände nicht nur bei denjenigen, die derartige Be⸗ 
träge beziehen, jeden Arbeitswillen unterdrücken müſſen, ſondern 
auch bei denen, die trotz angeſtrengter Arbeit weniger verdienen, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Nichtsdeſtoweniger geſchieht von den zuſtändigen 
Stellen zur Behebung derartiger Verhältniſſe nichts.“ 

Genng, jeder Arzt, jeder Arbeitgeber, viele einſichtige und fleißige 
Arbeitnehmer, nicht zuletzt die Kaſſenverwaltungen kennen dieſen 
Mißbrauch der ſozialen Geſetzgebung zur Genüge. Sie alle wiſſen 
auch, daß es anf dem bisherigen Wege nicht weitergehen konnte. Die 
Krankheit darf nicht zum Geſchäft ausarten. Das Krankſein, oder 
richtiger das Vorgeben einer Krankheit, darf keinen Nutzen mehr 
bringen, ebenſowenig wie Einträglichkeit des Arbeitens und des 
Nichtarbeitens gegeneinander abgewogen werden dürfen. In der 
Schädigung durch eine Krankheit in körperlicher wie in wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung liegt ein ſtarker Antrieb, ſeinen Körper geſund und 
leiſtungsfähig zu erhalten oder, wenn er krank geworden iſt, ihn 
ſchnell wieder geſunden zu laſſen. Auf dieſem Gebiet wird die 
N. S. D. A. P. grundſätzlichen Wandel ſchaffen. 
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Neben der Krankheitszüchtung treten die anderen, üblen Begleit⸗ 
erſcheinungen der ſozialen Verſicherungen völlig zurück. 

Faſſen wir das in dieſem Kapitel Geſagte zuſammen, ſo müſſen 
wir fagen, daß der an ſich gute Gedanke einer Krankenverficherung 
ſich auf die Mitglieder äußerft ſchädlich answirkt, wenn fie fo, wie 
während der Herrſchaft des Bonzentums in Deutſchland. gehand⸗ 
habt wird. Arbeitſame Menſchen werden faul und arbeitsſcheu, 
geſunde neuraſtheniſch und hypochondriſch, die Ehrlichen verſuchen 
ſich im Lügen und Betrügen und verleiten andere dazu. Eine all⸗ 
gemeine Demoraliſation der Mitglieder iſt auch hier die Folge. 


Die Nachteile der Krankenverſicherung für Arzt und Patient. 


Es wurde allgemein behauptet, daß die Einrichtung der Kranken⸗ 
kaſſen für die jungen Arzte von Vorteil wäre, da ſie durch die 
Krankenkaſſenpatienten ſchnell zu einer einträglichen Praxis kämen. 
Dieſe Behauptung war eine bewußte Irreführung. 

Der junge Arzt und Zahnarzt mußte oft bis zu zehn Jahren 
warten, um als Kaſſenarzt zugelaſſen zu werden, denn die meiſt jüdi⸗ 
ſchen Machthaber, welche die Zulaſſung regelten, bevorzugten immer 
wieder ihre Raſſengenoſſen. Aber nicht genug mit dieſer einſeitigen 
Bevorzugung, kannten dieſe kaufmänniſchen „Talente“ auch andere 
Möglichkeiten, um für die Krankenkaſſe zu „arbeiten“. Im Süden 
Berlins kenne ich einen Zahnarzt, der die Zulaſſung zur Behand⸗ 
lung der Mitglieder der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe hatte. Aus 
irgendwelchen Gründen verzog er. Er gab nun nicht etwa die Praxis 
auf, ſondern überließ ſie einem jüdiſchen Zahnarzt, der die Kaſſen⸗ 
patienten weiter behandelte und die Rechnungen auf den Namen 
ſeines Vorgängers kaſſierte. Der gewiſſenhafte deutſche Zahnarzt 
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wird ſich natürlich, wenn auch zu feinem Schaden, nicht mit folcher 
Geſchäftspraxis einlaſſen. 

Die Arzte aber, die keine Kaſſenzulaſſung hatten, waren faſt dem 
Verhungern ausgeliefert. 

Deshalb mußte jeder Arzt danach ſtreben, die Zulaſſung zu den 
Kaſſen zu erwirken. 

Gerade der Zwang bei der Wahl des Arztes verärgerte die 
Pflichtkaſſenmitglieder am meiſten. Sie kamen ſich dadurch immer 
als Patienten zweiter Klaſſe vor. 

Aber gerade die freie Arztwahl bekämpften die Kaſſen mit allen 
nur möglichen Mätzchen und Ausreden, obgleich ſie wußten, daß dies 
der Wunſch und das Recht eines jeden Kaſſenmitgliedes war. Sie 
haben ſich auch nicht geniert, oft in ihren Propagandareden zu er⸗ 
klären, daß ſie ihren Mitgliedern freie Arztwahl gewährten. Sie 
meinten damit, unter den zugelaſſenen Arzten; dies ſtimmt 
nicht ganz. 

Dieſe Zulaſſung war nun wieder ein Kapitel für ſich. Willkür 
und Günſtlingswirtſchaft wurden dabei ganz groß geſchrieben. 

Jeder deutſche Arzt und Zahnarzt erwirbt mit der Approbation 
das Recht, ſich im Deutſchen Reiche niederzulaſſen und Patienten, 
die ihn aufſuchen, zu behandeln. So war es früher und ſo ſoll es 
heute wieder werden. Doch ſah während der Marxiſtenherrſchaft 
die Angelegenheit in der Praxis anders aus, denn man zwang zwei 
Drittel der Bevölkerung, Krankenkaſſen anzugehören, ohne ihnen 
aber zu geſtatten, ſich beim Arzt oder Zahnarzt ihres Vertrauens 
behandeln zu laſſen. Die jüdiſche Kliquenwirtſchaft ſorgte hier zu⸗ 
nächſt, wie ich bereits ausführte, für die eigenen Raſſengenoſſen. 

Was bewegte nun die Kaſſen, eine freie Arztwahl zu bekämpfen? 
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Sie behaupteten, fie würden durch eine freie Arztwahl finanziell mehr 
belaftet. Dies war aber eine unlogiſche Ausrede, denn es kann nur 
jemand krank fein oder nicht. Welcher Arzt nun das Honorar für 
die Behandlung des Kranken bekommt, kann der Kaſſe eigentlich 
gleich ſein, weil ihr ja keinerlei Mehrausgaben dadurch erwachſen. 
Außerdem zeigt ſich ja auch bei den Privatkaſſen, daß die freie Arzt⸗ 
wahl durchführbar iſt. Durch die Zulaſſungsregelung der Arztfrage 
verfolgten die Kaſſen aber andere Ziele, fie wollten ſich die Arzte 
gefügig machen und ſchufen eine Günſtlingswirtſchaft. 

Dieſe marxiſtiſche Günſtlingswirtſchaft zu beſeitigen und durch 
die freie Arztwahl zu erſetzen, iſt das gegemwärtige Bemühen der 
Nationalſozialiſten. Denn dieſe Verſklavung der Kaſſeumitglieder 
iſt eines freien, ſelbſtändigen Deutſchen unwürdig und muß deshalb 
beſeitigt werden. 

Und der Kaſſenarzt felbft, findet er fein Glück in dieſem Maſſen⸗ 
betrieb, in der Abhängigkeit von den Kaſſenbonzeu? Der wirkliche 
deutſche Arzt, der feinen Beruf von der idealen Seite auffaßt, Gott 
ſei Dank nicht. Nur gezwungen haben ſie ſich zu ſchlecht bezahlten 
Büroangeſtellten der Kaſſen herabdrücken laſſen. 

Liek ſchreibt im Vorwort ſeines Werkes: „Die Schäden der 
ſozialen Verſicherungen : 

Als der Grundſtein der ſozialen Verſicherungen gelegt wurde, ſind 
die Arzte nicht um ihre Meinung gefragt worden. Dabei iſt es, von 
einigen unweſentlichen Ausnahmen abgeſehen, auch geblieben. An 
ſich ſchon ein höchſt merkwürdiger Vorgang. Denn ohne die Mit⸗ 
arbeit der Arzte war weder an die Errichtung noch an die Fort⸗ 
führung des ſtolzen Baues zu denken. Aber was iſt darüber hinaus 
noch geſchehen? Der Arzt iſt aus dem Tempel der Heilkunde, in dem 
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er Priefter war, herausgetreten, aber nicht etwa, um in dem Pracht: 
bau der ſozialen Verſicherungen die gleiche würdige Stellung ein⸗ 
zunehmen — o nein, dort thronen heute die Bürokraten und 
Schreiber —, ſondern um ein recht beſcheidener Akkordarbeiter, ein 
demütiger Lohnempfänger zu werden. Ich kenne keinen Beruf, der 
in knapp vierzig Jahren einen fo furchtbaren Abſtieg erlebt hat. — 

Der gewiſſenhafte Arzt muß fein ganzes Leben lang lernen und 
ſich weiterbilden. Der Maſſenbetrieb läßt ihm weder dazu, noch 
zu der ihm ſo nötigen Erholung Zeit. Nur gehetzt verbringt er ſein 
Leben. Von der Maſſenabfertigung in der Sprechſtunde eilt er, die 
nötigen Beſuche zu machen. Bleibt ihm dann noch etwas Zeit, fo 
muß er dieſelbe mit unnötiger Schreiberei für die Kaſſen verbringen. 
Denn wo St. Bürokratius herrſcht, wird immer ein Wuſt von 
Liſten, Formularen und Scheinen dazugehören. 

Aber auch der kleine Teil von Patienten, welcher der freien 
Praxis vorbehalten bleiben ſollte, iſt von dem Kaſſenweſen angeſteckt 
und tritt den Mittelſtandskaſſen bei. Auch hier wird gleich die 
Schranke zwiſchen Arzt und Patient geſetzt und für den Arzt eine 
Mehrbelaſtung durch ſpezifizierte Rechnungen geſchaffen. Der 
Patient hat keine Vorteile davon. 

So wird allmählich auch der letzte Arzt, der früher der wohl⸗ 
meinende Berater, Freund und Tröſter ſeiner Patienten war, zum 
Geſundheitsbeamten degradiert; dies geſchieht beſtimmt nicht zum 
Nutzen der Kranken. 

Die Allgemeinheit erkennt auch bereits im Unterbewußtſein dieſe 
Tatſache und wendet ſich immer mehr von den zum Geſundheits⸗ 
beamten degradierten Arzten ab, um bei den Kurpfuſchern, wenn 
auch zum eigenen Schaden, den wirklichen Arzt, welchen ſie bei den 
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anerkannten Ürzten nicht mehr zu finden glauben, zu ſuchen. Selbſt 
Kreiſe mit einem höheren geiſtigen Nibean genieren ſich nicht, für 
Kurpfuſcher Propaganda zu machen. Der Kurpfuſcher kann ſich 
mit feinem Patienten mehr beſchäftigen und ſich demzufolge eher fein 
Vertrauen erwerben als der gehetzte, krankenſcheinſammelnde 
Arzt. 

Die Kaſſen behaupten, es gäbe zuviel Arzte. Beſtimmt aber nicht 
zudiel deutſche Arzte. Wenn nur jeder wirklich Kranke heute in 
Deutſchland ſachgemäß behandelt würde, könnten alle Arzte bei einer 
anſtändigen Bezahlung Exiſtenz finden, natürlich müßte der große 
Zwiſchenverdiener, die Krankenkaſſen, ansgefchaltet werden, reſp. 
ſie müßten wieder die Stellung einnehmen, die ihnen zukommt. 

Es gab früher in Deutſchland auch arme Menſchen. Es gab aber 
auch wirkliche Arzte, die nicht nach dem Verdienſt fragten, ſondern 
zuallererſt Helfer waren und auch für den Armſten da waren. 
Früher zahlte der Reiche für den Armen mit, und dies war ihm eine 
Selbſtverſtändlichkeit. Heute hat man durch das Kaſſenweſen die 
edlen Eigenſchaften bei Arzten und Patienten ertötet. Selbſt der 
Wohlhabende, der im eigenen Automobil bei ſeinem Arzt vorfährt, 
geniert ſich nicht, den Arzt mit einem Krankenſchein zu bezahlen. Und 
der Arzt, der ſo ausgenutzt wird, der kein engeres Verhältnis mehr 
mit ſeinen Patienten hat, macht nichts mehr ohne Krankenſchein, der 
für ihn die allernotwendigſte Exiſtenzfrage bedeutet. 

Der Arzt iſt heute zum Arbeitnehmer geworden, der im Akkord⸗ 
lohn für Maſſenbehandlung ſteht. 

Wie beim Schuſter hat jede Beratung und jeder Handgriff ſeinen 
Preis. Und wie in einer Schuſterwerkſtatt wird auch beim Arzt 
gehandelt. Letzteres trifft beſonders für die Mitglieder der Mittel⸗ 
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ſtandskaſſen zu. Der Patient kommt meift ſchon mit feinen Kaſſen⸗ 
ſatzungen in die Sprechſtunde, und ſeine erſte Frage iſt gleich, ob der 
Arzt zu den betreffenden Sätzen behandle, denn zuzahlen wolle er 
nichts. 

Ein beſonders kraſſer Fall von roter Bonzenwirtſchaft war der 
Skandal bei der Poſtkrankenkaſſe. Der Berliner Beobachter dom 
16. März 1933 ſchrieb über dieſen roten Cumpf folgendes: 


Beſtechungsſkandal bei der Poſt⸗Kraukenkaſſe. — Schmiergelder 
für einen roten Bonzen. — Seltſame Anzeige. 


„Wieder iſt ein rieſiger Krankenkaſſenſkandal aufgedeckt worden, 
der diesmal die „Krankeukaſſe für Beamte der Deutſchen Reichs⸗ 
poſt“ betrifft. 

Schon im Sommer 1932 wurden verſchiedentlich Gerüchte laut, 
daß der 2. Vorſitzende der Kaſſe, der Poſtſekretär Franz Kugler aus 
Charlottenburg, von dem Berliner Dentiſten Griebel, Brunnen: 
ſtraße g wohnhaft, Schmiergelder erhalten habe. Die Angelegen⸗ 
heit wurde ſeinerzeit leider nicht aufgeklärt, ſo daß nunmehr Kri⸗ 
minalkommiſſar Mielenz erneut Ermittlungen anſtellte. 

Dabei wurde feſtgeſtellt, daß Kugler, der eine Reihe hoher Ehren⸗ 
ämter in Poſtbeamtenvereinigungen innehatte, ſchon ſeit langen 
Jahren mit dem Dentiſten Griebel in Verbindung ſtand, dem er die 
zahnärztliche Behandlung der Mitglieder der Krankenkaſſe für die 
Deutſche Reichspoſt verſchaffte. 

Dies war ihm um ſo leichter, als Griebel die Rechnungen zunächſt 
reichlich hoch ausſtellte und damit erreichte, daß die Krankenkaſſen⸗ 
mitglieder hohe Notſtandsbeihilfen von der Deutſchen Reichspoſt be⸗ 
kamen. Griebel begnügte ſich aber mit dem Betrag der Notſtands⸗ 
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beihilfen und verzichtete auf den Reſt. Auf diefe Weiſe liefen die 
Krankenkaſſenmitglieder ihm haufenweiſe zu. Kugler bekam für dieſe 
„Vermittlung“ 10 v. H. aller Einnahmen, die Griebel durch die 
Krankenkaſſenmitglieder hatte. 

Im Auguſt vorigen Jahres war die Angelegenheit ſchon einmal 
zur Sprache gekommen; ſie wurde damals aber durch notarielle Er⸗ 
klärungen beigelegt, indem der Dentiſt Fick, mit dem Griebel ſoziiert 
war, erklärte, daß die Gerüchte bezüglich der Beſtechungsgelder un⸗ 
wahr ſeien. 

Fick hat für dieſe Erklärung von Griebel 35 000 Mark erhalten. 
Nachdem er jetzt auf ſeine damalige unglaubwürdige Erklärung hin⸗ 
gewieſen wurde, hat er eingeſtanden, daß Kugler von Griebel bis 
September 1931 mindeſtens 75 000 Mark Schmiergelder erhalten 
habe, und daß er, Fick, bereit ſei, dieſe Angaben vor Gericht zu be⸗ 
ſchwören. Die Glaubwürdigkeit dieſer Angaben wurde noch dadurch 
beſtärkt, daß Fick Kaſſenbelege überreichte, aus denen einwandfrei 
hervorgeht, daß von jeder von der Krankenkaſſe gezahlten Summe 
10 b. b H. auf dem Umwege über Fran Griebel und Fran Kugler 
an Kugler abgeführt wurden. 

Die Durchſuchung der Kuglerſchen Wohnung ergab, daß er weit 
über ſeine Verhältniſſe lebte. Auch aus ſonſtigen Belegen ging her⸗ 
vor, daß der „Beamtenführer“ Beiträge der Mitglieder in geradezu 
unerhörter Weiſe verpraßt hat. Es konnte feſtgeſtellt werden, daß 

Kugler ſehr weit links eingeſtellt 
iſt, denn er hat erſt vor einiger Zeit dem Deutſchen Republikaniſchen 
Reichsbund eine hohe Spende aus perſönlichen Mitteln überwieſen. 
Kugler befindet ſich in Haft, die Unterſuchung gegen ihn wird fort⸗ 
geſetzt. 
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Am 18. März 1933 nahm dasfelbe Blatt abermals Stellung 
zu dieſem Skandal des roten Krankenkaſſenbonzen Kugler. 


Tolle Ausdehnung des Skandals bei der Poſtkrankenkaſſe. 

Die feſtgenommenen Poſtſekretär Kugler und Dentiſt Griebel ſind 
inzwiſchen dem Richter vorgeführt worden, der Haftbefehl erlaſſen 
hat, da die Ermittlungen noch weiteres Material erbracht haben. 
Insbeſondere konnte feſtgeſtellt werden, daß ſich Kugler zuſammen 
mit Griebel der Steuerhinterziehung ſchuldig gemacht hat, indem 
Kugler unrichtige Erklärungen über die dem Griebel von der 
Krankenkaſſe überwieſenen Beträge abgegeben hat. Griebel hat 
dieſe Erklärungen dem Finanzamt Scharnhorſt eingereicht, um da⸗ 
durch weniger Steuern zahlen zu brauchen. Das Finanzamt Scharu⸗ 
horſt hat bereits ein Verfahren wegen Steuerhinterziehung ein⸗ 
geleitet und auch die erforderlichen Schritte zur Herbeiſchaffung der 
Beträge, um die der Staat durch die Genannten betrogen worden iſt, 
unternommen. 

Wie hoch ſich die Schmiergelder, die Kugler erhalten hat, in 
Wirklichkeit belaufen, hat ſich noch nicht feſtſtellen laſſen. Als die 
Unterſuchung eingeleitet wurde und Griebel erſtmalig am 13. März 
vernommen worden war, hat Kugler am 14. März, alſo am 
nächſten Tage, fein Guthaben bei der Beamten⸗Zentralbank, 
Schützenſtraße 63, in Höhe von 19 200 RM. abgehoben. Als 
ihn die Kriminal poſtdienſtſtelle über den Verbrauch dieſer Gelder 
befragte, ſoll er geſagt haben, daß er nicht angeben könne, wo er 
dieſen „kleinen“ Betrag gelaſſen habe. 

Bei der Kriminal poſtdienſtſtelle haben ferner mehrere Perſonen 
erklärt, daß die Angelegenheit mit den Poſtheimſtätten auch nicht 
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ſtimme. Es haben ſich verfchiedene Mieter gemeldet, die Kugler über: 
vorteilt haben fol. Die Unterſuchung in dieſer Sache, in der auch 
der Name des früheren Reichspoſtminiſters Giesberts eine ſehr un⸗ 
rühmliche Rolle ſpielt, iſt noch nicht abgeſchloſſen. 

Die Kriminalpolizei hat eine ganze Reihe von Unterlagen be⸗ 
ſchlagnahmt, aus denen hervorgeht, daß Kugler aus Geldern ſeiner 
Verbandsmitglieder hohe Beträge für den Wahlfonds der Links⸗ 
und Mittelparteien geſtiftet und damit wahrſcheinlich den Reichs⸗ 
verband der Poſt⸗ und Telegraphenbeamten an den Rand des Alb: 
grunds gebracht hat. U. a. hat auch der der Deutſchen Volkspartei 
angehörige, allgemein bekannte Beamteuführer, Poſtdirektor 
Morath, bisher Mitglied des Reichstags und Mitglied des Ver⸗ 
waltungsrats der Deutſchen Reichspoſt, Summen mit vierſtelligen 
Zahlen bekommen. Kugler hat es ſich aber auch nicht nehmen laſſen, 
aus perſönlichen Mitteln dem Republikaniſchen Reichsverband 
Gelder zu überweiſen. 


Beſonders iutereſſant dürfte die Vorgeſchichte fein, die den Anlaß 
zu der Korruptionsſache gegeben hat: Im Herbſt 1926 kam der 
Vorſtand der Krankenkaſſe (Herr Kugler) mit ſeinem Freunde, 
dem Dentiſten Griebel, überein, einen Vertrag abzuſchließen, wonach 
alle Krankenkaſſenmitglieder ſich von Griebel Zahnerſatz liefern 
laſſen mußten. Die Vorſtandsmitglieder waren zwar mit dem Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages nicht einverſtanden, fanden aber nicht den 
Mut, dagegen Einſpruch zu erheben. Sie haben gemerkt, daß 
Kugler ein auffallend erhebliches Intereſſe für die Griebelſchen Ein⸗ 
nahmen bekundete, haben nicht das Herz gefaßt, dies dem 1. Vor⸗ 
ſitzenden der Poſtkrankenkaſſe, Poſtdirektor Kramer, zu melden. 
Wurde mal ein Vorſtandsmitglied auffäffig, fo ſorgte Kugler dafür, 
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daß er penfioniert wurde und die Verwaltung eines Hauſes der 
Heimſtätten bekam. Auf dieſe Weiſe konnte Kugler die ganzen 
Jahre hindurch die hohen Beſtechungsgelder beziehen. Damit aber 
Griebel an ſeinen Einnahmen ja keine Einbuße erlitt und auch nicht 
andere Perſonen in die Betrügereien hineinſehen konnten, hat Kugler 
ſchon 1926 Griebel als Obergutachter und ausführenden Jahn: 
techniker beſtimmt, obwohl Tauſende von Zahnärzten und Dentiſten 
in Berlin leben, die kaum ihre Miete bezahlen können. Griebel iſt 
ſogar ſo weit gegangen, daß er ſich von ſeinen Patienten Reparatur⸗ 
ſcheine geben ließ, auf Grund deren ſcheinbar Reparaturen aus⸗ 
zuführen waren. Dieſe wurden der Kaſſe (Herrn Kugler) zur 
Zahlung eingereicht. Wie die anderen Vorſtandsmitglieder er⸗ 
klären, haben ſie an dieſem Verfahren nichts Sonderbares gefunden, 
denn Griebel, der doch ſo ſchlecht von der Kaſſe bezahlt wurde, mußte 
„irgendwie entſchädigt“ werden, um auf ſeine Koſten zu kommen. 
Wegen dieſes Verfahrens iſt bei der Reichsſtelle für Bekämpfung 
wegen unlauteren Wettbewerbs das Erforderliche veranlaßt worden. 
Sonderbar mutet es an, daß über ein halbes Jahr vergehen 
mußte, bevor die Kriminalpolizei zufällig entdeckte, daß ſchon im 
Auguſt vorigen Jahres eine Anzeige bei der Oberpoſtdirektion ein⸗ 
gegangen war, die aus unverſtändlichen Gründen nicht an die bei 
der Oberpoſtdirektion zur Verfolgung ſolcher Verfehlungen be⸗ 
ſonders eingerichtete Kriminalpoſtdienſtſtelle abgegeben worden iſt. 
Präſident der Oberpoſtdirektion und verantwortlich war zu jener Zeit 
Herr Gerbeth, jetzt Miniſterialdirektor im Reichspoſtminiſterinm. 
Deckt der Herr Reichspoſtminiſter nach dieſen Feſtſtellungen heute 
noch Herrn Gerbethe Deckt er weiter den für alle dieſe Sachen im 
letzten Grunde verantwortlichen Staatsſekretär Dr. Sautter? 
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Das Verwaltungsgebäude der A. O. K. in Eſſen. Baukoſten 1,3 Millionen. 


Wie ſelbſt ſtaatliche Verwaltungen diefe rote Mißwirtſchaft zu 
decken verfuchen, geht aus dem Artikel des V. B. dom 19./ 20. März 
1933 hervor. 

Die Unregelmäßigkeiten bei der Poſtkrankenkaſſe. 
Eine Erklärung der Oberpoſtdirektion. 

Die „D. A. Z.“ veröffentlicht in ihrer Morgenausgabe vom 
18. März eine Erklärung der Oberpoſtdirektion Berlin zu dem von 
uns mehrfach erörterten Skandal bei der Berliner Poſtkrankenkaſſe. 
Dieſe Erklärung, die im weſentlichen eine Eutlaſtung des 
Miniſterialdirektors Gerbeth, des damaligen verantwortlichen Lei⸗ 
ters der Oberpoſtdirektion Berlin, bringen ſoll — Herr Gerbeth 
nimmt ſogar das Verdienſt für ſich in Auſpruch, die Aufdeckung der 
Machenſchaften Kuglers gefördert zu haben —, dieſe Erklärung ift 
uns auch zugegangen. Wir haben ſie nicht veröffentlicht, denn ſie 
geht an den Hauptſachen zu deutlich vorbei. In unſerem geſtrigen 
Artikel haben wir am Schluß der Nachricht „Tolle Ausdehnung 
des Skandals bei der Poſtkrankenkaſſe“ bereits darauf hingewieſen, 
wie ſonderbar es anmuten muß, daß Herr Gerbeth die Bearbeitung 
der Sache Kugler nicht an die bei der Oberpoſtdirektion dafür be⸗ 
ſouders eingerichtete Kriminalpoſtdienſtſtelle abgegeben hat. Warum 
iſt das nicht geſchehen, und warum hat ein halbes Jahr vergehen 
müſſen, ehe die Verfehlungen des Kugler au die Offentlichkeit 
kamen? Weil der Herr Gerbeth ſeinen Freund, den „Beamten⸗ 
führer“ Kugler, aus der Schußlinie haben wollte. Will der Herr 
Miniſterialdirektor Gerbeth das beſtreiten? Es lohnt ſich aber auch, 
einmal auf die Grundlagen des ganzen Skandals einzugehen. 
Früher, in den Zeiten des ſauberen Deutſchlands, lag die Leitung 
der Poſtkrankenkaſſe in der Hand der Poſtverwaltung. Das wurde 
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1924 geändert. Damals führte die Reichspoſt unter Leitung des 
Staatsſekretärs Sautter die Gelbftverwaltung der Krankenkaſſe 
ein, wodurch die unheilvolle Tätigkeit der roten Bonzen erſt möglich 
gemacht wurde. Genau ſo liegt es bei der Poſtkleiderkaſſe, die ſich 
ebenfalls in den Händen roter Bonzen befindet und gegen die in der 
Öffentlichkeit ebenfalls die ſchwerſten Bedenken geltend gemacht 
worden ſind. 

Das Vorgehen der Deutſchen Reichspoſt war weiter nichts als 
willige Anpaſſung an das ſchwarzrote Syſtem, als eine Verbeugung 
dor den roten Gewerkſchaften. Hente ſoll das plötzlich nicht mehr 
wahr fein? Wir müſſen daranf beſtehen, daß die Verantwortlich⸗ 
keiten nicht verwifcht, ſondern klar herausgeſtellt werden. 

Es gibt bald kein Gebiet in der geſamten Rrankenverficherung, wo 
nicht Mißſtände ſchlimmſter Art herrſchen und eine unnütze Ver⸗ 
gendung des Volksdermögens ſtattfindet. 

Der „Lokal⸗ Anzeiger“ bringt am 22. September 1932 in einem 
Aufſatz zur Sprache, daß auch die Stadtderwaltungen darauf hin⸗ 
arbeiten, die freien Zahnärzte abzuſchaffen und dieſelben zu Beamten 
zu machen. 

Unter der Überfchrift „Falſche Sparſamkeit“ ſchreibt er wörtlich: 

Weniger Zahnpflege in den Schulen. 
Mehr Zahnärzte für die Stadt. 

Die Stadt Berlin plant, wie wir hören, die Einſtellung von 
ſtädtiſchen Zahnärzten in größerem Umfange, um dem Anſturm der 
zahnärztliche Hilfe nachſuchenden Wohlfahrtspfleglinge genügen zu 
können. Die bisher für dieſen Zweck zur Verfügung ſtehenden 
Schulzahnärzte reichen dafür angeblich in keiner Weiſe aus, obſchon 
ſeit einiger Zeit die zahnärztliche Verſorgung der Schuljugend da⸗ 
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durch eine weſentliche Einſchränkung erfahren hat, daß nach einer 
Verfügung des Magiſtrats die zahnärztliche „Sanierung des 
oberſten Jahrganges der Volksſchulen“ vollkommen eingeſtellt 
worden iſt. 

In Berliner zahnärztlichen Kreiſen übt mau, wie wir vernehmen, 
an beiden Maßnahmen ſcharfe Kritik, weil die zahnpflegeriſche Ver⸗ 
nachläſſigung zahlreicher Schulkinder volksgeſundheitlich in keiner 
Weiſe zu rechtfertigen iſt, und weil auf der anderen Seite die Ver⸗ 
ſorgung der Wohlfahrtspfleglinge in den ſtädtiſchen Schulzahn⸗ 
kliniken für viele dieſer Perſonen eine ſchwere Belaſtung in zeitlicher 
und geſundheitlicher Hinſicht bedeutet — ganz abgeſehen von der un⸗ 
vermeidlichen Belaſtung der amtstätigen Zahnärzte. Man iſt im 
übrigen wenig erbaut davon, daß mit der Neueinſtellung weiterer 
Zahnärzte die Sozialiſierung der Heilkunden auch auf dieſem Ge⸗ 
biete Vorſchub geleiſtet wird und neue, zum Teil koſtſpielige Ein⸗ 
richtungen und Ergänzungen — auf Koſten der Steuerzahler — ge⸗ 
ſchaffen werden müſſen. 


Welche Vorſchläge zur Verbeſſerung der Sozialverſicherung find 
gemacht worden? 

Einige behanpten, das allerbeſte wäre die vollſtändige Abſchaffung 
jeder Zwangsverſicherung, die nicht anders wirkt, wie ein Strick um 
den Hals des werktätigen Menſchen, der uns zu erwürgen droht. In 
weiten Kreiſen beginnt auch bereits die Rebellion gegen die Kaſſen. 
Das deutſche Volk iſt mündig genug, daß es mit feinem faner er⸗ 
worbenen Gelde tun und laſſen kann, was es will und iſt nicht ſo 
dumm, daß es damit nicht den richtigen Gebrauch zu machen verſteht. 

Sehr gut geſagt! Doch dieſe Kreiſe vergeſſen das Elend, in das 
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eine Familie geftoßen werden kann, wenn der Ernährer durch Krank: 
heit am Erwerb gehindert wird. Auch die Krankenperſicherung iſt 
im Grunde eine Einrichtung, die auf keinen Fall abgeſchafft werden 
darf, weil das rote Regiment ſie durch Mißſtände diffamiert hat. 

Auch die Krankenkaſſen ſelbſt hatten ſich mit Verbeſſerungen be⸗ 
faßt. Z. B. hatten die Pflichtkaſſen die feſte Anſtellung der Kafjen- 
ärzte in Erwägung gezogen. Sie wollten. alſo keine Arzte mehr, 
ſonderu Geſundheitsbeamte, die fie vollkommen in der Macht hatten. 
Derſelbe Vorſchlag war auch ſchon von den Kaſſenärzten ſelbſt 
gemacht worden, um ſich von den Wünſchen der Kaffenpatieuten 
unabhängig zu machen und um nicht weiter durch die Jagd uach 
Kaſſenſcheinen ihre Kraft zu dergeuden. Doch die Überführung der 
Kaſſenärzte in das Beamtenverhältnis hätte noch ſchlechtere Folgen 
gezeitigt. Der Arzt wäre eben daun nur ein Beamter geweſen, der 
aber auch nicht mehr als ſeine Pflicht getan hätte. Jedes Streben 
nach Vervollkommnung wäre erlahmt, und bald wäre der Ruf von 
der Tüchtigkeit der deutſchen Arzte nur noch Geſchichte geweſen. 
Der Allgemeinheit hätte man damit den ſchlechteſten Dienſt erwieſen. 

Wie ſchon anfangs erwähnt, wäre nach der Meinung einiger 
Autoren der einfachſte Weg die vollſtändige Abſchaffung der Gozial: 
verficherung. Doch dieſer Weg iſt, wie ich bereits ausführte, nicht 
gangbar. Es bleibt die Möglichkeit, nach dem Vorſchlag anderer 
Autoren eine Zwangskaſſe oder Sozialſparkaſſe, der Name dürfte 
keine Rolle ſpielen, zu ſchaffen. Dazu iſt in erſter Linie eine voll⸗ 
kommene Umſtellung der Sozialverſicherungen erforderlich. 


An Stelle der jetzigen Verſicherung fordern dieſe Autoren, eine 
Sparkaſſe ins Leben zu rufen, bei der jeder Arbeitnehmer ſein Konto 
hat. Auf dieſes Konto würden ſämtliche Beiträge für Sozialderſiche⸗ 
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rungen, ſowohl diejenigen, die der Arbeitnehmer, als auch diejenigen, 
die der Arbeitgeber zu entrichten hat, eingezahlt. Da dieſes Geld er⸗ 
worbenes Eigentum des Kontoinhabers wäre, bliebe es auch fein 
Eigentum, genau wie bei den Sparkaſſen. Nur ein Unterſchied 
müßte beſtehen. Der Kontoinhaber dürfte nicht ſelbſtändig über die 
eingezahlten Beträge verfügen. Er bekäme ein Scheckbuch in die 
Hand und könnte mit einem Scheck wohl Arzt und Apotheker be⸗ 
zahlen. Selbſtverſtändlich wären derartige Schecks auf keinerlei 
andere Bezahlungen übertragbar. Es gingen alſo keine Einkäufe 
damit zu tätigen. Bei Benutzung dieſes Weges hat man beſonders 
im Auge, den läſtigen Krankenſchein und die Unfreiheit bei der Arzt⸗ 
wahl in Fortfall zu bringen. Da der Verſicherte aber nun auch 
Arzt und Apotheker mit ſeinem eigenen Gelde bezahlt, wird er ſich 
hüten, unnötig Arzt und Apotheker in Anſpruch zu nehmen. 

Bei Arbeitsloſigkeit wird dem Kontoinhaber ein laufender Be⸗ 
trag, genau wie jetzt, gezahlt. Da es ſich aber auch hier um ſein 
Geld handelt, wird er lieber arbeiten, um nicht ſein Vermögen auf⸗ 
zuzehren. 

Bei vollſtändiger Invalidität muß er natürlich eine laufende 
Rente bekommen. Eine Zahlung bei Teilinvalidität kommt nicht 
in Frage, da der Staat dafür zu ſorgen hat, daß der Teilinvalide 
einem Beruf zugeführt wird, in welchem ihn ſein Leiden nicht ſtört. 
Im Todesfalle wird an den Unterhaltsberechtigten eine Rente 
gezahlt, oder das Konto erliſcht, und die Erben erhalten den geſamten 
Betrag ausgezahlt. Bei Verheiratung weiblicher Zwangsſparer 
kann bei geficherten Einkommensberhältniſſen des Ehemanns der er⸗ 
ſparte Betrag ausgezahlt werden. 

Mau wird einwenden, daß bei der heutigen Arbeitsloſigkeit viele 
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Konten nicht nur kein Guthaben, fondern ſogar ein großes Debet aus⸗ 
weiſen werden. 

Dem halten dieſe Autoren entgegen, daß die heutige Arbeitsloſig⸗ 
keit nicht zu einem Dauerzuſtand werden, ſondern die Wirtſchafts⸗ 
lage ſich wieder beſſern wird. Außerdem könnten die gewaltigen 
Summen, die bei der Sozialſparkaſſe zuſammenlaufen, zur Arbeits⸗ 
beſchaffung Verwendung finden. 

Die Sozialſparkaſſe müßte natürlich auch wie jede andere Spar⸗ 
kaſſe die Einlagen „verzinfen”. Um die Verwaltungskoſten und 
eventuelle Fehlbeträge zu decken. Sie müßte das Geld auch wieder 
nutzbringend und ſicher anlegen. 

Da eine ſolche Sozialſparkaſſe über rieſige Summen verfügen 
würde — den Öogialverficherungen fließen jährlich ungefähr 4 bis 
4,5 Milliarden Mark zu —, würde es ihr im Laufe der Zeit 
möglich werden, der wertvollſte Geldgeber des Staates zu ſein. Der 
Staat könnte ſich von feinen übrigen Gläubigern und von den hohen 
Zinſen befreien, denn die Sozialſparkaſſe würde nur im Höchſtfalle 
einen Zinsſatz von 3 Prozent benötigen. 

Der Staat bekäme damit Mittel in die Hand, auch das Sied⸗ 
lungsproblem durchzuführen. 

Das Bodenrecht müßte natürlich ebenfalls geändert werden, und 
zwar ſo, daß Siedlungsſtellen weder mit Hypotheken belaſtet werden, 
noch pfändbar ſein dürfen. Um Spekulationen zu verhindern und 
die ganze Einrichtung illuſoriſch zu machen, dürfte An⸗ und Ver⸗ 
kauf dieſer Siedlungsſtellen nur durch den Staat erfolgen. 

Die Siedlungsſtelle müßte ſo beſchaffen ſein, daß ſich eine Familie 
in der höchſten Not damit ernähren kann. Zum Ankauf ſolch einer 
Siedlungsſtelle könnte der Sozialſparer das Geld von ſeinem Konto 
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erheben. Damit das abgehobene Geld nur dieſem Zweck entſprechend 
Verwendung fände, müßte dafür irgendeine Vorſorge getroffen 
werden. | 

So kämen wir zur Entproletariſierung der Maſſen und zur 
Ordnung des Staatshaushaltes, da dann auch im Falle der Arbeits⸗ 
loſigkeit kein Grund beſtände, dem Siedler Arbeitsloſenfürſorge zu 
zahlen. 

Auch der Kleinderdiener mit nur 60 RM. Monatsverdienſt 
könnte, da er monatlich ein Sechſtel ſeines Einkommens, alſo 
10 RM., an Sozialabgaben bezahlen muß, nach 30 Arbeitsjahren 
immerhin mit Zinſen ein Kapital von etwa 8000 RM. erſparen. 
Die ſozialen Abzüge im Bergbau betrugen bisher etwa 28 Prozeut. 

Nehmen wir an, der Bergarbeiter verdient in der Woche etwa 
46 bis 48 RM., oder um dieſe Summe abzurunden = 210 RM. 
im Monat, dann wird ihm an Sozialabgaben 58,80 RM. ab⸗ 
gezogen. Nach 30 Jahren würde er dabei auch mit 3 Prozent 
Zinſen ein Kapital von 34 160 RM. erſpart haben. Iſt es bei 
ſolchen Summen nicht unerhört, daß daun ſolch Arbeiter heute mit 
etwa 50 bis 60 RM. Invalidenrente abgefpeift wird? 

So bezaubernd dieſe Vorſchläge auf dem Papier ſind, ſo haben 
wirkliche Kenner dieſer Materie bewieſen, daß ſich bei Durchführung 
dieſes Vorſchlages leider doch große Rechenfehler zeigen würden, ja, 
daß die Vorſchläge geradezu an Utopien grenzen. 


Ausklang. 


Die ſozialen Verſicherungen wurden von den linken Politikern 
immmer wieder als der größte kulturelle Fortſchritt geprieſen, den die 
deutſche Arbeiterſchaft allein ihrem Wirken zu verdanken hätte. 
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Immer wieder verſuchten dieſe Volksbeglücker, den Arbeiter mit 
Lügen einzufangen, denn wenn ſie ihr wahres Geſicht gezeigt hätten, 
hätte das arbeitende Volk ihnen längſt den Rücken gekehrt. 

Im vorhergehenden habe ich gezeigt, wie ſich gerade die roten 
Volksbeglücker gegen die Einführung der Gozialverficherung ge⸗ 
wehrt haben. Als ihnen das nichts nutzte, entſtand der teufliſche 
Plan, den guten Grundgedanken der Sozialverſicherung zu zerſtören, 
indem ſie den die Volksgemeinſchaft zerſtörenden Klaſſenkampf⸗ 
gedauken in dieſes Friedenswerk hineinbrachten. Anſtatt ſich mit dem 
Unternehmer zur notlindernden Gemeinſchaftsarbeit zuſammenzu⸗ 
finden, wurden die Verwaltungen der Verſicherungsträger politiſiert, 
und zwar begann man dabei mit den Krankenkaſſen. Die Kranken⸗ 
kaſſen wurden größtenteils zu Verſorgungsanſtalten marxiſtiſcher 
Funktionäre, die ihre Hauptaufgabe in der Verfolgung politiſcher 
Ziele, nicht aber, wie das beſtimmungsgemäß hätte ſein ſollen, in 
der Linderung der Not ihrer Volksgenoſſen und in ſozialer Be⸗ 
friedigung ſahen. So wurde die Sozialverſicherung, insbeſondere 
aber die Krankenkaſſeu, zu roten Hochburgen, die neben der Partei⸗ 
organiſation der S. P. D., den Gewerkſchaften und den Konſum⸗ 
dereinen die hauptſächlichſten Machtſäulen des Marxismus in 
Deutſchland barftellten. Die rote marxiſtiſch⸗jüdiſche Mißwirtſchaft 
in den ſozialen Einrichtungen hat die Sozialverſicherung bis zum Zu⸗ 
ſammenbruch geführt. Sie hat aus der Sozialverſicherung einen Herd 
gemacht, von dem der Kulturverfall ſeinen Ausgang nahm. Der 
Wille, das Leben aus eigener Kraft zu meiſtern, ſank bei unſeren 
Volksgenoſſen immer mehr, der Großteil verlangte danach, ein kraft⸗ 
und ſaftloſes Rentnerdaſein auf Staatskoſten zu führen. Der Wille 
zur Geſundheit erſchlaffte und machte einer hypochondriſchen und 
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neuraſtheniſchen Krankheitszüchtung Platz. Eine allgemeine Ver⸗ 
weichlichung und Demoraliſation wurde ſomit durch die Sszialver⸗ 
ſicherungen in unſer Volk getragen. 


Der Allgemeinheit, insbeſondere den Verſicherten, wurden uner⸗ 
meßliche Summen entzogen und ſinnlos derpuldert. Summen, die 
die Wirtſchaft ſo nötig brauchte, und die den Lebensſtandard des ein⸗ 
zelnen Verſicherten hätten heben können. 

Die Krankenkaſſen machten den Verſicherten vollſtändig rechtlos 
und degradierten ihn zum Menſchen zweiter Klaſſe, weil ſie ihm das 
Selbſtbeſtimmungsrecht in der freien Arztwahl nahmen und ſie jüdi⸗ 
ſchen Ärzten auslieferte. 

Durch die Eigenbetriebe der Krankenkaſſen, die viel teurer als 
jeder Privatbetrieb arbeiteten, wurde das Eigentum der Armſten 
ſiunlos vergeudet. 

Wäre das rote Bonzentum noch einige Jahre beſtehen geblieben, 
ſo wäre die Mannhaftigkeit in Deutſchland bald ein unbekannter 
Begriff geweſen. 

Feiger Pazifismus und roter Marxismus hätten Triumphe ge⸗ 
feiert. Unſere Volksgenoſſen hätten dann als eine rechtloſe Maſſe 
leben können, und ein Deutſchland hätte es auf der Welt nicht mehr 
gegeben. 

Um die ſozialen Einrichtungen überhaupt noch zu halten, wurden 
von den Marxiſten die rigoroſeſten Mittel angewandt. Die Bei⸗ 
träge wurden derart erhöht, daß ſie zur drückenden Laſt wurden. 
Die Leiſtungen wurden fo abgebaut, daß der Zweck der Ssozial⸗ 
verficherung nicht mehr erreicht wurde. Als das alles noch nicht 
half, wurde die unſoziale Krankenſcheingebühr eingeführt. 

Die erſte Maßnahme unſeres Führers auf dieſem Gebiet war 
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die Herabſetzung dieſer Gebühr auf die Hälfte, die Gleichſchaltung 
und Säuberung der Krankenverficherung. Die letzten Preſſenach⸗ 
richten beweiſen die unermüdliche Arbeit der neuen Regierung. Und 
es wird nicht lange mehr dauern, dann wird auch der letzte Einfluß 
noch liberal eingeſtellter Kreiſe gebrochen ſein und damit der Weg 
zu den großen Reformen vollſtändig frei ſein. 


Über die Senkung der Krankenuſcheingebühr ſchrieb der „Angriff“ 

unterm 22. Februar 1933 folgendes: 
Krankenſcheingebühr ermäßigt. 
Nene Hilfsmaßnahmen für den Mittelſtand. 

Das Kabinett arbeitet fieberhaft am Wiederaufbau der dentſchen 
Wirtſchaft. Kein Tag vergeht, an dem nicht mindeſtens ein neuer, 
wenn auch zunächſt klein erſcheinender Schritt vorwärts getan wird. 
Noch ſind die Dinge ganz am Anfang der Entwicklung, und trotzdem 
iſt die gerade Linie der Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik der Reichs⸗ 
regierung klar erkennbar. 

Amtlich wird mitgeteilt: 

„Das Reichskabinett beſchäftigte ſich heute nochmals eingehend 
mit der Krankenſcheingebühr in der Kranfenverficherung. Es wurde 
einſtimmig beſchloſſen, den Krankenſchein vollſtändig zu beſeitigen. 
Bei der Aufrechterhaltung der augenblicklichen Wirtſchaft und 
Verwaltung der Krankenkaſſen kann nur eine Ermäßigung der Ge⸗ 
bühr um 25 Reichspfennige eintreten. Um die völlige Beſeitigung 
der Krankenſcheingebühr zu erreichen, iſt eine gründliche Reorgani⸗ 
ſation des geſamten Krankenweſens notwendig, wobei insbeſondere 
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eine weſentliche Ermäßigung der Verwaltungskoſten eintreten muß. 
Es ſoll aber auch das ganze Finanzweſen der Kraukenkaſſen geprüft 
werden. Hierzu iſt eine weſentliche Ausdehnung der Aufſicht über 
die Krankenverficherung notwendig. Das Reichskabinett wird hier⸗ 
für alsbald die geſetzlich erforderlichen Vorausſetzungen ſchaffen. 
Damit iſt die Krankenſcheingebühr von o,5o Mark auf 
0,25 Mark ermäßigt worden. Ihre völlige Beſeitigung wird ein⸗ 
treten, ſobald die Säuberung des verbonzten Krankenkaſſenweſens 
durchgeführt iſt. Wenn es alſo auf den erſten Anhieb überhaupt 
nicht möglich war, die unſoziale Krankenſcheingebühr, die unter 
Duldung und Mitwirkung der „Arbeiter“ partei, der S. P. D., 
eingeführt worden iſt, ſofort völlig zu beſeitigen, ſo iſt dies eine Aus⸗ 
wirkung der grenzenloſen Mißwirtſchaft, die die verbonzten Kranken⸗ 
kaſſen in den letzten vierzehn Jahren getrieben haben. Was wir 
Nationalſozialiſten uns vorgenommen haben, das führen wir durch, 
und dies gilt ganz beſonders von der Säuberung der Krankenkaſſen, 
deren Folge eine finanzielle Kräftigung der A. O. K. ſein wird. 


** 1 ® 


Auch ift bereits von der N. S. D. A. P. der Aufang mit der 
Säuberung der Krankenkaſſen und der Kraukenhäuſer gemacht 
worden, wie die folgenden dem „Völkiſchen Beobachter“ ent⸗ 
nommenen Artikel zeigen. 

„Berliner Beobachter“ am 19./ 20. März 1933: 

Die Säuberung der Krankenkaſſen. 

Der Reichsanzeiger veröffentlicht die vom Reichskabinett be⸗ 
ſchloſſene Erſte Verordnung zur Neuordnung der Krankenverfiche: 
rung. Die Verordnung befaßt ſich mit der Aufſicht über die 
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Krankenkaſſen, ihre Verbände und Vereinigungen und führt eine 
Stellenſperre bei Kraukenkaſſen ein. 

Die Oberverſicherungsämter werden ermächtigt, den Verſiche⸗ 
rungsämtern Weiſungen für die Aufſichtsführung zu erteilen. Der 
Reichsarbeitsminiſter kann ſelbſt in die Aufſicht eingreifen, indem 
er im Einzelfalle Fachlente als Kommiſſare beſtellt und ſie nötigen⸗ 
falls ermächtigt, die Aufgaben der Organe zu übernehmen. Die 
von den großen Kaſſenvereinigungen eingerichteten Prüfungsſtellen 
werden der Aufſicht der Oberverſicherungsämter unterſtellt. Die 
Verordnung ermächtigt ferner den Reichsarbeitsminiſter, die Auf⸗ 
ſicht über die Spitzenverbände und ihre Eigenbetriebe ſelbſt zu über⸗ 
nehmen. Mit einer entſprechenden Anorduung iſt in den nächſten 
Tagen zu rechnen. 

Bis auf weiteres dürfen die leitenden und ſonſtigen gehobenen 
Stellen bei den Krankenkaſſen und ihren Verbänden nicht nen beſetzt 
oder ihre Inhaber hinſichtlich der Beſoldung oder der Dauer der 
Auſtellung günſtiger geſtellt werden. 

Eine ähnliche Regelung iſt für die Stellenbeſetzung in der Reichs⸗ 
knappſchaft getroffen. 


„Berliner Beobachter“ am 19./ 20. März 1933: 
Dentſche Arzte für die Berliner Krankenhänſer! 

Der Staatskommiſſar für Berlin, Pg. Dr. Julius Lippert, beab⸗ 
ſichtigt, die Arztekollegien der ſtädtiſchen Krankenhäuſer grund⸗ 
legend umzugeſtalten. Er empfing aus dieſem Grunde eine Reihe 
von kommiſſariſchen Bezirksbürgermeiſtern, die beſonders über die 
Zuſtände in den Krankenhäuſern berichteten und darüber Beſchwerde 
führten, daß an den meiſten ſtädtiſchen Krankenhäuſern 80 bis 
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90 b. H., teilweiſe ſogar 100 b. H. jüdiſche Kommuniſten und 
Sozialdemokraten als Arzte tätig ſeien. 

Pg. Dr. Lippert gab Anweiſung, daß die Verträge aller dieſer 
Arzte zum nächſtmöglichen Termin gekündigt werden. Die Neu⸗ 
einſtellungen werden durch den Magiſtrat in ſeiner neuen Beſetzung 
vorgenommen werden. 

Die „D. A. Z.“ vom 8. März 193zz ſchreibt: 

Vor der Krankenkaſſeureform. 

Die Reichsgeſetzliche Krankenkaſſenorganiſation iſt in den letzten 
Jahren immer mehr zum Gegeunſtand ernſteſter Sorge aller der- 
jenigen geworden, die in ihrem einwandfreien Funktionieren einen 
wichtigen Faktor geſunder Sozialpolitik ſehen. | 

Die finanzielle Lage iſt derart prekär, daß es der Reichsregierung 
nicht möglich war, die Krankenſcheingebühr von zo Pfennig, die am 
26. Juli 1930 eingeführt worden war, ohne weiteres aufzuheben. 
Es iſt vorläufig lediglich eine Herabſetzung auf die Hälfte angeordnet 
worden. Gleichzeitig wurde angekündigt, daß bei Durchführung der 
von der Reichsregierung in Ausſicht genommenen Reform des 
Krankenkaſſemweſens auch der Reſt der Gebühr in Fortfall kommen 
werde. Der Neuordnung der öffentlichen Krankenverſicherung 
dürfte eine 

eingehende Uuterſuchung der bisherigen Geſchäftsmethoden 
vorangehen, die in einer Reihe von Fällen unter Umſtänden zu einer 
Haftbarmachung von Krankenkaſſen⸗Funktionären führen könnte. 

Daß eine grundlegende Reform notwendig und dringend iſt, unter⸗ 
liegt keinem Zweifel, denn die Krankenkaſſen ſtehen trotz hoher Bei⸗ 
träge und trotz der Leiſtungskürzungen in ſchwerſter finanzieller 
Kriſe. Die offizielle Statiſtik der Einnahmen und Ausgaben der 
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öffentlichen Krankenkaſſen, die Anfang 1933 vom Reichsarbeits⸗ 
miniſterium bekanntgegeben wurde, läßt dieſen Zuſtand leider nicht 
mit der notwendigen Deutlichkeit erkennen. Es ſcheint nach dieſen 
Zahlen ſogar, als wenn ſich die Situation gerade im vergangenen 
Jahr trotz weiteren Abſinkens der Einnahmen aus Beiträgen von 
148,3 auf 1300 Mill. RM. gebeſſert habe, denn der Fehlbetrag 
des Jahres 1932 von 85,8 Mill. RM. iſt ausgeglichen, und zwar 
ohne Inanſpruchnahme von Reichsmitteln (die Reichszuſchüſſe be⸗ 
trugen im Jahre 1931 rund 2,7 Mill. RM., 1930 ſogar 
21,0 Mill. RM.). Auffallend iſt nur die Höhe der Verwaltungs⸗ 
koſten, die trotz ſtark derminderter Inanſpruchuahme der Kaſſen 
keineswegs in entſprechendem Maße geſunken ſind. 

Es ſoll damit gar nicht etwa behauptet werden, daß dieſe amtlichen 
Zahlen nurichtig ſeien, aber fie ſtellen einen zu hohen Durchſchnitt 
dar. Hauptſächlich deshalb, weil ſie die Erſatzkaſſen mit erfaſſen, die 
infolge ſparſamerer Verwaltung und geſchickterer Dispoſition erheb⸗ 
lich beſſer abſchneiden als die Orts⸗ und Landkrankenkaſſen. Die 
Bilanzen vieler öffentlichen Kaſſen würden, für ſich betrachtet, ein 
erheblich ungünſtigeres Bild ergeben, ſowohl was das Verhältnis 
der Verwaltungskoſten zu den Geſamteinnahmen betrifft, als auch 
in bezug auf die Aufwendungen für den Bau von Verwaltungs⸗ 
gebäuden, eigenen Werkſtätten, Heilinſtituten uſw. 

Die Hauptſache des unleugbaren Fiaskos der deutſchen Kranken⸗ 
verſicherung iſt aber nicht in den Auswirkungen der Wirtſchaftskriſe 
zu ſuchen, ſondern vorwiegend in der fehlerhaften Organiſation. Die 

übertriebene Zentraliſierung, Bürokratiſierung 
hat einen rieſenhaften Apparat notwendig gemacht, deſſen Unüber⸗ 
ſichtlichkeit und Schwerfälligkeit Mißbräuche und Willkürakte be⸗ 
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günſtigt. Hinzu kommt die Perſonalpolitik der meiſten öffentlichen 
Krankenkaſſen, die in der Nachkriegszeit ſehr weitgehend nach ein⸗ 
ſeitig parteipolitiſchen Geſichtspunkten orientiert war. Von einer 
Selbſtoerwaltung im Sinne einer Mitarbeit und Kontrolle durch die 
Mitglieder iſt bei den öffentlichen Kaſſen ſchon lange keine Rede 
mehr. Der Verſicherte hat Beiträge zu zahlen und klagt über 
geringe Leiſtungen. Auf der anderen Seite hat die Honorierung 
der Kaſſenärzte ſchon wiederholt zu ſchweren Konflikten geführt. 

Daß unter dieſen Umſtänden weder die Berufsfreudigkeit der 
Arzte noch das Intereſſe der Verſicherten beſonders groß ſein kann, 
iſt durchaus verſtändlich. Und doch wäre eine verſtärkte Anteilnahme 
der Mitglieder an ihrer Organiſation wünſchenswert. Denn die 
Verwaltung iſt ſchon zum großen Teil Selbſtzweck geworden, und das 

Repräſentationsbedürfnis, 

beſonders der Kaſſen in den Großſtädten, hat immer bedenklichere 
Ausmaße angenommen. Der kürzlich vollendete Neuban der Ber⸗ 
liner Ortskrankenkaſſe, der etwa 4,8 Mill. RM. gekoſtet hat, iſt 
nur eins der letzten Beiſpiele. Anſtatt angeſichts der infolge der 
Kriſe ſtändig abnehmenden Beanſpruchung der Kaſſe den Ver⸗ 
waltungsapparat zu verkleinern und auf beſcheidenerem Raum durch 
intenſivere Arbeit und Sparſamkeit eine Sanierung anzubahnen, 
wird ein rieſiges neues Gebäude in überflüſſig luxuriöſer Ausſtattung 
aufgeführt, während gleichzeitig ganze Reihen von Bürohäuſern in 
Berlin leer ſtehen und relativ billig zu mieten wären. Ahnliche Fehl⸗ 
inveftitionen find beiſpielsweiſe in Mannheim und Eſſen zu verzeichnen, 
wo ebenfalls keineswegs die Notwendigkeit der Neubauten nach⸗ 
gewieſen werden konnte. 

Bezeichnend für die bisherige Finanzwirtſchaft der öffentlichen 
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Krankenkaſſe iſt es auch, daß bei faſt jedem der vielen Bauprojekte 
die urſprünglich veranſchlagten Koſten um das Mehrfache über⸗ 
ſchritten wurden. 

Zu einer beſonderen Belaſtung der Krankenkaſſen haben ſich die 
eigenen Inſtitute für Höhenſonnenbeſtrahlung, Röntgenbehandlung 
u. ä. ausgewachſen, die gleichzeitig eine ſchwere Schädigung der 
Kaſſenärzte bedeuten. Dieſe mit erheblichen Koſten erſtellten Betriebe 
erfordern laufend größere Zuwendungen, um techniſch auf der Höhe 
bleiben zu können, ohne daß für die Kaſſe ein wirtſchaftlicher Erfolg 
mit dieſen Einrichtungen verbunden wäre. 

Die Grundfrage der kommenden Neuordnungen des Kranken⸗ 
kaſſenweſens iſt nun, an welchem Punkte dieſe Reform, die ſich nicht 
in der Abſtellung einiger Mißbräuche erſchöpfen dürfte, einzuſetzen 
hat. Welche Pläne die Reichsregierung in dieſer Hinſicht hat, iſt 
bisher nicht bekanntgeworden. Es iſt aber anzunehmen, daß ſie bei 
ihren Erwägungen die Tendenzen nicht außer acht laſſen dürfte, 
die auf eine 

Dezentraliſierung der heute beſtehenden Organiſation durch 
Schaffung kleinerer, auf berufsſtändiſcher Grundlage 
ruhender Kaſſen, 
ähnlich den bereits vorhandenen Innungs⸗ und Verbandskranken⸗ 
kaſſen, hinzielen. Gegen dieſe Organiſationsform wird häufig der 
Einwand erhoben, daß ſie infolge der fehlenden Riſikomiſchung be⸗ 
ſonders kriſenempfindlich ſei. Dies trifft jedoch nur dann zu, wenn 
eine nnvorſichtige Finanzpolitik die Erforderniſſe der Reſervehaltung 
nicht berückſichtigt. Gerade bei einer berufsſtändiſchen Krankenkaſſe 
wird aber, wie ja auch die bisherigen Erfahrungen auf dieſem Gebiet 
beweiſen, dieſer Frage erhöhte Aufmerkſamkeit zugewendet, da die 
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Mitglieder durch verantwortliche Mitarbeit und ſtändige Kontrolle 
in viel ſtärkerem Maße an ihrer Organiſation intereſſiert ſind, als 
es heute bei den allgemeinen Ortskrankenkaſſen, bei denen das Mit⸗ 
glied nur eine Nummer iſt, der Fall ſein kann. Das Verant⸗ 
wortungsbewußtſein, das mit einer wirklichen Gelbftverwaltung un⸗ 
trennbar verbunden iſt, wenn die Organiſation richtig funktioniert, 
hindert auch den Mißbrauch der Kaſſe durch die Mitglieder. Selbſt⸗ 
verftändlich würden auch berufsſtändiſche Krankenkaſſen neben der 
Selbſtkontrolle der Mitglieder einer ſtaatlichen Aufſicht unter⸗ 
worfen werden müſſen. 

Jede Reorganiſation des Krankenkaſſenweſens in Dentſchland, 
ganz gleich, nach welchen Prinzipien ſie vorgenommen werden wird, 
hat durchgreifende Aufräumungsarbeiten zur Vorausſetzung, durch 
die erſt die Vorbedingungen für einen geſunden Aufbau der Organi⸗ 
ſation geſchaffen werden müſſen. 


* 4 * 


Erſte Verordnung zur Neuordnung der Krankenderſicherung 
dom 17. März 1933. 
Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten über Kranken⸗ 
verficherung vom 1. März 1933 (RGBl. 1 S. 97) Artikel 2 8 2 
wird folgendes verordnet. 


Artikel ı. 
Aufſicht. 
8 1. 


Das Oberverſicherungsamt kann den Verſicherungsämtern 
Weiſungen für die Durchführung der Aufſicht über die Kranken⸗ 
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kaſſen und Kaffenverbände ($ 406 der Reichsverſicherungsordnung) 
erteilen. 

Der Reichsarbeitsminiſter kann die Aufſicht über einzelne Kaſſen 
oder Kaſſenverbände Mitgliedern von Verſicherungsbehörden als 
Kommiſſaren übertragen und ſie ermächtigen, erforderlichenfalls die 
Aufgaben der Organe zu übernehmen; die Kommiſſare unterſtehen 
der Weiſung des Reichsarbeitsminiſters. 


82. 

Die von den Kaſſenvereinigungen eingerichteten Stellen für die 
Prüfung der Geſchäfts⸗ und Rechnungsführung der Krankenkaſſen 
($ 414a der Reichsverficherungsordnung) werden der Aufſicht der 
Oberverſicherungsämter unterſtellt. Auf die Aufſicht finden die 
Vorſchriften für die Aufſicht über Krankenkaſſen entſprechende 
Anwendung. Das Oberverficherungsamt kann den Prüfungsſtellen 
Weiſungen für die Durchführung der Prüfung erteilen. 

Zuſtändig für die Aufſicht iſt das Oberverſicherungsamt, in deſſen 
Bezirk ſich der Sitz der Prüfungsftelle befindet. 

Für die Prüfungsſtellen des Verbandes der Reichsbahnbetriebs⸗ 
krankenkaſſe beſtimmt der Reichsverkehrsminiſter das zuſtändige 
Oberverſicherungsamt. 

9 3. 

Der Reichsarbeitsminiſter kann, unbeſchadet der Vorſchrift des 
§ 2, Kaſſenvereinigungen ($ 414 der Reichsverſicherungsordnung) 
ſeiner Aufſicht unterſtellen. Er kann die Führung der Aufſicht auf 
andere Stellen übertragen. 

Für die Aufſicht und für die Rechtshilfe (88 118 bis 117 der 
Reichsverſicherungsordnung) gelten die Vorſchriften für Kranken: 
kaſſen entſprechend. 
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Der Reichsarbeitsminiſter kann zugleich anordnen, daß die 
Aufſicht über die Kaſſenvereinigung ſich anch auf ſolche Unter⸗ 
nehmungen erſtreckt, die von der Kaſſenvereinigung oder ihren 
Mitgliedskaſſen (Kaſſenverbänden) betrieben werden, oder auf die 
ſie maßgebenden Einfluß haben. 


Artikel 2. 
Stellenſperre. 


8 1. 

Die Stellen der Geſchäftsführer von Krankenkaſſen ($ 223 der 
Reichsverſicherungsordnung) und ihrer ſtändigen Stellvertreter ſowie 
die Stellen ſolcher Angeſtellten von Krankenkaſſen, die Bezüge 
der Gruppe A 3 der Reichsbeſoldungsordnung oder einer höheren 
Gruppe erhalten, dürfen bis anf weiteres nicht neu beſetzt werden. 


8 2. 

Wenn die Geſchäftslage der Kaſſe es erfordert, daß eine ſolche 
Stelle alsbald wieder beſetzt wird, darf dies nur vorläufig 
geſchehen, es ſei denn, daß die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer 
im Vorſtande die endgültige Anſtellung in getrennter Abſtimmung 
beſchließen und das Oberverſicherungsamt zuſtimmt. 


9 3. 

Die Vorſchriften der 88 1, 2 gelten entſprechend für die 
endgültige Beſetzung einer der in $ 1 genannten Stellen durch 
eine bisher auf Probe in dieſer Stelle beſchäftigte Perſon ſowie 
für Anderungen von Anſtellungsverträgen, durch welche die 
Anſtellungsdauer der in § 1 genannten Perſonen verlängert oder 
die Kündbarkeit erſchwert oder ausgeſchloſſen wird. 
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9 4. 

Die vorſtehenden Vorſchriften gelten entſprechend für die 
Krankenkaſſenverbände ($ 476 der Reichsverficherungsordnuug) 
ſowie für die Seekrankenkaſſe ($ 476 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung), bei dieſer mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Oberverſicherungsamtes das Reichsverficherungsamt tritt; fie gelten 
nicht für die Betriebskrankenkaſſen des Reiches, der Deutſchen 
Reichsbahn⸗Geſellſchaft und der Länder. 


Artikel z. 
Schlußvorſchriften. 
8 1. 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten mit dem auf die 

Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
82. 

Zur Durchführung dieſer Verordnung kann der Reichsarbeits⸗ 
miniſter Rechtsderordnungen und allgemeine Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften erlaſſen. 

Berlin, den 17. März 1933. 

Der Reichsarbeitsminiſter. 
J. V.: Dr. Krohn. 


* * * 


Nachſtehendes bringt der „Völkiſche Beobachter“ unterm 
23. März 1933. 
Neuer Geiſt zieht in die Barmer Erſatzkaſſe ein. 
Nationalſozialiſten ſetzen ſich ohne Widerſpruch durch. 
Vor einigen Tagen fand im großen Hofbräuhausfeſtſaal in 
München die Mitgliederverſammlung der Barmer Erſatzkaſſe, 
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Verwaltungsſtelle München, ſtatt. Laut Einzeichnungsliſten hatten 
ſich 885 Mitglieder eingefunden, eine Zahl, die bisher bei einer Mit⸗ 
gliederverſammlung der Barmer Erſatzkaſſe im letzten Jahrzehnt 
noch nie erreicht wurde. 

Auf der Tagesordnung ſtand die Wahl der Abgeordneten zur 
bisherigen diesjährigen Hauptverſammlung und die Abſtimmung 
über die Anträge zu den Satzungsänderungen und allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen. Im Oktober 1931 erhielt die Verwaltungs⸗ 
ſtelle München einen nationalſozialiſtiſchen Verwaltungsſtellen⸗ 
vorſtand, deſſen Vorſitzender, Pg. Panl Draken, die Mitglieder⸗ 
derſammlung leitete. 

Schon bei der Eröffnung der Verſammlung wies der Leiter der 
Verſammlung darauf hin, daß die Verſammlungsſtelle München 
mit ihren über 23 000 Mitgliedern freudigen Anteil an den Er⸗ 
eigniſſen der nationalen Erhebung dieſer Tage nehme. Er grüßte 
auch von dieſer Stelle aus den Volkskanzler des Deutſchen Reiches, 
Adolf Hitler, was von der vorwiegend nationalſozialiſtiſch eingeſtell⸗ 
ten Verſ ammlung mit lebhaften Heilrufen beantwortet wurde. 

Der deutſche Bankbeamtenverein, der wieder einen ſchüchternen 
Verſuch machte, ſich in empfehlende Erinnerung zu bringen, traute 
ſich nicht mehr, einen eigenen Vorſchlag in der Verſammlung zu ver⸗ 
treten, und ſo gelang es, unſere Vorſchlagsliſte der N. S. B. O. 
mit dem Kennwort „Nationale Sozialiſten“ nahezu reſtlos durch⸗ 
zubekommen, nachdem die Verſammlung ſich durch Zuruf damit 
einverſtanden erklärt hatte, die Abſtimmung ohne Stimmzettel vor⸗ 
zunehmen. 

Nicht ein einziger Widerſpruch war erfolgt, weil ſonſt ſatzungs⸗ 
gemäß geheime Wahl hätte erfolgen müſſen. Der Vertreter des 
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Deutſchen Bankbeamtenvereins wurde nach wenigen Sätzen nieder: 
gepfiffen, woraus der Sprecher, Herr Oberinſpektor, Prokuriſt und 
Betriebsratsvorſitzende Wilhelm Hirſch, hoffentlich die Lehre zieht, 
daß fein Verein ſich erſt wieder die Voransſetzungen ſchaffen muß, 
um in einer vorwiegend nationalſozialiſtiſch eingeſtellten Verſamm⸗ 
lung ſprechen zu können. 

Die N. S. B. DO. bietet hierzu dem Deutſchen Bankbeamten⸗ 
verein im Intereſſe der Mitglieder die Hand, wenn grundſätzliche 
Bedingungen von den Münchener Vertretern des Deutſchen Bank⸗ 
beamtenvereins kompromißlos angenommen werden, ohne die eine 
wirkliche Aufbauarbeit im D. B. V. nicht möglich ſein kann. 

Als Abgeordnete zur Hauptverfammlung wurden gewählt: Pg. 
Paul Draken, Vorſitzender der Verwaltungsſtelle München, Pg. 
Hans Lenz, Bayeriſche Gemeindebank, Pg. Lorenz Steimer, 
Braunes Haus. 

Als Erſatzlente die Pag. Joſef Berg, Frz. Eher Verlag, Georg 
Kolb, Bayeriſche Hypotheken⸗ und Wechſelbank, Rudolf Kindig, 
Siemens & Halske. 

Im zweiten Punkt der Tagesordnung wurden die Anträge auf 
Anderung der Satzungen und der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen ebenfalls mit erdrückender Mehrheit angenommen. 
Stimmten bei der Abgeordnetenwahl von 885 Mitgliedern nnr 17 
gegen unſere Vorſchlagsliſte, ſo wurden die Anträge reſtlos ange⸗ 
nommen. Ein Vertreter des Hauptvorſtandes, den wir aus Spar⸗ 
ſamkeitsrückſichten nicht gebeten hatten, erſchien doch „zufällig“ und 
derſuchte in ſachlicher Aufklärung den Standpunkt des Haupt⸗ 
dorſtandes zu verteidigen. 
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Der „Völkiſche Beobachter“ vom 25. März 1933 fchreibt unter 
nachſtehender Überfchrift: 

Die Säuberung im Krankenkaſſenweſen. 

Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt teilt mit: 

Der Kommiſſar des Reiches für das Preußiſche Miniſterium 
für Wirtſchaft und Arbeit hat in einem Erlaß vom 23. März 1933 
zur Durchführung der Reichsverordnungen vom 1. und 17. März 
1933 Anweiſungen an die preußiſchen Verſicherungsbehörden 
herausgegeben, die eine wirkſame Aufſicht über die Krankenkaſſen 
ſicherſtellen. Nachdem die Aufſichtsbehörden durch die Verordnung 
vom 1. März 1933 ermächtigt worden find, nicht nur bei Verſtößen 
gegen Geſetz und Satzung, ſondern auch in Ermeſſungsfragen ein⸗ 
zuſchreiten, ſind insbeſondere die Haushaltspläne, die Eigenbetriebe 
und die Verwaltungskoſten der Kaſſen eingehend zu prüfen; erforder⸗ 
lichenfalls iſt mit der gebotenen Schärfe einzuſchreiten. Gegen die 
Leiter und ſonſtigen Beamten von Aufſichtsbehörden, die ihre Pflicht 
dernachläſſigen, iſt unnachſichtlich vorzugehen. Die für eine Anzahl 
don Kaſſen eingeſetzten Reichskommiſſare ſind von den preußiſchen 
Verſicherungsbehörden in jeder Weiſe zu unterſtützen. 


* * * 


Der „Völkiſche Beobachter“ ſchreibt unterm 26.127. Marz 
1933: 

Jüdiſcher Vorſitzender der Arztekammer zurückgetreten. 

In der Arztekammer für Berlin regierten bisher faſt nur Juden 
und Freimaurer. Der nationalen Dppofition (Lifte 9), vertreten 
durch den Bund der Heilberufe für ſoziale Erneuerung unter 
Führung unſeres Pg. Dr. Conti und des Deutſchnationalen Dr. 
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Quandt, war die fachliche Mitarbeit unmöglich gemacht; denn die 
herrſchende Mehrheit verweigerte der zweitſtärkſten Gruppe rück⸗ 
ſichtslos die Beteiligung an den Vorſtandsſitzen. 

Jetzt bahnt ſich auch hier ein Wandel an: Der jüdiſche Vor⸗ 
ſitzende, Profeſſor Lennhoff, iſt zurückgetreten, mit ihm zwei weitere 
Vorſtandsmitglieder, Dr. Möbius und Dr. Mayer. An ihrer 
Stelle wurden Dr. Quandt und die Pgg. Dr. Walbaum und 
Dr. Denker hinzugewählt, der letztere erhält das Amt des Zweiten 
geſchäftsführenden Vorſitzenden. 


* * * 


Die „Nachtausgabe“ vom 28. März 1933 bringt folgendes: 
Kommiſſar für die ärztlichen Spitzenderbände ernannt. 

Dr. Wagner vom Nationalſozialiſtiſchen Arztebund: 

Die Vorſtände der ärztlichen Spitzenverbände, des Deutſchen 
Arzte⸗Vereinsbundes und des Hartmann⸗Bundes, haben angeſichts 
der großen nationalen Umwälzung der letzten Wochen beſchloſſen, 
den Erſten Vorſitzenden des Nationalſozialiſtiſchen Arztebundes, 
Dr. med. Gerhard Wagner, mit dem heutigen Tage zum Kom⸗ 
miſſar der beiden Spitzenverbände zu ernennen. Die Vorſtände und 
die Geſchäftsführung der Verbände bleiben im Amt und führen in 
bertrauensvoller Zuſammenarbeit mit Dr. Wagner ihre Geſchäfte 


weiter. 
* 


Der Reichsarbeitsminiſter hat in Erfolg ſeines tatkräftigen Re⸗ 
formwerkes auf dem Gebiete des Krankenkaſſenweſens die fünf 
Spitzenverbände der Krankenkaſſen ohne Unterſchied ſeiner Aufſicht 


unterſtellt. 


* 2 * 
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Wie die Bonzen mit dem Gelde ihrer Verficherten gewüſtet haben, 
deckt der B. V. vom 5. April 1933 auf. 


Schluß mit dem Bonzen⸗Aufwand in den Krankenkaſſen! 


Eine ganze Reihe von Ortskrankenkaſſen ſind bereits öffentlich 
zur Rechenſchaft gezogen worden, weil ſie bei ihren Bauten mit dem 
Gelde der Kaſſen geradezu gewüſtet haben. Aus Köln, wo die 
Stadtverwaltung gegenwärtig einer gründlichen Durchleuchtung 
unterzogen wird, kommen jetzt wieder aufſehenerregende Ent⸗ 
hüllungen auf dieſem Gebiet. Das Gebäude der dortigen Orts⸗ 
krankenkaſſe iſt geradezu luxuriös eingerichtet. Die Innenaus⸗ 
ſtattung der Direktorenräume hat nicht weniger als 143 165 RM. 
gekoſtet. In jedem Zimmer befindet ſich eine Waſchkabine, mit echt 
italieniſchem Marmor ausgelegt. Jedes Waſchbecken koſtete 
376 RM. Die Innenansſtattung des Zimmers des erſten Vor⸗ 
ſitzenden der Ortskrankenkaſſe koſtet 20 966 RM., der Schreibtiſch 
980 RM., der Papierkorb aus Nußbaumholz 11o RM. In 
jedem Zimmer befindet ſich eine Uhr zum Preiſe von 390 RM. 
Für ein Lederſofa und fünf Lederſeſſel waren 2328 RM. gezahlt 
worden, für die Wandtäfelung in Nußbaumholz 6430 RM., für 
einen Tiſchfernſprecher 840 RM., für einen Teppich 830 RM., 
für ein Tintenfaß und Löſcher 75 RM. Die Ausſtattung des 
Sitzungsſaales erforderte faſt 40 ooo RM. Davon koſtete die 
Wandverkleidung in ansländiſchem Mahagoniholz allein 13 000 
Reichsmark, der Kronleuchter 1100 RM. uſw. 

Mit Recht wird nach Aufzählung dieſer Koſtbarkeiten die Frage 
aufgeworfen: Wo blieben die Aufſichtsbehörden? 

Der Angriff vom 11. April 193z berichtet: 
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Ungehenrer Luxus in den Dieufträumen der Bonzen. 
Krankenkaſſenſkandal wird immer größer. 

Der Skandal um die Krankenkaſſenverbände zieht immer weitere 
Kreiſe. Im Laufe der bisherigen Ermittlungen hat er allmählich 
ähnliche Ausmaße wie die Sklarek⸗Affäre angenommen. Die ſämt⸗ 
lich in Schutzhaft befindlichen Direktoren und Geſchäftsführer haben 
es auf raffinierte Weiſe verſtanden, mit Hilfe von Millionenbeträge 
enthaltenden Sonderkonten ihre verbrecheriſchen Transaktionen 
völlig zu verſchleiern und jeder Aufſicht zu entziehen. Aus dieſen 
Sonderkonten gaben ſie ſich gegenſeitig hohe Darlehen. 

Bei einer Beſichtigung der Dienſträume der Krankaſſengewal⸗ 
tigen ſtellten Miniſterialrat Pg. Dr. Conti und Staatsanwalt 
Rendel vom Preußiſchen Innenminiſterium feſt, daß bei den Innen⸗ 
einrichtungen ein ungeheurer Iururiöfer Aufwand getrieben wurde. 
So verurſachte die Ausſtattung des Dienſtzimmers des General⸗ 
direktors Lehmann allein 20 000 Mark Koſten. Auch die Zimmer 
der Krankenkaſſendirektoren Bendig, Schulz und Ebel ſind in 
luxuriöſem Übermaß mit allen techniſchen Errungenſchaften der 
Neuzeit ausgeſtattet. 

Außerdem wurde feſtgeſtellt, daß die bereits entlaſſenen Arzte in 
ihren Ambulatorien mit den Krankenſchweſtern ſehr eigenartige 
Weihnachtsfeiern abgehalten haben. Der jüdiſche Arzt Dr. Cohn 
wurde geſtern ſofort friſtlos entlaſſen, weil ermittelt wurde, daß er 
in ſeinem Dienſt zahlreiche Abtreibungen vorgenommen hat. Die 
Akten wurden der Staatsanwaltſchaft zugeleitet. 

Bei der Weiterverfolgung dieſer Affäre iſt noch mit zahlreichen 
Verhaftungen zu rechnen. 
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(Wir werden morgen über diefen Skandal nähere Einzelheiten 
bringen.) 

Säuberungsaktion bei den Krankenkaſſen. 
Die Vorſtände des Hauptverbandes abgeſetzt. 

Berlin, 11. April. Der Beauftragte des Reichsarbeitsminiſters 
als kommiſſariſcher Leiter des früheren marxiſtiſchen Hauptverbandes 
deutſcher Krankenkaſſen hat im Einverſtändnis mit dem Reichs: 
arbeitsminiſter in die Verhältniſſe und Zuſtände dieſes rund zwölf 
Millionen Verſicherte umfaſſenden Krankenverbandes tief einge⸗ 
griffen. Alle Vorſtände des Hauptverbandes ſelbſt und ſeiner ſämt⸗ 
lichen Unterverbände find abgeſetzt und allen Verbandsbeamten iſt 
zum nächſt zuläſſigen Termin gekündigt worden. Nur diejenigen 
Verbandsbeamten werden im Dienſte bleiben, die befähigt ſind und 
die Gewähr dafür bieten, daß ſie im Intereſſe des heutigen Staates 
ſich betätigen. 

Der Beauftragte des Reichsarbeitsminiſters hat eine Reihe von 
größeren Sparmaßnahmen ergriffen, die ſich auch darin äußern 
werden, daß alle Einrichtungen und Unternehmungen, die mit den 
eigentlichen Verbandsaufgaben nichts zu tun haben, beſeitigt werden. 
Die Reichstreuhand⸗Geſellſchaft iſt zur Zeit dabei, die Verhältuiſſe 
bei der Heilmittelgeſellſchaft, die ſchon zu erheblichen Anſtänden An⸗ 
laß gaben, zu unterſuchen und zu klären. Dabei iſt man auf eine 
Reihe von Verſchachtelungen geſtoßen, die zum Teil nicht leicht zu 
entwirren ſind. Die Verträge mit einer Buchdruckereifirma, deren 
Inhaber ſich in Schutzhaft befindet, ſind gelöſt worden. Es wird 
auch die Frage unterſucht, ob die Verlagsgeſellſchaft, die ſich der 
Hauptverband ebenfalls zugelegt hatte, nicht zur Auflöſung oder 
Ausſcheidung gebracht werden ſoll. Weiterhin gibt der Stand der 
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Allgemeinen Ruhegehaltsverſicherung deutſcher Krankenkaſſen An⸗ 
laß zu ernſten Beſorgniſſen, da das ſeitherige und unmögliche Um⸗ 
lageverfahren in aller Eile in ein Kapitaldeckungsverfahren über⸗ 
geführt werden muß. Die Gleichſchaltung mit Reich, Staat und 
übrigen öffentlichen Körperſchaften verlangt, daß auch die Ver⸗ 
tretung des Hauptverbandes bei Prüfungsämtern und Arbeits⸗ 
gemeinſchaften mit Verſicherungsträgern eine Umbeſetzung erfährt. 
Die notwendigen Schritte ſind auch hier bereits eingeleitet. 

Zu einer befriedigenden Neugeſtaltung des Verhältniſſes zu den 
Arzten, Zahnärzten, Dentiſten und Apothekern ſind von dem Be⸗ 
auftragten in Verbindung mit den übrigen kleineren Krankenkaſſen⸗ 
fpigenverbänden Verhandlungen angebahnt. Die Zugehörigkeit zur 
internationalen Krankenkaſſenvereinigung wurde mit ſofortiger Wir⸗ 
kung gekündigt, dagegen mit den übrigen deutſchen Krankenkaſſen⸗ 
ſpitzenverbänden der ſeitherige Kriegszuſtand beendigt und mit ihnen 
eine Arbeitsgemeinſchaft abgeſchloſſen. 

Die Öffentlichkeit wird über die weiteren Ergebniſſe der Unter⸗ 
ſuchungen von Zeit zu Zeit unterrichtet werden. Die vorgefundenen 
Unklarheiten ſind von einem ſolch ungewöhnlichen Umfang, daß es 
noch geraume Zeit und anſtrengender Tätigkeit bedürfen wird, um 
völlige Klarheit zu ſchaffen. 

Die Neuregelung der Zulaſſung der Kaſſenärzte. 
Ausſchluß nichtariſcher Arzte. 

Der Reichsarbeitsminiſter hat durch eine ſoeben unterſchriebene 
Verordnung, die bereits kürzlich im „Angriff“ angekündigten Maß⸗ 
nahmen getroffen. Die Grundſätze des Geſetzes zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Berufsbeamtentums ſind auch auf die Zulaſſung und 
die Weiterbeſchäftigung von Kaſſenärzten anzuwenden. 
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Die Verordnung ſchließt für die Zukunft nichtarifche Arzte von 
der Zulaſſung zur kaſſenärztlichen Tätigkeit aus. Auch Arzte, die 
ſich kommuniſtiſch betätigt haben, werden nicht mehr zugelaſſen. 

Nichtariſche Arzte, die bereits zugelaſſen ſind, verlieren ihre Zu— 
laſſung. Ebenſo werden Arzte, die ſich in kommuniſtiſchem Sinne 
betätigt haben, aus der kaſſenärztlichen Tätigkeit ausgeſchieden, wenn 
ſie bereits zugelaſſen waren. 

Ausnahmen ſind ebenſo wie im Geſetz zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums für ſolche nicht⸗ariſchen Arzte vorgeſehen, die 
im Weltkriege an der Front gekämpft haben, oder als Arzte an der 
Front oder in Lazaretten tätig geweſen ſind, oder deren Väter oder 
Söhne im Weltkriege gefallen ſind. Dieſe Ausnahmen gelten jedoch 
nicht für Arzte, die ſich im kommuniſtiſchen Sinne betätigt haben. 

Arzte, die bereits am 1. Auguſt 1914 niedergelaſſen waren, be⸗ 
halten ihre Zulaſſung, ſofern ſie ſich nicht im kommuniſtiſchen Sinne 
betätigt haben. 

Die Säuberung der Krankenkaſſen von Korruption marxiſtiſcher 
Bonzen iſt bereits zum größten Teil durchgeführt. Außerſte Spar⸗ 
ſamkeit iſt bereits in die gleichgeſchalteten Verwaltungen eingezogen. 
Ein großer Teil ausländiſcher und jüdiſcher Arzte ſind bereits aus 
der Sozialverſicherung entfernt worden. Von jetzt ab follen nur 
deutſche Arzte und Zahnärzte zu den Krankenkaſſen zugelaſſen 
werden, deutſche Kriegsteilnehmer aber, weun ſie nicht Kommuniſten 
waren, müſſen die Kaſſenzulaſſung erhalten. 

Der Aufbau der durch jahrelange marxiſtiſche Korruption zer⸗ 
ſtörten Sozialverſicherungen vollzieht ſich im ſchnellſten Tempo. Das 
dolle Vertrauen des Arbeiters und Angeſtellten zu ſeinen ſozialen 
Einrichtungen kehrt bereits wieder. 
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6. Kapitel. 


Nationalſozialiſtiſche Außenpolitik. 


Die letzten Wochen und Monate waren ſpannunggeladen, wie 
manche Jahre nicht, aber ſelten wurde von der Welt auf einen Tag, 
auf eine Stunde ſo gewartet wie auf den Augenblick, wo der 
Führer die Stellung des neuen Deutſchland zu den anderen 
Nationen klarlegen ſollte. Deutſchland und ſein Führer wurden 
an dieſem Tage, dem 17. Mai 1933, zum Mittelpunkt der Welt. 
Seit dem Zuſammenbruch 1918 hatten marxiſtiſche Bonzen die 
Außenpolitik Deutſchlands ohne Rückgrat betrieben. Jetzt mußte es 
anders kommen, das wußte die Welt. 

Jahrelang hatte man Adolf Hitler und ſeine Bewegung zu 
Kriegshetzern geſtempelt, nun glaubte die Welt die Beſtätigung 
dieſer Lügen erwarten zu müſſen. 

Doch es kam anders! Schon nach den erſten Worten des 
Kanzlers wurde es den Zuhörern klar, daß ſie durch gewiſſenloſe 
Hetzer und Lügner genarrt worden waren. 

So ſprach kein Kriegshetzer, kein Haſardeur und Phantaſt, nein, 
ſo ſprach nur ein weitſchauender Staatsmann, der verſöhnlich und 
friedliebend iſt, aber neben feinen Friedenswillen die unverletzbare 
Ehre ſeiner Nation ſtellt. 

Die Welt erkannte, daß hier ein ehrlicher, aufrechter Mann 
ſprach, der aber auch von den anderen Ehrlichkeit verlangte. 
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Ein Mann, der nicht Krieg, ſondern Frieden wollte und es als 
ſeine größte Aufgabe betrachtete, der Welt den Frieden zu erhalten. 


Vollzählig war der Reichstag vertreten, als der Führer unter 
brauſenden Heilrufen das Rednerpult beſtieg. Hunderte von Sendern 
des In⸗ und Auslandes waren augeſchloſſen, um dieſe weltpolitiſche 
Rede nach aller Herren Länder zu übertragen. 


Des Kanzlers große Rede vor dem Reichstag am 17. Mai 1933. 


„Abgeordnete, Männer und Frauen des Deutſchen Reichstages! 

Namens der Reichsregierung habe ich den Reichstagspräſidenten 
Göring gebeten, den Deutſchen Reichstag einzuberufen, um vor 
dieſem Forum zu den Fragen Stellung zu nehmen, die hente nicht 
nur unſer Volk, ſondern die ganze Welt bewegen. Die Ihnen 
bekannten Probleme ſind vou ſo großer Bedeutung, daß von ihrer 
glücklichen Löſung nicht nur die politiſche Befriedigung, ſondern 
auch die wirtſchaftliche Rettung aller abhängt. Wenn ich dabei 
für die deutſche Regierung dem Wunſche Ausdruck gebe, ihre 
Behandlung der Sphäre jeder Leidenſchaftlichkeit zu entziehen, dann 
geſchieht es nicht zum geringſten in der uns alle beherrſchenden 
Erkenntuis, daß die Kriſe der heutigen Zeit ihren tief ſten Urſprung 
ſelbſt jenen Leidenſchaften zu verdanken hat, die nach dem Kriege 
die Einſicht und die Klugheit der Völker verdunkelt haben. 

Denn alle die Kriſis verurfachenden Probleme liegen in den 
Mängeln des Friedensvertrages begründet, der es nicht vermochte, 
die wichtigſten und entſcheidendſten Fragen für alle Zukunft über⸗ 
legen, klar und vernünftig zu löſen. Weder die nationalen noch die 
wirtſchaftlichen oder gar die rechtlichen Angelegenheiten und Forde⸗ 
rungen der Völker find durch diefen Vertrag in einer Weiſe gelöſt 


287 


worden, daß fie vor der Kritik der Vernunft für alle Zeiten beftehen 
könnten. 

Es iſt daher verſtändlich, daß der Gedanke einer Revifion nicht 
nur zu den dauernden Begleiterſcheinungen und Auswirkungen dieſes 
Vertrages gehört, ſondern eine Revifion ſogar von feinen Verfaſſern 
als notwendig vorgeſehen wurde und daher im Vertrage ſelbſt ſeine 
Verankerung fand. 

Wenn ich kurz auf die Probleme, die dieſer Vertrag hätte löſen 
ſollen, eingehe, dann geſchieht es deshalb, weil durch das Verſagen 
auf dieſem Gebiete ſich zwangsläufig die ſpäteren Situationen er⸗ 
geben haben, unter denen die politiſchen und wirtſchaftlichen 
Beziehungen der Völker ſeitdem leiden. Die politiſch⸗nationalen 
Probleme ſind folgende: | 

Durch viele Jahrhunderte entwickelten ſich die europäiſchen 
Staaten und ihre Grenzziehung ans Auffaſſungen, die nur aus⸗ 
ſchließlich innerhalb eines ſtaatlichen Denkens lagen. Mit dem 
ſiegreichen Durchbruch des Nationalitätenprinzips im Laufe des 
vorigen Jahrhunderts wurden infolge der Nichtberückſichtigung 
dieſer neuen Ideale durch die auf anderen Vorausſetzungen ent⸗ 
ſtandenen Staaten die Keime zu zahlreichen Konflikten gelegt. Es 
konnte uach Beendigung des großen Krieges keine höhere Aufgabe 
für eine wirkliche Friedenskonferenz geben, als in klarer Erkenntnis 
dieſer Tatſache eine Neugliederung der europäiſchen Staaten vor⸗ 
zunehmen, die dieſem Prinzip im höchſtmöglichen Umfange gerecht 
wurde. Je klarer durch eine ſolche Regelung die Volksgrenzen ſich 
mit den Staatsgrenzen deckten, um ſo mehr konnte dadurch eine 
große Reihe künftiger Konfliktmöglichkeiten aus der Welt geſchafft 
werden. Ja, dieſe territoriale Neugeſtaltung Europas unter Berück⸗ 


288 


ſichtigung der wirklichen Volksgrenzen wäre geſchichtlich jene 
Löſung geweſen, die mit dem Blick auf die Zukunft für Sieger und 
Beſiegte vielleicht die Blutopfer des großen Krieges nicht ganz ver⸗ 
geblich hätte erſcheinen laſſen, weil durch ſie der Welt die Grund⸗ 
lage für einen wirklichen dauernden Frieden gegeben worden wäre. 

Tatſächlich entſchloß man ſich aber, teils aus Unkenntnis, teils 
aus Leidenſchaft und Haß, zu Löſungen, die den Keim neuer Konflikte 
ſchon ihrer Unlogik und Unbilligkeit trugen. 

Folgendes waren die wirtſchaftlichen Probleme, die dieſer Konfe⸗ 
renz zur Löſung vorlagen: Die gegenwärtige wirtſchaftliche Situation 
Europas iſt gekennzeichnet durch die Überfüllung des europäiſchen 
Weſtens und durch die Armut des Bodens dieſer Gebiete an gewiſſen 
Rohſtoffen, die gerade in jenen Gebieten mit alter Kultur dem dort 
gewohnten Lebensſtandard unentbehrlich ſind. Wollte man eine 
gewiſſe Befriedigung Europas für menſchlich abſehbare Zeit herbei⸗ 
führen und gefährlichen Begriffe Buße, Strafe, Wiedergut⸗ 
machung uſw. die tiefe Erkenntnis verfolgen und berückſichtigen, daß 
mangelnde Exiſtenzmöglichkeit immer die Quelle von Völker⸗ 
konflikten geweſen iſt. Statt den Gedanken der Vernichtung zu 
predigen, mußte man überlegen, wie eine Neuordnung der inter⸗ 
nationalen politiſchen und wirtſchaftlichen Beziehungen vor: 
genommen werden könne, die den ECxiſtenznotwendigkeiten der 
einzelnen Völker in höchſtmöglichem Umfang gerecht wurde. 

Es iſt nicht weiſe, die wirtſchaftlichen Lebensmöglichkeiten einem 
Volke zu entziehen ohne Rückſicht darauf, daß die davon abhängige 
Bevölkerung darauf angewieſen iſt, in dieſem Gebiete weiterhin zu 
leben. Die Meinung, durch die wirtſchaftliche Vernichtung eines 
68⸗Millionen⸗Volkes werde anderen Völkern ein nützlicher Dienſt 
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erwieſen, iſt eine unſinnige. Sehr bald würden die Völker, die fo 
verfahren wollten, nach den natürlichen Geſetzen von Urſache und 
Wirkung ſpüren, daß ſie derſelben Kataſtrophe zugeführt werden, 
die ſie dem einen Volke bereiten wollten. Der Gedanke der Re⸗ 
parationen und ihrer Durchführung wird einmal in der Völker⸗ 
geſchichte ein Schulbeiſpiel dafür ſein, wie ſehr die Außerachtlaſſung 
der internationalen Wohlfahrt allen ſchädlich ſein kann. 

Tatſächlich konnten die Reparationen nur vom deutſchen Export 
bezahlt werden. Im gleichen Ausmaß, wie Deutſchland wegen der 
Reparationen als internationales Exportnunternehmen betrachtet 
wurde, mußte aber der Export der Gläubigerſtaaten leiden. Der 
wirtſchaftliche Nutzen der Reparationszahlungen konnte daher in 
keinem Verhältnis zu dem Schaden ſtehen, der den Einzelvolkswirt⸗ 
ſchaften mit den Reparationen zugefügt wurde. 


Der Verſuch, eine ſolche Entwicklung dadurch abzuwenden, daß 
eine Beſchränkung des dentſchen Exports durch Kreditgewährungen 
zur Ermöglichung der Zahlungen ausgeglichen wurde, war wenig 
umſichtig und im Ergebnis falſch. Denn die Umſchuldung der politi⸗ 
ſchen in private Verpflichtungen führte zu einem Zinſendienſt, deſſen 
Erfüllung zu denſelben Ergebniſſen führen mußte. Das Schlimmſte 
aber war, daß die Entwicklung des binnenwirtſchaftlichen Lebens 
künſtlich gehemmt und vernichtet wurde. Der Kampf auf den Welt⸗ 
abſatzmärkten durch dauernde Preisunterbietungen führte zu einer 
Überſpitzung der Rationaliſierungsmaßnahmen in der Wirtſchaft. 
Die Millionen unſerer Arbeitsloſen ſind das letzte Ergebnis dieſer 
Entwicklung. Wollte man aber die Reparationsverpflichtungen auf 
Sachlieferungen beſchränken, dann mußte dies zu einer nicht minder 
großen Schädigung der Binnenerzeugung der alſo beglückten Völker 
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führen. Denn Sachlieferungen in dem in Frage kommenden Um⸗ 
fange ſind nicht denkbar, ohne den Beſtand der eigenen Produktion 
der Völker auf das ſtärkſte zu gefährden. 

Es iſt die Schuld des Verſailler Vertrages, eine Zeit eingeleitet 
zu haben, in der finanzielle Rechenkunſt die wirtſchaftliche Vernunft 
umzubringen ſcheint. 

Deutſchland hat dieſe ihm auferlegten Verpflichtungen trotz der 
ihnen innewohuenden Unvernunft und der vorauszuſehenden Folgen 
geradezu ſelbſtmörderiſch treu erfüllt. Die internationale Wirt⸗ 
ſchaftskriſe iſt der unnmſtößliche Beweis für die Richtigkeit dieſer 
Behauptung. 

Der Gedanke der Wiederherſtellung eines allgemeinen internatio⸗ 
nalen Rechtsempfindens iſt durch den Verſailler Vertrag nicht 
minder vernichtet worden. Denn um die geſamten Maßnahmen 
dieſes Ediktes zu motivieren, mußte Deutſchland zum Schuldigen 
geſtempelt werden. Dies iſt ein ebenſo einfaches wie allerdings un⸗ 
mögliches Verfahren. In Zuknuft wird alſo immer die Schuld an 
Auseinanderſetzungen der Beſiegte tragen, denn der Sieger hat ja 
immer die Möglichkeit, dieſe Feſtſtellung einfach zu treffen. 

Dieſer Vorgang führte deshalb zu furchtbarer Bedeutung, weil 
er damit zugleich eine Begründung gab für die Umwandlung eines 
am Ende dieſes Krieges vorhandenen Kräfteverhältniſſes in eine 
dauernde Rechtsnorm. Die Begriffe Sieger und Beſiegte wurden 
damit förmlich zum Fundament einer neuen internationalen Rechts⸗ 
und Geſellſchaftsordnung gemacht. 

Die Disqualifizierung eines großen Volkes zu einer Nation 
2. Ranges und 2. Klaſſe wurde in einem Augenblick proklamiert, in 
dem ein Bund der Nationen aus der Taufe gehoben werden ſollte. 
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Diefe Behandlung Deutſchlands konnte in der Folge nicht zu 
einer Befriedung der Welt führen. Die damit für nötig erachtete 
Abrüſtung und Wehrlosmachung der Beſiegten, ein in der Ge⸗ 
ſchichte der europäiſchen Nationen unerhörter Vorgang, war noch 
weniger geeignet, die allgemeinen Gefahren und Konfliktſtoffe zu 
vermindern, ſondern führte nur in den Zuſtand jener ewigen Drohun⸗ 
gen, Forderungen und Sanktionen, die als fortdauernd Unruhe und 
Unſicherheit zum Grabe der geſamten Weltwirtſchaft zu werden 
drohen. Wenn im Völkerbund jede Überlegung hinſichtlich des 
Riſikos bei beſtimmten Handlungen ausfällt, wird nur zu leicht die 
Unvernunft über die Vernunft ſiegen. Der Völkerbund hat zum 
mindeſten bisher gerade den Schwachen, Nichtgerüſteten bei ſolchen 
Anläſſen keine merkliche Hilfe zukommen zu laſſen vermocht. Ver⸗ 
träge, die zur Befriedigung des Lebens der Völker untereinander 
abgeſchloſſen werden, haben nur dann einen inneren Sinn, wenn ſie 
don einer wirklichen und aufrichtigen Gleichberechtigung aller aus⸗ 
gehen. Gerade darin liegt die Haupturſache der ſeit Jahren die 
Welt beherrſchenden Gärung. 

Daß aber die heute vorliegenden Probleme eine vernünftige und 
endgültige Löſung erfahren, liegt im Intereſſe aller. Kein neuer 
europäiſcher Krieg wäre in der Lage, an Stelle der unbefriedigenden 
Zuſtände von heute etwas Beſſeres zu ſetzen. 

Im Gegenteil, weder politiſch noch wirtſchaftlich könnte die An⸗ 
wendung irgendwelcher Gewalt in Europa eine güuſtigere Situation 
hervorrufen, als ſie heute beſteht. Selbſt bei ausſchlaggebendem Er⸗ 
folg einer neuen europäiſchen Gewaltlöſung würde als Endergebnis 
eine Vergrößerung der Störung des europäiſchen Gleichgewichts 
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eintreten und damit fo oder fo der Keim für ſpätere neue Gegenſätze 
nnd neue Verwicklungen gelegt werden. 

Neue Kriege, neue Unſicherheit und eine neue Wirtſchaftsnot 
würden die Folgen ſein. Der Ausbruch eines ſolchen Wahnſinns 
ohne Ende aber müßte zum Zuſammenbruch der heutigen Geſell⸗ 
ſchafts⸗ und Staatsordnung führen. Ein in kommuniſtiſchem Chaos 
derſinkendes Europa würde eine Kriſe von unabſehbarem Ausmaß 
und nicht abzuſchätzender Daner heraufbeſchwören. 

Es iſt der tiefernſte Wunſch der nationalen Regierung des Deut⸗ 
ſchen Reiches, eine ſolche unfriedliche Entwicklung durch ihre auf⸗ 
richtige und tätige Mitarbeit zu verhindern. 

Das iſt auch der innere Sinn der in Deutſchland vollzogenen Um⸗ 
wälzung. Die drei Geſichtspunkte, die unſere Revolution beherr⸗ 
ſchen, widerſprechen in keiner Weiſe den Intereſſen der übrigen Welt: 

Erſtens Verhinderung des drohenden kommuniſtiſchen Umſturzes 
und Aufbau eines die verſchiedenen Intereſſen der Klaſſen und Stände 
einigenden Volksſtaates und die Erhaltung des Begriffs Eigentum 
als Grundlage unſerer Kultur. Zweitens Löſung des ſchwerſten 
ſozialen Problems durch die Zurückführung der Millionenarmee 
unferer bedauernswerten Arbeitsloſen in die Produktion. Drittens 
Wiederherſtellung einer ſtabilen und autoritären Staatsführung, 
getragen von dem Vertrauen und Willen der Nation, die dieſes 
große Volk endlich wieder der Welt gegenüber vertragsfähig macht. 

Wenn ich in dieſem Augenblick bewußt als deutſcher National⸗ 
ſozialiſt ſpreche, ſo möchte ich namens der nationalen Regierung 
und der geſamten Nationalerhebung bekunden, daß gerade uns in 
dieſem jungen Deutſchland das tiefe Verſtändnis beſeelt für die 
gleichen Gefühle und Geſinnungen ſowie für die begründeten Lebens⸗ 
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anſprüche der anderen Völker. Die Generation diefes jungen Deutſch⸗ 
land. die in ihrem bisherigen Leben nur Not, Elend und Jammer des 
eigenen Volkes kennenlernte, hat zu ſehr unter dem Wahnſinn gelitten, 
als daß ſie beabſichtigen könnte, das gleiche den anderen zuzufügen. 

Unſer Nationalſozialismus iſt ein Prinzip, das uns als Welt⸗ 
anſchauung grundſätzlich allgemein verpflichtet. Indem wir in 
grenzenloſer Liebe und Treue an unſerem eigenen Volkstum hängen, 
reſpektieren wir die nationalen Rechte anch der anderen Völker aus 
dieſer ſelben Geſinnung heraus und möchten aus tiefinnerſtem 
Herzen mit ihnen in Frieden und Freundſchaft leben. 

Wir kennen daher auch nicht den Begriff des Germaniſierens. 
Die geiſtige Mentalität des vergangenen Jahrhunderts, aus der 
heraus man glaubte, vielleicht aus Polen und Franzoſen Deutſche 
machen zu können, iſt uns genau ſo fremd, wie wir uns leidenſchaft⸗ 
lich gegen jeden umgekehrten Verſuch wenden. Wir ſehen die euro⸗ 
päiſchen Nationen um uns als gegebene Tatſache. Franzoſen, 
Polen uſw. find unſere Nachbarbvölker, und wir wiſſen, daß kein 
geſchichtlich denkbarer Vorgang dieſe Wirklichkeit ändern könnte. 

Es wäre ein Glück für die Welt geweſen, wenn im Vertrag von 
Verſailles dieſe Realitäten auch in bezug auf Dentſchland gewürdigt 
worden wären. Denn es müßte das Ziel eines wirklich dauerhaften 
Vertragswerkes ſein, nicht Wunden zu reißen oder vorhandene 
offenzuhalten, ſondern Wunden zu ſchließen und zu heilen. Eine 
überlegte Behandlung der europäiſchen Probleme hätte damals im 
Oſten ohne weiteres eine Löſung finden können, die den verſtänd⸗ 
lichen Anſprüchen Polens genau ſo wie den natürlichen Rechten 
Deutſchlands entgegengekommen wäre. Der Vertrag von Ver⸗ 
ſailles hat diefe Löſung nicht gefunden. Dennoch wird keine deutſche 
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Regierung von ſich aus den Bruch einer Vereinbarung durchführen, die 
nicht beſeitigt werden kann, ohne durch eine beſſere erſetzt zu werden. 
Allein dieſes Bekenntnis zum Rechtscharakter eines ſolchen 
Vertrages kann nur ein allgemeines ſein. Nicht nur der Sieger 
hat den Anſpruch auf die ihm darin gegebenen Rechte, ſondern auch 
der Beſiegte. Das Recht aber, eine Revifion dieſes Vertrages zu 
fordern, liegt im Vertrage ſelbſt begründet. Die deutſche Regierung 
wünſcht dabei als Motid und Maß für ihr Verlangen nichts 
anderes, als die vorliegenden Reſultate der bisherigen Erfahrungen 
ſowie die unbeſtreitbaren Erkenntniſſe der kritiſchen und logiſchen 
Vernunft. Die Erfahrungen, die in den vierzehn Jahren gemacht 
worden ſind, ſind politiſch und wirtſchaftlich eindeutige. 

Das Elend der Völker wurde nicht behoben, ſondern es hat zu⸗ 
genommen. Die tiefſte Wurzel dieſes Elends aber liegt in der Zer⸗ 
reißung der Welt in Sieger und Beſiegte als die beabſichtigte ewige 
Grundlage aller Verträge und jeder kommenden Ordnung. Die 
ſchlimmſte Auswirkung findet dieſe Ordnung in der erzwungenen 
Wehrloſigkeit der einen Nation gegenüber den überſteigerten 
Rüſtungen der anderen. Wenn Deutſchland ſeit Jahren unentwegt 
die Abrüſtung aller fordert, ſo aus folgenden Gründen: 

Erſtens iſt die Forderung nach einer tatſächlich zum Ausdruck 
kommenden Gleichberechtigung eine Forderung der Moral, des 
Rechts und der Vernunft, eine Forderung, die im Friedensvertrage 
ſelbſt anerkannt worden iſt und deren Erfüllung unlöslich verbunden 
wurde mit der Forderung der deutſchen Abrüſtung als Ausgangs⸗ 
punkt für die Weltabrüſtung. 

Zweitens, weil umgekehrt die Disqualifizierung eines großen 
Volkes geſchichtlich nicht ewig aufrechterhalten werden kann, ſondern 
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einmal ihr Ende finden muß. Denn wie lange glaubt man ein ſolches 
Unrecht einer großen Nation zufügen zu können? Was bedeutet 
der Vorteil eines Augenblicks gegenüber der dauernden Entwicklung 
der Jahrhunderte? Das deutſche Volk wird bleiben, genan wie das 
franzöſiſche und, wie uns durch die geſchichtliche Entwicklung gelehrt 
wurde, das polniſche. 

Was ſind Erfolge einer vorübergehenden Unterdrückung eines 
68⸗Millionen⸗Volkes gegenüber der Gewalt dieſer unumſtößlichen 
Tatſache? Kein Staat kaun mehr Verſtändnis haben für die neu⸗ 
entſtandenen jungen europäiſchen Nationalſtaaten als das Deutſch⸗ 
land der aus dem gleichen Willen entſtandenen nationalen Revolution. 
Es will nichts für ſich, was es nicht auch bereit iſt, anderen zu geben. 


Wenn Dentſchland heute die Forderung nach einer tatſächlichen 
Gleichberechtigung im Sinne der Abrüſtung der anderen Nationen 
erhebt, dann hat es dazu ein moraliſches Recht durch ſeine eigene 
Erfüllung der Verträge. Denn Deutſchland hat abgerüſtet, und 
Deutſchland hat dieſe Abrüſtung unter ſchärfſter internationaler 
Kontrolle vollzogen. 6 Millionen Gewehre und Karabiner wurden 
ausgeliefert oder zerſtört, 130 000 Maſchinengewehre, rieſige Men⸗ 
gen Maſchinengewehrläufe, 91 000 Geſchütze, 38,75 Millionen 
Granaten und enorme weitere Waffen⸗ und Mumitionsbeſtände hat 
das deutſche Volk zerſtören oder ausliefern müſſen. Das Rheinland 
wurdeentmilitariſiert, die deutſchen Feſtungen wurden geſchleift, unſere 
Schiffe wurden ausgeliefert, die Flugzeuge zerſtört, unſer Wehrſyſtem 
aufgegeben und die Ausbildung von Reſerven dadurch verhindert. 
Selbſt die nötigſten Waffen der Verteidigung bleiben uns verſagt. 

Wer heute verſucht, gegenüber dieſen nicht wegzuleugnenden Tat⸗ 
ſachen mit wahrhaft armſeligen Ausreden und Ausflüchten aufzu⸗ 
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treten und zu behaupten, Deutſchland hätte die Verträge nicht erfüllt 
oder hätte gar aufgerüſtet, deſſen Auffaſſung muß ich von dieſer 
Stelle aus als ebenſo unwahr wie unfair zurückweiſen. Ebenſo 
unrichtig ſind die Behauptungen, daß Deutſchland perſonell den 
Verpflichtungen des Vertrages nicht nachgekommen wäre. Die An⸗ 
gabe, daß die S. A. und S. S. der Nationalſozialiſtiſchen Partei 
in irgendeiner Beziehung zur Reichswehr in dem Sinne ſtünden, daß 
es ſich hier um militäriſch ausgebildete Beſtände oder Reſerven der 
Armee handeln würde, iſt unwahr! 

Die un verantwortliche Leichtfertigkeit, mit der ſolche Behauptun⸗ 
gen erhoben werden, mag man nur aus einem Beiſpiel erſehen: Im 
vergangenen Jahre fand in Brünn der Prozeß gegen Angehörige 
der Nationalſozialiſtiſchen Partei in der Tſchechoſlowakei ſtatt. 
Durch vereidete Sachverſtändige der tſchechoſlowakiſchen Armee 
wurde damals die Behauptung aufgeſtellt, die Angeklagten ſtünden 
in Beziehung zur Nationalſozialiſtiſchen Partei Deutſchlands, be⸗ 
fäuden ſich in Abhängigkeit von ihr und feien als Mitglieder eines 
Volksſportvereins damit gleichzufegen den Mitgliedern der S. A. 
und S. S. in Deutſchland, die eine von der Reichswehr ausgebildete 
und organifierte Reſervearmee darſtellen. 

In derſelben Zeit beſaß aber die S. A. und S. S. genau ſo wie 
die Nationalſozialiſtiſche Partei überhaupt nicht nur keine Be⸗ 
ziehung zur Reichswehr, ſondern ſie wurde im Gegenteil als ſtaats⸗ 
feindliche Organiſation verfolgt, verboten und endlich aufgelöſt. Ja, 
darüber hinaus: Mitglieder der Nationalſozialiſtiſchen Partei, An⸗ 
gehörige der S. A. und S. S. waren von allen ſtaatlichen Amts⸗ 
ſtellen ausgeſchloſſen. Sie durften ſich nicht einmal als National⸗ 
ſozialiſten in der Tſchechoſlowakei frei bekenuen und wurden auf 
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Grund falſcher Darſtellungen zu langjährigen Zuchthausſtrafen 
verurteilt! 

Tatſächlich iſt die S. A. und S. S. der Nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Arbeiterpartei ohne jede Beihilfe, ohne jede finanzielle 
Unterſtützung des Staates, des Reiches oder gar der Reichswehr, 
ohne jede militäriſche Ausbildung und ohne jede militäriſche Aus⸗ 
rüſtung entſtanden. 

Aus rein parteipolitiſchen Bedürfuiſſen und nach parteipolitiſchen 
Erwägungen. Ihr Zweck war und iſt ausſchließlich die Beſeitigung 
der kommuniſtiſchen Gefahr, die Ausbildung ohne jede Anlehnung 
an das Heer, nur berechnet für Zwecke der Propaganda und der Auf⸗ 
klärung, pſychologiſche Maſſenwirkung und Niederbrechung des 
kommuniſtiſchen Terrors. Sie iſt eine Inſtitution der Anerziehung 
eines wahren Gemeinſchaftsgeiſtes, zur Überwindung der früheren 
Klaſſengegenſätze und zur Behebung der wirtſchaftlichen Not. 

Der Stahlhelm iſt entſtanden aus der Erinnerung an die große 
Zeit des gemeinſamen Fronterlebniſſes, zur Pflege der Tradition, 
zur Erhaltung der Kameradſchaft und endlich ebenfalls zum Schutze 
des deutſchen Volkes gegen die ſeit dem November 1918 das Volk 
bedrohende kommuniſtiſche Revolution, eine Gefahr allerdings, die 
die Länder nicht ermeſſen können, die nicht ſo wie wir Millionen 
organifierter Kommuniſten beſeſſen haben und nicht, wie in Deutſch⸗ 
land, unter dem Terror litten. Denn der wirkliche Zweck dieſer 
nationalen Organiſationen wird am beſten gekennzeichnet durch die 
tatſächliche Art ihres Kampfes und durch ihre Opfer. 

S. A. und S. S. hatten zufolge kommuniſtiſcher Mordüberfälle 
und Terrorakte in wenigen Jahren über 350 Tote und gegen 
40 000 Verletzte zu beklagen. Wenn heute in Genf verſucht wird, 
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diefe ausſchließlich innenpolitiſchen Zwecken dienenden Organiſationen 
auf die Wehrſtärken anzurechnen, dann könnte man genau ſo gut die 
Feuerwehr, die Turnvereine, die Wach- und Schließgeſellſchaften, 
die Ruderklubs und andere Sportvereine als Wehrmacht anrechnen. 

Wenn man aber weiter im gleichen Augenblick die ausgebildeten 
Jahrgänge der übrigen Armeen der Welt im Gegenſatz zu dieſen 
militäriſch vollkommen unausgebildeten Menſchen nicht in An⸗ 
rechnung bringt, wenn man die bewaffneten Reſerven der anderen 
bewußt überſieht, aber die unbewaffneten Angehörigen politiſcher 
Verbände bei uns zu zählen beginnt, dann liegt hier ein Verfahren 
vor, gegen das ich den ſchärfſten Proteſt einlegen muß! 

Wenn die Welt das Vertrauen in Recht und Gerechtigkeit zer⸗ 
ſtören will, dann ſind dies dazu geeignete Mittel. 

Denn folgendes habe ich namens des deutſchen Volkes und der 
deutſchen Regierung zu erklären: 

Deutſchland hat abgerüſtet. Es hat alle ihm im Friedensvertrag 
auferlegten Verpflichtungen weit über die Grenzen jeder Billigkeit, 
ja jeder Vernunft hinaus erfüllt. Seine Armee beträgt 100 000 
Mann. Die Stärke und die Art der Polizei find international geregelt. 

Die in den Tagen der Revolntion aufgeſtellte Hilfspolizei hat 
ausſchließlich politiſchen Charakter. Sie mußte in den kritiſchen 
Tagen des Umſturzes den von dem neuen Regime zunächſt als un⸗ 
ſicher vermuteten Teil der anderen Polizei erſetzen. Nun, nach der ſieg⸗ 
reichen Durchführung der Revolution iſt ſie bereits im Abbau begriffen 
und wird noch vor Ausgang des Jahres vollſtändig aufgelöſt fein. 

Deutſchland hat damit einen vollſtändig berechtigten moraliſchen 
Anſpruch darauf, daß die anderen Mächte ihrerſeits ihre Wer: 
pflichtungen, die ſich aus dem Vertrag von Verſailles ergeben, 
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erfüllen. Die Deutſchland im Dezember zugeſtandene Gleichberech⸗ 
tigung iſt bisher nicht verwirklicht. Wenn ſeitens Frankreichs 
immer wieder die Theſe aufgeſtellt wird, daß neben der Gleichberech⸗ 
tigung Deutſchlands die Sicherheit Frankreichs ſtehen müſſe, ſo 
darf ich demgegenüber zwei Fragen erheben: 

1. Deutſchland hat bisher alle Sicherheitsverpflichtungen über⸗ 
nommen, die ſich aus der Unterzeichnung des Vertrages don 
Verſailles, des Kelloggpaktes, der Schiedsgerichtsverträge, des 
no force-Paktes uſw. ergeben. Welches find die konkreten Siche⸗ 
rungen, die von Deutſchland noch übernommen werden können? 

2. Welche Sicherungen hat demgegenüber Deutſchland? Nach 
den Angaben beim Völkerbund beſitzt Frankreich allein an im Dienſt 
befindlichen Flugzeugen 3046, Belgien 350, Polen 700, die 
Tſchechoſlowakei 670. Dazu kommen unermeßliche Mengen an 
Reſerve⸗Flugzeugen, Tauſende von Kampfwagen, Tauſende von 
ſchweren Geſchützen ſowie alle techniſchen Mittel zur Führung des 
Krieges mit giftigen Gaſen. Hat nicht Deutſchland demgegenüber 
in ſeiner Wehr⸗ und Waffenloſigkeit mehr Berechtigung, Sicher⸗ 
heit zu verlangen, als die durch Koalitionen miteinander verbundenen 
Rüſtungsſtaaten? 

Dennoch iſt Deutſchland jederzeit bereit, weitere Sicherheitsver⸗ 
pflichtungen internationaler Art auf ſich zu nehmen, wenn alle 
Nationen ihrerſeits dazu bereit ſind, und wenn dies Deutſchland zu⸗ 
gute kommt. Deutſchland wäre auch ohne weiteres bereit, feine 
geſamte militäriſche Einrichtung überhaupt aufzulöſen und den 
kleinen Reſt der ihm verbliebenen Waffen zu zerſtören, wenn die 
anliegenden Nationen reſtlos das gleiche tun würden! Wenn aber 
dieſe anderen Staaten nicht gewillt ſind, die im Friedensvertrag von 
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Verſailles auch fie verpflichtenden Abrüſtungsbeſtimmungen durch⸗ 
zuführen, dann muß Deutſchland zumindeſt auf der Forderung feiner 
Gleichberechtigung beſtehen. Die deutſche Regierung ſieht in dem 
engliſchen Plan eine mögliche Grundlage für die Löſung dieſer 
Fragen. Sie muß aber verlangen, daß ihr nicht die Zerſtörung einer 
vorhandenen Wehreinrichtung aufgezwungen wird ohne die Zu⸗ 
billigung einer zum mindeſten qualitativen Gleichberechtigung. 
Deutſchland muß fordern, daß eine Umwandlung der heutigen, von 
Deutſchland nicht gewollten, ſondern uns erſt vom Ausland auf⸗ 
erlegten Wehreiurichtung Zug um Zug erfolgt im Maße der tat⸗ 
ſächlichen Abrüſtung der anderen Staaten. 

Dabei erklärt ſich Deutſchland im weſentlichen damit einver⸗ 
ſtanden, eine Übergangsperiode von fünf Jahren für die Herſtellung 
feiner nationalen Sicherheit anzunehmen, in der Erwartung, daß 
nach dieſer Zeit die wirkliche Gleichſtellung Deutſchlands mit den 
anderen Staaten erfolgt. Deutſchland iſt ferner ohne weiteres 
bereit, auf Augriffswaffen überhaupt Verzicht zu leiſten, wenn 
innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes die gerüſteten Nationen 
ihrerſeits dieſe Angriffswaffen vernichten und durch eine internatio⸗ 
nale Konvention ihre Anwendung verboten wird. Deutſchland hat 
nur den einzigen Wunſch, ſeine Unabhängigkeit zu wahren und ſeine 
Grenzen ſchützen zu können. 

Nach einem Ausſpruch des franzöſiſchen Kriegsminiſters vom 
Februar 1932 kann ein großer Teil der farbigen franzöſiſchen 
Streitkräfte ſofort auf dem franzöſiſchen Feſtland verwendet werden. 
Er rechnet ſie deshalb ausdrücklich zu den Heimatſtreitkräften. 

Es entſpricht deshalb nur der Gerechtigkeit, die farbigen Streit⸗ 
kräfte auch bei der Abrüſtungskonferenz als Beſtandteil des fran⸗ 
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zöfifchen Heeres zu berückſichtigen. Während man dies ablehnt, will 
man bei er deutſchen Heeresſtärke Verbände und Organiſationen 
berückſichtigen, die uur volkserzieheriſchen und ſportlichen Zwecken 
dienen und überhaupt keine militäriſche Ausbildung genießen. In 
den anderen Ländern ſollen dieſe Verbände aber überhaupt für die 
Heeresſtärke nicht in Frage kommen. 

Das iſt natürlich ein ganz unmögliches Verfahren. Deutſchland 
würde ſich auch jederzeit bereit erklären, im Falle der Schaffung 
einer allgemeinen internationalen Kontrolle der Rüſtungen bei 
gleicher Bereitwilligkeit der anderen Staaten die betreffenden Ver⸗ 
bände dieſer Kontrolle mit zu unterſtellen, um ihren vollſtändig un⸗ 
militäriſchen Charakter eindeutig vor der ganzen Welt zu beweiſen. 
Ferner wird die deutſche Regierung kein Waffenverbot als zu ein⸗ 
ſchneidend ablehnen, wenn es in gleicher Weiſe auch auf die anderen 
Staaten Anwendung findet. 

Die Forderungen bedeuten nicht eine Aufrüſtung, ſondern ein 
Verlangen nach Abrüſtung der anderen Staaten. Ich begrüße dabei 
noch einmal namens der deutſchen Regierung den weitausſchauenden 
und richtigen Plan des italieniſchen Staatschefs, durch einen be⸗ 
ſonderen Pakt ein enges Vertrauens⸗ und Arbeitsverhältnis der vier 
europäiſchen Großmächte England, Frankreich, Italien und Dentſch⸗ 
land herzuſtellen. Der Auffaſſung Muſſolinis, daß damit die 
Brücke zu einer leichteren danernden Verſtändigung geſchlagen 
werden könnte, ſtimmt die deutſche Regierung aus innerſter Über⸗ 
zeugung zu. Sie will das äußerſte Entgegenkommen zeigen, ſofern 
auch die anderen Nationen zu einer wirklichen Überwindung etwa 
entgegenſtehender Schwierigkeiten geneigt ſind. 

Der Vorſchlag des amerikaniſchen Präſidenten Rooſevelt, von 


302 


dem ich heute nacht Kenntnis erhielt, verpflichtet deshalb die 
deutſche Regierung zu warmem Danke. Sie iſt bereit, dieſer 
Methode zur Behebung der internationalen Kriſe zuzuſtimmen, denn 
auch ſie iſt der Auffaſſung, daß ohne die Löſung der Abrüſtungs⸗ 
frage auf die Dauer kein wirtſchaftlicher Wiederaufbau denkbar iſt. 
Sie iſt bereit, ſich an dieſem Werk der Inordnungbringung der 
politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Welt uneigennützig 
zu beteiligen. Sie iſt, wie ich ſchon eingangs betonte, ebenſo über⸗ 
zeugt, daß es heute nur eine große Aufgabe geben kann: 

Den Frieden der Welt zu ſichern. Ich fühle mich verpflichtet, 
feſtzuſtellen, daß der Grund für die heutigen Rüſtungen Frankreichs 
oder Polens unter keinen Umſtänden die Furcht dieſer Nationen vor 
einer deutſchen Invaſion fein kaun. Denn dieſe Furcht hätte ihre 
Berechtigung ja nur im Vorhandenſein jener modernen Angriffs⸗ 
waffen. Gerade dieſe modernen Angriffswaffen aber beſitzt Deutſch⸗ 
land überhaupt nicht, weder ſchwere Artillerie, noch Tanks, noch 
Bombenflugzeuge, noch Giftgaſe. 

Die einzige Nation, die mit Recht eine Invaſion fürchten könnte, 
iſt daher die deutſche, der man nicht nur die Angriffswaffen verbot, 
ſondern ſogar das Recht auf Verteidigungswaffen beſchnitt und auch 
die Anlage von Grenzbefeſtigungen unterſagte. 

Deutſchland iſt jederzeit bereit, auf Angriffswaffen zu verzichten, 
wenn die übrige Welt ein Gleiches tut. Deutſchland iſt bereit, 
jedem feierlichen Nichtangriffspakt beizutreten, denn Deutſchland 
denkt nicht an einen Angriff, ſondern nur an ſeine Sicherheit. 

Deutſchland würde die in dem Vorſchlag des Präſidenten Rooſevelt 
angedeutete Möglichkeit begrüßen, die Vereinigten Staaten als 
Friedensgaranten in die europäiſchen Verhältniſſe einzubeziehen. 
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Dieſer Vorſchlag bedeutet eine große Beruhigung für alle, die an 
der aufrichtigen Erhaltung des Friedens mitarbeiten wollen. Wir 
aber haben keinen ſehnlicheren Wunſch, als dazu beizutragen, daß 
die Wunden des Krieges und des Verſailler Vertrages endgültig 
geheilt werden. Deutſchland will keinen auderen Weg dabei gehen 
als den, der durch die Verträge ſelbſt als berechtigt anerkannt iſt. 
Die deutſche Regierung wünſcht ſich über alle ſchwierigen Fragen 
mit den Nationen friedlich auseinanderzuſetzen. Es weiß, daß jede 
militäriſche Aktion in Europa, auch bei deren völligem Gelingen, 
gemeſſen an den Opfern, in keinem Verhältnis ſtehen würde zu dem 
Gewinn. 

Die deutſche Regierung und das deutfche Volk werden ſich aber 
unter keinen Umſtänden zu irgendeiner Unterſchrift nötigen laſſen, 
die eine Verewigung der Disqualifizierung Deutſchlands bedeuten 
würde. Der Verſuch, dabei durch Drohungen auf Regierung und 
Volk einzuwirken, wird keinen Eindruck zu machen vermögen. Es iſt 
denkbar, daß man Deutſchland gegen jedes Recht und gegen jede 
Moral vergewaltigt, aber es iſt undenkbar und ausgeſchloſſen, daß 
ein ſolcher Akt von ſelbſt durch eine Unterſchrift Rechtsgültigkeit 
erhalten köunte. 

Wenn in Zeitungsartikeln und in bedauerlichen Reden verſucht 
wird, Deutſchland Sanktionen anzudrohen, ſo könnte ein ſolches 
ungeheuerliches Verfahren nur die Strafe dafür ſein, daß wir durch 
die Forderung nach Abrüſtung die Erfüllung der Verträge verlangen. 

Ein ſolcher Vorgang könnte nur zur endgültigen moraliſchen und 
tatſächlichen Außerkraftſetzung der Verträge ſelbſt führen. Deutſch⸗ 
land würde aber auch in dem Fall ſeine friedlichen Forderungen 
niemals aufgeben. Die politiſchen und wirtſchaftlichen Folgen, das 
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Chaos, das ein folcher Verſuch in Europa herbeiführen müßte, fiele 
zur Verantwortung derer, die gegen ein Volk, das der Welt nichts 
zuleide tut, mit ſolchen Mitteln kämpften. 

Jeder ſolche Verſuch, jeder Verſuch einer Vergewaltigung 
Deutſchlands auf dem Wege einer einfachen Majoriſierung gegen 
den klaren Sinn der Verträge, köunte nur durch die Abſicht diktiert 
ſein, uns von den Konferenzen zu entfernen. Das deutſche Volk 
beſitzt aber heute Charakter genug, in einem ſolchen Fall ſeine Mit⸗ 
arbeit den anderen Nationen nicht aufoktroyieren zu wollen, ſondern, 
wenn auch ſchweren Herzens, die dann einzig mögliche Konſequenz 
zu ziehen. 

Als dauernd diffamiertes Volk würde es uns auch ſchwerfallen, 
noch weiterhin dem Völkerbund anzugehören. 

Die deutſche Regierung und das deutſche Volk ſehen die Kriſe 
der heutigen Zeit. Jahrelang iſt von Deutſchland aus vor den 
Methoden gewarnt worden, die zu dieſem politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Ergebnis führen mußten. Wenn auf dem bisherigen Wege 
und mit den bisherigen Methoden weiter fortgefahren wird, kann 
das Ende nicht zweifelhaft ſein. Nach ſcheinbaren politiſchen Er⸗ 
folgen einzelner Mationen werden um ſo ſchwerere wirtſchaftliche 
und damit politiſche Kataſtrophen für alle die Folge ſein. Sie zu 
vermeiden, ſehen wir als erſte und oberſte Aufgabe an. 

Bisher iſt Wirkſames dagegen nicht unternommen worden. 
Wenn uns dor der übrigen Welt vorgehalten wird, daß man dem 
früheren Deutſchland ſehr wohl gewiſſe Sympathien entgegen⸗ 
gebracht hätte, ſo haben wir die Folgen und Auswirkungen dieſer 
„Sympathien“ in Deutſchland und für Deutſchland jedenfalls 
kennengelernt! 
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Millionen zerſtörter Exiſtenzen, ganze Berufsſtände ruiniert und 
eine ungeheure Armee von Arbeitsloſen — ein troſtloſer Jammer, 
deſſen ganzen Umfang und Tiefe ich am heutigen Tage der übrigen 
Welt nur durch eine einzige Zahl zum Verſtändnis bringen möchte: 

Seit dem Tage der Unterzeichnung dieſes Vertrages, der als 
Friedenswerk der Grundſtein zu einer neuen und beſſeren Zeit für 
alle Völker ſein ſollte, haben ſich in unſerem deutſchen Volk — faſt 
nur ans Not und Elend — 224 900 Menſchen mit freiem Willen 
das Leben genommen, Männer und Frauen, Greiſe und Kinder! 

Dieſe unbeſtechlichen Zeugen ſind Ankläger gegen den Geiſt und 
die Erfüllung eines Vertrages, von deſſen Wirkſamkeit einſt nicht 
nur die andere Welt, ſondern auch Millionen Menſchen in Deutſch⸗ 
land ſich Heil und Segen verſprochen haben. Mögen die anderen 
Nationen daraus aber auch den unerſchütterlichen Willen Deutſch⸗ 
lands verſtehen, eine Periode der menſchlichen Irrungen endlich ab⸗ 
zuſchließen, um den Weg zu finden zu einer endlichen Verſtändigung 
aller auf dem Boden gleicher Rechte!“ 

Nach dieſer bedeutſamen Rede des Reichskanzlers, der die ganze 
Welt lauſchte, erhob ſich der deutſche Reichstag wie ein Mann, 
um den Willen des Volkes zum Ausdruck zu bringen: Deutſchland 
ſteht geſchloſſen hinter ſeinem Kanzler und der Regierung! Deutſch⸗ 
land fordert Gleichberechtigung! 

Der „Völkiſche Beobachter“ ſchreibt zu dieſer denkwürdigen Rede: 

„Keiner, der die Reichstagsſitzung vom 17. Mai miterlebt hat, 
wird ſie jemals wieder vergeſſen. Es wirkte in dieſer kurzen Stunde 
ein Stück Weltgeſchichte, wir alle fühlten nur wie ein Block, und 
der Kanzler oben wußte, daß ſein Mund heute für die geſamte 
Nation ſprach, daß ihr Leiden heute durch ihn Ausdruck finden 
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Auf dem Gebäude der Arbeiterbank wurde die Hakenkreuzflagge gehißt. 


Die Hakenkreuzflagge auf dem Gewerkſchaftshaus am Engelufer in Berlin. 


mußte, daß ihr Stolz nach feinem Wort verlangte angeſichts einer 
heuchleriſchen, gewiſſeuloſen Hetze in vielen Staaten, die einem Volk 
von tauſendjähriger Geſchichte primitivſte Selbſterhaltungsrechte 
abzuſprechen ſich geſtattete. | | 

Und fo geht denn unſeres Führers Rede ein in die Weltgeſchichte 
als ein Akt, der zugleich Ausdruck heißeſten Friedenswillens wie 
Behauptung deutſcher Würde und verbriefter Rechtsanſprüche iſt. 
Eine gewiſſe Preſſe wird es angeſichts der Monumentalität der Rede 
und der Spannung Hunderter von Millionen doch nicht wagen, 
„gekürzte“ Wiedergaben zu bringen und die formvollendeten Satz⸗ 
faſſungen zu verfälſchen. 

Mit zwingender Logik eröffnete des Deutſchen Reiches Kanzler 
durch eine knappe geſchichtliche Schau das große Nationalitäten⸗ 
problem, deſſen Löſung die Aufgabe in Verſailles geweſen wäre. 
Mit einem Ruck ſtanden die Dinge in der richtigen weltgeſchicht⸗ 
lichen Perfpeftive, und das furchtbare Bild der zerſtörten National⸗ 
wirtſchaften erwies ſich als notwendige Folge eines nur durch Leiden⸗ 
ſchaften diktierten Vertragswerkes. Gerade hier ſetzte auch die 
Kennzeichnung unſeres Nationalſozialismus ein. Dieſer unter⸗ 
ſcheidet ſich von jenem des 19. Jahrhunderts durchaus. Denn früher 
wollte man die Zahl der Staatsbürger durch Nationaliſierungs⸗ 
berſuche vergrößern, heute wollen wir etwa aus den geringen pol- 
niſchen Minderheiten gar keine Zwangsdeutſchen machen. Die 
Scheidung ſoll eine freiwillige bleiben, aber das gleiche Recht fordert 
auch Deutſchland für ſeine Volksgenoſſen. 

Wenn das Ausland dieſe Ausführungen des Kanzlers nur mit 
etwas Sachlichkeit leſen wird, ſo muß es nach und nach ein anderes 
Bild von den Triebfedern der deutſchen Volkserhebung erhalten, als 
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es bisher dank vieler ſkrupelloſer Entſtellungen möglich geweſen iſt. 
Das Bekenntnis Adolf Hitlers zudem zu der Methode des amerika⸗ 
niſchen Präſidenten, die Abrüſtung ſich als Ziel zu ſetzen, macht den 
Appell Rooſevelts in dieſer Hinſicht doppelt bedeutſam und wird 
eine Scheidung der Geiſter beſchleunigen helfen: in jene, die Frieden 
wollen, und in jene, die die Aufrüſtung im Dienſte großer ſkrupel⸗ 
loſer Rüſtungsinduſtrien im Weſten und Oſten erſtreben, ſomit die 
ganze Welt weiter in Unruhe verſetzen wollen. 

Wie zunächſt feſtgeſtellt werden kann, hat bereits vielerorts ein 
Umſchwung der bisher haßerfüllten Geiſter ſtattgefunden. 

Deutſchland hat geſprochen. Ernſt, friedfertig und würdig. Auch die 
Sozialdemokratie hat ſich eingefügt in dieſes Wolleu. Das deutſche 
Volk ſteht in ſeiner Geſamtheit geſchloſſen hinter ſeinem Führer. 

Jetzt iſt es an der übrigen Welt, das Wort und die Tat des 
Friedeus zu finden.“ 

Die geſamte Welt konnte ſich dieſer eindrucksvollen Rede des 
deutſchen Kanzlers nicht entziehen, ſelbſt die franzöſiſche Preſſe 
mußte Beifall ſpenden. Nach dieſen Erklärungen Adolf Hitlers 
wird es den Gegnern Deutſchlands nicht mehr möglich ſein, ihre 
Beſchuldigung von der intranſigenten Haltung Deutſchlands auf⸗ 
rechtzuerhalten. Deutſchland wird und muß wieder ein gleich⸗ 
berechtigtes Glied unter den Staaten der Welt werden! 

Wir bauen ein neues Deutſchland, ein Vaterland der Ehre, der 
Freiheit und Größe, ein Volk gleicher, ſtarker Geſinnung, einen 
Staat der Helden und nicht der Händler. 

Trotzig und unbeugſam marſchieren wir auf dieſes Ziel! 


(Ernſt Röhm) 
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